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EDITORIAL/093: Begünstigt sind die Zornigen (SB)





Wochendruckausgabe 93 der Elektronischen Zeitung Schattenblick zum
07.07.2018
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Begünstigt sind die Zornigen

20 Und er hob seine Augen auf über seine Jünger und sprach: Selig
seid ihr Armen; denn das Reich Gottes ist euer.

21 Selig seid ihr, die ihr hier hungert; denn ihr sollt satt
werden. Selig seid ihr, die ihr hier weinet; denn ihr werdet
lachen.

22 Selig seid ihr, so euch die Menschen hassen und euch ausstoßen
und schelten euch und verwerfen euren Namen als einen bösen um des
Menschensohnes willen.

23 Freuet euch an jenem Tage und frohlocket; denn siehe, euer Lohn
ist groß im Himmel. Desgleichen taten ihre Väter den Propheten
auch.

(Neues Testament, Lukas Evangelium, Kapitel 6, Vers 20-23,
Seligpreisungen)



Und er hob seine Augen auf über seine Schüler und sprach:

"In Wahrheit sind die Armen stark, denn sie haben nichts zu verlieren.
Ihr Hunger lehrt sie die Sättigung und die Kraft des angestauten
Zornes, und er ist unverdorben vom Schlingen, Prassen und
Verschwenden. Nur solche, welche Tränen und Schmerzen kennen, wissen,
wofür sie kämpfen und sind fähig, von Herzen zu lachen. Unbeugsam sind
sie, wenn sie um dieser Wahrheiten willen beschimpft, gehaßt und
verworfen werden, denn die Reichen und Gewaltigen fürchten ihren
Aufstand. Laßt euch diese Gewißheiten nicht nehmen, denn ihr könnt
euch des Sieges sicher sein. Schon immer mußten sich die Unterdrückten
selbst befreien."

(aus: Helmut Barthel: Ein Zimmermann in der Wüste. Es begab sich aber
vielleicht auch ... Eine heitere Exegese neutestamentarischer
Begebenheiten, MA-Verlag 2016, Seite 43f)

Ihre Schattenblick-Redaktion


6. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





AUSSTELLUNG/4419: Oldenburg - Fotowettbewerb 2017, "Our world is beautiful", 16.07.-07.09.2018


Our world is beautiful

Fotoausstellung im Schlauen Haus Oldenburg

Mo. 16.07.2018 - Fr. 07.09.2018

Ausstellungseröffnung

Di., 17.07.2018, 19.30 - 21.00 Uhr



Die Fotoausstellung zeigt die Gewinnerfotos des weltgrößten offenen
Fotowettbewerbs 2017 "Our world is beautiful" von CEWE. Die Teilnehmer
wurden aufgefordert, ihre individuelle Sicht auf die Schönheit der
Welt festzuhalten. In den sechs verschiedenen Kategorien Sport,
Menschen, Landschaften, Architektur, Verkehr und Infrastruktur und
Natur konnten Fotos eingereicht werden. Der Finne Janne Kahila erhielt
den CEWE Photo Award für seine Aufnahme von den Faröer-Inseln.

Schlaues Haus Oldenburg

Schlossplatz 16, 26122 Oldenburg

Tel. 0441/ 9987 3398

E-Mail: info@schlaues-haus-ol.de

http://www.schlaues-haus-ol.de

 * 

Quelle:

Carl von Ossietzky Universität Oldenburg

Referat Forschung und Transfer

Schlaues Haus Oldenburg

D-26111 Oldenburg

Tel.: ++49 441 798-2463, Fax: ++49 441 798-2399

http://www.schlaues-haus-ol.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Juli 2018 
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EVENT/253: Moorbad Harbach - KASUMAMA Afrika Festival, 11.-15.07.2018


18. KASUMAMA Afrika Festival 

11.-15.07.2018 in Moorbad Harbach, Österreich



Von 11. bis 15. Juli bieten wir wieder ein abwechslungsreiches
Programm, das die kulturelle Vielfalt des afrikanischen Kontinents
näher bringt. Untertags sorgen zahlreiche Workshops für Kinder und
Erwachsene, ein bunter Bazar, Filmvorführungen, Lesungen, akustische
Konzerte, Vorträge und Diskussionen für spannende Unterhaltung. Abends
verwandelt sich das Festivalgeschehen in eine große Tanz-Party mit
Live-Konzerten heimischer und internationaler Stars und Newcomer,
diesmal mit einem musikalischen Schwerpunkt auf die Nachbarländer
Mali, Burkina Faso und Elfenbeinküste sowie der Präsentation eines
außergewöhnlichen Musikprojekts aus Namibia mit der seltenen Kultur
der Volksgruppe San.

Musikprogramm

Shishani & Namibian Tales eröffnen das 18. KASUMAMA Afrika Festival
mit einem musikalischen Juwel - ihrem neuen Projekt "Kalahari
Encounters", mit dem sie vier Sängerinnen der Volksgruppe San und
deren einzigartiges Kulturerbe präsentieren. Die umwerfende Künstlerin
Dobet Gnahoré (Elfenbeinküste), die KASUMAMA bereits zwei Mal mit
ihrer hoch energetischen Bühnen-Performance begeisterte, meldet sich
mit neuem Album zurück. Eine magische Begegnung von zwei Musikern aus
Mali und Burkina Faso hat die Formation Debademba hervorgebracht, die
auf ihrem Streifzug durch sämtliche Musikstile Westafrikas einen
explosiven Sound schaffen. Aus Mali stammt auch der feinfühlige N'Goni
Spieler Abou Diarra, der bereits mit den ganz Großen seiner Heimat
zusammen gearbeitet hat und nun als Solo-Künstler für Aufsehen sorgt.
Die in Österreich beheimatete Formation rund um den hochkarätigen
Perkussionisten Louis Sanou & Les Cinq Frères (Burkina Faso)
präsentiert ihr neues Album mit traditioneller Musik ganz im Stile der
Griot-Familie. Auch der Perkussionist Ladji Kanté von der
Elfenbeinküste lebt mittlerweile in Österreich, von wo aus er die
traditionelle Musik seiner Heimat in die Welt hinaus trägt. Und für
fröhliche Reggae-Sounds und jede Menge "good Vibes" sorgt der Kenianer
Cloud Tissa mit seiner mitreißenden Bühnenshow.

Workshops & Karibu Stage

Die Karibu Stage ehrt den großen Jubilar Nelson Mandela und widmet
sich mit spannenden Filmen und Diskussionsrunden verschiedenen
Revolutionen und Freiheitskämpfen. MusikerInnen experimentieren und
diskutieren miteinander und selbstverständlich ist Storyteller
Tormenta Jobarteh mit seinen lustigen Geschichten wieder zu Gast.
Das Workshop Programm bietet neben den beliebten Workshops wie Djembe,
Afro Dance, Kochen, Fußball oder Sandbilder dieses Jahr auch
äthiopischen Tanz, Storytelling und Ngoni spielen.

Tickets

Der Vorverkauf läuft noch bis Samstag, 7. Juli, danach gelten die
Normalpreise. Tickets sind auf unserer Website bei Eventjet
erhältlich sowie bei Ö-Ticket, Tel: 01-96096 und bei allen Ö-Ticket
Vorverkaufsstellen. Alle Ticket-Infos findet ihr unter www.kasumama.at

Anreise

Damit ihr gut zum Festivalgelände findet, hier noch einige Hinweise
zur Anreise: Mit dem Zug: es gibt für eine Teilstrecke von Wien aus
einen Schienenersatzverkehr nach Gmünd, wodurch sich die Fahrtzeit
etwas verlängert. Mit dem Auto über Krems: Zwettl wird neuerdings
umfahren, man muss nicht mehr durch die Stadt fahren! Also einfach auf
der neuen Hauptstraße bleiben und nicht nach Zwettl abfahren. Es gibt
eine eigene Abfahrt für Weitra (zuvor kommt noch Gmünd/Waidhofen). Die
Abfahrt ist relativ klein beschildert, also Augen offen halten! Auf
der Rückreise nimmt man die Abzweigung nach St. Pölten. Baustelle: Im
Kreisverkehr von Weitra wird man wegen einer Baustelle umgeleitet. Da
folgt ihr für eine kurze Strecke auf kleinen Straßen den
Umleitungsschildern. Und unsere KASUMAMA-Wegweiser führen euch dann
natürlich auch gut bis ans Ziel!

 * 

Quelle:

KASUMAMA - Verein zur Förderung des interkulturellen Austausches

Lauterbach 40, 3970 Moorbad Harbach

E-mail: info@kasumama.at

Tel: +43 676 9743467

Internet: www.kasumama.at
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KURSUS/4979: Herten - VHS-Programm 2018/2019 ist ab sofort erhältlich


Neues und Altbewährtes

Das VHS-Programm 2018/2019 ist ab sofort erhältlich



Herten. Von politischen Vorträgen über Fremdsprachen bis hin zu
Gesundheitsangeboten - die Volkshochschule Herten (VHS) bietet mit
rund 300 Kursen auch im kommenden Programmjahr 2018/2019 ein breites
Spektrum an Möglichkeiten zur Weiterbildung. Die aktuellen
Programmhefte liegen ab sofort in den öffentlichen Einrichtungen im
Stadtgebiet aus. Interessierte können auch mit der vhsApp mobil auf
Kurssuche gehen. Eine Anmeldung ist über www.vhs-herten.de möglich.

Im neuen Studienjahr wirft die VHS einen Blick in die Geschichte und
bietet dazu verschiedene Angebote: 100 Jahre Frauenwahlrecht, 100
Jahre Novemberrevolution, 70 Jahre Gelichstellungsartikel im
Grundgesetz und 70 Jahre doppelte Staatsgründung. Auch der Vortrag zur
Semestereröffnung am Montag, 24. September, behandelt ein
hochaktuelles politisches Thema. Ismail Küpeli referiert zum
Leitgedanken "Eskalation in der Türkei - Konsequenzen für das
Zusammenleben in Deutschland" und lädt zur anschließenden Diskussion
ein. "Wir wollen mit den Themen den Nerv der Zeit treffen und freuen
uns, wieder so ein umfangreiches Programm anbieten zu können", so
Peter Brautmeier, Fachbereichsleiter für Bildung, Kultur und Sport.

 Schwerpunktthemen aus Politik und Film

Weitere politische Vorträge, Lesungen und Filme zu den Ereignissen in
den vergangenen 100 Jahren schließen sich im Laufe des Semesters an.
"Bei den politischen Themen darf ein Besuch im Landtag NRW natürlich
nicht fehlen", erklärt Monika Engel, Leiterin der VHS. Neben dem
Besuch im Landtag bietet die VHS auch wieder ein Speed-Dating mit
Hertener Politikerinnen an. Im Frühjahr 2019 können Interessierte dann
mit der VHS eine Ratssitzung besuchen und bekommen vorher viele
Informationen zum Aufbau und der Aufgabe des Rates.

Ab dem 9. Oktober führt die VHS verschiedene Filmabende durch, die
sich dem Schwerpunktthema "Starke Frauen" widmen. Eine kurze
Einführung und die Möglichkeit zum anschließenden Austausch sind ein
fester Bestandteil der Filmabende.

 EDV, Fotografie und Fremdsprachen

Wer sich im Bereich EDV weiterbilden möchte, findet im neuen Programm
entsprechende Angebote. Schulungen zu Word, Excel und Co. bereiten auf
den Umgang mit dem PC zu Hause und am Arbeitsplatz vor. Der Umgang und
die Nutzung von Facebook werden zielgruppenorientiert angeboten. So
gibt es z. B. wieder eigene Kurse für Seniorinnen und Senioren sowie
Unternehmerinnen, Unternehmer, Selbständige und Vereine. Neu im
Programm sind die Kurse "Selfpublishing" und "Storytelling". "Wir
wollten mal was neues ausprobieren und sind gespannt, wie die Kurse
bei den Teilnehmenden ankommen", so VHS-Studienleiter Manfred Nousch.

Fotografie wird als Hobby immer beliebter, aber viele Menschen
möchten ihre Kenntnisse erweitern, um bessere Bilder zu bekommen. Hier
helfen die Tipps der Expertinnen und Experten in einer "Sommerschule
Digitale Fotografie". Für Kinder und Jugendliche zwischen 12 und 16
Jahren bietet die VHS die "Ferienschule Fotografieren" in den
Osterferien 2019 an.

 Gesundheitsangebote

Interessierte können sich im Bereich Gesundheit für zahlreiche
Vorträge, z. B. zu den Themen "Grundwissen Laborwerte", "Ernährung im
Arbeitsalltag", "Herz außer Takt" und vielen mehr anmelden. Erfahrene
Ärztinnen, Ärzte, Referentinnen und Referenten geben dabei wichtige
Informationen.

"Wir bieten auch wieder ein breites Angebot an Entspannungskursen, da
hier die Nachfrage von Bürgerinnen und Bürgern besonders hoch ist", so
VHS-Studienleiterin Barbara Dittrich. Neben dem Wochenendkurs "Zeit
für mich - Entspannen im Alltag" bietet die VHS auch Yoga, Autogenes
Training, Tai Chi, Qigong sowie diverse Gymnastik- und Bewegungskurse
an. Passend dazu wird der Kurs "Ernährung im Arbeitsalltag - Wie kann
ich dazu beitragen, fit und leistungsfähig zu bleiben" angeboten.

 Weitere Informationen

Das Programm liegt ab sofort in öffentlichen Einrichtungen aus und
ist online unter www.vhs-herten.de verfügbar. Die Anmeldung erfolgt
über www.vhs-herten.de oder mit den Anmeldekarten, die den
Programmheften beiliegen.

Nach fast 20 Jahren hat die VHS Herten in diesem Jahr die Entgelte
erhöht. Gleichzeitig ist das Mindesthonorar für die Kursleiterinnen
und Kursleiter erhöht worden. "Wir glauben, dass diese
Entgeltanpassung nach den vielen Jahren gerechtfertigt und die
Erhöhung moderat ist", so Monika Engel. Angebote wie das Nachholen der
Schulabschlüsse und viele Angebote zur politischen Bildung bleiben
weiterhin kostenlos.

 Die vhsApp

Die vhsApp der Volkshochschulen ist für iPhones im App-Store und für
Android-Geräte im Google-Play-Store kostenlos erhältlich.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. Juli 2018

Pressestelle der Stadt Herten

45697 Herten

Telefon: (02366)303-357

Fax: (02366)303-588

E-Mail: pressestelle@herten.de

Internet: www.herten.de
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INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1189: Berlin - Queer*East Festival, Literatur, Musik und Performance, 01.-03.08.2018


Literarisches Colloquium Berlin - Programm im August 2018

Literarisches Colloquium Berlin, Am Sandwerder 5, S-Bahn-Station
Wannsee

Queer*East Festival 1. - 3. August 2018

Literatur, Musik, Performance am Wannsee aus Mittel-, Ost- und
Südosteuropa



Das internationale Literatur-, Musik und Performance-Festival findet
vom 1. bis 3. August 2018 im Literarischen Colloquium Berlin mit dem
Schwerpunkt Mittel-, Ost- und Südosteuropa statt.

Autoritäre Regime drängen "andere Lebensformen" immer weiter an den
Rand der Gesellschaft. Rechtspopulisten und andere
anti-emanzipatorische Kräfte machen Front gegen "Homo-Propaganda" und
queeren Aktivismus. Welche Verantwortung und Aufgabe haben Kunst und
Literatur in diesen Zeiten?

Schriftsteller*innen und andere Künstler*innen aus 18 Ländern sind
eingeladen, über Literatur, ihre gesellschaftliche Bedingtheit und
Bedeutung zu diskutieren.

Das hochkarätig besetzte Festival widmet sich Fragen wie: Was
bedeutet es heute, in Polen, Bosnien oder Russland ein queeres Leben
zu führen? Wo und wie gestaltet sich dieses Leben im Spannungsfeld
von Internet und Zensur? Wie hat sich Kunst, die sich mit Homo-Themen
beschäftigt, in den Ländern Mittel- und Osteuropas in den letzten
Jahren entwickelt? Gibt es überhaupt so etwas wie queere Literatur -
und wie sähe die aus?

Die Liste der Teilnehmenden umfasst mehr als 40 Personen, darunter
Zofia Bán, Murathan Mungan, Traude Bührmann, Gabriele Leupold und
Jacek Dehnel.

Detailliertes Programm: www.lcb.de

Eintritt:

1. August frei,

Tagesticket 8/5 Euro,

Festivalpass 12/10 Euro

 * 

Quelle:

LCB-Newsletter

Literarisches Colloquium Berlin e.V. (LCB)

Am Sandwerder 5, D-14109 Berlin

Telefon: 049 (0) 30 - 816 99 6 15, Fax: 049 (0) 30 - 816 996-19

E-Mail: mail@lcb.de

Internet: www.lcb.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / BILDUNG UND KULTUR / VERANSTALTUNGEN





TREFF/1188: Wertheim - Open-Air-Führung durch die Eichelgasse am 31. Juli 2018


Open-Air-Führung durch die Eichelgasse



Wertheim. Die "Open-Air-Führung durch die Eichelgasse" am Donnerstag,
19. Juli, ist bereits ausgebucht. Die nächste Möglichkeit zur
Teilnahme an der Führung mit Ursula Wehner besteht am Dienstag, 31.
Juli, um 19 Uhr.

Die Teilnehmerzahl ist auf 20 Personen begrenzt. Deshalb bittet das
Grafschaftsmuseum um Anmeldung unter Telefon 09342/301-511. Treffpunkt
ist an der Kasse des Grafschaftsmuseums, von dort geht es gemeinsam
zur nahegelegenen Eichelgasse. Die Teilnahmegebühr beträgt 4,50 Euro
pro Person.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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STANDPUNKT/264: Statt in Aufrüstung in Zivile Konfliktbearbeitung, Friedenserziehung und Rüstungskonversion investieren (IPPNW)


IPPNW-Pressemitteilung vom 10. Juli 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Statt in Aufrüstung in Zivile Konfliktbearbeitung, Friedenserziehung und
Rüstungskonversion investieren

NATO-Gipfel in Brüssel



Die IPPNW lehnt die geplante Erhöhung der Militärausgaben auf 2 % der
Wirtschaftsleistung ab. Die ärztliche Friedensorganisation fordert die
deutsche Bundesregierung stattdessen auf, sich angesichts weiter steigender
internationaler, aber auch innergesellschaftlicher Spannungen verstärkt für
Zivile Konfliktbearbeitung und Krisenprävention einzusetzen sowie die
soziale Ungleichheit in Deutschland zu verringern.

Neben einem Ende von Auslandseinsätzen, Aufrüstung und deutschen
Rüstungsexporten in Kriegs- und Krisengebiete fordert die IPPNW ein
umfassendes Konzept Ziviler Konfliktbearbeitung. Die Förderung von einer
auf Verständigung und Ausgleich bedachten internationalen Politik
Deutschlands ist die richtige Antwort auf die von der NATO in Wales
beschlossene und vom US-Präsidenten und dem NATO-Generalsekretär immer
wieder erhobenen Forderung, deutsche Rüstungsausgaben auf 2% des BIP fast
zu verdoppeln. "Das Leiden der von Krieg betroffenen Menschen ruft die Welt
dazu auf, mit zivilen Mitteln Prävention zu betreiben. Darin wäre eine
Friedens- und Sicherheitsstrategie erkennen, nicht aber in dem
2%-Konjunkturprogramm für die Rüstungsindustrie", erklärt Susanne
Grabenhorst, stellvertretende Vorsitzende der IPPNW.

Die Ansätze für zivile Konfliktbearbeitung und Friedensförderung der
Bundesregierung sollten mit Hilfe der umgewidmeten Gelder aus dem
Militärhaushalt gestärkt, verbessert und ausgeweitet werden. "Wenn die
vorgesehene Erhöhung des Wehretats auf 2% des Bruttoinlandsproduktes
stattdessen der zivilen Konfliktbearbeitung oder Maßnahmen zur Förderung
sozialer Gerechtigkeit zugute kämen, wären dies große Fortschritte für
Frieden und Sicherheit", so Grabenhorst. Die von der Friedens- und
Konfliktforschung erarbeiteten Handlungsansätze sollten erprobt und
weiterentwickelt werden und Menschen darin geschult werden. Notwendig sei
zudem eine Förderung von Friedensorganisationen, Friedensforschung und
Friedenserziehung sowie Rüstungskonversion.

Zudem müssten psychische Traumafolgestörungen bei Kriegsopfern und
Soldat*innen behandelt werden, ohne das Ziel, diese wieder für
Militäreinsätze "einsatzbereit" zu machen. "Traumatisierte Kämpfer*innen
leiden nicht nur selber, sondern sie bringen oft auch Leid und Gewalt in
ihre Familien und ihre Gesellschaften durch Suizide und aggressive
Impulsdurchbrüche," erklärt Grabenhorst.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juli 2018

Internationale Ärzte für die Verhütung des Atomkrieges,

Ärzte in sozialer Verantwortung e.V. (IPPNW), Sektion Deutschland

Körtestr. 10, 10967 Berlin

Tel. 030/69 80 74-0, Fax: 030/69 38 166

E-Mail: ippnw@ippnw.de

Internet: www.ippnw.de
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TREFF/249: Hanau - Veranstaltungsreihe rund ums Thema "Gleichberechtigung" ab 12.8..


Röcke haben in der Politik nichts verloren

Veranstaltungsreihe des Frauenbüro Hanau erinnert an 100 Jahre Frauenwahlrecht



"Alles, was Röcke trägt, hat in der Politik nichts verloren: Weiber,
Pfaffen, Richter.", sagte einst Otto von Bismarck und während die
Trennung von Staat und Kirche, Legislative und Judikative auch heute
noch Gültigkeit besitzt, gehören Frauen heute selbstverständlich zum
politischen Leben der Bundesrepublik. Das Frauenwahlrecht als eine der
großen gesellschaftlichen Errungenschaften feiert in diesem Jahr
seinen 100. Geburtstag. Um dieses Jubiläum zu würdigen, bietet das
Frauenbüro der Stadt Hanau in den kommenden Wochen und Monaten ein
reichhaltiges Angebot an Veranstaltungen rund ums Thema
Gleichberechtigung.

Am Sonntag, 12. August, lädt das Frauenbüro der Stadt Hanau und das
Lokale Bündnis Hanau von 10.30 bis 12.30 Uhr ins Mehrgenerationenhaus
Fallbach in der Reichenberger Straße 59 in Hanau zu einem
Alleinerziehenden Treff ein. Das Treffen kann wunderbar dazu genutzt
werden, neue Kontakte zu knüpfen, Erfahrungen auszutauschen und
Gemeinsamkeiten zu teilen. Für einen Imbiss ist gesorgt.

Schon drei Tage später, am Mittwoch, 15. August, bietet das Frauenbüro
der Stadt Hanau eine Podiumsdiskussion im Kulturforum am
Freiheitsplatz an. Von 18 bis 20 Uhr haben die Bürgerinnen und Bürgern
die Möglichkeit, den Vertreterinnen der Landtagsfraktionen Fragen zu
frauenpolitischen Themen der Landtagswahl 2018 zu stellen.

Das Programm geht weiter am 21. September mit dem Hanauer Stadtlauf
gegen Gewalt an Frauen. Dabei setzen das Frauenbüro und die Fachstelle
Sport der Stadt Hanau, das Referat für Frauenfragen und
Chancengleichheit des Main-Kinzig-Kreises, sowie der 1. Hanauer
Lauftreff und der Sportkreis Main-Kinzig e.V. ein klares Zeichen für
Respekt und ein würdevolles Miteinander. Beginn ist 17 Uhr und
Treffpunkt der Marktplatz in der Hanauer Innenstadt.

Am Montag, 24. September, findet eine zweite Filmvorführung im
Kinopolis Hanau statt. Der Film "Göttliche Ordnung" von Petra Biondina
Volpem, der letztes Jahr mit sieben Nominierungen und drei
Auszeichnungen die Verleihung der Schweizer Filmpreise dominierte. In
einer kleinen friedlichen Dorfidylle kämpft eine junge Mutter gegen
festgefahrene Geschlechterrollen und bringt dabei den Dorf- und
Familienfrieden gehörig ins Wanken. Die Vorstellung beginnt um 18 Uhr.

Anlässlich des Internationalen Mädchentags gibt es im Hans Böckler
Haus am Freitag, 19. Oktober, eine Veranstaltung von 15 bis 19 Uhr.
Der von den Vereinten Nationen initiierte Aktionstag soll auf die
weltweit vorhandene Benachteiligung von Mädchen hinweisen.

Bereits eine Woche später, am Freitag, 26. Oktober, bietet das
Frauenbüro einen Besuch im Historischen Museum Frankfurt an, mit einer
einstündigen Sonderführung durch die Ausstellung "Damenwahl! 100 Jahre
Frauenwahlrecht". Eine Anmeldung beim Frauenbüro der Stadt Hanau ist
aufgrund der begrenzten Teilnehmerzahl zwingend erforderlich.

Auf eine ganz besonders wichtige Veranstaltung weist das Programmheft
am 28. Oktober hin: Die hessische Landtagswahl 2018. Jede Stimme zählt
- seit 100 Jahren auch die der Frauen. Die Bürgerinnen und Bürger
werden aufgefordert ihr lang erkämpftes aktives und passives Wahlrecht
auszuüben.

Am Donnerstag, 1. November zeigt das Frauenbüro der Stadt Hanau in
Kooperation mit der evangelischen Frauenarbeit im Kirchenkreis Hanau
den Film "Sternstunden ihres Lebens" um 18:30 Uhr in der alten
Johanniskirche in Hanau. Im Jahr 1948 kämpft die Abgeordnete und
Juristin Elisabeth Selbert in der noch sehr jungen Bundesrepublik um
die Aufnahme des Satzes "Männer und Frauen sind gleichberechtigt" in
das Grundgesetz. Was heute selbstverständlich scheint, war damals dem
Mut und unbeugsamen Willen einiger weniger zu verdanken und hat
letztlich eine nunmehr 70jährige politische und gesellschaftliche
Auseinandersetzung mit dem Thema Gleichberechtigung ermöglicht.

Weiter geht es am Montag, 12. November, mit der dritten Filmaufführung
im Kinopolis Hanau. Abwertend wurden in Großbritannien um 1900
Frauenrechtlerinnen als "Suffragetten" bezeichnet, die den Begriff
aber nach und nach für sich positiv vereinnahmten. Passenderweise
greift der Titel des Films, der die Geschichte dieser mutigen Frauen
zeigt, den Namen von damals auf. Im Vordergrund stehen der Kampf um
Würde und Selbstbestimmung, sowie gerechte Bezahlung und bessere
Arbeitsbedingungen. Der Film macht deutlich, welch großer Meilenstein
in der Geschichte des Feminismus die Einführung des Wahlrechts für
Frauen 1918 in Deutschland war.

Die Comedian Bibbi Maaß gastiert am Freitag, 16. November mit ihrem
Programm "Botox ist auch keine Lösung" im Kulturforum. Maaß studierte
Germanistik, Politik und Philosophie. Die Journalistin ist auch in der
Theaterszene aktiv. "Auch mit Falten kann man noch Sex haben?", sagt
sie und führt ihr Publikum durch ein humoristisches Feuerwerk.

Einen weiteren Film zum Nachdenken gibt es am Montag, 26. November, im
Kinopolis Hanau zu sehen. "Die Frau des Polizisten" erzählt von der
Gewalt zwischen Mann und Frau und lässt das Publikum Zeuge davon
werden. Dabei wird gezeigt, wie die Mutter trotz Gewalt die Seele des
Kindes mit Liebe zu retten versucht. Der Film ist in 59 Kapitel
gegliedert, die von einer langen Schwarzblende getrennt sind. Ein
ungewöhnliches Format, das den Zuschauer zwingt, seine medialen
Sehgewohnheiten abzulegen und sich auf die quälende Langsamkeit der
Geschichte einzulassen.

Es lohnt sich auch, schon mal einen Blick ins Jahr 2019 zu werfen. Am
Samstag, 19. Januar 2019, jährt es sich zum hundertsten Mal, dass
Frauen in Deutschland an die Wahlurne durften. Um diesen Tag gebührend
zu feiern, veranstaltet das Frauenbüro der Stadt Hanau ein klassisches
Konzertprogramm mit Klavier und Querflöte, bei dem ausschließlich
Werke von Frauen durch das Duo "Flöte an Tasten" präsentiert werden.
Mal nachdenklich, mal zum Schmunzeln wird das Konzert durch
Informationen rund um das Thema Frauenwahlrecht angereichert und
verspricht einen unterhaltsamen Abend.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / DIE BRILLE / REPORT





BERICHT/076: Linke Buchtage Berlin - rechtsseitig durchdrungen ... (SB)


Diejenigen rufen ihr zu: Haltet den Dieb, die es selber sind. Da wird
raffendes und schaffendes Geld unterschieden, das eine in jüdischer, das andere
in arischer Hand. Das eine ist abzuschaffen, weil der Kleinrentner keiner mehr
ist, das andere zu erhalten, weil es die Bewegung bezahlt. Man würde hier jene
Kälber sehen, die ihren Metzger selber wählen, wäre der Geruch vieler dieser
Kälber nicht gerade der von Metzgern. Seltsam aber auch, zu was die Mitte derart
fähig wurde: die bisher dumpfste Schicht dampft. Man sieht Antriebe, so roh und
irr, so wenig bürgerlich, daß sie kaum mehr menschlich sind. Hier will etwas
seinen Sprung tun. Weiß nicht, woher er kommt, wo er landet, was er in die Zähne
nimmt.

Ernst Bloch - Erbschaft dieser Zeit (1935) [1]



Vor zwei Jahren kletterte eine Gruppe der sogenannten Identitären auf das
Brandenburger Tor, um von diesem prominenten Ort aus allen mitzuteilen, daß
junge Menschen ohne Migrationshintergrund die einzige Gruppe der Gesellschaft
seien, die keine Lobby hätten. Nicht darüber nachzudenken, daß weiße
Jugendliche, zumal mit akademischem Hintergrund, der bürgerlichen Mehrheit
angehören und keine Schwierigkeiten mit Diskriminierung bei der Job- und
Wohnungssuche oder dem Aufenthaltsrecht haben, weist als selbstgewählte Form der
Ignoranz auf einen sorgfältig gepflegten Tunnelblick hin. Wer in Habitus und
Sozialisation so integriert und handlungsfähig ist wie ein Martin Sellner, der
als führender Kopf der Identitären gilt, hat sicherlich nicht das Problem, in
dieser Gesellschaft zum Zuge zu kommen.

Das zeigt auch die mediale Beachtung, die die Identitären trotz ihrer geringen
Zahl, die sie bei großangekündigten Aufmärschen auf die Straße bringen,
zumindestens mit spektakulären Auftritten wie der Besteigung des Brandenburger
Tores erhalten haben. Vergleichbaren Aktionen linksradikaler AktivistInnen wird
weit weniger Aufmerksamkeit zuteil. Selbst militante Protestformen wie das
Anzünden von Bundeswehrfahrzeugen werden nicht annähernd so stark publik
gemacht wie die wenigen Aktionen dieser rechtsradikalen Gruppe. Ob dieses
Attribut politische AktivistInnen, die auf dem Mittelmeer versuchen, mit einem
eigens dafür gecharterten Schiff Flüchtlinge davon abzuhalten, den Boden der EU
zu betreten, überhaupt angemessen beschreibt, kann in Anbetracht der Einbettung
ihres fremdenfeindlichen Abwehrkampfes in den politischen Mainstream der
Bundesrepublik durchaus bezweifelt werden.

Bei aller rebellischen Attitüde sind die Identitären mit ihren
nationalkonservativen, deutschtümelnden und völkischen Glaubenssätzen
anschlußfähig an eine zusehends sozialdarwinistisch und autoritär formierte
Gesellschaft. Ihr politischer Anspruch setzt dort an, wo die geistig-moralische
Wende Helmut Kohls hingeführt hätte, wenn sie zu seiner Amtszeit gelungen wäre.
Dieses Projekt wird heute von der CSU in national verschärfter Form
weitergeführt und findet seinen aktivistischen Niederschlag in
nationalkonservativen Gruppierungen wie den studentischen Burschenschaften, aus
deren Milieu die Identitären entsprungen sind.

Auf den Linken Literaturtagen Berlin wies die Politikwissenschaftlerin Judith
Goetz auf den neonazistischen Hintergrund der Identitären hin. Auf der Suche
nach neuen, durch staatliche Behörden weniger angreifbaren Strukturen haben die
Identitären Organisations- und Aktionsformen entwickelt, die formal an linke
Vorbilder anknüpfen und PR-technisch auf der Höhe der Zeit sind. "Untergangster
des Abendlandes - Ideologie und Rezeption der rechtsextremen 'Identitären'", so
der Titel des von Judith Goetz, Joseph Maria Sedlacek und Alexander Winkler
herausgegebenen Buches, das Anlaß zu der Veranstaltung im Kreuzberger Mehringhof
war.

Karl Kraus hatte die deutschen Nazis 1933 in seinem Buch "Die Dritte
Walpurgisnacht" als "Untergangster" charakterisiert. Was diese tatsächlich
wahrmachten, indem sie Europa in Schutt und Asche legten, findet heute seinen
Wiederhall in jener ethnozentrischen Abwehrhaltung, laut der die
christlich-jüdische Kultur Europas durch den Ansturm islamistischer
Fundamentalisten als auch linker und liberaler Universalismen vom Untergang
bedroht sei.

Wer mit der Parole "100 Prozent Identität - 0 Prozent Rassismus" bei völkisch
bewegten Menschen in Deutschland und Österreich hausieren geht, scheint es nötig
zu haben, den Vorwurf des Rassismus im Keim zu ersticken. Davor soll die
Ideologie des Ethnopluralismus schützen. Laut ihr sei gegen fremde Kulturen
nichts einzuwenden, solange ihr Einfluß auf diejenigen Territorien beschränkt
bleibt, die ihnen laut der ethnizistischen Raumkonzeption der Neuen Rechten
naturwüchsig zustehen. Eine solche Sortierung verschiedener Gesellschaften und
Staaten in Kulturen, in denen die jeweils eigene Identität begründet sein soll,
setzt ethnisch-kulturell homogene Bevölkerungen voraus, die mit entsprechenden
Eingrenzungs- und Ausschließungsmaßnahmen erst einmal geschaffen werden müssen.
Wird das Individuum als Teil eines ethnisch definiertes Kollektives anerkannt,
dann sollen dessen Blutsbande nicht mehr veränderbare, weil naturgegebene
Bedingungen der Vergesellschaftung diktieren. Ein solcher biologistischer
Kulturalismus unterscheidet sich nur oberflächlich von der
Blut-und-Boden-Ideologie der Nazis, so daß Identität und Rassismus wider alle
Logik auseinanderdividiert werden müssen, um nicht mit dieser in einen Topf
geworfen zu werden. 

Wer derartige Identitätshuberei als Klammer und Fessel politisch bestimmter
Herrschaft versteht, wird dem primären Feindbild vieler nazistischer Strömungen,
dem "Kulturmarxismus" respektive "Kulturbolschewismus" zugerechnet. In gezielter
Vermeidung jeglicher Auseinandersetzung mit der materialistischen
Herrschaftskritik marxistischer Schule werden sozialistische, antipatriarchale,
internationalistische und klassenkämpferische Vorstellungen rundheraus als
zentraler Angriff auf die Traditionen und Werte bekämpft, mit denen sich zu
identifizieren nicht nur Orientierung verschafft, sondern vor allem
Zugehörigkeits- und Eigentumsansprüche fundiert. Nur so lassen sich Forderungen
nach Ausschluß der Fremden von Ansprüchen auf Arbeit und Sozialleistungen
begründen, nur so läßt sich eine Frontstellung etablieren, von der aus das
Fremde den eigenen Interessen unterworfen werden kann.

Die von Judith Goetz beschriebene und in Bildmedien sehr präsente Adaption
linker Mobilisierungs- und Aktionsformen durch die Identitären bedarf mithin
keiner tieferen Ausdeutung jener Art, laut der die Zuschreibungen links und
rechts letztlich austauschbar seien. Auch die Nazis hätten den
Sozialismus im Namen geführt, antikapitalistische Parolen seien auch auf
NDP-Demos zu vernehmen - derartige Argumente des hegemonialen Antikommunismus
leuchten all denjenigen ein, die sich mit Eindrücken von der bloßen
Erscheinungsebene begnügen und sich nicht die Mühe machen wollen, der
Unverwechselbarkeit linker und rechter Positionen auf den Grund zu gehen.

Der modernisierte völkische Nationalismus der Identitären ist in seinem starken
Bezug auf die Reconquista, so der abendlandsapologetische Begriff für die
historische Abwehr des Islam in Europa, nicht anders zu verstehen denn als
begriffliche Variation jenes "Volkstodes", den heutige Nazis bei allen Formen
nicht blutsmäßig bestimmter Zugehörigkeit zu einer Staatlichkeit verorten, deren
Subjekt in ihrem Sinne die "Volksgemeinschaft" zu sein hat. Ob zur Chiffre vom
"großen Austausch" gegriffen oder die Geburtenrate muslimischer Frauen zum
Problem erhoben wird, überall wittert die neue Rechte das Eindringen
"volksfremder" Elemente und die Zersetzung ihrer ethnisch definierten
Zugehörigkeit.
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Biologistische Reinheitsdoktrin in Bevölkerungs- und Geschlechterpolitik

Dementsprechend sind die Frauen unter den Identitären in der Minderheit und bei
aller streitbaren Inszenierung auf Demonstrationen patriarchalen Idealen von
Familie und Ehe verpflichtet. Nicht anders als in offen völkisch auftretenden
Gruppierungen obliegt ihnen die Aufgabe, die biologische Reproduktion ansonsten
vom Untergang bedrohter weißer EuropäerInnen zu sichern. Zugleich inszenieren
sie sich als von Migration und liberaler Flüchtlingspolitik betroffene Opfer
männlicher Gewalt, wie Judith Goetz, die im Forschungsnetzwerk Frauen und
Rechtsextremismus aktiv ist, anhand der Kampagne (Hasthag) 120db schildert.

Dort wird nicht etwa gegen männliche Gewalt in Familie, Beruf und
Öffentlichkeit als solche mobil gemacht, sondern Angst vor Vergewaltigungen durch Migranten
geschürt. Frauen werden dazu aufgerufen, Gewalterfahrungen mit migrantischen
Männern publik zu machen und sich im Rahmen des dabei propagierten "völkischen
Feminismus" wieder in einer von naturalistischer Weiblichkeit geprägten
Frauenrolle einzufinden. Diese Auslegung männlicher Sexualdelikte hält zwar keiner
Kriminalitätsstatistik stand, appelliert aber wirkungsvoll an die Demütigung
weißer Männlichkeit, von der nichtweißen Konkurrenz im sexuellen Wettbewerb
ausgestochen zu werden. Ob imaginiert oder selbst erlebt, derartige Motive
liegen nahe, wenn eine von männlichen Führungspersonen dominierte Gruppe eine
Kampagne ins Leben ruft, in der rassistische Stereotypien beschworen und ein
reaktionäres Frauenbild propagiert wird.

Feminismus im Sinne antipatriachaler Emanzipation ist das Feindbild von
Aktivistinnen, die es wie Alina Wychera und Melanie Schmitz dank massenmedialer
Verstärkung zu einiger Bekanntheit gebracht haben. Laut einem Zitat aus dem
Compact-Magazin, dem die Identitären inhaltlich nahestehen, halten sich ihre
Frauen für die wahren Frauenrechtlerinnen, weil sie im Hier und
Jetzt an der Verbesserung der Lebensumstände von Frauen arbeiten und nicht an
Männerhaß, Sprachkontrolle und Umdefinition von Problemen interessiert seien.
Sie propagierten eine solidarische Gemeinschaft und wollten keinen
Geschlechterkampf, als handle es sich dabei um einen nicht aus der Dominanz
patriarchaler Herrschaft, sondern bloßem Abgrenzungsbedürfnis entstandenen
Konflikt.

Wo gegen Vermischungen von Kulturen und Ethnien zu Felde gezogen wird, stehen
tradierte, in ihrer biologischen Bestimmung eindeutig definierte
Geschlechterbilder nicht minder hoch im Kurs. Männer und Frauen hätten von Natur
aus unterschiedliche Aufgaben in der Gesellschaft, so eine Grundposition der
Identitären. Diskriminierung entstehe erst, wenn Ungleiches gleich behandelt
werde, während wahre Gleichberechtigung entstehe, wenn Ungleiches auch ungleich
behandelt werde. Nur im Kampf gegen linken Gleichheitswahn lasse sich das Wesen
des jeweiligen Geschlechts und des jeweiligen Volkes verwirklichen, läßt sich
das politische Bekenntnis der Identitären zusammenfassen. Daß dieser "Wahn"
keine empirische Gleichheit unterstellt, wie sie in der Konzeption des "Volkes"
als organische Einheit allemal angelegt ist, sondern aus sozial und
gesellschaftlich bedingten Unterschieden hervortretende Gewaltverhältnisse zu
überwinden trachtet, wollen weiße Herrenmenschen nicht wahrhaben, weil diese
Erkenntnis die eigene Suprematie in Frage stellte.

Wer sich heute noch als Opfer linker Hegemonie inszeniert und gegen die
"politische Korrektheit" der 68er-Generation polemisiert, läuft angesichts der
Verbreitung deutschnational eingefärbter Diskurse in Politik und Medien Gefahr,
sich lächerlich zu machen. Gleiches gilt für das Bestaunen der popkulturellen
Produktivität, mit der neurechte Bewegungen in ganz Europa um jugendlichen
Zulauf werben. Diese Entwicklung entspricht nicht nur dem anything goes der
postmodernen Warenform in Style und Fashion, sondern ist schon einige Jahre vor
dem Auftreten der Identitären in Gang gekommen, wie etwa Kinofilme wie "Fight
Club" oder "300" belegen, die von neofaschistischen Gruppen in ihrer auf Leben
und Tod gehenden, Freund und Feind eindeutig voneinander trennenden
Glorifizierung des Überlebenskampfes gerne zitiert wurden.

Insbesondere die 2006 erstmals gezeigte und höchst erfolgreiche Comicverfilmung
"300" liefert mit der schwarz-weiß gezeichneten Inszenierung des Kampfes
zwischen dem griechischen Sparta und dem Persischen Reich [2] eine Folie für den
abendländischen Abwehrkampf gegen die in finstersten Farben gezeichnete
Aggression aus Asien. Da das Symbol der Identitären, der gelbe griechische
Buchstabe Lambda auf schwarzem Grund, für Lakedaimon, den antiken Namen Spartas,
steht, liegt die Verbindung zu dem auch als Manifest gegen Multikulturalismus
gehandelten Film nahe. Schließlich zeigen das Kokettieren der einst als
antideutsch gehandelten Zeitschrift Bahamas mit dem antimuslimischen Rassismus
der AfD [3] wie die Schmeicheleien, mit denen der Identitäre Sellner das als
links geltende Blatt umwirbt [4], wie durchlässig die ideologischen Fronten
unter "Untergangstern" und solchen, die es werden wollen, geworden sind. Nichts
ist unmöglich - warum sollte nur ein Jürgen Elsässer das ganze Spektrum vom
antideutschen Stichwortgeber über Redakteur bei junge Welt und Neues Deutschland
bis zum völkisch-nationalen Verleger durchschreiten können?
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Micha Brumlik
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Intellektueller Hegemonialanspruch von rechts

"Das alte Denken der neuen Rechten - Mit Heidegger und Evola gegen die offene
Gesellschaft" lautet die Überschrift des Kapitels, das der Publizist Micha
Brumlik zum Sammelband "Untergangster des Abendlandes" beisteuerte. Auf dem
Podium im Mehringhof erklärte er die Annahme, daß Intellektualismus
ausschließlich von links käme, für überholt. Man müsse sich mit dem Gedanken
vertraut machen, daß es wieder Rechtsintellektuelle gibt, so Brumlik. Als
Beispiel für intellektuelle Gewährsleute der neuen Rechten führte er den in
Rußland einflußreichen Philosophen, Politologen und Publizisten Alexander Dugin
an. Mit seiner Theorie Eurasiens, in der kulturalistische und geopolitische
Argumente zur Idee eines kontinentalen Imperiums unter Führung Rußlands
entwickelt werden, das als Landmacht auf einen Endkampf gegen die liberalen
atlantischen Seemächte unter Führung der Vereinigten Staaten zusteuert, beruft
er sich direkt auf den intellektuellen Stichwortgeber der von rechts gestellten
Machtfrage, Carl Schmitt.

Auch Julius Evola, der in Italien als rechter Marcuse galt und dessen Hauptwerkt
"Revolte gegen die moderne Welt" sich unter neofaschistischen Bewegungen in
Europa großer Beliebtheit erfreut, gehört zu den Rechtsintellektuellen, an die
die neue Rechte insbesondere in Italien anknüpft. Seine Ansicht, daß
der Niedergang der europäischen Kultur bereits mit Sokrates und dem Christentum
begann, weil ersterer mit seinen Fragen die Sittlichkeit der Polis zerstört habe
und letzteres die verhängnisvolle Überzeugung propagiere, daß alle Menschen
gleich seien, mündete in die Schlußfolgerung, daß Rangordnungen und
Aristokratien das einzige Mittel seien, das die Menschheit zum Heiligen,
zum unantastbar Absoluten führe. Evola propagierte eine radkial antijüdische und
antichristliche Auffassung, die die hierarchische Ordnung der Antike
idealisierte. Da ihm der NS-Staat zu modern war, träumte er von einem
Führerstaat nach Art des Römischen Imperiums, dessen Gesellschaft nach
Prinzipien des hinduistischen Kastenwesens organisiert sein sollte. 

Martin Heidegger, der mit seinem Buch "Sein und Zeit" 1927 auch viele linke und
jüdische Studierende wie Hans Jonas, Herbert Marcuse und Hannah Arendt
erreichte, erwies sich ebenfalls als erbitterter Antisemit und Gegner des
Christentums. Für Brumlik repräsentiert er den intellektuellen Zeitgeist Ende
der 1920er Jahre, wo das Denken in Kategorien völkischer Zugehörigkeit und
Schicksalsgemeinschaft auch unter Intellektuellen verbreitet war. Der
Identitäre Martin Sellner schreibe seine Abschlußarbeit über die Schwarzen
Hefte von Martin Heidegger, wurde in der anschließenden Diskussion erwähnt.

Heute hätte man es nicht nur mit "Untergangstern", sondern einem
Wiedergängerphänomen zu tun, denn rechte Intellektuelle habe es zuletzt so nur
in der Weimarer Republik gegeben. Sie seien durchaus in linker Theorie bewandert
und machten Anleihen etwa an die Kulturindustriethese der Frankfurter Schule.
Selbstverständlich seien sie antikapitalistisch und ökologisch, zumal die Erde
in ihren Vorstellungen wie den Überzeugungen rechter Vordenker zu den heiligen
Bereichen des Lebens gehöre. Ihre Frontstellung gegen Immigration,
Multikulturalismus und Islam umfasse auch die Ablehnung universaler
Menschenrechte, da diese den Schutzraum des klassischen Nationalstaats
unterminierten.

Zu fragen ist allerdings auch, was an politischer Glaubwürdigkeit bleiben soll,
wenn als links geltende Intellektuelle mit den Wölfen imperialistischer Kriege
heulen, sobald diese unter dem Vorwand geführt wurden, ein zweites Auschwitz zu
verhindern, Frauen aus patriarchaler Herrschaft zu befreien, einen Diktator zu
beseitigen oder die Menschenrechte durchzusetzen. Während die ideologische
Gemengelage immer undurchsichtiger zu werden scheint, sorgt die Marktlogik
feuilletonistischer Fieberkurven für die konformistische Formierung sogenannter
Meinungen, anstatt eindeutig Position wider kapitalistische Herrschaft und
rassistische Barbarei zu beziehen. 
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Aus der Defensive nach vorne kommen ...

In der anschließenden Diskussion vertrat Brumlik die Ansicht, daß die durch
Digitalisierung und Globalisierung befeuerten Widersprüche zwischen
Produktivkräften und Produktionsverhältnissen derart eskaliert seien, daß das
klassische Modell des mehr oder weniger sozialdemokratischen Wohlfahrtstaates an
sein Ende gelangt sei. Das deutlichste Symbol dafür sei der überall zu
beobachtende Niedergang der Sozialdemokratie. Für ihn persönlich ergebe sich
daraus das Problem, auf so etwas wie ein Bekenntnis zum Liberalismus
zurückgestoßen zu werden. Auf einer kurz zuvor in Berlin abgehaltenen Konferenz
zur Bedeutung des Begriffs Emanzipation sei diskutiert worden, ob die linken
oder linksliberalen Intellektuellen nicht die Fragen der horizontalen
Ungleichheit - die unterschiedliche Bewertung sozialer Identitäten - übermäßig
stark betont und dabei die Frage der vertikalen Ungleichheit - des
Klassenantagonismus - vergessen hätten. Hier fiel der Name Didier
Eribon, der in "Rückkehr nach Reims" die Gründe für den Rechtsschwenk ganzer
Bevölkerungen und der Krise des sozialdemokratischen Wohlfahrtstaates
literarisch ausgelotet hat.

Eine Zuhörerin hielt es hingegen für kontraproduktiv, die unterschiedlichen
Kontexte der Klassenpolitik und Identitätspolitik gegeneinander zu stellen. Dies
führe in eine selbstgestellte Falle, vielmehr seien beide Stränge der Kritik
miteinander zu verbinden, um zu neuer linker Handlungsfähigkeit zu gelangen.
Für Brumlik ist es in dieser Situation, in der es politisch noch keine
Antwort auf die gesellschaftliche Krise im allgemeinen und die Krise der Linken
im besonderen gebe, vor allem wichtig, regressive Antworten nach Art der
Identitären zurückzuweisen.

Ein Zuhörer erinnerte daran, daß in US-amerikanischen Strategieschmieden bei der
Konzeption von Großraumordnungen häufig auf rechtskonservative Vordenker wie Leo
Strauss und Carl Schmitt zurückgegriffen werde. Auch die chinesische
Seidenstraße sei ein Land-und-Meer-Projekt im Sinne Carl Schmitts. Für die
nationalen Dimensionen rechtsradikalen Denkens gebe es unter den Technokraten in
den ThinkTanks und Ministerien viele Multiplikatoren. So habe das Pentagon unter
US-Präsident George W. Bush die Komplettausgabe von Carl Schmitt auf englisch herausgegeben.
Wie im Falle Ungarns unter Orban würden in den USA unter Trump demokratische
Staaten mit Checks und Balances in rassistische Systeme umgewandelt.

Zugleich vertreten linksliberale Intellektuelle in der Bundesrepublik häufig
sozialdemokratische Vorstellungen mit gewichtigen Anteilen an neoliberaler
Doktrin. Wo unter diesen Bedingungen die Schnittstelle angesiedelt sei, dem
performativen Durchmarsch der Rechten etwas entgegenzusetzen als auch den
schmutzigen Anteil am Neoliberalismus im sozialdemokratischen Denken zu
bewältigen, fragte dieser Zuhörer. Micha Brumlik verwahrte sich dagegen, die
kritische Theorie in irgendeiner Weise als neoliberal zu bezeichnen, und verwies
zur Illustration des objektiven Dilemmas der Linken auf Frankreich unter dem
neoliberalen Präsidenten Macron, was sich anhand des Kampfes zweier Linien
innerhalb der Partei Die Linke auf deutsche Verhältnisse
herunterbrechen lasse.

Alles in allem erscheinen die Aussichten für Linke, die aufgrund ihrer
revolutionären Agenda nicht ohnehin an ein politisches Wirken am Rande der
Gesellschaft gewöhnt sind, wenig verheißungsvoll. Nachdem alle
Niederlagenanalysen der sozialistischen Staatenwelt verfaßt und die
traditionsreichen marxistisch-leninistischen Parteien wenn nicht ohnehin
vollständig korrumpiert, dann auf Miniaturformat eingedampft wurden, gilt es,
neu über gesellschaftliche Widersprüche und ihre emanzipatorische bis
revolutionäre Überwindung nachzudenken. Hilfreich sind zweifellos die
Diskussionen, die auf linken Foren unter dem Stichwort "Neue Klassenpolitik"
geführt werden. Auch ist die Linke auf dem sozialökologischen Kampffeld alles
andere als gut aufgestellt, werden hier doch Weichen gestellt für eine Zukunft,
in der Verteilungsfragen tendenziell in Vertreibungs- und Vernichtungskriege
ausufern können. Wenn die existentiellen Gefahren, der Menschen in aller Welt
seit jeher durch die extraktivistischen Strategien der kapitalistischen
Landnahme ausgesetzt sind, die wohlhabenden Metropolengesellschaften erreichen,
wird es ein leichtes sein, Handlungsnotstände für autoritäre Lösungen geltend zu
machen. Um so mehr bleibt die Positionierung der Linken auf der Seite
derjenigen, die kein Gesicht und keine Stimme, keinen Ort und keinen Namen
haben, ein verläßlicher Maßstab für politisches Handeln von unten.


Fußnoten:

[1]Ernst Bloch: Erbschaft dieser Zeit, Frankfurt am Main 1962, S. 45

[2]Kino für Herrenmenschen - "300" predigt den Kulturkampf (SB)

http://www.schattenblick.de/infopool/politik/kommen/sele0895.html

[3]http://redaktion-bahamas.org/editorial/2018/nr-78/

[4]https://www.youtube.com/watch?v=WLWm2DZwgAY


Berichte und Interviews zu den Linken Buchtagen im
Schattenblick unter:

www.schattenblick.de / INFOPOOL → DIE BRILLE → REPORT

BERICHT/068: Linke Buchtage Berlin - der belesene Blick nach vorne ... (SB)

BERICHT/069: Linke Buchtage Berlin - besinnliche Gegenwart ... (SB)

BERICHT/070: Linke Buchtage Berlin - der digitalen Verwertbarkeit entgegen ... (SB)

BERICHT/072: Linke Buchtage Berlin - Rote Zora und die Archive des Alltags ... (SB)

BERICHT/073: Linke Buchtage Berlin - polizeistrategisch nachgeladen ... (SB)

BERICHT/074: Linke Buchtage Berlin - Ökonomie nicht ausschlaggebend ... (SB)

BERICHT/075: Linke Buchtage Berlin - schadensbegrenzte Beteiligung ... (SB)

INTERVIEW/091: Linke Buchtage Berlin - es antwortet die Straße ...  Andreas Blechschmidt im Gespräch (SB)

INTERVIEW/092: Linke Buchtage Berlin - Befangenheit und Selbstbetrug ...  Andreas Hechler im Gespräch (SB)

INTERVIEW/093: Linke Buchtage Berlin - Anstoß nach rechts ...
 Gerd Wiegel im Gespräch (SB)

INTERVIEW/094: Linke Buchtage Berlin - Wirtschaftlichkeitsprämisse ...  Michael Skambraks im Gespräch (SB)
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FÜHRUNG/092: 2. Hanauer Märchenpfad-Spaziergänge am 16., 23. und 30. September 2018


Die alte Tradition des Erzählens...

2. Hanauer Märchenpfad-Spaziergänge starten im September



Der Hanauer Märchen-Erzählkreis lädt im September zu den 2. Hanauer
Märchenpfad-Spaziergängen ein. An drei Sonntagen im September -
jeweils um 14 Uhr - werden Grimms Märchen von Mitgliedern des
Märchen-Erzählkreises vorgetragen. Parallel werden die entsprechenden
Märchenskulpturen entlang des Märchenpfads gemeinsam aufgesucht. Die
Lesungen sind kostenfrei.

Am 16. September beginnt die dreiteilige Reihe mit den Grimm-Märchen
"Die sechs Schwäne und ihre Schwester", "König Drosselbart", "Der
Teufel mit den drei goldenen Haaren" und "Daumerlings Wanderschaft".
Startpunkt ist der Schlossgartenweiher hinter dem Congress Park Hanau.
Weiter geht es am 23. September mit drei Klassikern: "Der gestiefelte
Kater", "Tischlein deck Dich" und "Dornröschen". Ausgangspunkt ist
diesmal an der Ecke Fahrstraße/Langstraße.

Zum Abschluss der 2. Hanauer Märchenpfad-Spaziergänge finden sich
Interessierte am 30. September vor der Sparkasse Hanau am Marktplatz
ein, deren Brüder Grimm-Stiftung die kostenfreie Teilnahme an den
Spaziergängen ermöglicht. Von dort aus es die Geschichten zu "Der
goldene Schlüssel", "Rotkäppchen", "Schneewittchen" und "Brüderchen
und Schwesterchen" zu hören gibt.

Die Mitglieder des Hanauer Märchen-Erzählkreises haben sich der alten
Tradition des Erzählens verschrieben. Die versteckten Lebensweisheiten
der Märchen sollen weitergegeben werden und der Zauber des
Geschichtenerzählens die Menschen erfreuen. Weitere Informationen zu
der Veranstaltungsreihe und zum Hanauer Märchen-Erzählkreis gibt es
bei Doris Glattacker, Telefon 06181-81897 oder per E-Mail an
doris.glattacker@gmx.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. Juli 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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AUSSICHTEN/8333: Und morgen, den 11. Juli 2018 (SB)


+++ Vorhersage für den 11.07.2018 bis zum 12.07.2018 +++






[image: Jean-Luc 8333 Wetterfrosch - © 2018 by Schattenblick]






Sonne ergiebig,

Windstärke stark,

Regen beliebig

und Jean spricht: "Quak!"
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MELDUNG/108: Brüssel - Protestmarsch im Vorfeld des NATO-Gipfels "Make Peace Great Again" (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro München

Nachricht vom 9. Juli 2018

Brüssel: Protestmarsch im Vorfeld des NATO-Gipfels "Make Peace 
Great Again"



München - 09.07.2018. Im Vorfeld des anstehenden NATO-Gipfels in
Brüssel demonstrierten am vergangenen Samstag, 7. Juli, Menschen aus
aller Welt gegen NATO-Politik und steigende Militärausgaben sowie für
Solidarität und Umweltschutz. Laut Medienangaben nahmen zwischen 1.400
und 2.000 Personen an der bunten Veranstaltung in der Brüsseler
Innenstadt teil.

Auf der Facebook Seite "Trump not Welcome - Make Peace Great Again"
riefen sie zum Protestmarsch auf:

"Wir sagen NEIN zur Militarisierung auf Kosten der Armutsbekämpfung,
des sozialen Schutzes, der Bekämpfung des Klimawandels, einer humanen
Aufnahmepolitik für Flüchtlinge und einer vielfältigen und
integrativen Gesellschaft!"

Der Protestmarsch war von einem breiten Bündnis nationaler und
internationaler NGOs organisiert worden, darunter Amnesty
International België und Friends of the Earth Europe, aber auch vielen
kleineren Vereinigungen aus sozialen Bewegungen, darunter ACV
Jongeren, ABVV, Vrede vzw, Greenpeace Belgium, Cubanismo.be, M3M
Médecine pour le Tiers Monde, FOS - Socialistische Solidariteit, G3W
Geneeskunde voor de Derde Wereld, Intal Globalize Solidarity, HART
BOVEN HARD, PTB, Vrouwenraad und viele andere.

Weitere Infos unter:

www.trumpnotwelcome.be


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:
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AGRAR/1712: "Kurswechsel bevor es zu spät ist für Bauern und Umwelt" (BÖLW)


Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Pressemitteilung vom 10. Juli 2018

BÖLW zum GAP-Treffen von Bund und Ländern mit EU-Agrarkommissar Hogan

"Kurswechsel bevor es zu spät ist für Bauern und Umwelt"



Berlin/Brüssel, 10.07.2018. Das heutige Treffen von EU-Agrarkommissar Hogan
und EU-Haushaltskommissar Oettinger mit Bundeslandwirtschaftsministerin
Julia Klöckner und den Agrarministern der Bundesländern zur Reform der
Gemeinsamen EU-Agrarpolitik (GAP) kommentiert Felix Prinz zu Löwenstein,
Vorsitzender des Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW):

"Die GAP entscheidet mit über 50 Mrd. Euro pro Jahr, welche Landwirtschaft
sich für Europas Bauern lohnt.

Mit seinen Vorschlägen zur GAP nach 2020 durchkreuzt Agrarkommissar Hogan
die Umwelt- und Klima-Ziele der EU. Agrarmilliarden sollen auch künftig vor
allem Landbesitz belohnen, statt Betriebe zu unterstützen, die deutlich
mehr für die Umwelt, das Klima, den Lebensraum der Wildpflanzen oder
artgerechte Tierhaltung tun.

Das Ergebnis der verfehlten Agrarpolitik ist teuer und fatal. Bauernhöfe
müssen schließen, Insektenvielfalt schrumpft, an vielen
Grundwassermessstellen überschreiten die Nitratwerte die Grenzwerte. Die
Bürger zahlen mit ihren Steuern nicht nur Jahr für Jahr über 100 Euro in
den GAP-Topf ein, sondern werden zusätzlich für Folgen schädlichen
Wirtschaftens zur Kasse gebeten, etwa wenn das Trinkwasser immer
aufwändiger von Nitrat- oder Pestizidverschmutzungen gereinigt werden muss.

Deutschland muss entschieden für einen agrarpolitischen Kurswechsel
eintreten. Denn sonst können weitere sieben Jahre mitunter irreversible
Schäden an unseren Ökosystemen angerichtet werden. Unter anderem deshalb
raten die wissenschaftlichen Beiräte für Agrarpolitik und Biodiversität der
Bundeslandwirtschaftsministerin eindringlich zum Umbau der GAP. Auch der
Koalitionspartner der Union will den Ausstieg aus den pauschalen
Flächenzahlungen. Julia Klöckner muss sich in Brüssel dafür einsetzen, dass
mit Steuergeld diejenigen Bauern unterstützt werden, die Wasser schützen,
Artenvielfalt stärken, Boden fruchtbar erhalten und ihre Tiere artgerecht
halten.

Nur ein echter Kurswechsel macht die Landwirtschaft zukunftsfähig, stärkt
Bauern und Umwelt und sorgt für Rückhalt bei den Bürgern."

Hintergrund

Die Gestaltung der Gemeinsamen Agrarpolitik (GAP) gehört zu den wichtigsten
Aufgabenfeldern der Europäischen Union - alle sieben Jahre werden die
Grundsätze, Ziele und das Budget für die GAP neu geregelt. Mit der GAP
werden jedes Jahr über 50 Milliarden Euro in die Landwirtschaft Europas
investiert. Rund 6 Mrd. Euro fließen aktuell alljährlich nach Deutschland.
4,8 Mrd. Euro davon werden für Flächenprämien (1. Säule, Direktzahlungen)
ausgegeben, etwa 400 Euro kommen dabei pro Hektar und Jahr zusammen. Der
sehr viel kleinere Teil wird in Leistungen für Umwelt, Klima, Tierschutz
etc. investiert (2. Säule, ländliche Entwicklung). Dieses Missverhältnis
könnte nach Willen der EU-Kommission noch verstärkt werden, indem der
Umwelt-Topf stärker gekürzt werden soll als die Direktzahlungen.

Gleich zwei Beratungsgremien des BMEL haben Berichte zur Gemeinsamen
Europäischen Agrarpolitik erstellt, in denen die Beiräte grundlegende
Änderungen in der GAP fordern: "Für eine Gemeinsame Agrarpolitik, die
konsequent zum Erhalt der biologischen Vielfalt beiträgt", eine
Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirats für Biodiversität und
Genetische Ressourcen beim Bundesministerium für Ernährung und
Landwirtschaft sowie "Für eine gemeinwohlorientierte Gemeinsame
Agrarpolitik der EU nach 2020: Grundsatzfragen und Empfehlungen", eine
Stellungnahme des Wissenschaftlichen Beirates für Agrarpolitik, Ernährung
und gesundheitlichen Verbraucherschutz.

Der BÖLW hat ein Nachhaltigkeitsmodell für die Gestaltung der GAP 2020
erarbeitet. Es baut auf der Position der IFOAM EU Group auf, die im Rahmen
eines zweijährigen Diskussionsprozesses zwischen Bauern aus ganz Europa
entwickelt wurde. Das gesamte Positionspapier des BÖLW mit dem
Nachhaltigkeitsmodell zur GAP 2020 kann hier eingesehen werden: 

www.boelw.de/gap2020.



Der BÖLW ist der Spitzenverband deutscher Erzeuger, Verarbeiter und Händler
von Bio-Lebensmitteln und vertritt als Dachverband die Interessen der
Ökologischen Land- und Lebensmittelwirtschaft in Deutschland. Mit 
Bio-Lebensmitteln und -Getränken werden jährlich von fast 44.000 Bio-Betrieben
mehr als 10 Mrd. Euro umgesetzt.

 * 

Quelle:

Bund Ökologische Lebensmittelwirtschaft (BÖLW e.V.)

Marienstr. 19-20, 10117 Berlin
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ARBEIT/188: Arbeitskosten - Deutschland weiter m westeuropäischen Mittelfeld (idw)


Hans-Böckler-Stiftung - 09.07.2018

Arbeitskosten: Deutschland rückt auf Position sechs vor, langjähriger
Rückstand noch nicht aufgeholt

IMK: Trotz Booms weiter Platz im westeuropäischen Mittelfeld



Ökonomen, internationale Organisationen wie die OECD und ausländische
Politiker kritisieren die weiterhin sehr großen Überschüsse in der
deutschen Leistungsbilanz. Die Arbeits- und Lohnstückkosten sind wichtige,
wenn auch längst nicht die wichtigsten Faktoren, die das Verhältnis von
Aus- und Einfuhren und das Wachstum von Exporten und Binnennachfrage
beeinflussen.

Durch eine stärkere Lohnentwicklung hat die Entwicklung der Arbeitskosten
in Deutschland in den letzten Jahren angezogen. Allerdings sind damit die
Effekte einer langen Schwächephase in den 2000er Jahren längst noch nicht
ausgeglichen: Im gesamten Zeitraum von 2001 bis Ende 2017 verzeichnete die
Bundesrepublik den drittgeringsten Anstieg bei den Arbeitskosten in der
EU. Zu diesen Ergebnissen kommt der neue Arbeits- und
Lohnstückkostenreport, den das Institut für Makroökonomie und
Konjunkturforschung (IMK) der Hans-Böckler-Stiftung heute auf einer
Pressekonferenz in Berlin vorstellt.* Die Studie zeigt auch, dass die
deutschen Lohnnebenkosten im europäischen Vergleich leicht
unterdurchschnittlich sind.

Trotz des wirtschaftlichen Booms und geringer Arbeitslosigkeit rangiert
Deutschland bei den Arbeitskosten für die private Wirtschaft weiterhin im
oberen Mittelfeld Westeuropas und rückt nur langsam vor: Ende 2017 lag die
Bundesrepublik mit Arbeitskosten von 34,60 Euro pro Stunde an sechster
Stelle unter den EU-Ländern, fast gleichauf mit Österreich (34,50 Euro).
Im Jahr zuvor war die Bundesrepublik auf Position sieben. Insgesamt blieb
das Ranking der Länder stabil, lediglich Finnland, das 2016 noch knapp vor
Deutschland rangierte, fiel als einziges Euro-Land mit sinkenden
Arbeitskosten deutlich zurück.

Mit nominal 2,8 Prozent lag der Zuwachs der deutschen Arbeitskosten 2017
zwar erneut über dem Durchschnitt der EU (2,5 Prozent) und des Euroraums
(2,0 Prozent). Trotzdem war der Anstieg im Gesamtzeitraum seit 2001 in
Deutschland mit 2,1 Prozent im Jahresmittel der drittniedrigste nach den
Euro-Krisenländern Griechenland und Portugal (siehe auch die Tabellen in
der pdf-Version dieser PM; Link unten). Ähnlich sieht es bei der für die
internationale Wettbewerbsfähigkeit wichtigeren Lohnstückkostenentwicklung
aus. Dementsprechend sind die Ungleichgewichte bei der Entwicklung von
Binnennachfrage und Exporten längst noch nicht ausgeglichen: Während die
Inlandsnachfrage in Deutschland seit der Jahrtausendwende real um 15
Prozent zugelegt hat, expandierten die Ausfuhren um fast 120 Prozent.

Viel mehr neue Jobs, seitdem Reallöhne und Lohnstückkosten nicht mehr
stagnieren

"Die Erfahrungen der vergangenen Jahre sind eindeutig: Deutschland geht es
wirtschaftlich besser, seitdem die Fixierung auf möglichst niedrige
Arbeits- und Lohnstückkosten etwas nachgelassen hat", sagt Prof. Dr.
Gustav A. Horn, der wissenschaftliche Direktor des IMK. "Die deutschen
Unternehmen sind international sehr wettbewerbsfähig, aber das waren sie
auch vor zehn bis 15 Jahren, als sich Wachstum und Beschäftigung weitaus
schwächer entwickelten als heute. Jetzt wächst die deutsche Wirtschaft
solide, und das nicht trotz, sondern wegen der etwas stärkeren Zunahme bei
den Löhnen. In einem schwierigen weltwirtschaftlichen Umfeld, in Zeiten
von Trump und Brexit, sind wir stabil aufgestellt, weil privater und
öffentlicher Konsum und Investitionen als Säulen der Konjunktur wirken.

Das verdeutlichen drei Zahlen aus unserer neuen Analyse: Von 2000 bis
2008, als die Reallöhne und die Lohnstückkosten stagnierten, nahm die Zahl
der sozialversicherungspflichtig Beschäftigten um rund 130 000 Personen
ab, während gleichzeitig die Zahl der ausschließlich geringfügig entlohnt
Beschäftigten um rund 650 000 Personen zulegte. In der Folgeperiode mit
wieder steigenden Reallöhnen stieg die sozialversicherungspflichtige
Beschäftigung dann aber rasant um 4,5 Millionen Personen, während die
ausschließlich geringfügig entlohnte Beschäftigung wieder deutlich
zurückging." Das zeige, dass es in einer großen Volkswirtschaft
aussichtslos sei, einseitig auf Erfolge im Außenhandel zu setzen, weil
durch die entsprechend schwächere Binnennachfrage unter dem Strich
Wachstum und Beschäftigung verloren gehen.

Lohnstückkostenentwicklung: Fast 8 Prozentpunkte unter dem Mittel des
Euroraums

Auch bei den Lohnstückkosten weist Deutschland für den Zeitraum von 2000
bis Ende 2017 weiterhin eine moderate Tendenz auf. Trotz einer ebenfalls
stärkeren Steigerung in den vergangenen Jahren, die die Experten des IMK
als "Schritt zur Normalisierung" bezeichnen, sind die deutschen
Lohnstückkosten seit Beginn der Währungsunion deutlich schwächer gestiegen
als in fast allen anderen Mitgliedsstaaten des Euroraums - und schwächer,
als mit dem Inflationsziel der EZB vereinbar ist. Die deutsche
Lohnstückkostenentwicklung lag zuletzt laut IMK immer noch um kumuliert
knapp 8 Prozentpunkte unter dem Durchschnitt des Euroraums. Das
langjährige extrem schwache Wachstum der deutschen Lohnstückkosten trug zu
den ausgeprägten wirtschaftlichen Ungleichgewichten im Euroraum bei,
schreiben die Studienautoren Dr. Alexander Herzog-Stein, Dr. Ulrike Stein,
Dr. Rudolf Zwiener und Nora Albu.

Eine langfristig "stabilitätskonforme" Wachstumsrate der Lohnstückkosten
liegt nach Analyse des IMK bei knapp zwei Prozent pro Jahr - der
EZB-Zielinflationsrate. Dieser Wert sei im Jahr 2017 in Deutschland mit 1,8
Prozent zwar fast erreicht worden, während die Rate im Euroraum bei extrem
niedrigen 0,8 Prozent lag. Im längerfristigen Durchschnitt seit 2000
nahmen die deutschen Lohnstückkosten aber nur um 1,1 Prozent im Jahr zu.

Um Deutschland und den EU-Staaten ein nachhaltiges Wirtschaftswachstum zu
ermöglichen, empfehlen die Ökonomen eine makroökonomisch ausgerichtete
Lohnpolitik, die sich an der Summe aus EZB-Zielinflation und dem
längerfristigen Trend des Produktivitätszuwachses orientiert. Andere
europäische Länder - beispielhaft wird Österreich angeführt - zeigten
jedenfalls, dass diese Strategie aufgehe. Hier habe sich die
Wirtschaftspolitik in den frühen und mittleren 2000er Jahren nicht
"einseitig auf die Senkung der Arbeitskosten" konzentriert und damals eine
deutlich bessere wirtschaftliche Entwicklung als in der Bundesrepublik
erzielt.

Arbeitskosten 2017: 34,60 Euro pro Stunde

Zu den Arbeitskosten zählen neben dem Bruttolohn die Arbeitgeberanteile an
den Sozialbeiträgen, Aufwendungen für Aus- und Weiterbildung sowie als
Arbeitskosten geltende Steuern. Das IMK nutzt für seine Studie die
neuesten verfügbaren Zahlen der europäischen Statistikbehörde Eurostat.

2017 mussten deutsche Arbeitgeber in der Privatwirtschaft (Industrie und
privater Dienstleistungsbereich) 34,60 Euro pro geleistete Arbeitsstunde
aufwenden (siehe auch Tabelle 1 in der pdf-Version; Link unten). Höher
liegen die Arbeitskosten in fünf Ländern: In Dänemark, Belgien, Schweden,
Luxemburg und Frankreich müssen zwischen 43,60 und 36,60 Euro pro Stunde
ausgegeben werden. Fast gleichauf mit den deutschen sind die Arbeitskosten
in Österreich (34,50 Euro), die Niederlande (33,90 Euro) folgen mit
geringem Abstand. Im wirtschaftlich kriselnden Finnland, das 2016 noch an
sechster Stelle in der EU lag, gingen die Arbeitskosten um 0,8 Prozent
zurück, weshalb es 2017 mit 33,40 Euro auf Position neun rangiert. Der
Durchschnitt des Euroraums liegt bei 30,40 Euro. Etwas darunter folgen
Irland, das 2017 Arbeitskosten von 29,80 Euro auswies, und Italien (27,30
Euro). Die Arbeitskosten in Großbritannien (25,20 Euro) sind in Euro
gerechnet kräftig zurückgegangen. Das beruht aber auf dem drastischen
Wertverfall des Pfunds. In einheimischer Währung stiegen sie um 2,8
Prozent und damit so stark wie in Deutschland.

In den übrigen südeuropäischen EU-Staaten betragen die Arbeitskosten
zwischen 20,80 Euro (Spanien) und 13,20 Euro (Malta). Die "alten" EU-
Länder Griechenland und Portugal liegen mittlerweile deutlich hinter dem
EU-Beitrittsland Slowenien mit 16,90 Euro. In Estland, der Tschechischen
Republik, der Slowakei, Kroatien, Polen, Ungarn, Lettland und Litauen
betragen die Stundenwerte zwischen 12,20 und 8,20 Euro. In den meisten
dieser Länder waren die Steigerungsraten mit gut sechs bis 11 Prozent im
vergangenen Jahr überdurchschnittlich. Schlusslichter sind Rumänien und
Bulgarien mit Arbeitskosten von 6,10 bzw. 4,90 Euro pro Stunde, allerdings
bei Zuwächsen von rund 12 Prozent.

Arbeitskosten in der Industrie und im Dienstleistungsbereich

Im Verarbeitenden Gewerbe betrugen 2017 die Arbeitskosten in Deutschland
40,20 Euro pro Arbeitsstunde. Im EU-Vergleich steht die Bundesrepublik
damit wie in den Vorjahren an vierter Stelle als Teil einer größeren
Gruppe von Industrieländern, die deutlich über dem Euroraum-Durchschnitt
von 33,10 Euro liegen. Dazu zählen auch Dänemark mit industriellen
Arbeitskosten von 44,10 Euro, Belgien (43,90 Euro), Schweden (41,40 Euro)
sowie Frankreich (38,10 Euro), Österreich (36,60 Euro) Finnland (36,20
Euro) und die Niederlande (35,10 Euro im Jahr 2016; neuere Daten liegen
nicht vor). Dabei ist nicht berücksichtigt, dass das Verarbeitende Gewerbe
in der Bundesrepublik stärker als in jedem anderen EU-Land von günstigeren
Vorleistungen aus dem Dienstleistungsbereich profitiert (siehe folgenden
Abschnitt). 2017 stiegen die industriellen Arbeitskosten in Deutschland um
2,6 Prozent. Im Durchschnitt der EU waren es 2,4 und im Euroraum 1,9
Prozent.

Im privaten Dienstleistungssektor lagen die deutschen Arbeitskosten 2017
mit 31,50 Euro weiterhin an neunter Stelle nach den nordischen EU-Staaten,
den Benelux-Ländern, Frankreich und Österreich. Den höchsten Wert wies
Dänemark mit 43,80 Euro aus, der Durchschnitt im Euroraum beträgt 29,30
Euro, in der gesamten EU 26,60 Euro. 2017 stiegen die Arbeitskosten im
deutschen Dienstleistungssektor um 2,7 Prozent. Damit lag der Zuwachs
etwas über dem Durchschnitt in der EU (2,5 Prozent) und etwas deutlicher
über dem im Euroraum (2,0 Prozent). Differenziert nach Branchen, zeigt
sich insbesondere bei den Dienstleistungen in Deutschland eine große
Bandbreite bei den Arbeitskosten. Sie reicht nach der IMK-Analyse von 18
Euro in Gastgewebe und Gastronomie bis 54,60 Euro bei den
Finanzdienstleistungen.

Industrie kann Vorleistungen günstiger einkaufen

In Deutschland ist der Abstand der Arbeitskosten zwischen Verarbeitendem
Gewerbe und Dienstleistungssektor weiterhin größer als in jedem anderen
EU-Land, so das IMK. Er betrug Ende 2017 mehr als 21 Prozent. Vom
vergleichsweise niedrigen Arbeitskostenniveau in den deutschen
Dienstleistungsbranchen profitiert auch die Industrie, die dort
Vorleistungen nachfragt. Dadurch entsteht nach Berechnungen des IMK eine
Kosteneinsparung für die Industrie von rund 11 Prozent oder mehr als 4,00
Euro pro Stunde. Während der Dienstleistungssektor die Industrie
hierzulande deutlich entlaste, sei es insbesondere in den mittel- und
osteuropäischen EU-Ländern umgekehrt, so die Forscher.

Deutsche Lohnnebenkosten unterdurchschnittlich

Erstmals hat das IMK auch untersucht, wie groß der Anteil der
Lohnnebenkosten an den Arbeitskosten ist. In Deutschland betrug die Quote
2017 22,6 Prozent. Das ist weniger als im Durchschnitt von EU (24 Prozent)
und Euroraum (25,9 Prozent). Seit 2008 hat sich der Anteil der
Lohnnebenkosten an den Arbeitskosten in Deutschland gesamtwirtschaftlich
nur leicht um 0,6 Prozentpunkte erhöht.


Weitere Informationen unter:

https://www.boeckler.de/pdf/p_imk_report_142_2018.pdf

- (*) Nora Albu, Alexander Herzog-Stein, Ulrike Stein, Rudolf Zwiener:
Arbeits- und Lohnstückkostenentwicklung 2017 im europäischen Vergleich.

IMK Report Nr. 142, Juli 2018.

https://www.boeckler.de/pdf/pm_imk_2018_07_09.pdf

- Die PM mit Tabellen (pdf)

http://bit.ly/2zdtSDP

- Podcast zur Studie von Dr. Ulrike Stein

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution621

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Hans-Böckler-Stiftung, 09.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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LESUNG/1754: Bielefeld - "Du bist ein echtes Wundertier" am 13. Juli 2018


Stadt Bielefeld

Bücherspaß für Kinder "Du bist ein echtes Wundertier"



Bielefeld (bi). Am Freitag, 13. Juli, stellt die Stadtbibliothek am
Neumarkt um 16 Uhr das Buch "Du bist ein echtes Wundertier" in der
Kinderbibliothek vor. Die Veranstaltung in der Reihe "Kunterbunter
Bücherspaß" mit Vorlesen, Spielen und Basteln eignet sich für Kinder
von vier bis sechs Jahren. Eintrittskarten für zwei Euro gibt es in
der Kinderbibliothek oder unter Telefon 0521 / 51-2457.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. Juli 2018

Stadt Bielefeld

Presseamt, 33597 Bielefeld

Telefon: 0521 / 512 215, Fax 0521 / 516 997

E-Mail: presseamt@bielefeld.de

Internet: www.bielefeld.de
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THEATER/1353: Münster - "Maritime" open air am 29. Juli 2018


Stadt Münster

Kinder- und Familientheaterreihe "Roter Hund" präsentiert:
"Maritime" 



Den Abschluss der Reihe "Roter Hund" bildet am 29. Juli die Aufführung
"Maritime". Die Schauspielgruppe Les Petits Délices aus dem belgischen
Namur bringt ein Objekttheater (fast) ohne Worte für Zuschauer ab drei
Jahren auf die Bühne. Ein gestrandeter Fisch landet in einer Teekanne
einer merkwürdigen Frau. Die beiden freunden sich an und machen sich
in einem alten VW-Bus auf den Weg ans Meer. Mit großer Vitalität,
schrägem Humor und zarter Poesie entdecken Fisch und Frau auf ihrer
Reise die Schönheit der Freiheit.

Info: Die Aufführung findet unter freiem Himmel auf der Wiese an der
Eulenburg, Himmelreichallee 50, statt - Picknickdecken und Klappstühle
dürfen gerne mitgebracht werden. Bei Regen bietet die Musikschule
trockenes Ausweichquartier. Beginn ist um 11 und um 16 Uhr. Der
Eintritt ist frei.

Das Kulturamt veranstaltet die Reihe in Kooperation mit dem Theater
Scintilla und mit freundlicher Hilfe der Westfälischen Schule für
Musik, auf die ausgewichen wird, falls es regnen sollte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 3. Juli 2018

Stadt Münster

Presse- und Informationsamt, 48127 Münster

Telefon: 0251 / 492 1301

Fax: 0251 / 492 7712

Internet: http://www.muenster.de/stadt/medien
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AUSSTELLUNG/9495: Karlsruhe - Georg Heider, "Menschen sind mir wichtig", bis 30.08.2018


idw - Pressemitteilung: Fraunhofer-Institut für Optronik, Systemtechnik und Bildauswertung IOSB

Ausstellung "Menschen sind mir wichtig" von Georg Heider 



"Farben sind mein Leben und ich lebe diese Liebe aus", erklärt Georg
Heider. Am Donnerstag, 5. Juli 2018, findet um 18.00 Uhr die
feierliche Ausstellungseröffnung "Menschen sind mir wichtig" des
Künstlers Heider im Fraunhofer-Institut für Optronik, Systemtechnik
und Bildauswertung IOSB in Karlsruhe statt.

Wie kam Heider auf die Idee seine Ausstellung "Menschen sind mir
wichtig" zu nennen? - "Irgendwann habe ich festgestellt, dass nahezu
alle meine Bilder sich in irgendeiner Weise mit Menschen befassten.
Weiter stellte ich fest, dass es mir überhaupt keinen Spass bereitete,
nackte Landschaften zu malen. Warum das so ist, kann ich nicht sagen,
nur so viel, dass mir auch Bilder anderer Maler mit Menschen in der
Regel besser gefallen als ohne", erklärt Heider.

Für seine Kunst inspiriert wird Heider, wenn er plötzlich absurde
Einfälle hat: Doppelbedeutungen von Wörtern - wie zum Beispiel Karten
"spielen" ein Instrument "spielen" oder Lotto "spielen". - "Es sind
winzige Details auf Bildern anderer Maler, die in mir eine Assoziation
zu etwas ganz anderem auslösen", sagt der gebürtige Allgäuer.

"Kein anderer Malgrund bringt die Farben derart zum Leuchten wie
Glas. 

Für Heider ist das Besondere an seiner Kunst die Hinterglasmalerei.
Dazu kommen Experimentierfreude und Vielseitigkeit. Er möchte "nie
länger Zeit im gleichen Bohrloch stochern, weder inhaltlich noch
stilistisch oder technisch". Aber wie wurde er zum Künstler? Kurz vor
seiner Pensionierung hatte Heider nacheinander drei
Schlüsselerlebnisse: die Bauwerke Gaudis in Barcelona, einen Bildband
der Werke Hundertwassers und eine Hinterglasausstellung in Murnau.

"Während mich die ersten zwei mit Kunst in Berührung brachten, löste
die Ausstellung in Murnau den sofortigen Beginn mit der
Hinterglasmalerei aus", erzählt er. Zwar hätten die ersten Werke
fürchterlich ausgesehen. Aber Heider empfand dabei eine vorher nie
gekannte Freude, obwohl er viele Hobbys hatte.

"Ich kann kein Kunststudium vorweisen, nicht mal einen Kurs in der
Volkshochschule. Ich bin völliger Autodidakt. Ich male, weil es mir
Spaß macht", sagt Heider. "Farben sind mein Leben und ich lebe diese
Liebe aus, am liebsten hinter Glas. Kein anderer Malgrund bringt die
Farben derart zum Leuchten wie Glas". Dazu komme die Freude am
Experimentieren, erklärt der Künstler: "Weg von der starren,
schematischen Hinterglasmalerei früherer Zeiten, weg von den salichen
Heiligenbildchen, hin zu aquarellhafter Leichtigkeit, das ist mein
Ziel", sagt Heider.

Betrachter können sich eine Beziehungsgeschichte ausdenken

Seit 2015 stellt Heider seine Kunst unter anderem in Krankenhäusern,
Gerichten, Cafs und Restaurants aus. Unter seinen vielen Kunstwerken,
die er am Fraunhofer IOSB ausstellt, hat der Künstler auch
Lieblingsstücke. Eines davon ist "Die Trilogie der scheinbaren
Beziehungslosigkeit", bestehend aus "Der Mann mit dem Koffer", "Das
Haus am Fluss" und "Frau mit Kind". Hier kann sich der Betrachter
selbst eine Beziehungsgeschichte ausdenken - oder auch nicht.

Die Ausstellung kann bis zum 30. August 2018 nach vorheriger Anmeldung
unter Telefon 0721 6091-333 kostenlos besichtigt werden.

Fraunhofer IOSB, Fraunhoferstr. 1, 76131 Karlsruhe. 

www.iosb.fraunhofer.de

http://idw-online.de/de/institution381

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Fraunhofer-Institut für Optronik, Systemtechnik und Bildauswertung IOSB, 21.06.2018
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Putin zahlt für die Rente

von Klaus Joachim Herrmann



"Ich will nicht bei der Arbeit sterben", protestiert eine Demonstrantin
gegen die russische Rentenreform. Dabei geht ihr Blick weit in die Zukunft.
Die junge Frau dürfte noch rund vier Jahrzehnte bis zum Renteneintritt
haben. Der allerdings käme künftig für sie nicht mehr im Alter von 55
Jahren, sondern erst mit 63. Ihre männlichen Mitstreiter sollen statt mit
60 Jahren mit 65 Jahren in Rente gehen. Bereits 2019 soll die Anhebung des
Renteneintrittsalters beginnen. Die Regierung von Dmitri Medwedjew hat es
eilig. Sie will das unangenehme Thema rasch erledigen. Warum sonst hätte
das Kabinett den Gesetzentwurf ausgerechnet zur Fußball-WM im eigenen Land
in das Parlament einbringen und damit in die Zeit der ablenkenden Spiele
die 30-tägige Frist zur Erörterung in den Regionen legen lassen sollen -
eine Zeit, in der auch noch Protestveranstaltungen untersagt sind?

Statistisch dürfte aber die junge Demonstrantin den Renteneintritt und
einige Zeit danach durchaus noch erleben und genießen. Laut der Prognose
des russischen Amtes Rosstat wird bis zum Jahr 2028 die durchschnittliche
Lebenserwartung bei Männern 75 Jahre erreichen, bei Frauen werden es bis
2034 sogar 85 Jahre sein. Nach Angaben des Gesundheitsministeriums liegt
die durchschnittliche Lebenserwartung in Russland derzeit bei 72,5 Jahren.
Bis zu 16 Jahre betragen aber auch regionale Unterschiede: Zehn Regionen
lagen über 75, 20 unter 70 Jahren. Die Lebenserwartung von Männern ist
deutlich geringer als bei Frauen: etwa 66,5 Jahre im Gegensatz zu 77,1
Jahren.

Die Reform kommt nicht so plötzlich, wie es scheint. Schon gar nicht, weil
es die erste Anhebung des Renteneintrittsalters nach 85 Jahren ist. Sie
soll jetzt schrittweise erfolgen. Als erste trifft sie Frauen des
Geburtsjahres 1964 und Männer des Jahrgangs 1959. Bis 2034 soll der
Renteneintritt bei Frauen und bis 2028 bei Männern jährlich um ein Jahr
angehoben werden. Von der Reform nicht betroffen seien Werktätige an
besonders gefährlichen oder gesundheitsschädlichen Arbeitsplätzen,
versichern die zuständigen Minister. Arbeitsminister Maxim Topinin kündigte
zudem beruhigend in der Iswestija eine Erhöhung der monatlichen
Durchschnittsrente um 1000 Rubel auf 15.400 Rubel (rund 209 Euro) für das
kommende Jahr an. Die werde es aber ohne eine Anhebung des Rentenalters
nicht geben können. Allerdings hatte zuvor Finanzminister Anton Siluanow
die Indexierung der Bezüge als eine Aufbesserung um sieben Prozent als
Ausgleich für die Inflation angekündigt. Die Geldentwertung liegt derzeit
bei drei Prozent und wird künftig bei vier bis viereinhalb Prozent
erwartet. Wenn aber die Renten jetzt und in Zukunft steigen sollen, müssten
weniger Arbeitskräfte länger arbeiten, verweist das Kabinett auf eine
wachsende Zahl von Rentnern und immer weniger Arbeitskräften.

Doch lehnen nach bisherigen Prognosen zwischen 80 und 90 Prozent der Russen
die Reform ab. Der Verweis auf den Renteneintritt in entwickelten
westlichen Staaten zieht ebenso wenig wie der auf frühere Sowjetrepubliken.
So gehen in Moldova und Aserbaidschan Männer erst mit 65 Jahren in Rente,
für 2025 bis 2027 ist dies in den baltischen Staaten vorgesehen. In
Armenien erhalten Frauen mit 63 Jahren Rente, Kasachstan folgt diesem
Beispiel. Doch das Unbehagen ist groß wie das Misstrauen. Den Zusammenbruch
der Sowjetunion, die Schocktherapie der Wilden Neunziger und die
Rubelkrisen zahlten die Rentner mit dem Verlust ihrer Sicherheit, der
Ersparnisse und der Entwertung ihrer Bezüge.

Der namhafteste außerparlamentarische Oppositionelle, Alexej Nawalny, kann
angesichts der allgemeinen Ablehnung mit besten Erfolgsaussichten zu einer
gesamtrussischen Protestaktion gegen die Rentenreform aufrufen und diesmal
vielleicht auch als vermeintlicher Volkstribun die Führung übernehmen: "Das
ist ein gesamtnationaler und ein Protest des ganzen Volkes. Es ist
gleichgültig, für wen sie gestern gestimmt haben." Nawalny ergreife die
Gelegenheit zu einer "ernsten Konfrontation mit der Macht", schreibt die
Nowaja Gaseta. Die parlamentarische System- und die sonstige
Opposition bekommen Zulauf und rücken zusammen. Inzwischen fast zwei
Millionen Unterschriften und täglich mehr sammelt eine Online-Petition, die
Reform auszusetzen. Gewerkschafter organisieren lokale Proteste, bieten den
Kommunisten der KPRF, den Liberaldemokraten und der Partei Gerechtes
Russland ein gemeinsames Vorgehen an. Der Vorsitzende der Kommunistischen
Partei, Gennadi Sjuganow, verbindet seine Kritik an der Reform mit dem
Vorschlag zu einem landesweiten Referendum. Zwei Millionen Unterschriften
wären zu sammeln. Dann könnte der Versuch unternommen werden, dass es mit
dem Eintrittsalter beim Alten bleibt.

"Sozialleistungen und das gegenwärtige Rentensystem - das sind Elemente des
sowjetischen Sozialstaates", erläutert der Chef des
Meinungsforschungsinstitutes WZIOM, Waleri Fjodorow, gegenüber der Zeitung
Kommersant die allgemeine Ablehnung. "Wenn der nachsowjetische Staat
das aufheben will, versteht das die Mehrheit der Russen als Angriff auf
ihre Rechte." Ein ähnlicher Vorstoß war 2005 auf Massenproteste gestoßen.
Der Präsident musste die Reform abschwächen. Mit der
Fußballweltmeisterschaft am 15. Juli endet auch das Verbot von
Protestaktionen in Russland. Für den 19. Juli ist die erste Lesung des
Gesetzentwurfes in der Duma angesetzt. Bis zum Herbst will Oberhauschefin
Walentina Matwijenko die Reform erledigt haben: "Wir können das nicht
aufschieben, weil wir die Verantwortung nicht auf jene abschieben können,
die nach uns kommen."

"Zweifellos ist die Initiative der Regierung zu einer Rentenreform von
großer sozialer Bedeutung, ein Thema mit großer Resonanz. Es verdient eine
gewissenhafte Erörterung", rettet sich Kremlsprecher Dmitri Peskow derweil
in Allgemeinheiten. Putin bleibt in Reserve. Der Präsident nehme noch nicht
an der Auseinandersetzung der Experten teil, wiederholt Peskow mehrfach.
Solche Zurückhaltung wird auf Dauer nicht gut gehen. Schon jetzt zahlt
Wladimir Putin mit Prozenten seines Ansehens für die neuen Rentenregeln.
Seine Wählerschaft von stolzen 76,7 Prozent bei der Wahl vom 18. März 2018
schrumpft Mitte Juni auf 54 Prozent, wie der Fonds Öffentliche Meinung
(FOM) ermittelte. Eine Woche zuvor hatte Putin nach seinem großen
Fernsehauftritt im Dialog mit den Bürgern 62 Prozent geholt. Da gab es noch
stundenlang Antwort auf jede Frage.

Jetzt hält sich der Kremlchef öffentlich heraus, doch niemand kann einen
Alleingang Medwedjews auch nur in Betracht ziehen. So büßt Putin gemeinsam
mit Premier und Regierung laut den Demoskopen des WZIOM im Schnitt drei
Prozent Zustimmung ein. Der Staatschef schaue nicht auf Umfragen, lässt er
seinen Sprecher abwiegeln, für ihn sei die Erfüllung seiner Pflichten das
Wichtigste. Doch nicht nur in den Medien erinnert man sich eines inzwischen
13 Jahre alten Machtwortes aus dem Kreml. 2005 hatte Putin versichert, dass
es keine Anhebung des Rentenalters im Lande geben werde, solange er
Präsident sei. "Natürlich gibt es demographische sowie wirtschaftliche
Änderungen und auch Änderungen der internationalen Konjunktur",
argumentiert heute sein Sprecher. Damit meint er aber lediglich, dass sich
die Zeiten ändern.

 * 

Quelle:
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Polen: Konflikt zwischen Regierung und Opposition über Oberstes Gericht
eskaliert

Von Clara Weiss

10. Juli 2018



Während der letzten Woche eskalierte in Polen der Konflikt zwischen der
rechten Regierungspartei Recht und Gerechtigkeit (PiS) und der
pro-europäischen liberalen Opposition über die Versuche der PiS, das
Oberste Gericht vollständig unter ihre Kontrolle zu bringen.

Die PiS-Mehrheit im polnischen Parlament (Sejm) stimmte für die
sofortige Zwangspensionierung aller Richter des Obersten Gerichtshofs,
wirksam ab dem 4. Juli. Nur diejenigen mit einer Sondergenehmigung von
Präsident Andrzej Duda sollen davon ausgenommen werden. Das PiS-dominierte
Parlament könnte damit das Oberste Gericht nach eigenem Belieben besetzen.

Mehrere Tausend Menschen protestierten gegen diesen offensichtlichen
Versuch, die Justiz der Regierung unterzuordnen. Die Proteste wurden von
der EU-nahen Opposition organisiert, der viele der jetzigen Obersten
Richter nahestehen.

Die Vorsitzende des Gerichts Malgorzata Gersdorf erschien am Mittwoch zur
Arbeit, obwohl sie von der Regierung entlassen wurde. Sie argumentierte,
sie sei bis 2020 ernannt worden und das Vorgehen der PiS verstoße gegen die
Verfassung des Landes. Das neue Gesetz sei eine "Säuberung", so Gersdorf.

Ein Kommentator der konservativen Rzeczpospolita warnte, die
Umgestaltung der Justiz durch die PiS würde zu einer Situation führen, in
der politischen Gegnern der Regierung von Richtern der Prozess gemacht
würde, die von genau dieser Regierung eingesetzt wurden.

Momentan ist noch vieles unklar. Die polnischen Medien spekulierten
darüber, ob Gersdorf möglicherweise ein "geheimes Abkommen" mit Duda
ausgehandelt hat, da dieser ihre Entlassung nicht formell abgeschlossen
hat. Gersdorf befindet sich momentan im Urlaub. Zuvor hatte sie den
gleichen Richter zu ihrem Vertreter ernannt, den die PiS als ihren
Nachfolger ernennen will.

EU-Politiker verurteilten die Reform als Angriff auf die Unabhängigkeit der
Justiz. Guy Verhofstadt, belgischer Abgeordneter im Europaparlament und
Vorsitzender der Allianz der Liberalen und Demokraten für Europa,
bezeichnete das Vorgehen der polnischen Regierung als "eine Frage der
Prinzipien unserer Gemeinschaft". Letztes Jahr begann die EU eine
Untersuchung zur Rechtslage in Polen - die erste Untersuchung zur Justiz in
einem Mitgliedsstaat. Dieser Prozess könnte zum Austritt des Landes aus der
EU führen.

Das Gerede der EU von "Prinzipien" und "Werten" ist scheinheiliger Unsinn,
der die politischen Fragen in dem Streit in Polen sowie den rechten
Charakter der EU selbst vertuschen soll.

Zweifellos hat der Rechtsruck der Europäischen Union in der
Flüchtlingsfrage, der vor allem von den führenden imperialistischen Mächten
Deutschland und Frankreich forciert wird, die PiS dazu ermutigt, den Aufbau
eines offen autoritären Regimes voranzutreiben.

Die Behauptung der liberalen polnischen Opposition, die EU sei angeblich
ein Garant für demokratische Rechte, hat keinerlei Glaubwürdigkeit.

Der Konflikt zwischen der PiS und der liberalen Opposition unter Führung
der Bürgerplattform (PO) geht auf scharfe Differenzen um die Stoßrichtung
der Außenpolitik und dreht sich um die Frage, wie der soziale und
politische Widerstand in der Arbeiterklasse unterdrückt werden kann.

Die liberale Opposition spricht für einen Flügel der polnischen Bourgeoisie
und Teile der oberen Mittelschichten. Ihr geht es nicht um die
demokratischen Rechte der Arbeiterklasse, sondern um ihre eigenen
Möglichkeiten, die polnische Innen- und Außenpolitik festzulegen und
mitzusteuern. Der Unterordnung des Obersten Gerichts unter die Regierung
gingen 2015-16 Bestrebungen voraus, das Parlament zu schwächen, eine
paramilitärische Einheit unter der Kontrolle des Verteidigungsministeriums
zu schaffen und die Geheimdienste direkt der Kontrolle der Regierung zu
unterstellen. Diese Maßnahmen würden den Einfluss der liberalen Opposition
völlig untergraben.

Die Opposition befürchtet zudem, dass der rücksichtslose Kurs auf
diktatorische Herrschaftsformen unkontrollierbaren Widerstand in der
Arbeiterklasse auslösen und die politische Situation destabilisieren
könnte.

Der PO-Abgeordnete Krzysztof Brejza kritisierte die Reform als "Chaos,
Dilettantismus, Schlamperei, Pfusch, zusammengeschustert und
staatsfeindlich". Die Angst der liberalen Opposition vor einer
Mobilisierung der polnischen Arbeiter gegen die PiS zeigt sich in ihrem
hartnäckigen Beharren, nicht an die beträchtliche soziale und politische
Unzufriedenheit unter breiten Schichten der Bevölkerung zu appellieren.
Vielmehr hat die PO die PiS in sozialen Fragen wie der Höhe des Kindergelds
immer von rechts angegriffen. PO-Anhänger und Abgeordnete werfen der PiS
regelmäßig vor, sie würde "kommunistische" Methoden anwenden.

Genauso wichtig oder sogar noch wichtiger sind jedoch die scharfen
Differenzen über die Außenpolitik. Im Gegensatz zur PiS betrachtet die
offizielle bürgerliche Opposition die Mitgliedschaft in der Europäischen
Union und die Aufrechterhaltung der EU als entscheidend für die
wirtschaftlichen und strategischen Interessen des Landes. Deshalb fordern
sie eine enge Zusammenarbeit mit Deutschland, das weiterhin Polens
wichtigster wirtschaftlicher Partner ist.

Die PiS hingegen spricht für einen Teil der polnischen Elite, der sich
große Sorgen über Deutschlands Vorherrschaft über die EU und die
Wiederbelebung des deutschen Militarismus macht. Auch den Aufbau einer
europäischen Armee, der jetzt vor allem von Frankreich und Deutschland
forciert wird, hat die PiS-Regierung energisch abgelehnt. Dieser Vorschlag
läuft auf die Errichtung einer Militärmacht hinaus, mit der diese beiden
Nationen ihre Interessen unabhängig von der US-dominierten Nato verfolgen
können. (Siehe auch: Europäische Verteidigungsminister unterzeichnen
"Interventionsinitiative" [1])

Als Gegengewicht zum Einfluss Deutschlands setzt die PiS auf ein enges
Bündnis mit dem amerikanischen Imperialismus und eine Neuauflage des
Intermarium-Projekts, einer Allianz rechter Regimes in Osteuropa und dem
Kaukasus unter polnischer Führung und mit Unterstützung der USA.

Angesichts der eskalierenden Konflikte zwischen der Europäischen Union, vor
allem Deutschlands, und der Trump-Regierung sind die Streitigkeiten
innerhalb der polnischen Bourgeoisie um die Außenpolitik noch schärfer
geworden.

Anfang des Jahres hatte die PiS-Regierung den USA zur Vorbereitung auf
einen potenziellen militärischen Konflikt mit Russland zwei Milliarden
Dollar für die Stationierung einer US-Panzerdivision auf polnischem Boden
angeboten. Die einflussreiche Washingtoner Denkfabrik Center for Strategic
and International Studies (CSIS) veröffentlichte am 7. Juni einen Artikel
über das Angebot mit dem Titel "Hat Polen den Trump-Code geknackt und wird
dies die Nato spalten?"

Das CSIS sprach sich faktisch für den Vorschlag aus, Truppen in Polen zu
stationieren, bezeichnete aber die von der PiS-Regierung angebotenen zwei
Milliarden Dollar als "einfach nicht attraktiv genug, damit die Vereinigten
Staaten die für eine Division notwendige Stützpunktinfrastruktur in Polen
errichtet". Es wies darauf hin, dass logistisch gesehen vieles an dem
polnischen Vorschlag unklar sei und schlug vor, das Angebot könne die
"Verlagerung von US-Truppen aus Deutschland und Italien (die beide keine
zwei Prozent des BIP für den Verteidigungsetat ausgeben) nach Polen
beinhalten". Das CSIS kam zu dem Schluss, dass der polnische Vorschlag zwar
grundsätzlich korrekt sei, in dieser Form jedoch den "Zusammenhalt und die
Solidarität der Nato" bedrohen würde.

Es gibt sehr wenige Informationen darüber, ob und wie im Weißen Haus und im
Pentagon über den Vorschlag Polens diskutiert wurde. Anfang letzter Woche
kündigte Präsident Trump jedoch an, er erwäge den Abzug der 35.000 
US-Soldaten, die noch in Deutschland stationiert sind.

Während des letzten Jahres hat die Trump-Regierung die schon jetzt
bedeutende militärische Zusammenarbeit zwischen den USA und Polen
ausgeweitet. Vor einem Jahr stellte sich Trump während eines Besuchs in
Warschau öffentlich hinter die Intermarium-Strategie der PiS und ihre
rechtsextreme Politik.

Im Mai dieses Jahres begann die US Air Force, Drohnen vom Typ MQ Reaper vom
polnischen Luftwaffenstützpunkt Miroslawiec aus starten zu lassen. Bisher
werden sie hauptsächlich zur Überwachung sowie für Geheimdienst- und
Aufklärungszwecke verwendet, können aber auch mit Raketen bestückt werden.
Auburn Davis von der US Air Force in Europa nannte als Gründe für die
Entscheidung zugunsten Polens dessen "strategische Stellung" in Europa und
seine Rolle als "Säule der Stabilität in der Region".


Anmerkung:

[1] http://www.wsws.org/de/articles/2018/06/27/inte-j27.html

Siehe auch:

Trump-Besuch in Polen: Washington kehrt zur Intermarium-Strategie
zurück

[14. Juni 2017]

https://www.wsws.org/de/articles/2017/06/14/pole-j14.html

Die Strategie des Intermariums

[8. Juli 2016]

https://www.wsws.org/de/articles/2016/07/08/int1-j08.html
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Düsseldorf: 20.000 demonstrieren gegen Polizeistaat

Von unseren Korrespondenten

10. Juli 2018



Am vergangenen Samstag zogen 20.000 Arbeiter und Jugendliche vom
Düsseldorfer Hauptbahnhof zum nordrhein-westfälischen Landtag, um gegen das
von der Landesregierung geplante neue Polizeigesetz zu demonstrieren. Der
Protestzug richtete sich gegen drastische Einschnitte in grundlegende
demokratische Rechte. Mit der Novelle des Polizeigesetzes hebelt die
Landesregierung von CDU und FDP persönliche Freiheitsrechte wie das
Selbstbestimmungsrecht über eigene Daten, das Recht auf Bewegungs- und
Niederlassungsfreiheit und das Streik- und Versammlungsrecht aus und öffnet
polizeilicher Willkür Tür und Tor.

Der bunte Protestzug war von rund 200 Gruppen und Einzelpersonen
organisiert worden, darunter auch Fangruppierungen von verschiedenen
Fußballvereinen. Auf den vielen selbst gebastelten Plakaten und Bannern
brachten Teilnehmer ihre Beunruhigung zum Ausdruck, dass
Polizeistaatsmaßnahmen eines diktatorischen Staates eingeführt werden, die
an die dunkelsten Kapitel der deutschen Geschichte erinnern.

So trugen beispielsweise zwei Teilnehmer ein Bild von Sophie Scholl mit der
Überschrift "Habt ihr schon vergessen?" Sophie Scholl war eine
Widerstandskämpferin gegen das Nazi-Regime und wurde dafür hingerichtet.
Andere Plakate erinnerten an die Dystopie eines totalitären
Überwachungsstaates "1984" von George Orwell und schrieben "1984 sollte
eine Warnung sein, keine Gebrauchsanleitung".

Zu den Mitorganisatoren des Protestzuges gehört auch das Bündnis
"Seebrücke", das als Reaktion auf die von den europäischen Behörden im
Mittelmeer erzwungene Irrfahrt des Rettungsschiffes "Lifeline" mit 234
Flüchtlingen an Bord gegründet worden ist. Zahlreiche Teilnehmer machten
auf das Massensterben im Mittelmeer aufmerksam, wo europäische
Polizeibehörden die Retter von in Seenot geratenen Flüchtlingen
kriminalisieren und deren Schiffe beschlagnahmen. Mit der Internierung von
Flüchtlingen in Lagern und der menschenrechtswidrigen Zurückweisung von
geretteten Flüchtlingen, existieren auch auf Druck der deutschen
Bundesregierung bereits in Europa rechtsfreie Räume, die als Vorbild für
die neuen Polizeigesetze dienen.

Der Protestzug wäre dabei beinahe selbst zum Opfer polizeilicher Willkür
geworden. Die Düsseldorfer Polizeibehörde wollte ihn nur unter strengen
Auflagen genehmigen. Es sollten nur zwei Lautsprecherwagen am Anfang und am
Ende des Zuges erlaubt werden, auch Überkopf-Transparente sollten verboten
werden. In dem Auflagenbescheid der Polizei wurde als Begründung für diese
drastischen Einschnitte in die Versammlungsfreiheit angegeben, dass der
Protest gegen Polizeiwillkür und Polizeistaatsmaßnahmen "eine unmittelbare
Gefahr für die öffentliche Sicherheit und Ordnung mit sich" bringt, "da
diese als Protest gegen vermeintliche Polizeigewalt bzw. Polizeihoheit
genutzt werden könnte". Mit anderen Worten wird Kritik an Polizei und
Staatsgewalt als Gefahr der öffentlichen Sicherheit und Ordnung betrachtet,
weshalb Grundrechte polizeilich eingeschränkt oder entzogen werden. Erst
durch einen Eilantrag beim Oberverwaltungsgericht Münster konnten die
Auflagen weitgehend entschärft werden.

Cedric und Patrick sind für die Demonstration aus Gelsenkirchen nach
Düsseldorf gekommen, weil sie "nicht zulassen wollen, dass unsere
Grundrechte noch mehr eingeschränkt werden, als sie ohnehin schon sind. Die
Kriminalitätsrate ist in Deutschland und NRW zurückgegangen. Da macht so
ein Gesetz doch gar keinen Sinn." Das Polizeigesetz diene "nur dazu, uns
noch mehr unter Kontrolle zu haben. Wir sollen ständig in der Angst leben,
bloß nichts Falsches zu tun und uns in die Gesellschaft so wie ist einfügen
und bloß nichts anderes tun oder denken." Weiter sagten sie: "Das Problem
ist, auf uns wird nicht mehr gehört, unsere Bedürfnisse werden von der
Politik nicht mehr geachtet."

Die Demonstration war von einem offensichtlichem Widerspruch geprägt.
Während viele Teilnehmer ihre tiefe Besorgnis über die Entwicklungen hin zu
einem autoritären Staat zum Ausdruck brachten, wurde die Demonstration von
Parteien mitorganisiert, die selbst die Staatsaufrüstung vorantreiben. Zur
Demonstration aufgerufen hatten unter anderem auch die 
Nordrhein-westfälischen Landesverbände der Grünen und der Linkspartei sowie die
Jugendorganisation der SPD (Jusos).

Während Vertreter dieser Parteien in Reden auf der Auftakt- und
Abschlusskundgebung ihre Solidarität mit den Demonstranten heuchelten,
arbeiten Linkspartei, SPD und Grüne in anderen Bundesländern selbst ähnlich
weitgehende Polizeigesetze aus. Die von den Grünen geführte Regierung in
Baden-Württemberg hat bereits im November 2017 das Polizeigesetz verschärft
und u.a. Aufenthalts- und Kontaktverbote und den Einsatz elektronischer
Fußfesseln für sogenannte "Gefährder" eingeführt. Auch in Brandenburg, wo
SPD und Linkspartei die Regierung bilden, ist ein schärferes
Polizeigesetzes geplant, das den Einsatz von elektronischen Fußfesseln
sowie die flächenmäßige Videoüberwachung vorsieht.

Die Landesregierung in Düsseldorf hatte ursprünglich geplant, die Änderung
des Polizeigesetzes noch vor der Sommerpause durchs Landesparlament zu
peitschen. Doch bei einer Expertenanhörung im Innenausschuss des Landtags
äußerten selbst die bestellten Rechtsexperten ernste Bedenken, dass der
Gesetzesentwurf gegen die Verfassung verstoße und möglicherweise vom
Bundesverfassungsgericht gekippt werden könnte.

Innenminister Herbert Reul (CDU) verkündete daraufhin, den Gesetzestext
noch einmal zu überarbeiten und erst im September in den Landtag
einzubringen. In einem Interview mit der Kölnischen Rundschau Ende
Juni stellte er aber bereits klar, dass die Eckpunkte des Gesetzes bestehen
blieben und nur "kosmetische" Änderungen in Betracht kämen.

Kern des neuen Polizeigesetzes ist der Paragraf 8. In ihm wird der
Rechtsbegriff einer "drohenden Gefahr" eingeführt, die so weit ausgedehnt
wird, dass unter dem Deckmantel einer angeblichen Vorbereitung einer
"Straftat von erheblicher Bedeutung", die Polizei schon weit im Vorfeld
einer tatsächlichen Tat Eingriffsbefugnisse in die persönliche Freiheit
jedes Einzelnen bekommt. Gleichzeitig wird die "drohende terroristische
Gefahr" so breit ausgelegt, dass darunter auch politische Proteste gegen
den Staat und die herrschende Elite fallen, was der Polizei ausdrücklich
die Gesinnungsschnüffelei erlaubt.

Das Gesetz ermöglicht es der Polizei, geheimdienstlich tätig zu werden, und
alle Daten über Personen zu sammeln, derer sie habhaft werden kann. Ein
vager Verdacht der Polizei oder eines Informanten genügt dann, um eine
richterliche Bestätigung einzuholen, mit der Telefongespräche, Chat- und
Internetverläufe abgehört, aufgezeichnet und gespeichert werden können.
Dazu wird der Polizei nicht nur die Nutzung eines so genannten
"Staatstrojaners" erlaubt, sondern Internet- und Mobilfunkprovider sollen
aktiv Systemschwachstellen benennen, um der Polizei ihre geheimdienstliche
Schnüffelei zu erleichtern.

Personen, die als "Gefährder" eingestuft werden, dürfen nach dem Willen der
Landesregierung bis zu 30 Tage in "Unterbindungsgewahrsam" genommen werden,
ohne dass ihnen eine konkrete Straftat vorgeworfen werden muss. Welch
reaktionärem, rassistischem Gedankengut das neue Polizeigesetz entspringt,
wird dadurch deutlich, dass die Landesregierung die Unschuldsvermutung
aushebelt und als "Gefährder" vor allem Migranten betrachtet. Die
30-Tage-Frist für den Unterbindungsgewahrsam brachte der Minister für
Familie, Kinder, Flüchtlinge und Integration Joachim Stamp (FDP) mit den
Worten ins Spiel, "man müsse Gefährder 30 Tage wegsperren, um sie danach
abschieben zu können".

Reul droht sogar damit, den Gesetzestext noch zu verschärfen, indem eine
"Unendlichkeitshaft" nach Vorbild des bayerischen Polizeiaufgabengesetzes
[1] eingeführt wird, ohne dass eine konkrete Straftat begangen worden sein
muss. Im Nazi-Regime nannte man diese Form des Wegsperrens ohne Anklage und
Gerichtsurteil "Schutzhaft".

Neben dem Unterbindungsgewahrsam sieht das neue Polizeigesetz auch die
massive Ausweitung von Aufenthaltsverboten und Aufenthaltsgeboten vor. So
sollen Personen von denen laut Polizei eine "drohende Gefahr" ausgeht,
mittels einer elektronischen Fußfessel überwacht werden. Nahezu willkürlich
kann die Polizei dadurch Menschen zwingen, einen bestimmten Ort nicht mehr
zu verlassen. Das widerspricht nicht nur dem Recht auf
Fortbewegungsfreiheit, sondern ist auch ein massiver Angriff auf die
Privatsphäre, da die Bewegungsprofile der betroffenen Personen gespeichert
werden.

Außerdem soll die Polizei ermächtigt werden, mittels der "strategischen
Fahndung" ohne hinreichenden Grund verdachtsunabhängige Kontrollen im
großen Stil durchzuführen. Das ermöglicht nicht nur das sogenannte "racial
profiling", also diskriminierende Polizeikontrollen alleine aufgrund der
Hautfarbe, sondern auch die Schaffung eines engen Überwachungsnetzes über
die ganze Bevölkerung.

Schließlich soll die Polizei mit Elektroschockpistolen oder Tasern
bewaffnet werden. Da Taser von der Polizei und Regierung als "nicht
tödliche Waffe" eingestuft werden, ist die Hemmschwelle zum Einsatz dieser
Waffe niedriger als bei Schusswaffen. Er ist aber oft tödlich. Allein in
den USA sind in den letzten 15 Jahren mehr als 800 Menschen infolge eines
Taserseinsatzes durch Polizisten zu Tode gekommen. Die meisten Opfer waren
unbewaffnet und stellten keine unmittelbare Drohung dar.

Die Hochrüstung der Sicherheitskräfte und die gravierende Ausweitung der
Polizeibefugnisse haben mitnichten die Bekämpfung von Alltagskriminalität
zum Ziel, zu diesem Zweck sind die neuen Polizeigesetze auch nicht
geschaffen worden. In Wirklichkeit dient der Aufbau eines regelrechten
Polizeistaats in Deutschland dazu, die große Opposition unter Arbeitern und
Jugendlichen gegen soziale Ungleichheit, Militarismus und Krieg zu
kontrollieren und notfalls brutal zu unterdrücken.


Anmerkung:

[1] https://www.wsws.org/de/articles/2017/07/22/schu-j22.html
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Seit 2008 gibt es einen eigentlich rechtlich bindenden Gemeinsamen
Standpunkt in der EU, welcher Mindeststandards für die Genehmigung von
Waffenexporten setzt. Dies beinhaltet auch einen jährlichen Bericht
vonseiten der Mitgliedsstaaten ("COARM-Bericht"), in dem sie angeben,
wie viele Rüstungsexportgenehmigungen sie erteilt haben, welchen
Umfang diese Genehmigungen hatten, wohin sie exportierten und wie
viele Genehmigungen verweigert wurden. Der diesjährige Bericht
erschien am 14. Februar 2018 und bezieht sich auf die Exportzahlen des
Jahres 2016. Der Gemeinsame Standpunkt hat jedoch gewisse Schwächen,
welche von den Mitgliedstaaten gnadenlos ausgenutzt werden, um
Rüstungsexporte für die Waffenindustrie zu genehmigen. Diese Schwächen
ermöglichen es den EU-Mitgliedsstaaten, sich nicht an die festgelegten
Standards zu halten und Waffen in Länder zu verbringen, in die
Rüstungsexporte laut dem Gemeinsamen Standpunkt nicht erlaubt sein
sollten. Außerdem ist die Berichterstattungspraxis nicht einheitlich
und lässt daher wenig Schlussfolgerungen auf tatsächliche
Entwicklungen der Rüstungsexportpraxis in der EU zu. Nach einem
Überblick über die europäische Rüstungsindustrie und die wichtigsten
Elemente der EU-Rüstungsexportregeln sollen deren Schwächen
beispielhaft am Falle Ägyptens dargestellt werden.


Keine Exporte - Keine Rüstungsindustrie

Die Existenz einer schlagkräftigen und unabhängigen Rüstungsindustrie,
die alle "nötigen" Waffensysteme ohne Abhängigkeit von anderen Staaten
bereitstellen kann, wird als wesentliche Bedingung für den Aufstieg in
die Riege ernst zu nehmender Großmächte dargestellt. Aus diesem Grund
steht dieses Interesse auch bei den Entscheidungsträger*innen der
Europäischen Union weit oben auf der Prioritätenliste, wenn es etwa in
der EU-Globalstrategie vom Juni 2016 heißt: "Die Mitgliedstaaten
[benötigen] bei den militärischen Spitzenfähigkeiten alle wichtigen
Ausrüstungen, um auf externe Krisen reagieren und die Sicherheit
Europas aufrechterhalten zu können. Dies bedeutet, dass das gesamte
Spektrum an land-, luft-, weltraum- und seeseitigen Fähigkeiten,
einschließlich der strategischen Grundvoraussetzungen, zur Verfügung
stehen muss. [...] Eine tragfähige, innovative und wettbewerbsfähige
europäische Verteidigungsindustrie ist von wesentlicher Bedeutung für
die strategische Autonomie Europas und eine glaubwürdige Gemeinsame
Sicherheits- und Verteidigungspolitik (GSVP)."[1]

Allerdings ist die heimische Auftragslage schlicht zu klein, um das
Überleben einer Rüstungsbranche zu garantieren, die tatsächlich alle
für wesentlich erachteten Komponenten herstellen kann. So stellte etwa
eine von der EU-Industriekommissarin Elżbieta Bieńkowska
einberufene "Group of Personalities" (GoP) im Februar 2016 fest: "Die
Steigerung der Exporte trägt wesentlich dazu bei, die kritische Masse
europäischer Rüstungsunternehmen zu erhalten. [...] Ohne Exporte
würden viele EU-Unternehmen aktuell aufgrund der tiefen Einschnitte in
den nationalen Rüstungsausgaben ums Überleben kämpfen."[2] Besagte
Gruppe, die sich zu großen Teilen aus Vertretern der Rüstungslobby
zusammensetzte, präsentierte dann auch gleich Vorschläge, wie der
Rüstungsindustrie "besser" unter die Arme gegriffen werden könnte,
damit sie ihre Waffen künftig "erfolgreicher" im Ausland absetzen
kann. Im Kern wurde damals die Forderung erhoben, einen
EU-Rüstungsforschungshaushalt im Umfang von 500 Mio. Euro jährlich
aufzusetzen, um so die "Wettbewerbsfähigkeit" und damit einhergehend
auch die Exportfähigkeit der europäischen Rüstungsindustrie zu
"verbessern". Im Mai 2018 präsentierte die EU-Kommission ihren
Vorschlag für den nächsten Mehrjährigen Finanzrahmen (MFR) 2021 bis
2027. Dort wurde dieser Vorschlag tatsächlich aufgegriffen und -
ergänzt um einen "Entwicklungstopf" - um ein Vielfaches multipliziert:
Demzufolge wären in einem "Europäischen Verteidigungsfonds" bis zu
48,6 Mrd. Euro für die Erforschung und Entwicklung von Rüstungsgütern
vorgesehen.[3]

Neben solchen aktiven Maßnahmen zur Exportförderung, um eine
schlagkräftige Rüstungsindustrie zu erhalten, gibt es auch noch
passive Optionen, die unter anderem darin bestehen, den Unternehmen in
ihren Ausfuhrbemühungen so wenig Steine wie möglich in den Weg zu
legen. Es gibt also durchaus auch eine machtpolitische Logik, die
Rüstungsexportrichtlinien so löchrig wie möglich zu gestalten - und
genau dies ist bei der Europäischen Union der Fall.


EU-Rüstungsexportrichtlinien: Der Gemeinsame Standpunkt
2008/944/GASP 

Ein Gemeinsamer Standpunkt ist Teil der verschiedenen Instrumente in
der Gemeinsamen Außen- und Sicherheitspolitik (GASP) der Europäischen
Union und wird in der Regel einstimmig von den EU-Außenminister*innen
beschlossen. Er stellt ein verbindliches Konzept dar, weswegen
nationalstaatliches Handeln damit im Einklang zu stehen hat.

Im Falle der Rüstungsexportkontrolle hat man sich für einen
Gemeinsamen Standpunkt entschieden. Die offizielle Bezeichnung lautet:
"Gemeinsamer Standpunkt 2008/944/GASP des Rates betreffend gemeinsame
Regeln für die Kontrolle der Ausfuhr von Militärtechnologie und
Militärgütern". Er beinhaltet acht relativ spezifische Kriterien,
welche sogenannte Mindeststandards für die Genehmigung von
Rüstungsexporten darstellen.


Die festgelegten acht Kriterien sind:


	Einhaltung internationaler Verpflichtungen wie EU- oder UN-Sanktionen und Waffenembargos

	Achtung der Menschenrechte durch das Endbestimmungsland

	Innere Lage im Endbestimmungsland

	Aufrechterhaltung von Frieden, Sicherheit und Stabilität in einer Region

	Nationale Sicherheit der Mitgliedsstaaten und befreundeter Staaten

	Verhalten des Käuferlandes gegenüber der internationalen Gemeinschaft

	Abzweigung von Militärtechnologie oder Militärgütern im Käuferland oder Wiederausfuhr

	Vereinbarkeit der Ausfuhr mit der Leistungsfähigkeit des Empfängerlandes[4]



Die Kriterien haben verschiedene Konsequenzen: Bei einer Verletzung
der Kriterien eins bis vier vonseiten des Käuferlandes haben die
Mitgliedstaaten eine Genehmigung von Waffenexporten zu verweigern[5].
Die Kriterien fünf bis acht müssen nur berücksichtigt werden, sind an
sich aber kein zwingender Grund, um einen Export zu verwehren. Basis
für die Bewertung von Rüstungsexportgütern ist die Gemeinsame Liste
der Militärgüter[6], die wiederum in 22 einzelne
Militärgüterkategorien unterteilt ist und in regelmäßigen Abständen
aktualisiert wird.

Hier wird eine der größten Schwächen des Gemeinsamen Standpunkts sehr
deutlich: Es werden zwar für alle Ausfuhrgenehmigungen
Einzelfallprüfungen vorgeschrieben, jedoch führen nur die Hälfte der
Kriterien zwingend zu einer Verweigerung der Exportlizenz. Eine
Kontrolle der Rechtmäßigkeit der erteilten Genehmigungen und der Art
und Weise, wie diese zustande kamen, findet zumindest auf EU-Ebene
nicht statt. Das liegt auch daran, dass die Entscheidungshoheit
hierüber in den Händen der Nationalstaaten liegt. Die Staaten liefern
der EU zwar Daten, welche diese wiederum in einer Arbeitsgruppe zum
oben erwähnten jährlichen COARM-Bericht zusammenfügt. Aber da jedes
Land seine eigene Art der Berichterstattung hat und beispielsweise
Länder wie Deutschland oder Großbritannien keine Angaben zum Wert der
realen Exporte machen, hat dieser nur eine begrenzte Aussagekraft.
Darüber hinaus weist der Bericht zum Beispiel im Falle Deutschlands
nur Einzelgenehmigungen aus. Da aber auch Sammelgenehmigungen eine
wichtige Rolle spielen, sind die Gesamtvolumen für Deutschland in
jedem Fall zu niedrig angesetzt[7]. Frankreich hingegen hat 2014 seine
Genehmigungs- und Berichterstattungspraxis umgestellt und
Genehmigungen in utopischer Höhe erteilt. Dies verfälscht die
Aussagekraft des COARM-Berichts deutlich.

Man kann dennoch teils generelle Trends ablesen und nachvollziehen,
wie viele Rüstungsexportgenehmigungen vergeben wurden und welchen
Umfang diese Genehmigungen hatten. Dies erfordert mittlerweile jedoch
eine sehr genaue Prüfung und stellt sich als extrem schwierig dar.

Ein weiterer Schwachpunkt ist, dass man diese mangelhafte
Berichterstattung zwar kritisieren und anhand des Berichts auch
feststellen kann, dass Exportgenehmigungen für Länder erfolgten, bei
denen man allgemein sagen würde, dass die Lage dort kritisch ist und
Waffenexporte dorthin nicht ratsam sind, bzw. dass Exporte in diese
Länder nach den Kriterien 1 - 4 des Gemeinsamen Standpunkts eigentlich
verboten sein sollten. Aber selbst wenn man einen klaren Verstoß eines
Mitgliedsstaats feststellt, so fehlt doch ein Sanktionsmechanismus,
der das jeweilige Land zu einem Umdenken anregen würde. Dies wurde vom
Europäischen Parlament zwar schon angeprangert[8], jedoch hat sich bis
jetzt nichts daran geändert und der Gemeinsame Standpunkt setzt zwar
Mindeststandards, kommt aber als zahnloser Tiger daher und kann diese
nicht durchsetzen.


Waffenexporte der EU

Generell muss man festhalten, dass sich die Zahlen für die
Genehmigungen von Rüstungsexporten in den vergangenen Jahren deutlich
erhöht haben[9]. Das Gesamtvolumens der erteilten Genehmigungen war
von 2007 bis 2013 mit Werten zwischen 40,3 Mrd. Euro (2009) und 31,7
Mrd. Euro (2010) relativ konstant. Ab 2014 ist aber ein rasanter
Anstieg zu verzeichnen. Der Rekordwert wurde dabei im Jahr 2015
erreicht mit einem genehmigten Gesamtexportvolumen von 196 Milliarden
Euro - wovon 151,6 Milliarden Euro aufgrund der oben genannten
Genehmigungspraxis Frankreich zuzurechnen sind[10]. Im Vergleich dazu
ist die Anzahl der erteilten Exportlizenzen relativ konstant gewesen
und schwankte zwischen 42.000 (2016) und 65.000 (2010).
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Um die Zahlen wenigstens ansatzweise vergleichen zu können, muss
Frankreich daher aus diesem Bereich herausgenommen werden. Der Trend,
in den Jahren 2015 und 2016 deutlich mehr Waffenexporte zu genehmigen,
zeigt sich aber auch ohne die verzerrende Berichterstattung
Frankreichs. Das Rekordjahr ist demzufolge 2016, in welchem das
genehmigte Exportvolumen von 49,1 Mrd. Euro fast doppelt so hoch liegt
wie noch 2014, als die Genehmigungen einen Wert von 25,1 Mrd. Euro
hatten.

Das European Network Against Arms Trade schlägt vor, dass man für eine
bessere Vergleichbarkeit die realen Exportwerte zu Rate zieht. Dies
hat aber einen gewaltigen Nachteil. Unter anderem stellen Belgien,
Deutschland, Irland und das Vereinigte Königreich diese Zahlen nämlich
nicht zur Verfügung. Deutschland und das Vereinigte Königreich sind
jedoch nach Frankreich die beiden größten Waffenexporteure in der EU.

So gut die Absichten auch sein mögen, einen gemeinsamen
Rüstungsexportbericht für die Europäische Union zu verfassen, so
mangelhaft ist doch die Durchführung. Ein einheitlicher
Berichterstattungsmechanismus wäre vonnöten, um diese Zahlen auch
konstruktiv nutzen zu können.

Die Anzahl der erteilten Exportlizenzen wird indes von allen
Mitgliedstaaten dokumentiert und der Gemeinsame Standpunkt sieht für
jede erteilte Lizenz eine Einzelfallprüfung vor. Schaut man sich aber
alleine die Zahl der genehmigten Lizenzen in Deutschland an, so stellt
man fest, dass allein 2016 12.780 Lizenzen genehmigt wurden. Das
entspricht bei 366 Tagen im Jahr 2016 35 genehmigten Lizenzen am Tag!

Dass die relativ strengen Kriterien im Gemeinsamen Standpunkt nicht
wirklich ernst genommen werden, zeigt sich an der Tatsache, dass
Deutschland im gleichen Zeitraum nur 103 der insgesamt 12.883
Exportlizenzanträge verweigert hat. Man stellt sich daher die Frage,
wie so eine Einzelfallprüfung denn aussieht und wie genau sie
abläuft[11]. Im ganzen EU-Raum steht den genehmigten Lizenzen im oben
genannten Bereich eine vergleichsweise geringe Anzahl an verweigerten
Genehmigungsanträgen gegenüber, die zwischen 300 und 433 schwankt.
Nimmt man alle Lizenzanträge von 2007 bis 2016 zusammen, so wurden
insgesamt nur 0,74% der Anträge abgelehnt.


EU Rüstungsexportkontrolle: Das Beispiel Ägypten

Um sehr deutlich zu zeigen, dass die Rüstungsexportkontrolle krasse
Schwächen hat, sollen nun die Exporte an das Land Ägypten genauer
untersucht werden.

Ägypten ist spätestens seit den öffentlichen Protesten gegen die
Regierung und dem folgenden Rücktritt Mubaraks 2011 alles andere als
politisch stabil. Nach heftigen Konflikten in der Zeit danach, einer
Wahl inklusive anschließender Amtsenthebung des Präsidenten Morsi und
einer Interims-Militärregierung wurde Abdelfattah al-Sisi 2014
schließlich zum Präsidenten gewählt und ist seitdem auch konstant im
Amt. Im März 2018 erfolgte seine Wiederwahl mit 92% der abgegebenen
Stimmen. Die Wahlbeteiligung war allerdings sehr niedrig, die Umstände
der Wahl wurden von internationaler Seite kritisiert und deren
Rechtmäßigkeit in Frage gestellt[12].

Unter al-Sisis autoritärer Herrschaft sind Repressionen und
Menschenrechtsverletzungen gegen oppositionelle Kräfte keine
Seltenheit. Sie werden beschrieben als teilweise "schlimmer als unter
Mubarak"[13]. Viele junge Aktivist*innen, welche 2011 noch gegen
Mubarak auf die Straße gingen, sind mittlerweile im Gefängnis. Laut
einer Studie von Abdel Ghafar versucht das Regime die Kontrolle über
die öffentliche Meinung zu erlangen, indem sie die Pressefreiheit
einschränkt und Nichtregierungsorganisationen an ihrer Arbeit
gehindert werden[14]. Neben Zensur, dem Blockieren von Websites und
der falschen Anschuldigung illegaler Aktivitäten gegenüber der Presse
werden Journalisten auch in Gefängnissen festgehalten. Laut Human
Rights Watch kommt es ebenfalls zu spurlosem Verschwinden und zur
Folter von Personen, welchen man unterstellt der Muslimbruderschaft -
der einzigen wirklichen politischen Oppositionspartei von al-Sisi -
nahezustehen[15].

Das Bonn International Center for Conversion (BICC) erstellt eine
Liste aller Länder und prüft diese auf die Einhaltung der acht
Kriterien, wie sie im Gemeinsamen Standpunkt 2008/944/GASP
festgehalten sind. Deren Untersuchungen zufolge muss man leider
feststellen, dass die Lage in Ägypten bei sechs der acht definierten
Kriterien als kritisch zu betrachten ist[16]. Lediglich Kriterium acht
ist als "möglicherweise kritisch" eingestuft, für Kriterium sieben
gibt es keine Daten.

Da die Kriterien eins bis vier, wie oben bereits erwähnt, zwingend zur
Verweigerung des Lizenzantrags führen müssten und definitiv kritisch
zu betrachten sind, könnte man denken, dass Rüstungsexporte nach
Ägypten nicht genehmigt werden sollten.

Tatsächlich ist das Gegenteil der Fall: Während die
EU-Exportgenehmigungen in den Jahren 2007 bis 2013 zwischen 174 und
490 Millionen Euro schwankten, so ist seit 2014 ein krasser Anstieg zu
erkennen. Genehmigungen im Wert von 6,1 Milliarden Euro im Jahre 2014
bedeuten im Vergleich mit dem vorherigen Rekordjahr 2013 eine
Steigerung um mehr als das Zwölffache!

Hier wurde allerdings noch nicht die Reißleine gezogen, die
Exportgenehmigungen zogen im Umfang sogar noch deutlich weiter an und
verdreifachten sich von 2014 auf 2015 noch einmal um bei 19,5
Milliarden ihren vorläufigen Höhepunkt zu erreichen. Der Umfang ging
2016 zwar zurück, liegt mit 14,7 Milliarden Euro aber immer noch mehr
als doppelt so hoch wie in 2014 und stellt nach 2015 trotzdem den
zweithöchsten Wert seit Einführung des Gemeinsamen Standpunkts dar.

Jedoch zeigt sich auch hier wieder die Schwäche der Berichterstattung.
Von den erteilten Exportgenehmigungen nach Ägypten ist Frankreich mit
19,09 Milliarden Euro (2015), bzw. 14,09 Milliarden Euro (2016)
Hauptverantwortlicher für den krassen Anstieg. Nimmt man die
französischen Genehmigungen jedoch aus der Auflistung, so zeigt sich
von 2015 auf 2016 trotzdem ein Anstieg des Wertes der erteilten
Exportgenehmigungen um 68,1%. In Zahlen: der Wert stieg von 389
Millionen Euro auf 654 Millionen Euro an.

Da Frankreich als größter Waffenexporteur der EU jedoch nicht außer
Acht gelassen werden kann, lohnt sich ein Blick auf den Wert der
tatsächlichen Exporte Frankreichs nach Ägypten. 2014 exportierte
Frankreich noch Rüstungsgüter im Wert von 103 Millionen Euro nach
Ägypten. 2015 stieg der Wert um das Zwölffache auf 1,24 Milliarden
Euro an und kletterte 2016 weiter auf 1,33 Milliarden Euro. Das
Stockholm International Peace Research Institute (SIPRI) stellt fest,
dass im Zeitraum 2012 - 2017 25% aller französischen Rüstungsexporte
an Ägypten gingen und Frankreich umgekehrt mit einem Anteil von 37%
Hauptlieferant ägyptischer Waffenimporte ist[17].

Ungeachtet der insgesamt schwierigen Datenlage lässt sich jedoch genau
feststellen und kritisieren, dass trotz der oben dargestellten
schwierigen Menschenrechtslage in Ägypten und der Analyse des BICC,
das Schwierigkeiten in sechs der acht Kriterien feststellte, 2016
97,4% (!) aller gestellten Exportlizenzanträge bewilligt wurden.


Waffen der Kategorie ML11 a) - elektronische Überwachungssysteme

Um ganz konkret zu zeigen, welchen Effekt die exportierten
Rüstungsgüter auf die Menschenrechtslage in Ägypten haben, soll als
Beispiel der Export von Waffen in der Kategorie ML11 a) dienen.
Kategorie ML11 beinhaltet "Elektronische Ausrüstung" im groben Sinne.
Interessant ist hier vor allem ML11 a) Anmerkung c), denn sie
beinhaltet "elektronische Systeme oder Ausrüstung, konstruiert
entweder für die Überwachung und Beobachtung des elektromagnetischen
Spektrums für Zwecke des militärischen Nachrichtenwesens bzw. der
militärischen Sicherheit oder um derartigen Überwachungs- und
Beobachtungsmaßnahmen entgegenzuwirken"[18].

Abdel Ghafar berichtet in seiner Studie, dass die 2011 stattfindenden
Proteste stark durch "Online-Aktivismus und -Organisation" geprägt
waren. Zum Zeitpunkt der Veröffentlichung der Studie im Januar 2018
wurden jedoch schon 424 Internetseiten unter der al-Sisi
Präsidentschaft geblockt[19]. Die Regierung verspricht sich durch
Investitionen in elektronische Ausrüstung zur Überwachung des
elektromagnetischen Spektrums wohl eine bessere Kontrolle der
öffentlichen Meinung und die Überwachung bzw. Identifizierung von
Aktivist*innen. Wie oben beschrieben, kann es im Falle der
Identifizierung einer der Opposition zuzurechnenden Person zu einer
Festnahme, einem plötzlichen Verschwinden und der Folterung der
jeweiligen Personen kommen.

Kriterium zwei des Gemeinsamen Standpunkts ist in dieser Hinsicht sehr
konkret und besagt, dass eine Ausfuhr zu verweigern ist, wenn "die
Militärtechnologie oder die Militärgüter, die zur Ausfuhr bestimmt
sind, zur internen Repression genutzt werden könnten". Wichtig ist,
dass in diesem rechtskräftigen Dokument das Wort "könnten" steht und
damit schon der Verdacht eine sehr genaue Prüfung und schlussendlich
eine Exportverweigerung nach sich ziehen sollte.

Trotz dieser klaren Ausgangslage muss man leider feststellen, dass im
Jahr 2016 alle (!) 54 Exportanträge in der Kategorie ML11 genehmigt
wurden und mit einem Umfang von 5 Milliarden Euro mehr als ein Drittel
des gesamten genehmigten Exportvolumens an Ägypten ausmachten.

Auch hier muss man wieder die französische Genehmigungspraxis
hinterfragen. Sie verzerrt den Wert der genehmigten Lizenzen erneut.
Trotzdem ist diese Kategorie ML11 von enormer Bedeutung bezüglich der
"blutigen Repression" in Ägypten. Rüstungsgüter dieser Kategorie
helfen der Regierung eine "Orwell'sche Überwachungs- und
Kontrollarchitektur" aufzubauen und Frankreich ist als Hauptlieferant
dieser Technologie an die ägyptische Regierung mitverantwortlich
dafür, wie eine Studie mehrerer Menschenrechtsorganisationen
zeigt[20].


Rüstungsexportkontrolle in der EU? Fehlanzeige!

Die Mitgliedstaaten der Europäischen Union beweisen hiermit, dass sie
ihre selbstgegebenen Regeln nicht ansatzweise ernstnehmen. Die Idee
einer Union, welche Frieden weltweit propagiert, wird hier aufs
deutlichste konterkariert.

Der Gemeinsame Standpunkt stellt zwar ein rechtskräftiges Dokument
dar. Die Praxiserfahrung zeigt jedoch, dass dieses Dokument ohne einen
verbindlichen Prüf- und Sanktionsmechanismus nichts bewirkt. Um eine
Rolle als internationales Vorbild in Sachen Frieden für sich
beanspruchen zu können und die moralische Integrität der Europäischen
Union nicht komplett zu verspielen, müssen die Staaten diese
Exportpraxis schnellstens ändern.

Außerdem muss die generelle Tendenz hin zu mehr Rüstungsexporten in
Drittländer hinterfragt werden. Um eine Rüstungsexportkontrolle zu
etablieren, die diesen Namen auch verdient hat, muss dringend etwas an
den bisher geltenden Richtlinien geändert werden. Hierbei ist es
wichtig, die angesprochenen Schwächen wie den fehlenden
Sanktionsmechanismus, die nicht einheitliche Berichterstattung, die
kaum vorhandene Transparenz und die mangelhafte Vergleichbarkeit der
Daten im COARM-Bericht zu adressieren. Vorschläge, wie diese Schwächen
angegangen werden können, gibt es zu genüge[21]. Nun liegt es an den
politischen Akteuren, diese auch umzusetzen. Angesichts der oben
beschriebenen machtpolitischen Interessenskonstellation ist allerdings
zu befürchten, dass sie weiter untätig bleiben werden.
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MELDUNG/919: Alexander Gerst erhält Medaille für naturwissenschaftliche Publizistik (idw)


Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG) - 09.07.2018

Alexander Gerst erhält Medaille für naturwissenschaftliche Publizistik



Die Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG) würdigt damit seine
Leistungen, die in hervorragender Weise zur Verbreitung
naturwissenschaftlich-physikalischen Denkens im deutschsprachigen Raum und
weit darüber hinaus beitragen.

Bad Honnef, 9. Juli 2018 - Als Kind waren Astronauten seine Vorbilder. Nun
ist Alexander Gerst selbst ein Vorbild für viele - insbesondere für
Kinder. "Er lässt uns hautnah an seinem Leben als Wissenschaftler im All
teilhaben und stärkt damit das gesellschaftliche Bewusstsein für die
Wichtigkeit von Forschung", begründet Dieter Meschede, Präsident der
Deutschen Physikalischen die Auszeichnung für den Geo-Physiker Alexander
Gerst.

Als Astronaut der Europäischen Weltraumorganisation ESA nutzt Gerst seine
mediale Präsenz, um insbesondere junge Menschen für Wissenschaft und
Technik zu begeistern. So stand er beispielsweise Pate für das Arbeitsheft
"Mit Astronauten ins Weltall", das die DPG zusammen mit dem Deutschen
Zentrum für Luft- und Raumfahrt (DLR) sowie dem Klett MINT Verlag und der
Stiftung Jugend forscht e. V. erstellte und sich an Schülerinnen und
Schüler der Klassen 3 bis 6 richtet. Darüber hinaus beantwortet Gerst wie
schon bei seiner ersten Mission auf der Internationalen Raumstation ISS im
Jahr 2014 in der überaus beliebten und reichweitenstarken "Sendung mit der
Maus" All-Tags-Fragen von Kindern. Die TV-Sendung wurde übrigens vor genau
zehn Jahren ebenfalls mit der Medaille für naturwissenschaftliche
Publizistik der DPG ausgezeichnet. Damit befinden sich derzeit zwei
Preisträger der Medaille für naturwissenschaftliche Publizistik im All:
Alexander Gerst und die Maus!

Gerst wirkte an zahlreichen Publikationen mit, die eine große Leserschaft
erreichen. Zusammen mit dem Reporter Lars Abromeit vom GEO-Magazin
berichtet Gerst in seinem aktuellen Bildband "166 Tage im All"
beispielsweise von seinem Alltag auf der ISS, beschreibt wie er sich auf
seine eben gestartete Mission Horizons vorbereitet hat und zeigt
faszinierende Fotografien der Erde von oben. Vor allem bedient sich Gerst
aber moderner Kommunikationsformen wie Twitter, um ein breites Publikum
für die Naturwissenschaften zu begeistern. Als @Astro_Alex hat er
mittlerweile knapp 1,2 Millionen Follower. Und auf Facebook haben ihn über
300.000 Personen abonniert, sein neuer Instagram-Kanal wächst rasant. In
all seinen Projekten stellt er stets die Bedeutung der Weltraumforschung
für Fragestellungen auf der Erde heraus.

"Menschen, die ins All fliegen, vermitteln der Gesellschaft in besonderer
Weise die Faszination technischer Herausforderungen", erklärt
DPG-Präsident Meschede. "Als Astronaut der ESA nutzt Gerst in vorbildlicher
Weise seine mediale Präsenz in Fernsehen, Print und Online, um
insbesondere junge Menschen für Forschung und Technik zu begeistern, was
für die Gewinnung von wissenschaftlichem Nachwuchs von unschätzbarer
Bedeutung ist."


Die Deutsche Physikalische Gesellschaft e. V. (DPG), deren Tradition
bis in das Jahr 1845 zurückreicht, ist die älteste nationale und mit rund
62.000 Mitgliedern auch größte physikalische Fachgesellschaft der Welt.
Als gemeinnütziger Verein verfolgt sie keine wirtschaftlichen Interessen.
Die DPG fördert mit Tagungen, Veranstaltungen und Publikationen den
Wissenstransfer innerhalb der wissenschaftlichen Gemeinschaft und möchte
allen Neugierigen ein Fenster zur Physik öffnen. Besondere Schwerpunkte
sind die Förderung des naturwissenschaftlichen Nachwuchses und der
Chancengleichheit. Sitz der DPG ist Bad Honnef am Rhein.
Hauptstadtrepräsentanz ist das Magnus-Haus Berlin.

Website:

http://www.dpg-physik.de

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution389

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Deutsche Physikalische Gesellschaft (DPG), 09.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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DOKUMENTATION/1505: Das Erste - NSU-Doku "Heer, Stahl und Sturm", 11.7.2018 (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Programmtip

NSU-Doku "Heer, Stahl und Sturm" am Mittwoch online first

Das Erste, Mittwoch, 11.07.2018, 0.05 - 1.35 Uhr



Die Filmemacherin Eva Müller hat die drei jungen Verteidiger von Beate
Zschäpe, Wolfgang Heer, Wolfgang Stahl und Anja Sturm, seit 2013
exklusiv durch einen der wichtigsten Prozesse der deutschen
Nachkriegsgeschichte begleitet. Es sollte der Fall ihres Lebens
werden.

Zu Beginn ist die Stimmung angriffslustig und optimistisch. Der
Prozess: eine Karrierechance, eine Herausforderung. Der Fall: nicht
anders zu behandeln als jeder andere. Ihr Ideal: Jeder hat das Recht
auf eine gute Verteidigung - auch eine mutmaßliche
Neonazi-Terroristin. Doch die Anwälte werden einen Preis zahlen. Die
Kamera ist dabei, als schon kurz nach Prozessbeginn im Sommer 2013 der
Umzugswagen kommt: "Anja Sturm verliert Job und Heimat. Flucht aus
Berlin", lautet die Schlagzeile.

"Heer, Stahl und Sturm" ist eine Geschichte hinter den Kulissen des
sogenannten NSU-Prozesses. Es ist auch die Geschichte zur Frage: Wie
fair und rechtsstaatlich reagiert ein Staat, eine Gesellschaft, wenn
sie auf diese Weise von mutmaßlichen Rechtsterroristen angegriffen
wird? Wie erleben das die, die "das Böse" verteidigen? Die sich, wie
es ihre Kollegen schon zu Beginn des Prozesses formulierten, "für die
falsche Seite entschieden" haben?

Hinweis: Der Film wird gezeigt, wenn die Urteilsverkündung tatsächlich
am 11. Juli erfolgt.

 * 

Quelle:

Programmtip vom 10. Juli 2018
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MELDUNG/408: Ellen Ehni wird neue WDR-Chefredakteurin Fernsehen (WDR)


Westdeutscher Rundfunk Köln (WDR) - Pressemitteilung vom 9. Juli 2018

Ellen Ehni wird neue WDR-Chefredakteurin Fernsehen



Ellen Ehni übernimmt am 1. September 2018 die Chefredaktion Fernsehen
des WDR und die Leitung des Programmbereichs Politik und
Zeitgeschehen. Sie folgt auf Sonia Seymour Mikich, die in den
Ruhestand geht.

WDR-Fernsehdirektor Jörg Schönenborn: "Ellen Ehni ist eine profilierte
Journalistin und eines der bekanntesten WDR-Gesichter in der ARD. Im
WDR hat sie mit ihrer Power den Aufbruch in die digitale Zukunft
mitgestaltet. Ich bin froh, dass sie jetzt die Führung unseres
Politikbereichs übernimmt. In Zeiten hitziger gesellschaftlicher
Debatten ist ihr klarer analytischer Blick für unsere Programme
besonders wichtig und wertvoll."

In Ehnis Verantwortung gehören künftig prominente Programme des WDR in
der ARD, u.a. arbeiten Reporterinnen und Reporter dieses Bereichs für
"Tagesschau" und "Tagesthemen", machen die "Sportschau", "Monitor",
das "Morgenmagazin", "Brennpunkt" und den "Weltspiegel". Auch das
Wirtschaftsmagazin "Plusminus" und die Doku-Reihe "Story" entstehen
hier, sowie die Gesprächssendungen "Hart aber Fair", "Maischberger"
und der "Presseclub". Für das WDR Fernsehen produziert der
Programmbereich u.a. Sendungen wie "Markt", aktuelle Dokumentationen,
"Story" "Menschen hautnah" und "Sport inside".

Ellen Ehni: "Wir erleben zur Zeit eine Polarisierung der Gesellschaft,
die die sachliche Auseinandersetzung in bestimmten Themenfeldern
erschwert. Hier ist unsere Berichterstattung besonders wichtig: Wir
müssen der Politik auf die Finger schauen. Nicht über jedes Stöckchen
springen, sondern zurück treten und analysieren. Gleichzeitig müssen
wir den Bürgern die Grundlage bieten, trotz unterschiedlicher
Meinungen miteinander im Gespräch zu bleiben. Das ist eine
anspruchsvolle Aufgabe, auf die ich mich sehr freue."

Ellen Ehni, geboren 1973 in Heidelberg, studierte deutsches und
französisches Recht an der Universität Köln und der Pariser Sorbonne.
Anschließend absolvierte sie das juristische Staatsexamen an der
Humboldt-Universität Berlin. Nach dem Volontariat beim NDR wurde sie
Redakteurin bei "NDR aktuell" und Reporterin für Tagesschau und
Tagesthemen. 2004 wechselte sie zum WDR nach Köln, wo sie als
Redakteurin der Programmgruppe Wirtschaft und Recht und als
Fernsehkorrespondentin im ARD-Studio Paris arbeitete. 2012 wurde Ellen
Ehni Chefin der Programmgruppe Wirtschaft und Recht und moderierte die
WDR-Ausgaben von "Plusminus". 2015 gestaltete sie als Projektleiterin
die Entwicklung des crossmedialen Campus Wirtschaft & Service. Seit
2016 leitet sie die Programmgruppe Zeitgeschehen, Europa und Ausland.
Sie wirkt maßgeblich am Aufbau des Newsrooms mit, der im WDR zurzeit
geschaffen wird.

Zuschauerinnen und Zuschauer können Ellen Ehni auch auf dem Bildschirm
sehen: Seit 2014 präsentiert sie den DeutschlandTrend und kommentiert
in den Tagesthemen. Außerdem moderiert sie WDR-Brennpunkte sowie
Sondersendungen im Ersten.

 * 

Quelle:
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THEMENREIHE/386: BR - Urteil im NSU-Prozess, 11.-13.7.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. Juli 2018

Urteil im NSU-Prozess: Umfangreiche Berichterstattung im BR



Im mittlerweile mehr als fünf Jahre dauernden NSU-Prozess wird das
Münchner Oberlandesgericht gegen Beate Zschäpe und vier mitangeklagte
mutmaßliche Terrorhelfer am 11. Juli das Urteil sprechen. Der
Bayerische Rundfunk hat den wichtigsten deutschen Terrorismus-Prozess
der vergangenen 40 Jahre seit dessen Beginn mit Beiträgen und Analysen
auch für die anderen ARD-Programme begleitet. Der BR berichtet in
zahlreichen Sendungen auf allen Ausspielwegen über das Urteil, den
Prozess und die Hintergründe.

Am Tag der Urteilsverkündung, Mittwoch, den 11. Juli, aber auch davor
und danach berichtet der Bayerische Rundfunk im BR Fernsehen, im
Hörfunk, auf BR24 sowie für die ARD über den Ausgang des
Mammutverfahrens (siehe Übersicht unten). Neben dem Urteil stehen
unter anderem folgende Fragen im Mittelpunkt: Wer sind die
Angeklagten? Wie haben Polizei und Justiz versucht, den Fall NSU zu
lösen? Was sagen die Nebenkläger? Welche Rolle haben die
Verfassungsschutzämter im Prozess gespielt, und welche Ergebnisse
brachten die Untersuchungsausschüsse in Bund und Ländern?
BR-Redakteure schildern ihre Erkenntnisse in vielen Beiträgen und
Sendungen.


Die Gerichtsreporter von BR und weiteren ARD-Sendern
protokollierten jedes Wort

Über kein anderes Verfahren der Nachkriegsgeschichte wurde bisher so
intensiv berichtet, es ist das größte laufende medienübergreifende
Projekt in der ARD. Während des mehr als fünf Jahre dauernden
Prozesses hatten BR, SWR, MDR, HR, WDR, NDR und Deutschlandfunk ein
gemeinsames Berichterstatter-Team. An jedem Prozesstag saßen
mindestens zwei akkreditierte Reporter der ARD - oft waren es auch
vier - im Verhandlungssaal und schrieben jedes Wort der
Prozessbeteiligten mit. Die protokollierenden Redakteure im
Gerichtssaal wurden zu Chronisten des größten Strafprozesses seit den
Stammheimer RAF-Verfahren: Da in deutschen Verhandlungssälen nicht
alles von Gerichtsschreibern erfasst wird, sind die Protokolle der
ARD-Reporter zu wertvollen Mitschriften und Dokumenten der
Zeitgeschichte geworden.

"Unsere Berichterstattung in Hörfunk, Fernsehen und Online war und
 ist größer und umfangreicher als bei jedem anderen Strafprozess in
 der bundesdeutschen Geschichte. Ich bin der festen Überzeugung,
 dass das zwingend notwendig war. Es ging um die Wiederherstellung
 des Vertrauens in unseren Rechtsstaat. Wir haben die Verpflichtung
 gesehen, hier dokumentarisch zu arbeiten und nichts, gar nichts
 auszulassen. Quotengesichtspunkte spielten dabei keinerlei Rolle,
 auch nicht, als viele andere Medien bereits wieder abgezogen waren.
 Es gab ein gesamtgesellschaftliches Versagen über mehr als zehn
 Jahre. Unser Auftrag war und ist es, die Aufarbeitung abzubilden."
 BR-Informationsdirektor Thomas Hinrichs




Reporter lieferten hunderte Beiträge und Gespräche für
Hörfunk, Fernsehen, Online

Die Berichterstatter in dem vom BR geleiteten Pool erstellten mehrere
hundert Hörfunkbeiträge von der Nachrichtenminute bis zum
Stunden-Feature, die Hörfunk-Journalisten gaben mehr als tausend
Livegespräche. Für das Fernsehen entstanden mehr als tausend Berichte
und Live-Schalten vor allem für Tagesschau, Tagesthemen,
Morgenmagazin, Mittagsmagazin in der ARD sowie Rundschau im BR
Fernsehen. Das Reporterteam schrieb auch täglich
Online-Zusammenfassungen zum Prozessverlauf für Nachrichtenangebote
der ARD (z.B. BR24 und Tagesschau.de) sowie das "Reportertagebuch" für
BR24 an den Verhandlungstagen.


Die bislang geplante BR-Berichterstattung zum Urteil im
NSU-Prozess am 11. Juli im Überblick:

BR Fernsehen:

Sondersendung "Das NSU-Urteil".

Live aus München

ab 9.55 Uhr Das Erste und BR Fernsehen

"Rundschau extra" um 12.30 Uhr

Aktuelle Berichterstattung zum Urteil in sämtlichen Rundschau-Ausgaben
(16.00 Uhr, 18.30 Uhr, Rundschau-Magazin 21.45 Uhr im BR Fernsehen.
Rundschau Nacht um 23.30 Uhr auf BR24 und nach Mitternacht im BR
Fernsehen).

Abendschau (18.00 Uhr):

u.a. In Nürnberg setzen sich Bürger und eine Schule seit Jahren für
das Gedenken an den ermordeten Imbissverkäufer Ismail Yasar ein

Frankenschau aktuell (17.30 Uhr):

u.a. Trotz des Urteils sind noch viele Fragen offen: Wer hat den NSU
in Nürnberg unterstützt?

Münchner Runde (20.15-21.00 Uhr):

Über das Urteil im NSU-Prozess diskutiert Ursula Heller mit folgenden
Gästen:

- Christoph Arnowski, BR-Reporter und Prozessbeobachter

- Mehmet Daimagüler, Anwalt der Nebenklage

- Joachim Herrmann, Innenminister in Bayern, CSU

- Sabine Leutheusser-Schnarrenberger, ehem. Bundesjustizministerin,
FDP

Kontrovers - Die Story (21.00-21.45 Uhr): "Das Terrornetz - Zschäpes
Helfer vor Gericht":

Die Dokumentation richtet ihren Blick auf die vier Mitangeklagten und
damit das Netzwerk hinter dem Terror-Trio um Böhnhardt, Mundlos und
Zschäpe. Der Film geht den Tatbeiträgen der vier Angeklagten akribisch
nach und fördert dabei Erstaunliches zutage. Prozessbeobachter,
Nebenklagevertreter, Sicherheitsexperten und ein forensischer
Psychiater analysieren Prozessauftritte, Tatbeiträge und Motive der
Angeklagten und zeichnen so ein umfassendes Bild der vier Männer im
Schatten von Beate Zschäpe.

Die Dokumentation macht die tiefe Verwurzelung des Terror-Trios in der
Neonazi-Szene deutlich. Außerdem geht sie der umstrittenen Rolle der
Sicherheitsbehörden nach. (Eine Co-Produktion von BR, MDR und SWR)


Das Erste:

Brennpunkt:

NSU-Prozess - Das Urteil (20.15 Uhr)

Moderation: Christian Nitsche

Der Brennpunkt analysiert den Urteilsspruch mit dem ARD-Rechtsexperten
Frank Bräutigam und bilanziert die bisherige Aufarbeitung des
NSU-Komplexes. Welche Fragen sind bis heute ungeklärt? Welche
politischen Folgerungen müssen gezogen werden?


Themenschwerpunkt ARD-alpha, Donnerstag, 12. Juli:

Donnerstag, 12. Juli 2018, 19.30 Uhr

alpha-demokratie

mit Prof. Dr. Frank Saliger, Professor für Strafrecht und
Strafprozessrecht, LMU München

Moderation: Özlem Sarikaya

Donnerstag, 12. Juli 2018, 20.15 Uhr

Mitten in Deutschland: NSU (1/3)

Die Täter - Heute ist nicht alle Tage

Spielfilm, Deutschland 2016

Donnerstag, 12. Juli 2018, 22.00 Uhr

Mitten in Deutschland: NSU (2/3)

Die Opfer - Vergesst mich nicht

Spielfilm, Deutschland 2016

Donnerstag, 12. Juli 2018, 23.35 Uhr

Mitten in Deutschland: NSU (3/3)

Die Ermittler - Nur für den Dienstgebrauch

Spielfilm, Deutschland 2016

Freitag, 13. Juli 2018, 01.05 Uhr

Der NSU-Komplex

Doku-Drama, Deutschland 2016

Regie: Stefan Aust, Dirk Laabs

Alle Sendungen zum Thema stehen in der BR Mediathek zur Verfügung.

 * 

Quelle:
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FEATURE/1057: Deutschlandfunk Kultur - Denken lernen. Ein Untergrund-Gymnasium in Minsk, 11.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Denken lernen

Ein Untergrund-Gymnasium in Minsk

Von Inga Lizengevic

Deutschlandfunk Kultur/SWR 2017/49'07

Feature

Mittwoch, 11. Juli 2018, 0.05 - 1.00 Uhr, Deutschlandfunk Kultur



Als Diktator Lukaschenka das aufmüpfige Jakub Kolas Lyceum 2003
schließen ließ, organisierten sich Lehrer und Eltern auf eigene Faust.
In Belarus dürfen Kinder außerschulisch lernen, sind aber
verpflichtet, regelmäßig an staatlichen Prüfungen teilzunehmen.
Offiziell existiert diese Schule nicht. Der Unterricht geht weit über
den offiziellen Lehrplan hinaus. Kritisches Denken wird gelehrt und
vorgelebt. Im Lehrerkollegium sind einige der führenden
Intellektuellen des Landes. Gefördert durch das Grenzgänger-Stipendium
der Robert-Bosch-Stiftung.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018
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MUSIK/2617: Deutschlandfunk - Telemanns Quartett für Flöte, Viola da Gamba, Fagott und Cembalo, 11.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Wortspiel - Das Musik-Gespräch

Die Camerata Köln stellt Georg Philipp Telemanns Quartett für
Flöte, Viola da Gamba, Fagott und Cembalo (TWV 43:C2) vor

Spielweisen

Mittwoch, 11. Juli 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Telemann hatte ein Faible für Traversflöte. Und für ungewöhnliche
kammermusikalische Besetzungen. Wie es auch dieses Quartett aufweist.
Und es hat auch nichts von barocker Überdrehtheit. Melancholisch wirkt
die Atmosphäre des viersätzigen Stücks. Es ist ein früheres Werk von
Telemann. Von den hellen Farben und eleganten Wendungen seiner
Hauptschaffensphase ist hier noch nichts zu spüren. Wie das Werk
gearbeitet ist, welche Stimmungen es widerspiegelt und welche
Besonderheiten es zeigt, darüber geben die vier Musiker der Camerata
Köln Auskunft, und sie illustrieren ihre Anmerkungen an ihren
Instrumenten mit zahlreichen Musikbeispielen.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018
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MUSIK/2616: Deutschlandfunk - Der Gitarrist Julian Bream (*1933), 12.7.2018 (Deutschlandradio)


Deutschlandradio - Programmtip

Begnadeter Autodidakt mit Weitblick

Der Gitarrist Julian Bream (*1933)

Von Norbert Hornig

Historische Aufnahmen

Donnerstag, 12. Juli 2018, 22.05 - 22.50 Uhr, Deutschlandfunk



Andrés Segovia hatte die klassische Gitarre in den Konzertsaal
gebracht und dem Instrument eine neue Stimme gegeben. Zur ersten
Generation von Gitarristen von Weltrang, die sich an seinem Vorbild
orientierten, gehörte der Engländer Julian Bream. Wie Segovia war er
ein Autodidakt auf der Gitarre und in vielerlei Hinsicht ein Pionier.
Bream beherrschte ein immenses Repertoire, er beflügelte die
Renaissance der Laute, spielte Kammermusik und inspirierte namhafte
zeitgenössische Komponisten, neue Werke für die Gitarre zu schreiben.
Am 15. Juli wird der Gitarrist 85 Jahre alt.

 * 

Quelle:

Deutschlandradio

Programmtip vom 26. Juni 2018
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THEMENREIHE/334: BR - Urteil im NSU-Prozess, 11.7.2018 (BR)


Bayerischer Rundfunk - Pressemitteilung vom 9. Juli 2018

Urteil im NSU-Prozess: Umfangreiche Berichterstattung im BR



Im mittlerweile mehr als fünf Jahre dauernden NSU-Prozess wird das
Münchner Oberlandesgericht gegen Beate Zschäpe und vier mitangeklagte
mutmaßliche Terrorhelfer am 11. Juli das Urteil sprechen. Der
Bayerische Rundfunk hat den wichtigsten deutschen Terrorismus-Prozess
der vergangenen 40 Jahre seit dessen Beginn mit Beiträgen und Analysen
auch für die anderen ARD-Programme begleitet. Der BR berichtet in
zahlreichen Sendungen auf allen Ausspielwegen über das Urteil, den
Prozess und die Hintergründe.

Am Tag der Urteilsverkündung, Mittwoch, den 11. Juli, aber auch davor
und danach berichtet der Bayerische Rundfunk im BR Fernsehen, im
Hörfunk, auf BR24 sowie für die ARD über den Ausgang des
Mammutverfahrens (siehe Übersicht unten). Neben dem Urteil stehen
unter anderem folgende Fragen im Mittelpunkt: Wer sind die
Angeklagten? Wie haben Polizei und Justiz versucht, den Fall NSU zu
lösen? Was sagen die Nebenkläger? Welche Rolle haben die
Verfassungsschutzämter im Prozess gespielt, und welche Ergebnisse
brachten die Untersuchungsausschüsse in Bund und Ländern?
BR-Redakteure schildern ihre Erkenntnisse in vielen Beiträgen und
Sendungen.


Die Gerichtsreporter von BR und weiteren ARD-Sendern
protokollierten jedes Wort

Über kein anderes Verfahren der Nachkriegsgeschichte wurde bisher so
intensiv berichtet, es ist das größte laufende medienübergreifende
Projekt in der ARD. Während des mehr als fünf Jahre dauernden
Prozesses hatten BR, SWR, MDR, HR, WDR, NDR und Deutschlandfunk ein
gemeinsames Berichterstatter-Team. An jedem Prozesstag saßen
mindestens zwei akkreditierte Reporter der ARD - oft waren es auch
vier - im Verhandlungssaal und schrieben jedes Wort der
Prozessbeteiligten mit. Die protokollierenden Redakteure im
Gerichtssaal wurden zu Chronisten des größten Strafprozesses seit den
Stammheimer RAF-Verfahren: Da in deutschen Verhandlungssälen nicht
alles von Gerichtsschreibern erfasst wird, sind die Protokolle der
ARD-Reporter zu wertvollen Mitschriften und Dokumenten der
Zeitgeschichte geworden.

"Unsere Berichterstattung in Hörfunk, Fernsehen und Online war und
 ist größer und umfangreicher als bei jedem anderen Strafprozess in
 der bundesdeutschen Geschichte. Ich bin der festen Überzeugung,
 dass das zwingend notwendig war. Es ging um die Wiederherstellung
 des Vertrauens in unseren Rechtsstaat. Wir haben die Verpflichtung
 gesehen, hier dokumentarisch zu arbeiten und nichts, gar nichts
 auszulassen. Quotengesichtspunkte spielten dabei keinerlei Rolle,
 auch nicht, als viele andere Medien bereits wieder abgezogen waren.
 Es gab ein gesamtgesellschaftliches Versagen über mehr als zehn
 Jahre. Unser Auftrag war und ist es, die Aufarbeitung abzubilden."
 BR-Informationsdirektor Thomas Hinrichs




Reporter lieferten hunderte Beiträge und Gespräche für
Hörfunk, Fernsehen, Online

Die Berichterstatter in dem vom BR geleiteten Pool erstellten mehrere
hundert Hörfunkbeiträge von der Nachrichtenminute bis zum
Stunden-Feature, die Hörfunk-Journalisten gaben mehr als tausend
Livegespräche. Für das Fernsehen entstanden mehr als tausend Berichte
und Live-Schalten vor allem für Tagesschau, Tagesthemen,
Morgenmagazin, Mittagsmagazin in der ARD sowie Rundschau im BR
Fernsehen. Das Reporterteam schrieb auch täglich
Online-Zusammenfassungen zum Prozessverlauf für Nachrichtenangebote
der ARD (z.B. BR24 und Tagesschau.de) sowie das "Reportertagebuch" für
BR24 an den Verhandlungstagen.


Die bislang geplante BR-Berichterstattung zum Urteil im
NSU-Prozess am 11. Juli im Überblick:

B5 aktuell berichtet den ganz Tag über ausführlich über das Urteil im
NSU-Prozess - mit Live-Schalten, Gesprächen, Hintergründen und
Reportagen sowie Reaktionen aus München, Berlin und dem Ausland.
Darüber hinaus ist das Urteil immer wieder "Thema des Tages" auf B5
aktuell - mit zusätzlichen und besonders ausführlichen Ausgaben:
Morgens um 7:20 und 8:20 Uhr, mittags zusätzlich um 12:20 und 13:20
Uhr und abends in extra-langer Form von 17:08 bis 17:30 und von 18:08
bis 18:30 Uhr.


Bayern 2:

radioWelt am Morgen (ab 06.05 Uhr):

Gespräch mit BR-Reporter zur Geschichte des NSU-Prozesses

Interview mit Andrea Titz, Vorsitzende des Bayerischen Richtervereins

radioWelt am Mittag (ab 13.05 Uhr):

Das Urteil und erste Reaktionen darauf

radioWelt am Abend mit halbstündiger Sondersendung "radioWelt spezial"
ab 17.30 Uhr:

Gespräche mit BR-Prozessberichterstatter Tim Aßmann, mit Barbara John
(Ombudsfrau der Bundesregierung für die Hinterbliebenen der NSU-Opfer)
sowie mit Clemens Binninger (CDU), langjähriger Vorsitzender des
NSU-Untersuchungsausschusses im Bundestag

Notizbuch (11.05 Uhr):

Live-Gespräch mit BR-/ARD-Reporter vom Prozess

Dossier Politik (ab 21.05 Uhr):

"Im Namen des Volkes..." - Das NSU-Urteil und die Folgen

Gesprächspartner: Tim Aßmann und Thies Marsen

Moderation: Christine Auerbach


Bayern 1:

Bayern 1 berichtet in allen Magazinsendungen sowie in seinen
Nachrichten über das Urteil.


Bayern 3:

Frühaufdreher (5.00-9.00 Uhr):

Chronologie: Der NSU-Prozess

Update (12.00-13.00 Uhr):

Das Urteil - Talk mit BR-Reporter Tim Aßmann

Die Zwei (16.00-19.00 Uhr):

Das Urteil - Zusammenfassung und Reaktionen

BR24

Berichterstattung aktuell und Hintergründe zum NSU-Prozess laufend auf
BR24 und br24.de sowie unter: 

https://www.br.de/nachrichten/nsu-prozess/index.html

 * 
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FORSCHUNG/3867: Küssen als Auszeit für den Körper (UKR)


Universitätsklinikum Regensburg - Pressemitteilung vom 6. Juli 2018

Boxenstopp: Küssen als Auszeit für den Körper

Zum internationalen Tag des Kusses am 6. Juli 2018 klärt das Universitätsklinikum Regensburg (UKR) auf, warum Küssen nicht nur glücklich macht, sondern auch gesund.



"Während des Kusses wird das vegetative Nervensystem zu einer Pause
angeregt, der Körper stellt sich auf Entspannung ein. Diese Zeit wirkt
auf den Organismus wie ein Boxenstopp bei einem Formel-1-Wagen. Unser
Körper revitalisiert sich, indem er Zellen repariert oder
Schlackstoffe abtransportiert", zeigt Professor Dr. Thomas Loew,
Leiter der Abteilung für Psychosomatischen Medizin des UKR, einige der
Vorteile eines Kusses auf. Außerdem hält Küssen fit: insgesamt werden
38 Muskeln in Mund, Gesicht und Kiefer bewegt. Durch die Aktivierung
verschiedener Hormone wird zudem die körpereigene Apotheke in Gang
gesetzt: Sowohl das Bindungshormon Oxytocin als auch das als
Glückshormon bekannte Dopamin werden ausgeschüttet. "Dieser Boxenstopp
fördert somit aktiv die Gesundheit, da hierdurch viele positive
Effekte wie die Regulierung des Blutdrucks oder die Stärkung der
Abwehrkräfte erzielt werden", so Professor Loew weiter.

"Je länger, desto besser"

Doch was macht einen guten Kuss eigentlich aus? Bei einem guten Kuss
stimmen sich die Immunsysteme der Kusspartner durch den Austausch von
Körperflüssigkeiten aufeinander ab. "Ist ein Einvernehmen getroffen,
gilt: je länger, desto besser", rät Professor. Loew.

Wissenschaftlich betrachtet vermutet man, dass das Küssen seinen
Ursprung im Stillen hat. Auf den Lippen befinden sich die meisten
Nervenzellen, die auf Berührung reagieren, sodass ein Säugling schnell
zur Brustwarze seiner Mutter findet. Im späteren Lebensalter werden
Lippenberührungen als schneller Lustgewinn empfunden, weshalb
Kleinkinder gerne an Schnuller oder Daumen lutschen und Erwachsene
Lippen als besonders erogene Zone empfinden.

Ritualisierte Küsse

Wenn es ums Küssen geht, gibt es allerhand Unterschiede und Vorlieben.
Begrüßungsküsse sind vor allem im Mittelmeerraum sehr beliebt, doch
auch hier gibt es Präferenzen: Bevorzugen die Belgier beispielsweise
drei, reichen Spaniern bereits zwei Küsschen. Grundsätzlich sind
Anzahl und Vorgehensweise nebensächlich, Küssen ist ein Signal für
Zuneigung und lockert den menschlichen Körper auf.

 * 

Quelle:

Universitätsklinikum Regensburg

Pressemitteilung vom 6. Juli 2018
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MELDUNG/923: Spahn verspricht, Pflegekräfte streiken, Bündnisse bereiten Volksentscheide vor (UZ)


UZ - Unsere Zeit, Nr. 26 vom 29. Juni 2018

Sozialistische Wochenzeitung - Zeitung der DKP

Die Spirale dreht sich

Spahn verspricht, Pflegekräfte streiken, Bündnisse bereiten Volksentscheide vor

von Olaf Matthes



Bundesgesundheitsminister Spahn hat mit Versprechungen auf den Druck
der Bewegung für Entlastung in der Pflege reagiert. Ver.di schätzt die
vom Minister angekündigten Maßnahmen als unzureichend ein. Mit Streiks
und Volksentscheiden bereiten Gewerkschaft und Bündnisse die nächsten
Schritte im Kampf für Entlastung vor.

In der vergangenen Woche traten die Beschäftigten der Unikliniken in
Düsseldorf, Essen und dem Saarland wieder in den Warnstreik, um die
Klinikvorstände zu zwingen, mit ihrer Gewerkschaft ver.di über einen
Tarifvertrag für mehr Personal zu verhandeln. Die Klinikvorstände sind
zu solchen Verhandlungen bisher nicht bereit und verweisen darauf,
dass Verhandlungen mit der Tarifgemeinschaft der Länder zu führen
seien. In Essen, wo zum ersten Mal gestreikt wurde, beteiligten sich
rund 400 Mitarbeiter, in Düsseldorf streikten am Dienstag und Mittwoch
der vergangenen Woche jeweils rund 450 Kolleginnen und Kollegen. Dort
haben die Beschäftigten bereits sieben Mal für einen Tarifvertrag
Entlastung gestreikt. ver.?di wertete die Beteiligung als Erfolg. Im
Saarland und in Düsseldorf könnte es nach einer Urabstimmung bald zu
einem Erzwingungsstreik kommen. Die Klinikvorstände im Saarland und in
Düsseldorf versuchten, mit Klagen, Propaganda und Streikbrecherprämien
gegen die Beschäftigten vorzugehen.

Am 20. Juni demonstrierten die Streikenden und weitere Mitarbeiter aus
Krankenhäusern und Pflegeeinrichtungen in Düsseldorf, während
gleichzeitig die Gesundheitsminister des Bundes und der Länder über
ihre weiteren Vorhaben berieten. Rund 4.000 Menschen beteiligten sich,
DKP-Mitglieder verteilten die Ausgabe diese Zeitung und sammelten
Unterschriften unter den Aufruf "Abrüsten statt Aufrüsten". Die
Gesundheitsminister besuchten die Gewerkschaftskundgebung, Jens Spahn
versprach dort umfassende Maßnahmen gegen die Arbeitsverdichtung in
der Pflege. Er sprach von der Gesundheitspolitik als "Spirale, die
sich über Jahre in die falsche Richtung gedreht hat, hin zu mehr
Arbeitsverdichtung".

ver.di begrüßte einzelne Aspekte der von Spahn geplanten Maßnahmen,
schätzte aber gleichzeitig ein, dass sie nur einen Bruchteil des
tatsächlich fehlenden Personals bringen würden.

Die betrieblichen Kämpfe für Entlastung werden in verschiedenen
Städten von Bündnissen linker Organisationen und Gewerkschaften mit
politischer Unterstützung begleitet. In Hamburg hat ein solches
Bündnis bereits damit begonnen, eine Volksinitiative für mehr Personal
in der Pflege voranzutreiben. Nun beraten auch in Berlin und
Baden-Württemberg Bündnisse darüber, ob sie mit Volksentscheiden für
gesetzliche Regelungen der Personalbemessung in der Pflege kämpfen
wollen. Neben tariflichen Regelungen strebt die Bewegung eine
gesetzliche Regelung an, die verbindliche Personalregelungen festlegt
und sich dabei nicht nur am Mindestbedarf orientiert.

 * 
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FORSCHUNG/744: Seltene Erkrankung enthüllt unbekannten Mechanismus der Fettverdauung (idw)


CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften - 06.07.2018

Seltene Erkrankung enthüllt unbekannten Mechanismus der Fettverdauung



Patienten mit CDDs (congenital diarrheal disorders), einer Gruppe
seltener, weitgehend unerforschter Erbkrankheiten, leiden häufig bereits
bei der Geburt an schweren, oft lebensbedrohlichem Durchfall.
WissenschaftlerInnen des LBI-RUD und des CeMM, zusammen mit der
Medizinischen Universität Innsbruck und dem University Medical Center
Utrecht haben nun die molekularen Mechanismen der Erkrankungen erforscht.
Dabei sind sie auf ein Protein gestoßen, das eine entscheidende Rolle in
der Fettverdauung spielt.

(Wien, der 6. Juli 2018) Damit Fett aus unserer Nahrung aufgenommen werden
kann, muss es eine Reihe komplexer biochemischer Reaktionsketten
durchlaufen. Die Fettmoleküle, bestehend aus einem Glycerin und drei
Fettsäuren (daher auch Triglyceride genannt), müssen zunächst in ihre
Bestandteile zerlegt werden um von den Zellen der Darmschleimhaut
aufgenommen zu werden. In diesen Zellen werden die Triglyceride
wiederhergestellt und in kleine Transportpartikel verpackt, die in den
Blutkreislauf entlassen werden. Kommt es in diesen Prozessen der
Fettverdauung zu Störungen, kann das verheerende Auswirkungen haben.

Dies hat sich bei zehn Kindern aus sechs Familien gezeigt, die seit der
Geburt an CDD und damit an schwerem Durchfall und/oder Erbrechen litten.
Nachdem sich eine Reihe konventioneller Therapien als wirkungslos erwies,
wurde schließlich Kaan Boztug, Direktor des Ludwig Boltzmann Institute for
Rare and Undiagnosed Diseases (LBI-RUD) sowie zugehöriger
Forschungsgruppenleiter des CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin
der Österreichischen Akademie der Wissenschaften, hinzugezogen. In
Kollaboration mit der Medizinischen Universität Innsbruck, dem University
Medical Center Utrecht und der Ankara University School of Medicine
führten die WissenschaftlerInnen DNA-Sequenzierungen mit dem Erbgut der
Patienten durch, und stießen auf Mutationen in dem Gen für das Protein
diacylglycerol-acyltransferase 1 (DGAT1). Die Studie wurde in der
Fachzeitschrift Gastroentorology veröffentlicht. (DOI:
10.1053/j.gastro.2018.03.040)

DGAT1 ist ein Enzym, das für den letzten Schritt der Triglycerid-Bildung
in den Zellen der Darmschleimhaut verantwortlich ist. Die ForscherInnen
konnten nachweisen, dass die bei den Patienten gefundenen Mutationen des
DGAT1 Gens zu einer reduzierten oder vollständig eingestellten
Proteinproduktion in den Zellen führte. In weiteren Experimenten zeigte
sich, dass diese Zellen nicht in der Lage waren, Fette für ihren
Stoffwechsel richtig zu nutzen. Darüber hinaus gelang es den Forschern,
Darm-Organoide - miniaturisierte und vereinfachte Strukturen mit
Organ-ähnlichen Eigenschaften - aus Patientenbiopsien zu züchten und die
Auswirkungen des Gendefekts auch hier zu beobachten.

"Darm-Organoide sind ausgezeichnete Modellsysteme, um gastrointestinale
Erkrankungen zu erforschen", erklärt Rico Ardy, PhD-Student am LBI-RUD und
CeMM und Co-Erstautor der Studie. "Gemeinsam mit den anderen
experimentellen Ansätzen haben sie uns ermöglicht, die genetische Ursache
und die molekularen Mechanismen dieser seltenen Erkrankung aufzuklären.
Unsere Ergebnisse zeigen ganz allgemein, welche Rolle DGAT1 in einem
gesunden Fettstoffwechsel spielt."

Die Studie ist ein weiterer Beweis dafür, dass genetische Analysen für
Patienten mit angeborenen Erkrankungen einen wichtigen Beitrag für die
Entwicklung einer passenden Pflege und Therapie darstellen. Die Arbeit
zeigt darüber hinaus die generelle Bedeutung der Forschung an seltenen
Erkrankungen, die in vielen Fällen nicht nur den betroffenen Patienten
hilft, sondern auch neue Erkenntnisse über die menschliche Biologie
liefert.

"Seltene Erkrankungen zu erforschen enthüllen oft fundamentale Prozesse
der menschlichen Physiologie und helfen uns dabei, Therapien zu finden in
Fällen, wo die konventionellen Ansätze versagen" fügt Kaan Boztug hinzu.
"Die Patienten mit DGAT1-Defizienz wurden zunächst auf eine fettfreie Diät
gesetzt, mit der sich die Verdauung der Patienten normalisierte. Die
Forscher des LBI-RUD arbeiten unterdessen an spezifischeren,
personalisierten Therapien um solche Erbkrankheiten in der Zukunft
gezielter zu behandeln."


Die Studie "Intestinal failure and aberrant lipid metabolism in patients
with DGAT1 deficiency" erschien in der Zeitschrift Gastroenterology im
Juli 2018. 

DOI: 10.1053/j.gastro.2018.03.040

Autoren: 

Jorik M van Rijn#, Rico Chandra Ardy#, Zarife Kuloğlu#, Bettina
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Förderung: 

Diese Studie wurde von der Österreichischen Akademie der
Wissenschaften, dem OENB Jubiliäumsfonds, der Netherlands Organization for
Scientific Research und dem Europäischen Forschungsrat (ERC) gefördert.

Kaan Boztug studierte Medizin in Düsseldorf, Freiburg und London vor
seinem Doktorat bei Iain Campell am Scripps Research Insitute (La Jolla,
USA). Seine klinische Ausbildung und postdoktorale Forschungsarbeit
absolvierte er bei Christoph Klein an der Medizinischen Hochschule
Hannover. 2011 nahm er eine Stelle als Gruppenleiter am CeMM an und ist
Associate Professor an der Abteilung für Kinder- und Jugendheilkunde der
Medizinischen Universität Wien. Er ist Leiter des CeRUD Vienna Center for
Rare and Undiagnosed Diseases und Leiter des Jeffrey Modell Diagnostic and
Research Center Vienna am St. Anna Kinderspital und der Medizinischen
Universität Wien. Seit 2016 leitet Kaan Boztug das Ludwig Boltzmann
Institute for Rare and Undiagnosed Diseases (LBI-RUD).

Das CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen
Akademie der Wissenschaften ist eine internationale, unabhängige und
interdisziplinäre Forschungseinrichtung für molekulare Medizin unter der
wissenschaftlichen Leitung von Giulio Superti-Furga. Das CeMM orientiert
sich an den medizinischen Erfordernissen und integriert
Grundlagenforschung sowie klinische Expertise, um innovative diagnostische
und therapeutische Ansätze für eine Präzisionsmedizin zu entwickeln. Die
Forschungsschwerpunkte sind Krebs, Entzündungen, Stoffwechsel- und
Immunstörungen sowie seltene Erkrankungen. Das Forschungsgebäude des
Instituts befindet sich am Campus der Medizinischen Universität und des
Allgemeinen Krankenhauses Wien. 

www.cemm.at

Das Ludwig Boltzmann Institute for Rare and Undiagnosed Diseases (LBI-RUD)
wurde von der Ludwig Boltzmann Gesellschaft im April 2016 in
Zusammenarbeit mit dem CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der
Österreichischen Akademie der Wissenschaften, der Medizinischen
Universität Wien und der St. Anna Kinderkrebsforschung gegründet. Der
Forschungsschwerpunkt des LBI-RUD liegt auf der Entschlüsselung von
seltenen Erkrankungen der Blutbildung, des Immunsystems und des
Nervensystems - diese Arbeiten bilden nicht nur die Basis für die
Entwicklung von personalisierten Therapieansätzen für die unmittelbar
Betroffenen, sondern liefern darüber hinaus einzigartige und neuartige
Einblicke in die Humanbiologie. Das Ziel des LBI-RUD ist es, unter
Einbeziehung der Expertise seiner Partnerorganisationen ein koordiniertes
Forschungsprogramm zu etablieren, das neben den wissenschaftlichen auch
gesellschaftliche, ethische und ökonomische Gesichtspunkte seltener
Erkrankungen einbezieht und berücksichtigt.

www.lbg.ac.at

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution2100
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Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

CeMM Forschungszentrum für Molekulare Medizin der Österreichischen Akademie der Wissenschaften - 06.07.2018
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FORSCHUNG/743: Mit neuen Antikörpern bleibt das Immunsystem wach (idw)


Universität Duisburg-Essen - 06.07.2018

Mit neuen Antikörpern bleibt das Immunsystem wach



Total übermüdet: Chronische Virenerkrankungen können bestimmte Zellen des
menschlichen Immunsystems entkräften, so dass weitere Infektionen tödlich
enden können. Mit neuen Antikörpern lässt sich die körpereigene Abwehr
allerdings wieder auf Trab bringen. Das haben Wissenschaftler der
Medizinischen Fakultät der Universität Duisburg-Essen (UDE)
herausgefunden. Sie berichten darüber in der jüngsten Ausgabe des
Fachmagazins "Nature Communications".

Die neuen Antikörper binden an den Rezeptor CEACAM1, der die Immunreaktion
im Körper reguliert. "Er ist Voraussetzung dafür, dass sich ein
ausreichendes Signal zwischen den Immunzellen aufbaut, so dass die
Virusinfektion bekämpft werden kann", erläutert Prof. Dr. Karl S. Lang vom
Institut für Immunologie am Universitätsklinikum Essen, der die
Untersuchung gemeinsam mit Dr. Vishal Khairnar und PD Dr. Bernhard B.
Singer vom Institut für Anatomie durchführte.

Fehlt CEACAM1, können die Immunzellen die Virusinfektionen nicht erkennen
und infizierte Zellen auflösen. Genau hier setzen die neu entwickelten
"funktionalen Antikörper" an: Sie binden besonders effektiv an CEACAM1.
Dr. Singer: "Sie sorgen dafür, dass die Immunzellen länger aktiv sind.
Dies bestätigten auch erste Tests mit humanisierten Antikörpern." Fazit
des CEACAM-Experten: "Mit ihnen bleibt das Immunsystem länger wach und am
Leben."

Auf der Basis der neuen Erkenntnisse sollen nun neue Therapieverfahren
entwickelt werden basierend auf drei neuen, bereits zum Patent
angemeldeten Antikörpern. Was jetzt noch fehlt, ist die Marktreife. Dr.
Singer betont: "Es hängt von der Pharmaindustrie ab, wie schnell die
Antikörper therapeutisch eingesetzt werden können. Wir liefern die
Grundlagenforschung, das Ausgangsmaterial und zahlreiche Testsysteme - die
Weiterentwicklung muss jedoch industriell vorangetrieben werden."


Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.nature.com/articles/s41467-018-04832-2

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution801

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Duisburg-Essen - 06.07.2018

WWW: http://idw-online.de
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FORSCHUNG/742: Infektionen und Krebs - Welche Rolle spielen spezielle weiße Blutkörperchen? (idw)


Medizinische Hochschule Hannover - 06.07.2018

Infektionen und Krebs: Welche Rolle spielen spezielle weiße Blutkörperchen?

MHH-Wissenschaftler koordiniert neue, überregionale Forschungsgruppe, die
von der Deutschen Forschungsgemeinschaft mit mehr als zwei Millionen Euro
gefördert wird



Welche Rolle spielen bestimmte weiße Blutkörperchen, sogenannte
gamma-delta T-Zellen, bei der Abwehr von Infektionen und Krebs? Um die Aufgaben
dieser Immunzellen genau untersuchen zu können, erhält eine neue
Forschungsgruppe (FOR 2799) mehr als zwei Millionen Euro von der Deutsche
Forschungsgemeinschaft (DFG) für drei Jahre. "Unser langfristiges Ziel ist
es unter anderem, Projekte auf den Weg zu bringen, die gamma-delta
T-Zellen in der anti-Tumor Therapie einsetzen", sagt der Sprecher der
neuen Forschungsgruppe, Professor Dr. Immo Prinz, vom Institut für
Immunologie der Medizinischen Hochschule Hannover (MHH).

Die Forschungsgruppe "Receiving and Translating Signals via the
gamma-delta T Cell Receptor? ist überregional und hat ihre Standorte in
Hannover, Kiel, Tübingen, Freiburg, Erlangen und Würzburg. An der MHH sind
neben der Koordination zwei der insgesamt sieben Forschungsprojekte
angesiedelt: Eines der Nachwuchswissenschaftlerin Sarina Ravens, PhD,
sowie eines von Professor Prinz. Die MHH erhält von der Gesamtfördersumme
für diese Projekte sowie zur Koordination der Forschungsgruppe rund
650.000 Euro.

Die Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler der FOR 2799 werden unter
anderem der Frage nachgehen, wie der gamma-delta T-Zell-Rezeptor bei der
Immunreaktion genau aktiviert wird und welche Konsequenzen eine solche
Aktivierung hat. Dabei befassen sie sich sowohl mit biochemischer und
zellbiologischer Grundlagenforschung, mit Modellsystemen im Labor und im
Tierversuch, als auch mit klinisch relevanten Patientenstudien.

Insgesamt hat die DFG fünf neue Forschungsgruppen und zwei neue
Kolleg-Forschungsgruppen eingerichtet. Diese Gruppen ermöglichen
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftlern, sich aktuellen und drängenden
Fragen ihrer Fachgebiete zu widmen und innovative Arbeitsrichtungen zu
etablieren.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution121

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Medizinische Hochschule Hannover - 06.07.2018
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PARKINSON/164: Wie entsteht Parkinson? Studie weckt Zweifel an bisheriger Theorie (idw)


Universität Basel - 06.07.2018

Wie entsteht Parkinson? Studie weckt Zweifel an bisheriger Theorie zu Parkinson



Die Parkinson-Krankheit wurde vor 200 Jahren das erste Mal von einem
britischen Arzt beschrieben. Die genauen Ursachen dieser
neurodegenerativen Erkrankung sind bis heute nicht geklärt. Ein
Forscherteam unter der Leitung von Prof. Henning Stahlberg vom Biozentrum
der Universität Basel stellt in einer aktuellen Studie, publiziert in
eLife, eine bisher gängige Vorstellung in Frage.

Die Arme und Beine zittern unaufhörlich, die Muskeln werden zunehmend
schwächer und die Bewegungen langsamer - all dies sind typische Symptome,
unter denen viele Parkinson-Patienten leiden. Weltweit sind es über sechs
Millionen Menschen. Bei den Betroffenen sterben im Gehirn die
Dopamin-bildenden Nervenzellen langsam ab. Der daraus resultierende Mangel an
diesem Botenstoff beeinträchtigt die Motorik und oft auch die kognitiven
Fähigkeiten.

Sind Proteinfibrillen die Verursacher?

Bislang nahm man an, dass einer der Auslöser das Eiweiss alpha-Synuclein
sei. Es kann verklumpen und lagert sich als Lewy-Körperchen in den
Nervenzellen ab. Die toxischen Proteinfasern richten die Zellen im Gehirn
zugrunde. Ein Forscherteam unter der Leitung von Prof. Henning Stahlberg
vom Biozentrum der Universität Basel hat in Zusammenarbeit mit Forschern
von Hoffmann-La Roche Ltd. und der ETH Zürich so eine
alpha-Synuclein-Fibrille nun künstlich im Reagenzgefäss erzeugt und erstmals mit atomarer
Auflösung sichtbar machen können. «Entgegen unseren Erwartungen werfen die
Ergebnisse allerdings mehr Fragen auf, als sie beantworten», so Stahlberg.

Dazu muss man wissen, dass bei einigen angeborenen Formen von Parkinson
die Betroffenen genetische Defekte im alpha-Synuclein-Gen haben. Die
Mutationen, so vermutet man, führen schliesslich dazu, dass sich das
Protein falsch faltet und sich zu den gefährlichen Fibrillen
zusammenlagert. «Unsere 3-D-Struktur zeigt jedoch eine Fibrillen-Struktur,
welche mit einem derart mutierten Protein gar nicht gebildet werden
könnte», sagt Stahlberg. «Aufgrund ihrer Lage würden die meisten dieser
Mutationen die Bildung der von uns gefundenen Fibrillen-Struktur eher
behindern.» Kurz gesagt: Wenn diese Fibrillen-Struktur Parkinson auslösen
sollte, müsste der Gen-Defekt vor der Krankheit schützen. Dies tut er
jedoch nicht. Es könnte sein, dass eine andere Form von Fibrillen oder
eine andere Form des Proteins die Krankheit bei diesen Patienten auslöst.

Studie wirft neue Fragen auf

Was die Mutationen im alpha-Synuclein bewirken, ob sich andere Formen von
Proteinaggregaten herausbilden, welche Rolle die Fibrillen für die
Nervenzellen spielen und woran die Nervenzellen letztlich sterben - diesen
Fragen muss nun nachgegangen werden. Bis heute ist die genaue Funktion von
alpha-Synuclein nicht klar. Da sich mit den bisherigen Medikamenten nur
die Beschwerden lindern lassen, sind dringend neue Konzepte gefragt.


Originalbeitrag

Ricardo Guerrero-Ferreira, Nicholas M.I. Taylor, Daniel Mona, Philippe
Ringler, Matthias E. Lauer, Roland Riek, Markus Britschgi, and Henning
Stahlberg.

Cryo-EM structure of alpha-synuclein fibrils eLife, 

publiziert online 3. Juli 2018, doi: 10.7554/eLife.36402


Weitere Informationen finden Sie unter

https://elifesciences.org/articles/36402 Originalbeitrag

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution74

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Universität Basel - 06.07.2018
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PARKINSON/163: Forschung - Aggressive Abwehrzellen verstärken Parkinson-Krankheit (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 05.07.2018

Aggressive Abwehrzellen verstärken Parkinson-Krankheit



Die Parkinson-Krankheit, früher auch als Schüttelähmung bezeichnet, zählt
zu den häufigsten Bewegungserkrankungen des Nervensystems. Mediziner der
Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg (FAU) sind jetzt einer
möglichen Ursache der Erkrankung auf die Spur gekommen - im Immunsystem
der Patienten. Ihre Forschungsergebnisse haben die Wissenschaftler im
renommierten Magazin "Cell Stem Cell" veröffentlicht.

Weltweit sind rund 4,1 Millionen Menschen an Parkinson erkrankt, alleine
in Deutschland leben mehr als 300.000 Betroffene. Typische Symptome der
Erkrankung sind verlangsamte Bewegungen, das Erstarren der Muskulatur,
heftiges Zittern und eine zunehmend gebeugte Körperhaltung. Ursache ist
das stetige Absterben von Nervenzellen im Gehirn, die den Botenstoff
Dopamin produzieren.

Welche Mechanismen zu dem Verlust von Nervenzellen führen, die Dopamin
produzieren, versucht die Wissenschaft zu verstehen. Bisher wusste man
wenig darüber, ob menschliche Abwehrzellen bei der Parkinsonerkrankung
eine wichtige Rolle spielen. Hier ist den Stammzellforscherinnen Dr.
Annika Sommer, Dr. Iryna Prots und Prof. Dr. Beate Winner von der FAU und
deren Team in der Erforschung der Krankheit ein gewaltiger Schritt nach
vorn gelungen. Die Erlanger Wissenschaftler konnten belegen, dass bei der
Parkinsonerkrankung Abwehrzellen des Immunsystems, die so genannten
T-Zellen, dopaminproduzierende Nervenzellen des Mittelhirns angreifen und
töten.

Ausgangspunkt der Untersuchungen des FAU-Teams war eine verblüffende
Beobachtung: Im Mittelhirn von Parkinsonpatienten fanden die
Wissenschaftler ungewöhnlich viele T-Zellen. Diese Zellen sind im Gehirn
bei Erkrankungen zu finden, bei denen das Immunsystem das Hirn angreift.
Bei gemeinsamen Untersuchungen mit der Bewegungsambulanz (Molekulare
Neurologie) am Universitätsklinikum Erlangen (Prof. Jürgen Winkler) fanden
die Forscher im Blut von Parkinsonpatienten eine erhöhte Zahl von
bestimmten T-Zellen, spezifisch der Th17-Zellen, ganz ähnlich wie bei
Patienten mit Autoimmunerkrankungen wie rheumatoider Arthritis.

Diese Ergebnisse nahmen die Forscher zum Anlass für die Entwicklung einer
sehr ungewöhnlichen Zellkultur aus menschlichen Zellen. Dazu wurde
betroffenen Patienten sowie gesunden Testpersonen eine kleine Hautprobe
entnommen. Diese Hautzellen wurden dann in Stammzellen umgewandelt, die
sich zu jedem beliebigen Zelltyp entwickeln können. Diese differenzierte
das Forschungsteam weiter zu patienteneigenen Mittelhirnnervenzellen aus.
Diese Zellen wurden dann mit frischen T-Zellen desselben Patienten in
Kontakt gebracht. Das Ergebnis: Die Abwehrzellen von Parkinsonpatienten
töteten eine große Anzahl ihrer Nervenzellen, dies war jedoch nicht bei
den gesunden Testpersonen nachweisbar. Hoffnung gibt jedoch ein weiteres
Ergebnis: Antikörper, die die Wirkung der Th17-Zellen blockieren, und
sogar ein bereits im Klinikalltag bei Schuppenflechte angewandter
Antikörper konnten den Tod der Nervenzellen weitgehend verhindern.

"Mit unseren Untersuchungen ist es uns gelungen, klar nachzuweisen, dass
und auch wie T-Zellen an der Entstehung des Parkinsonsyndroms beteiligt
sind", erklärt Prof. Dr. Beate Winner. "Die Erkenntnisse aus unserer
Studie bieten eine wichtige Grundlage für neue Behandlungsmöglichkeiten
der Parkinson-Krankheit."


Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung stehen unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 05.07.2018
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MEDIEN/1006: Neuer Erklärfilm zu implantierbaren Ereignisrekordern für Schlaganfall-Patienten (BVMed)


BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V. - 9. Juli 2018

BVMed veröffentlicht neuen Erklärfilm zu implantierbaren Ereignisrekordern

Schlaganfällen und Synkopen auf der Spur



Berlin | Der Bundesverband Medizintechnologie, BVMed, informiert mit
einem neuen Erklärfilm über die Vorteile von implantierbaren
Ereignisrekordern für Patienten mit einem Schlaganfall, dessen Ursache
ungeklärt ist, sowie Patienten, die plötzlich und wiederkehrend in
Ohnmacht fallen (Synkope). Der Film kann unter www.bvmed.de/filme 

(https://www.bvmed.de/de/bvmed/mediathek/filme/erklaerfilm-implantierbarer-herzmonitor) angeschaut und zur freien Nutzung heruntergeladen werden. 

Mehr Informationen zum Thema gibt es unter

www.bvmed.de/ereignisrekorder 

(https://www.bvmed.de/de/technologien/herz-und-herzgefaesse/implantierbarer-herzmonitor-aktuelles-defizit-in-der-ambulanten-versorgung-gesetzlich-versicherter-patienten).

Vorhofflimmern ist eine Herzrhythmusstörung, die häufig unentdeckt
bleibt. Unbehandeltes Vorhofflimmern geht jedoch mit einem deutlich
erhöhten Schlaganfallrisiko einher. Umso wichtiger ist eine
frühzeitige und zuverlässige Diagnose. Ein Elektrokardiogramm (EKG) -
also die Aufzeichnung der elektrischen Aktivitäten aller
Herzmuskelfasern - ist der Goldstandard in der Diagnose von
Vorhofflimmern. Doch wie kann Vorhofflimmern entdeckt werden, wenn es
unregelmäßig auftritt und der Patient selbst es oftmals nicht bemerkt?
In dem Fall kann es helfen, die Herzströme über einen längeren
Zeitraum bis zu drei Jahren zu messen und das Herz die ganze Zeit im
Blick zu haben. Wichtig ist, dass auch kleine Signale und kurze
Episoden wahrgenommen werden können.

Hierfür wurden implantierbare Herzmonitore bzw. Ereignisrekorder
entwickelt. Der Ereignisrekorder, der auch ambulant eingesetzt werden
kann, zeichnet das EKG nicht nur auf, er analysiert es auch und sendet
die wichtigsten Episoden dank telemedizinischer Anbindung an den
behandelnden Arzt. Dank dieser engmaschigen Beobachtung des
Herzrhythmus kann Vorhofflimmern zuverlässig entdeckt werden. Die
Diagnostik mit einem Herzmonitor liefert eine höhere Rate, kardiale
Ursachen bei Schlaganfall-Patienten mit Vorhofflimmern sowie Patienten
mit wiederkehrender Ohnmacht und ungeklärter Ursache aufzudecken.

Der BVMed setzt sich für die zügige Aufnahme implantierbarer
Ereignis-Rekorder in den ambulanten Leistungskatalog (Einheitlicher
Bewertungsmaßstab - EBM) sowie in den Katalog "Ambulantes Operieren im
Krankenhaus (AOP) ein. Von dem Ereignisrekorder profitieren vor allem
Patienten mit einem Schlaganfall, dessen Ursache ungeklärt ist, sowie
Patienten, die plötzlich und wiederkehrend in Ohnmacht fallen
(Synkope). Der BVMed hatte Ende Juni 2017 die Aufnahme in den EBM beim
Bewertungsausschuss Ärzte beantragt.

Der Direktlink zum Film lautet: 

www.bvmed.de/film-ereignisrekorder 

(https://www.bvmed.de/de/bvmed/mediathek/filme/erklaerfilm-implantierbarer-herzmonitor)


BVMed - Gesundheit gestalten.

Der BVMed vertritt als Wirtschaftsverband rund 230 Industrie- und
Handelsunternehmen der Medizintechnologiebranche. Im BVMed sind u. a.
die 20 weltweit größten Medizinproduktehersteller im
Verbrauchsgüterbereich organisiert. Die Medizinprodukteindustrie
beschäftigt in Deutschland über 195.000 Menschen und investiert rund 9
Prozent ihres Umsatzes in die Forschung und Entwicklung neuer Produkte
und Verfahren.

BVMed-Pressemeldung 56/18

https://www.bvmed.de/schlaganfaellen-und-synkopen-auf-der-spur-bvmed-veroeffentlicht-neuen-erklaerfilm-zu-implantierbaren-ereignisrekordern

 * 

Quelle:

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Pressemeldung Nr. 56/18 vom 9. Juli 2018

V.i.S.d.P.: Manfred Beeres M.A.

Leiter Kommunikation/Presse

BVMed - Bundesverband Medizintechnologie e.V.

Reinhardtstr. 29 b, 10117 Berlin

Telefon: (030) 246 255-0, Fax: (030) 246 255-99

E-Mail: info@bvmed.de

Internet: www.bvmed.de
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INFOPOOL / MUSIK / VERANSTALTUNGEN





KLASSIK/10103: Borken-Gemen - "Die Vier Jahreszeiten" von Antonio Vivaldi am 15. Juli


"Die Vier Jahreszeiten" von Antonio Vivaldi 

Abschlusskonzert der diesjährigen Reihe "Sommer - Schlösser -
Virtuosen - Klassik im Westmünsterland" am Sonntag, 15. Juli, im
Rittersaal der Jugendburg Gemen



Kammerorchester Sinfonietta Köln präsentiert gemeinsam mit Solistin
Isabelle Zhang (Violine) "Die Vier Jahreszeiten" von Antonio Vivaldi
/ Dirigent Cornelius Frohwein führt durch die Veranstaltung

Kreis Borken/Borken-Gemen. Das letzte Konzert der Reihe "Sommer -
Schlösser - Virtuosen - Klassik im Westmünsterland" wird noch einmal
etwas ganz Besonderes: Am Sonntag, 15. Juli, um 11.30 Uhr gastiert die
Sinfonietta Köln gemeinsam mit der Violinistin Isabelle Zhang im
Rittersaal der Jugendburg in Borken-Gemen. Das Kammerorchester und die
Solistin präsentieren das bekannte Werk "Die vier Jahreszeiten" - La
Primavera (Der Frühling), L'Estate (Der Sommer), L'Autunno (Der
Herbst) und L'Inverno (Der Winter) - von Antonio Vivaldi.

Was dieses Konzert auszeichnet: Der Dirigent Cornelius Frohwein wird
das Publikum multimedial durch die Veranstaltung führen. So will er
die Zuhörerinnen und Zuhörer durch Klangbeispiele, Erläuterungen zu
typischen musikalischen Elementen der Zeit und Anekdoten zu der
Entstehung "Der vier Jahreszeiten" mit dieser Musik vertraut machen.
Auf diese Weise sollen die Gäste die Szenerie der jeweiligen
Jahreszeit wiedererkennen können und das Konzert auf eine vielleicht
ganz neue, intensive Weise erleben.

Die junge Violinistin Isabelle Zhang stammt aus der Provinz
Heilongjiang in der Volksrepublik China. Ihr großes musikalisches
Talent wurde frühzeitig erkannt, sodass sie ihre Ausbildung am
angesehenen "Zentralen Musikkonservatorium" in Peking erhalten konnte.
Bereits mit 15 Jahren machte Isabelle Zhang durch Preise und
Auszeichnungen bei bedeutenden Wettbewerben des Landes sowie
erfolgreiche Debütkonzerte auf sich aufmerksam. Nach Abschluss ihrer
Ausbildung ging sie nach Deutschland an die Musikhochschule Köln.

Dirigent Cornelius Frowein wurde 1957 in Frankfurt am Main geboren.
Zunächst studierte er Klavier bei Günter Ludwig und Kammermusik bei
Mitgliedern des Amadeus Quartetts an der Musikhochschule Köln. Darauf
folgten Dirigieren, Liedbegleitung, Cembalo sowie Musikwissenschaft
und Philosophie. Während der ersten Jahre seiner Konzerttätigkeit
konzentrierte sich Cornelius Frowein auf das Klavier und später auch
auf das Cembalo. Seit Beginn der 1990er Jahre rückte immer mehr das
Dirigieren in den Mittelpunkt seiner künstlerischen Arbeit.

Das Kammerorchester Sinfonietta Köln unter der Leitung von Cornelius
Frowein tritt in diesem Jahr zum insgesamt vierten Mal - nach 2004,
2008 und 2012 - im Kreis Borken auf. 1984 gegründet, ist es heute
eines der profiliertesten Ensembles seiner Art. Zum Repertoire des
Orchesters gehören Werke aus der Romantik ebenso wie Musik des 20. und
21. Jahrhunderts. Die Sinfonietta Köln ist regelmäßig zu Gast bei
namhaften Festivals wie zum Beispiel dem Augsburger Mozartsommer, dem
Flandern Festival oder dem Ostbelgien Festival. Auslandsgastspiele
führten das Ensemble unter anderem nach Monte Carlo, Moskau, Rom und
Shanghai.

Veranstalter von "Sommer - Schlösser - Virtuosen" ist der Kreis Borken
in Zusammenarbeit mit der Werner Richard - Dr. Carl Dörken-Stiftung
aus Herdecke, die sich auf diese Weise seit vielen Jahren in der
Kulturarbeit im Westmünsterland engagiert. "Der Stiftung gilt mein
besonderer Dank", betont Landrat Dr. Kai Zwicker. "Auch durch die
finanzielle Unterstützung der Sparkasse Westmünsterland und der Hilde
und Bodo Crone-Stiftung können wir diese besonderen Konzerterlebnisse
bieten", freut sich der Landrat.

Der Eintritt kostet 15 Euro für Erwachsene. Ermäßigte Karten für
Kinder, Jugendliche und Studenten kosten 10 Euro.
Karten-Reservierungen sind in der Kulturabteilung des Kreises Borken
unter Tel. 02564/9899-110 oder 0170/4415185 und per E-Mail an
sommerkonzerte@kreis-borken.de möglich. Das Konzert wird in
Zusammenarbeit mit der Jugendburg Gemen ausgerichtet.

Zum Hintergrund:

"Sommer-Schlösser-Virtuosen - Klassik im Westmünsterland 2018" ist ein
musikalisch-kulturelles Projekt, das das Veranstaltungsangebot im
Westmünsterland bereichert. Im Mittelpunkt steht die klassische Musik,
die im stilvollen Ambiente an einigen der schönsten Orten im Kreis
Borken ideale Aufführungsmöglichkeiten findet. Das Konzept der Reihe
sieht vor, dass jeweils ein Ensemble als "Orchester in Residence" die
gesamte Reihe gestaltet - mit wechselnden Programmen und jungen
Solistinnen und Solisten. In diesem Jahr gastiert das renommierte
Kammerorchester Sinfonietta Köln unter der Leitung von Cornelius
Frowein im Kreis Borken.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. Juli 2018

Kreis Borken

Pressestelle, Burloer Straße 93, 46325 Borken

Telefon: (0 28 61) 82 21 - 11 / 13

Fax: (0 28 61) 82 - 13 41

E-Mail: pressestelle@kreis-borken.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





AUSLAND/8761: Aus aller Welt - 10.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Türkei: Präsident Erdogan für zweite Amtszeit vereidigt

Der für eine zweite fünfjährige Amtszeit wiedergewählte Recep Tayyip
Erdogan hat nur wenige Stunden nach seiner Vereidigung als Staatschef
sein neues Kabinett vorgestellt. Es umfaßt 16 Minister und damit zehn
weniger als bisher. Überraschend war die Ernennung von Erdogans
Schwiegersohn Berat Albayrak, der oft als Kronprinz gehandelt wird,
zum neuen Finanzminister. Außenminister bleibt weiterhin Mevlüt
Çavusoglu. Auch Innenminister Süleyman Söylu und Justizminister
Abdülhamit Gül behalten ihr Amt. Neuer Verteidigungsminister wird
Generalstabschef Hulusi Akar. Zum Vizepräsidenten und damit seinem
Stellvertreter ernannte Erdogan den bisherigen Chef der
Flüchtlingsbehörde, Fuat Oktay. Ab jetzt gilt das neue
Präsidialsystem, das Erdogan erlaubt, Minister und hohe Staatsbeamte
zu ernennen oder zu erlassen, ohne dabei der Zustimmung des
Parlaments zu bedürfen. Auch die Legislative hat der Präsident in der
Hand. Das Amt des Ministerpräsidenten wurde abgeschafft.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





JUSTIZ/8761: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Bundesinnenminister Seehofer verbietet Osmanen Germania BC

Die rockerähnliche Gruppe Osmanen Germania BC wurde in Deutschland
verboten. Zugleich fanden Durchsuchungsmaßnahmen gegen Mitglieder in
Bayern, Baden-Württemberg, Rheinland-Pfalz und Hessen statt. Zweck
und Tätigkeit der Gruppe liefen den Strafgesetzen zuwider, teilte das
Bundesinnenministerium mit. Immer wieder verübten Mitglieder der
Organisation schwere Straftaten. Das Verbot stützt sich auf das
Vereinsgesetz. Nach Schätzungen der Polizei hat der
türkisch-nationalistische Verein, der offiziell als Boxclub geführt
wird, bundesweit mindestens 300 Mitglieder.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





MILITÄR/8758: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Zahlreiche Tote nach Anschlag in Dschalalabad

Im Zentrum von Dschalalabad, der Hauptstadt der ostafghanischen
Provinz Nangarhar, zündete ein Attentäter in der Nähe einer
Tankstelle einen Sprengsatz und riß dabei mindestens zwölf Menschen
mit in den Tod. Augenzeugen berichteten von einem riesigen Feuerball.
Wie ein Sprecher des Provinzgouverneurs am Dienstag mitteilte,
befinden sich unter den Opfern auch zwei Mitarbeiter des
Geheimdienstes. Der Islamische Staat (IS) übernahm die Verantwortung
für den Anschlag. Erst Anfang des Monats hatten während eines Besuchs
von Präsident Aschraf Ghani 19 Menschen in Dschalalabad ihr Leben
verloren, als sich ein IS-Kämpfer auf einem Markt in die Luft
sprengte.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





POLITIK/8760: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



SPD-Chefin Nahles für Mindestpräsenz im Bundestag

SPD-Fraktionschefin Andrea Nahles erwägt offenbar eine Präsenzpflicht
für Abgeordnete im Bundestag. Einem Bericht des Spiegel-Magazins
zufolge beschloß die Fraktion ihre Vertreter in drei etwa gleich
große Gruppen aufzuteilen, die sich mit unterschiedlichen Aufgaben
abwechseln sollen. Aber auch bei anderen Fraktionen sind die
Sitzreihen im Plenarsaal zuweilen nur spärlich besetzt. In den
vergangenen Wochen sei die schwache Präsenz der Koalitionsfraktionen
insbesondere bei Anträgen von FDP und Grünen deutlich geworden, sagte
der Parlamentarische Geschäftsführer der FDP-Fraktion, Marco
Buschmann, in einem Gespräch mit der Augsburger Allgemeinen. Es sei
wohl noch nicht allen Abgeordneten der Regierungsparteien bewußt, daß
sie keine 80-Prozent-Mehrheit mehr haben.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





SONSTIGES/8759: Tragisches und Kurioses - 10.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Großbrand im Hafen von Benoa

Im Hafen von Benoa im Süden der zu Indonesien gehörenden Insel Bali
sind fast 40 Schiffe bei einem Großbrand zerstört worden. Einem
Behördensprecher zufolge war das Feuer am Montag nach Mitternacht
ausgebrochen und hatte sich schnell ausgebreitet. Verletzt wurde nach
bisherigen Kenntnissen niemand. Wodurch der Brand ausgelöst wurde, war
zunächst unklar. Augenzeugen vermuteten einen Kurzschluß als Ursache.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / MELDUNGEN





WISSENSCHAFT/7844: Aus Forschung und Technik - 10.07.2018 (SB)




MELDUNGEN



Rußland testet erfolgreich Kurzflugbahn zur ISS

Zum ersten Mal hat ein Weltraumfrachter nach nur zwei Erdumkreisungen
an die Internationale Raumstation ISS angedockt. Gut dreieinhalb
Stunden nach dem Start vom Kosmodrom Baikonur habe die russische
Transportkapsel Progress MS-09 den Orbitalkomplex erreicht und sich
automatisch an das Pirs-Modul angekoppelt, teilte das Flugleitzentrum
(FLZ) in Koroljow bei Moskau mit. An Bord waren rund 2,5 Tonnen
Nachschub für die sechsköpfige ISS-Crew: Treibstoff, Wasser,
Lebensmittel, Ausrüstung für Experimente und Ersatzteile. Nach
Angaben des Raketenbaukonzerns Energija sollen künftig auch bemannte
Flüge zur ISS im Schnellverfahren durchgeführt werden. Zuvor seien
aber noch einige Tests nötig, zitierte die Agentur Tass einen
Unternehmenssprecher. Bislang dauert der Flug von Baikonur zum
Weltraumlabor 400 Kilometer über der Erde zwei Tage.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





AUSLAND/7856: Aus aller Welt - 10.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Palästinensische Aktivisten versuchen Seeblockade zu durchbrechen

Bewohner des Gazastreifens haben versucht mit einem Boot die von
Israel vor ihrer Küste verhängte Seeblockade zu durchbrechen.
Palästinensischen Angaben zufolge befanden sich sieben verletzte und
kranke Menschen sowie drei Besatzungsmitglieder an Bord. Die
Aktivisten forderten die Aufhebung der bereits vor mehr als zehn
Jahren eingerichteten Blockade. Die israelische Seite hat unterdessen
die Seeblockade von neun auf sechs Seemeilen vor der Küste verlegt.
Das Gebiet, in dem Palästinenser fischen dürfen, war saisonbedingt
ausgeweitet gewesen. Mehr als zwei Drittel der rund zwei Millionen
Menschen in der Enklave sind auf Hilfslieferungen von außen
angewiesen. Der für den Warenverkehr offengehaltene Grenzübergang
Kerem Schalom wurde inzwischen für die Warenausfuhr gesperrt. Er
wird nur noch für humanitäre Hilfe geöffnet.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





GESUNDHEIT/7816: Medizin und Gesundheitswesen - 10.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Behörden warnen vor Unterschätzung der Masern

Früher galten Masern als Kinderkrankheit, der von der Medizin wenig
Aufmerksamkeit entgegengebracht wurden. Das hat sich nachhaltig
verändert. Inzwischen ist die Infektionskrankheit meldepflichtig
geworden. So warnt dann auch das Deutsche Ärzteblatt, daß die
Masernfälle in Baden-Württemberg deutlich gestiegen sind. Nicht
weniger als 81 Erkrankungen sollen in der ersten Hälfte des Jahres
gemeldet worden sein. Im selben Zeitraum des Vorjahres waren es
lediglich 48 Fälle. Obgleich beide Zahlen relativ gering erscheinen,
dürfe man nach Ansicht des Landesgesundheitsamts die Krankheit nicht
unterschätzen. Wie das Robert Koch-Institut in Berlin mitteilte, ist
eine Impfquote von 95 Prozent notwendig, um die Masern in
Deutschland zu eliminieren. Nach den aktuellsten Daten erhielten 92,9
Prozent der untersuchten Kinder in Deutschland die notwendige zweite
Impfung. Baden-Württemberg schneidet im Bundesvergleich mit 89,5
Prozent am schlechtesten ab.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





JUSTIZ/7844: Kriminalität und Rechtsprechung - 10.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Osmanen Germania sind verboten

Bundesinnenminister Seehofer hat die türkisch-nationalistische
Gruppierung Osmanen Germania und ihre Teilorganisationen wegen
schwerwiegender Gefährdung der Allgemeinheit und individueller
Rechtsgüter verbieten lassen. Seehofer zählt den Club zur
organisierten Kriminalität. Mehreren Mitgliedern werden schwere
Straftaten zur Last gelegt. Am Dienstagvormittag wurden in
Rheinland-Pfalz, Baden-Württemberg, Bayern und Hessen Durchsuchungen
vorgenommen. Die Osmanen Germania traten als Boxclub ähnlich
bekannten Motorradclubs auf. Das Hauptquartier lag in Hessen.
Bundesweit gab es 16 Ortsgruppen mit insgesamt rund 300 Mitgliedern.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





KULTUR/7768: Sprache, Kunst und Medium - 10.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Roman Polanskis Gattin weist Einladung der Oscar-Akademie zurück

Die französische Schauspielerin Emmanuelle Seigner lehnt es ab,
sozusagen für ihren Ehemann Roman Polanski Mitglied der kalifornischen
Oscar-Akademie zu werden. Polanski (84) wurde Anfang Mai vom
Aufsichtsrat der Academy of Motion Picture Arts und Science wegen
Verstoßes gegen die Verhaltensrichtlinien der Hochschule als Mitglied
ausgeschlossen.

Gegen den polnisch-französischen Regisseur läuft in den USA seit 40
Jahren ein Justizverfahren. Ihm wird sexueller Mißbrauch und
Vergewaltigung einer damals 13jährigen vorgeworfen. Daß es zu
sexuellen Handlungen kam, ist unbestritten, es habe aber keine
Vergewaltigung stattgefunden. Auch das damalige Opfer fordert seit
Jahren, die Anklage fallenzulassen, auch damit die Sache nicht immer
wieder aufgekocht wird.

Seigner empörte sich in einem offenen Brief in der französischen
Wochenzeitung Le Journal du Dimanche mit scharfen Worten gegen die
ungeheure Heuchelei, mit der die Akademie an sie herangetreten sei.
Man sei in Kalifornien offenbar nur darum bemüht, den Zeitgeist
zufriedenzustellen.

Die rund 7000 Akademie-Mitglieder wählen alljährlich die Gewinner der
begehrten Filmpreise.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





MILITÄR/7834: Sicherheitspolitik, Rüstung und Konflikte - 10.07.2018 (SB)




VOM TAGE



EU und NATO vereinbaren verstärkte Militärkooperation

Vertreter der Nordatlantischen Militärallianz (NATO) und der
Europäischen Union haben in Brüssel ein Kooperationsabkommen
unterzeichnet. Vorrangiges Ziel ist die baldige und überprüfbare
Vorbereitung von Truppen- und Materialbewegungen in Europa. Der
Erklärung zufolge könnte die NATO von einer verstärkten
Verteidigungskooperation der EU-Mitglieder und einem europäischen
Verteidigungsfonds profitieren. Politik und Militär verteidigten ihre
Pläne mit der als aggressiv bezeichneten Außenpolitik Rußlands sowie
den Krisen im Nahen Osten und in Afrika. Darüber wollte man auch auf
dem NATO-Gipfel sprechen, der am Mittwoch in Brüssel startet.
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POLITIK/7848: Aus Parlament und Gesellschaft - 10.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Minister Seehofer legt Masterplan Migration offen

Bundesinnenminister Horst Seehofer hat am Dienstag seinen 63 Punkte
umfassenden, lange zurückgehaltenen "Masterplan Migration"
offengelegt. Er will mit den skizzierten Maßnahmen Ordnung schaffen
und zugleich auch für Humanität sorgen. Dazu sollen unter anderem
Schleierfahndungen an den deutschen Grenzen intensiviert werden. Die
Zuwanderung nach Deutschland soll begrenzt werden, weil bei
unbegrenzter Zuwanderung keine Integration der Migranten mehr möglich
wäre. Seehofer hält am Begriff der "Transitzentren" fest, obwohl der
Koalitionspartner SPD lieber von "Transitverfahren" für dieselbe
Angelegenheit gesprochen hätte. Zur besseren Integration von
Asylbewerbern sollen Sozialleistungen für diese zusammengestrichen
werden. Hinzu kommen Strafmaßnahmen, wenn Asylbeweber nicht wie
gewünscht mit den für ihr Asylverfahren zuständigen Behörden
kooperieren. In diesem Sinne will der Innenminister eine Balance von
Hilfsbereitschaft und tatsächlichen Möglichkeiten herstellen.
Seehofer ist auch bereit, seine Politik europäisch abzustimmen, hält
jedoch nationale Maßnahmen für unentbehrlich. Im Rahmen seiner
"Asylwende" strebt der Minister ein "neues Grenzregime" an der Grenze
zu Österreich an, damit Asylbewerber, für die andere EU-Länder
zuständig sind, gar nicht erst deutsches Territorium betreten. Laut
Seehofer ist der Masterplan ein Papier seines Hauses. Er wird nicht
weiterentwickelt und möglicherweise auch nicht in der vorliegenden
Form umgesetzt.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SONSTIGES/7818: Tragisches und Kurioses - 10.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Niedersachsen ist mit Hunde-Registrierung unzufrieden

Seit fünf Jahren sind Niedersachsens Hundehalter verpflichtet, ihre
Tiere in einem zentralen Melderegister registrieren zu lassen. Der
Vergleich mit dem kostenlosen Haustier-Register "Tasso" zeigt aber,
daß längst nicht alle Hundebesitzer der Aufforderung nachgekommen
sind.

Rund 360.000 Hunde sind gebührenpflichtig verzeichnet, teilte das
zuständige Ministerium in Hannover laut NDR Niedersachsen mit. Beim
kostenfreien Haustier-Register "Tasso" seien dagegen mehr als 577.000
Hunde eingetragen, also 217.000 mehr.

Wie eine Sprecherin sagte, gehe es bei "Tasso" hauptsächlich darum,
entlaufene oder vermißte Haustiere ihren Besitzern möglichst wieder
zuzuführen. Doch bei dem Landesregister ist für die Halter kein Nutzen
zu erkennen.

Außerdem wissen viele Halter offenbar nicht, daß sie zur Anmeldung
verpflichtet sind, oder sie ignorieren die Verordnung, weil sie
kostenpflichtig ist und mit einer Haftpflicht für Hunde sowie dem
Einsetzen eines Mikrochips verbunden ist. Haben die Besitzer bisher
noch keinen Hund gehabt, müssen sie außerdem einen sogenannten
Hundeführerschein mit theoretischer und praktischer Prüfung ablegen.
Wer sein Tier nicht anmeldet, begeht eine Ordnungswidrigkeit, die
finanziell geahndet wird.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





SOZIALES/7845: Arbeit, Soziales und Familie - 10.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Ölarbeiter vor Norwegen im Streik

Die Arbeiter auf Ölbohrinseln von Royal Dutch Shell im Ölfeld Knarr
vor der norwegischen Küste streiken zur Zeit für höherer Löhne und
Renten. Wegen der Arbeitsniederlegungen mußte die Ölproduktion
gestoppt werden, wie eine Konzernsprecherin am Dienstag meldete. Auf
dem Knarr-Ölfeld streiken rund 100 Arbeiter und in der ganzen Region
etwa 670. Die Folgen des Arbeitskampfes sind enorm. Im bestreikten
Ölfeld werden normalerweise täglich rund 23.000 Barrel gefördert.
Norwegen ist mit einer durchschnittlichen Produktion von täglich 1,6
Millionen Barrel im vergangenen Jahr größter Erdölproduzent Europas.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





UMWELT/7827: Ökologie, Umweltschutz und Katastrophen - 10.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Waldbrände wüten im Westen der USA

In den USA wüten verheerende Waldbrände. Laut afp soll bereits ein
Mann ums Leben gekommen sein. Er starb im Bezirk Siskiyou County im
Norden Kaliforniens. Unterdessen breitet sich das Feuer bei
Rekordtemperaturen von mehr als 40 Grad immer weiter aus. Bisher
haben die 60 Großbrände eine Fläche von insgesamt mehr als 333.000
Hektar in 13 Bundesstaaten vernichtet. Das Koordinationszentrum der
US-Feuerwehren verzeichnete unter anderem 20 Brände in Alaska, acht
in Colorado, sieben in New Mexico und vier in Kalifornien.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WIRTSCHAFT/7833: Märkte und Finanzen - 10.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Strategische Partnerschaft von China und arabischen Staaten

Bei einem Treffen von Vertretern 21 arabischer Staaten in Peking hat
der chinesische Präsident Xi Jinping ihnen Kredite in Höhe von
umgerechnet mehr als 20 Milliarden US-Dollar zugesagt. Die Gelder
sollen in Wirtschaft und Industrie fließen. China wird laut Xi mit
den Staaten der Region in allen Energiebereichen einschließlich
Atomenergie und Erneuerbare kooperieren. Für den Aufbau der besetzten
Palästinensergebiete stellt China rund 15 Millionen Dollar bereit.
Jordanien, Syrien, der Libanon und der Jemen erhalten insgesamt 91
Millionen Dollar. Die chinesische Regierung sieht in der
wirtschaftlichen Entwicklung der Nahostregion den Schlüssel zur
Lösung der vielen Sicherheitsprobleme dort. Die achte
Ministerkonferenz des chinesisch-arabischen Kooperationsforums war am
Dienstagvormittag eröffnet worden. An der Veranstaltung nahmen unter
anderem der kuwaitische Emir Al Sabah, der Generalsekretär der
Arabischen Liga, Ahmed Aboul-Gheit, und der saudi-arabische
Außenminister Adel al-Jubeir teil.
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INFOPOOL / NACHRICHTEN / VOM TAGE





WISSENSCHAFT/7850: Aus Forschung und Technik - 10.07.2018 (SB)




VOM TAGE



Samsung Galaxy S10 mit drei Kameras

Schon bei Samsungs gegenwärtigem Topmodell, dem Galaxy S9, haben die
Südkoreaner viel Wert auf die Kamera gelegt. Offenbar reicht ihnen
das noch nicht. Wie PCGames meldete, soll das Galaxy S10 mit drei auf
der Rückseite horizontal angeordneten Kameras ausgestattet
sein… und zwar die normale Hauptkamera, eine zusätzliche zum
Zoomen und eine für den Nahbereich. Dabei soll die Hauptkamera
mutmaßlich mit 12MP und f1.5/f2.4 in der Mitte der Anordnung liegen.
Rechts daneben soll sich eine Super-Weitwinkel Kamera mit 16MP und
f1.9 befinden und auf der linken Seite die Zoomkamera mit 13MP und
f2.4 eingebaut werden. Zuletzt hatte es Gerüchte gegeben, nach denen
Samsung das Galaxy S10 mit einer 3D-Gesichtserkennung ausstatten
wird.
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INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





FORSCHUNG/1105: Und Evolution wiederholt sich doch (idw)


Universität Konstanz - 09.07.2018

Und Evolution wiederholt sich doch

Konstanzer Biologen um Prof. Dr. Axel Meyer zeigen, dass die Evolution
vorhersagbar ist



Allein in der Familie der Buntbarsche gibt es halb so viele Arten wie in
der Klasse der Säugetiere insgesamt. Biologische Vielfalt ist im Tierreich
sehr unterschiedlich verteilt. Aber warum? Und wie weit lässt sich
Evolution vorhersagen? Zahlreiche "interne" wie ökologische Faktoren
spielen bei der Evolution eine Rolle. Ein entscheidender Faktor könnten
die ökologischen Bedingungen darstellen - die Anzahl verschiedener
Habitate und Ähnlichkeit ökologischer Nischen. Auch die demografische
Geschichte einer Population kann ein bestimmendes Kriterium für
biologische Diversität sein: Ist ausreichend genetische Variation
vorhanden, um sich an ökologische Nischen anzupassen? Hatte die Population
ausreichend Zeit dafür? Es ist nicht einfach, all die in Frage kommenden
Faktoren zu quantifizieren, selbst innerhalb derselben Gruppe von Tieren.
Von dem "Birnen-mit-Äpfel-Vergleich" zwischen Säugetieren und einer Gruppe
von Fischen ganz zu schweigen.

Der "Birnen-mit-Äpfel-Vergleich" stammt von Dr. Andreas Kautt, jetzt
Postdoc an der Universität Harvard, allerdings gilt er nicht für dessen
Forschung. Seine Untersuchungen an Buntbarsch-Arten zeigen, wie
"deterministisch" Evolution sein kann - selbst bei den extrem artenreichen
Buntbarschen, einem Paradebeispiel für die Diversität und "Kreativität"
der Evolution. "Stellen Sie sich 500 bis 1.000 Arten an Buntbarschen vor,
die in einem der großen afrikanischen Seen leben, einem der größten
Süßwasserhabitate der Welt. Die Komplexität ist unvorstellbar groß. Selbst
die Verwandtschaftsverhältnisse der Buntbarscharten in diesen Seen sind
zum Teil immer noch ungeklärt", sagt der ehemalige Doktorand von Prof. Dr.
Axel Meyer. Dessen Konstanzer Arbeitsgruppe für Evolutionsbiologie
erforscht in einem Projekt - das durch einen ERC Advanced des European
Research Council (ERC) mit 2,5 Millionen Euro gefördert wird - Fragen wie:
Warum gibt es diese unglaubliche Vielfalt? Wie entsteht Biodiversität? Und
wie vorhersehbar ist die Evolution?

Prof. Dr. Axel Meyer, Dr. Andreas Kautt und Dr. Gonzalo Machado-Schiaffino,
ehemaliger Mitarbeiter der Arbeitsgruppe und mittlerweile
Assistant Professor an der Universität von Oviedo in Spanien, können in
ihrer Publikation in der aktuellen Ausgabe des Online-Journals "Evolution
Letters" Faktoren identifizieren, die positiv dazu beitragen, dass unter
Buntbarschen widerholt gleiche Diversität entsteht. Die weitergehende
Frage formuliert Andreas Kautt so: "Wie wirken sich einzelne Faktoren
vorhersagbar auf Evolution aus?"

Die Arbeitsgruppe von Axel Meyer forscht nicht nur in den großen Seen
Afrikas mit ihrer immensen Vielfalt, sondern auch im Rahmen eines
überschaubareren evolutionären "Experiments": zu den parallelen
Artenschwärmen der Midas-Buntbarsche in den zwei großen Seen und mehreren
Kraterseen Nicaraguas. Die Wissenschaftler fokussieren dabei auf deren
Morphologie, Populationsgenetik und Habitat und vergleichen die Ergebnisse
mit denen der Ursprungspopulationen in den großen Seen Nikaraguas. Die
Kraterseen sind allein durch ihre erheblich geringere Größe nicht nur
weniger komplex, sondern haben auch den Vorteil, dass ihr maximales Alter
bekannt ist. Sie sind mit zwischen 1.000 und 24.000 Jahren evolutionär
sehr jung, was nochmals mehr Übersichtlichkeit garantiert.

Außerdem sind die Kraterseen nicht mit der Außenwelt verbunden und so
klein, dass geografische Distanzen innerhalb der Seen keine Rolle spielen.
"Die Kraterseepopulationen stellen quasi ein natürliches evolutionäres
Experiment dar", sagt Andreas Kautt.

Das Ergebnis aufgrund statistischer Methoden, von Literatur und einer
großen Anzahl genetischer Marker lässt sich mit Andreas Kautts Worten so
zusammenfassen: "Je unähnlicher der Kratersee dem großen See der
Urpopulation, desto unähnlicher die Fische." Das bedeutet: Die
unterschiedlichen Habitate stellen sich - im Gegensatz zu den
demografischen Kriterien - als entscheidender Faktor für die Diversität
heraus. Die Daten der Konstanzer Wissenschaftler zeigen, dass sich die
Körperform aller Kraterpopulationen gegenüber der Ursprungspopulation
hauptsächlich in dieselbe Richtung verändert hat: Fische in den Kraterseen
haben immer einen eher langgestreckten Körper als die in den großen Seen.

Als Beleg für die Bedeutung der ökologischen Faktoren gilt gleichfalls,
dass die Diversität der Körperformen unter den verschiedenen Kraterseen
mit deren durchschnittlicher Tiefe in Verbindung steht. Andreas Kautt:
"Das macht Sinn. Je tiefer ein See, desto wahrscheinlicher gibt es mehr
unterschiedliche ökologische Nischen." Dies alles liefert starke Belege
für die Annahme: Evolution ist - unter bestimmten Bedingungen -
vorhersagbar.


Faktenübersicht:


	Originalpublikation: Andreas F. Kautt, Gonzalo Machado-Schiaffino, Axel Meyer:
 Lessons from a natural experiment: Allopatric morphological divergence and sympatric diversification in the Midas cichlid species complex are largely influenced by ecology in a deterministic way.
 Evolution Letters, Juni 2018.
 https://doi.org/10.1002/evl3.64

	Studie zur Entstehung von Artenvielfalt und biologischer Diversität

	Beteiligte Wissenschaftler sind Prof. Dr. Axel Meyer, Dr. Andreas Kautt und Dr. Gonzalo Machado-Schiaffino

	Untersuchung der Midas-Buntbarsche in den Kraterseen Nicaraguas

	Habitat als entscheidender Faktor für die wiederholte Evolution bei Midas-Buntbarschen.






Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1282

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Konstanz, 09.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / NATURWISSENSCHAFTEN / BIOLOGIE





ORNITHOLOGIE/419: Insektenfressende Vögel verbrauchen so viel Energie wie die Stadt New York (idw)


Universität Basel - 09.07.2018

Insektenfressende Vögel verbrauchen so viel Energie wie die
Stadt New York



Die insektenfressenden Vögel der Welt verspeisen jährlich 400 bis 500
Millionen Tonnen Beute und verbrauchen dabei so viel Energie wie die
Grossstadt New York. Dies zeigen Berechnungen von Zoologen in der
Fachzeitschrift «The Science of Nature». Besonders in Waldgebieten spielen
insektenfressende Vögel eine wichtige Rolle in der Bekämpfung von
schädlichen Insekten.

Die weltweit über 6.000 Arten der insektenfressenden Vögel kommen in
sämtlichen Ökosystemen vor. Dass sie als natürliche Feinde von
pflanzenfressenden Insekten äusserst nützlich sind, war schon bekannt. Nun
haben Zoologen der Universität Basel, der University of Utah (Salt Lake
City), der University of Illinois (Chicago) und der Koç University
(Istanbul) ihre globale ökologische Bedeutung in Zahlen eruiert.

Mit menschlichem Konsum von Fleisch und Fisch vergleichbar

Gemäss den Schätzungen haben die insektenfressenden Vögel der Welt ein
Gesamtgewicht von rund 3 Millionen Tonnen. Jährlich verzehren sie 400 bis
500 Millionen Tonnen Insekten und andere Gliederfüsser wie etwa
Tausendfüsser und Spinnen. Dabei verbrauchen die Vögel weltweit pro Jahr
ungefähr gleich viel Energie wie eine Metropole von der Grösse New Yorks,
die einen Wert von etwa 2,8 Exajoule aufweist.

Die verspeiste Menge der insektenfressenden Vögel ist damit ähnlich hoch
wie jene der menschlichen Weltbevölkerung, die laut der UN-Ernährungs- und
Landwirtschaftsorganisation (FAO) jährlich etwa 400 Millionen Tonnen
Fleisch und Fisch verzehrt. Auch die weltweite Gemeinschaft der Spinnen
frisst nach früheren Schätzungen zwischen 400 und 800 Millionen Tonnen
Insekten im Jahr.

Bedeutung der Waldvögel

Waldvögel verspeisen mit rund 300 Millionen Tonnen rund drei Viertel der
weltweit von insektenfressenden Vögeln gefangenen Beute. Dagegen werden in
den übrigen Ökosystemen wie Grasland, Savannen, Äcker, Wüsten und
arktischer Tundra wesentlich weniger Insekten gefressen. Besonders zur
Brutzeit, wenn die Vögel proteinreiche Beute an ihre Jungen verfüttern,
kommen Billionen pflanzenfressender Insekten auf den Speiseplan, darunter
auch potenziell schädliche Schmetterlingsraupen und Käfer. «Dies bedeutet,
dass die Vögel - ebenso wie andere natürliche Feinde wie Spinnen und
Ameisen - weltweit wesentlich dazu beitragen, die Zahl jener Insekten
niedrigzuhalten, die Schäden an Pflanzen anrichten», sagt Studienleiter PD
Dr. Martin Nyffeler von der Universität Basel.


Originalbeitrag

Martin Nyffeler, Çağan H. Şekercioğlu,
Christopher J. Whelan

Insectivorous birds consume an estimated 400-500 million tons of prey
annually

The Science of Nature (2018), Volume 105

https://link.springer.com/article/10.1007/s00114-018-1571-z

doi: org/10.1007/s00114-018-1571-z
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ZOOLOGIE/1554: Honigbiene formt durch Riechen ihr Gedächtnis (idw)


Universität zu Köln - 09.07.2018

Honigbiene formt durch Riechen ihr Gedächtnis

• Team von der Uni Köln und der FU Berlin stellt neuronale Plastizität
mit bildgebenden Verfahren dar

• Publikation in Fachzeitschrift eNeuro



Honigbienen können ihre Gedächtnisleistung durch Gerüche konditionieren
und auf diese Weise ihr Verhalten beeinflussen. Das zeigt eine Studie zu
assoziativem Lernen und Gedächtnis bei der Honigbiene, die der Zoologe
Professor Dr. Martin Nawrot von der Universität zu Köln im Life-Science
Journal "eNeuro" als Ko-Autor gemeinsam mit Professor Dr. Randolf Menzel
(FU Berlin) veröffentlicht hat.

Nawrot erläutert, dass das Kurzzeitgedächtnis der Honigbiene hauptsächlich
über Gerüche funktioniere, die im sogenannten Pilzkörper, dem
olfaktorischen Lernzentrum, verarbeitet werden. "Mithilfe hochauflösender
Fluoreszenzmikroskopie haben wir endlich geklärt, wo genau die Biene ihr
Kurzzeitgedächtnis anlegt", so Nawrot.

Noch bedeutender schätzt der Kölner Zoologe folgendes Studienergebnis ein:
"Wir konnten erstmals messen, wie sich die Verbindungen zwischen
Nervenzellen in diesem Teil des Gehirns plastisch verändern. Was wir
außerdem zeigen konnten, und das ist vorher noch nie gezeigt worden: Je
ausgeprägter die plastische Veränderung der Verbindungen nach dem
Trainieren auf einen bestimmten Duft wurde, desto zuverlässiger konnten
wir das erlernte Verhalten der Biene beobachten. Es gibt eine eindeutige
Korrelation zwischen der Stärke einer hochlokalisierten plastischen
Veränderung im Gehirn und dem Lernerfolg eines Tieres!"

Die plastische Veränderung der Verbindungen zwischen Nervenzellen
(Synapsen) nennt sich neuronale Plastizität und ist ein Indikator für den
Lernstand: Je häufiger während des Trainings ein Reiz von A nach B geht
und das Tier dabei eine Belohnung erfährt, desto kräftiger wird die
erlernte Verknüpfung beider Punkte. Man spricht auch von einer
"Gedächtnisspur". Ein Reiz löst dann nach dem Training unmittelbar die
antrainierte Reaktion aus. Auf der Verhaltensebene ist das die klassische
Konditionierung oder Pawlowsche Konditionierung (der Hund und die Glocke).

In der Honigbienen-Studie hatte das Team von Forscherinnen und Forschern
aus Köln, von der Freien Universität Berlin und aus Japan die kleinen
Insekten auf verschiedene Gerüche hin konditioniert. Anschließend wurde
gemessen, ob die Biene nach bereits bekanntem beziehungsweise nach
unbekanntem Duft versuchte, die erwartete Belohnung (Zuckerwasser)
aufzusaugen.

Nawrot erläutert das Vorgehen: "Die Frage war: Streckt die Biene ihren
Rüssel raus oder nicht? Das testeten wir über mehrere Wiederholungen. Wenn
ein Duft vorher durch Zuckerwasser belohnt wurde, ein anderer Duft aber
nicht belohnt wurde und die Biene das gelernt hat - dann würde sie im Test
ihren Rüssel herausstrecken, sobald sie den zuvor belohnten Duft riecht,
auch wenn gar keine Belohnung da ist. Der nicht-belohnte oder ein
unbekannter Duft führt dann nicht zu einem Rüsselrausstrecken. Auf diese
Weise konnten wir messen, wie gut das Tier gelernt hat und sein Gedächtnis
abrufen kann."

Die Ergebnisse tragen zum Verständnis der physiologischen Grundlagen der
Gedächtnisbildung in einem Insektengehirn bei. Insektenschutz steht
derzeit auch auf der politischen Agenda. Nawrot wagt einen Brückenschlag
zu seiner Honigbienen-Forschung: "Bienen sind heutzutage bei der Palette
an Pflanzenschutzmitteln vielen gefährlichen Gerüchen ausgesetzt. Im
Idealfall erlernen sie, dass diese schlecht für sie sind. Dann können sie
sich daran erinnern und einen Bogen darum machen. Bei Geschmäckern wissen
sie bereits, wann ihnen schon einmal schlecht wurde."




Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution19

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität zu Köln, 09.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/1513: Wie sich einzelne Atome mit Elektronenstrahl steuern lassen (idw)


Universität Wien - 09.07.2018

Wie sich einzelne Atome mit Elektronenstrahl steuern lassen

Forscher kontrollieren Siliziumbewegung in Graphen



Alle Materie besteht aus Atomen. Diese sind so winzig klein, dass man sie
nur mit modernen Geräten wie beispielsweise hochpräzisen
Elektronenmikroskopen sehen kann. Dieselben Elektronen, die in diesen
Geräten atomare Strukturen bildlich darstellen, können aber auch verwendet
werden, um einzelne Atome im Material gezielt zu verschieben. Diese
neuartige Technik, welche von Forschern an der Universität Wien entwickelt
wurde, erlaubt nun die nahezu perfekte Kontrolle über die Bewegung von
einzelnen Siliziumatomen in Graphen. Die neuesten Forschungsergebnisse
wurden im renommierten wissenschaftlichen Journal "Nano Letters"
veröffentlicht.




[image: Bild: © Toma Susi / Universität Wien [CC-BY]]

Ein auf ein Kohlenstoffatom fokussierter Elektronenstrahl kann in
kontrollierter Art und Weise ein benachbartes Siliziumatom dazu
bringen, an die Stelle zu springen, auf die der Strahl gerichtet war.

Bild: © Toma Susi / Universität Wien [CC-BY]



Ein bemerkenswerter Durchbruch im Bereich der Nanotechnologie, das
Rastertunnelmikroskop, ist seit den späten 1980ern in der Lage, Atome auf
Oberflächen zu verschieben. Bis vor kurzem war dies die einzige Methode,
gezielt individuelle Atome in kontrollierter Art und Weise zu bewegen. Nun
kann man mittels Rastertransmissionselektronenmikroskopen (engl. STEM)
einen hochpräzisen Elektronenstrahl mit subatomarer Genauigkeit auf Proben
fokussieren. Dies erlaubt es WissenschafterInnen, direkt jedes einzelne
Atom in zweidimensionalen Materialien wie beispielsweise Graphen bildlich
darzustellen und mit dem Elektronenstrahl anzuvisieren. Jedes Elektron
dieses Strahles hat eine kleine Chance vom Kern dieses anvisierten Atoms
zurückgestreut zu werden, was dem Atom einen kleinen Stoß in die
Gegenrichtung verpasst.

Aufbauend auf den Forschungsergebnissen der letzten Jahre gelang es nun
einem Team von Forschern an der Universität Wien unter der Leitung von
Toma Susi unter Verwendung eines modernen
Hochleistungselektronenmikroskops des Typs "Nion UltraSTEM 100" einzelne
Siliziumatome in Graphen mit beindruckender atomarer Präzision zu bewegen.
Selbst bei manueller Handhabung ist diese beindruckende Technik bereits
jetzt in der Lage diese gezielten Bewegungen in vergleichbarer
Geschwindigkeit zu allen anderen bekannten präzisen Techniken
durchzuführen. "Die Präzision, die wir erreichen können, indem wir den
Elektronenstrahl per Hand in jede beliebige Richtung steuern, ist
bemerkenswert. Und wir haben nun auch die ersten Schritte in Richtung
Automatisierung gesetzt und können Bewegungsereignisse in Echtzeit
detektieren", sagt Toma Susi.

Insgesamt erzielten die Forscher fast 300 kontrollierte Atomsprünge.
Zusätzlich zur Bewegung eines Atoms in einem der Hexagone in Graphen und
zu neuen, erweiterten Wegen im Graphengitter, konnten sie ein Siliziumatom
wiederholte Male zwischen zwei benachbarten Atompositionen hin und her
verschieben, welche lediglich ein Zehnmillionstel eines Meters voneinander
entfernt sind. Dies kann man sich so vorstellen, als ob man einen atomaren
Schalter umlegen würde. Im Prinzip kann man damit ein Bit von Information
in der weltweit höchsten Speicherdichte aufzeichnen. Toma Susi
abschließend: "Es wird noch etwas dauern, bis wir Computer oder Handys mit
atomarem Speicher haben, aber Dotieratome wie Silizium in Graphen haben
das Potential als Bits zu dienen. Und dies mit einer Dichte nahe am Limit
des physikalisch Machbaren."

Die Arbeit wurde durch Finanzierung des European Research Council (ERC)
und des Fonds zur wissenschaftlichen Forschung (FWF) möglich gemacht.


Publikation in "Nano Letters":

Electron-Beam Manipulation of Silicon Dopants in Graphene:

Mukesh Tripathi, Andreas Mittelberger, Nicholas Pike, Clemens Mangler,
Jannik C. Meyer, Matthieu Verstraete, Jani Kotakoski, and Toma Susi.

Nano Letters Article ASAP,

DOI: 10.1021/acs.nanolett.8b02406.

Dieser Artikel ist als Open Access-Publikation abrufbar.


Weitere Informationen unter:

https://pubs.acs.org/doi/abs/10.1021/acs.nanolett.8b02406

https://www.youtube.com/watch?v=uXijuxeCgQU&feature=youtu.be

https://www.mostlyphysics.net/blog/2018/7/4/manipulating-single-atoms-with-an-electron-beam

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution84

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Universität Wien, 09.07.2018

WWW: http://idw-online.de
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MELDUNG/589: Deutscher Behindertenrat fordert mehr Fahrgastrechte im Bahnverkehr (SoVD)


Sozialverband Deutschland - 10. Juli 2018

Deutscher Behindertenrat fordert mehr Fahrgastrechte im Bahnverkehr



"Menschen mit Behinderungen haben das Recht, ebenso spontan mit der Bahn zu
reisen, wie andere Menschen auch. Es liegt in der Hand des Europäischen
Parlamentes, dieses Recht nun umzusetzen", erklärt DBR-Sprecher und
SoVD-Präsident Adolf Bauer anlässlich der aktuellen Diskussion im
Europäischen Parlament um die Reformvorschläge für die EU-Verordnung für
Fahrgastrechte im Bahnverkehr. Als Mitglied des Europäischen
Behindertenforums unterstützt der DBR die Forderung, sämtliche
Voranmeldungsfristen für Hilfeleistungsanträge unabhängig von der
Bahnhofsgröße ersatzlos zu streichen.

Der DBR sieht in der Reform zudem eine Chance, die Voranmeldungsfristen für
Hilfsdienste an Bahnhöfen und in Zügen abzuschaffen. Aus Sicht des DBR
könnte so ein weiterer Schritt getan werden, um die Verpflichtung der
UN-Behindertenrechtskonvention nach gleichberechtigten Zugang zu
Transportmitteln für alle Menschen, nachzukommen.

"Der DBR stellt mit Bedauern fest, dass das Europäische Parlament weiterhin
an Voranmeldungsfristen festhält. Hilfsleistungen, beispielsweise das
Anlegen von Rampen für Reisende mit Rollstuhl, sollen nur an Bahnhöfen mit
mehr als 10 000 Passagieren am Tag ohne Voranmeldung zur Verfügung stehen",
beklagt Adolf Bauer. Dies entspricht nur 4,8 Prozent der Bahnhöfe in
Deutschland. Der Ausschuss für Verbraucherschutz fordert sogar,
Voranmeldefristen von 24 Stunden an den verbleibenden 95,2 Prozent der
Bahnhöfe des Landes beizubehalten.



Der DBR ist ein Aktionsbündnis der Behindertenverbände und
Selbsthilfeorganisationen in Deutschland und engagiert sich seit vielen
Jahren für die Rechte von Menschen mit Behinderungen. Im DBR haben sich
über 140 Organisationen behinderter und chronisch kranker Menschen
vereinigt. Das Bündnis repräsentiert über 2,5 Millionen Betroffene. Für das
Jahr 2018 hat der Sozialverband SoVD den Vorsitz im Sprecherrat des DBR
übernommen. Vorsitzender des Sprecherrates ist SoVD-Präsident Adolf Bauer.

 * 

Quelle:

Sozialverband Deutschland e.V.

Stralauer Straße 63, 10179 Berlin

Telefon: 030 72 62 22-129 | -140, Fax: 030 72 62 22-328

E-Mail: pressestelle@sovd.de

Internet: www.sovd.de
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POLITIK/561: Nordrhein-Westfalen - barrierefreie Wohnungen bauen (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 10. Juli 2018

Barrierefreie Wohnungen bauen - Wohnungsmarkt für alle zukunftssicher
gestalten

Abstimmung im Landtag NRW am 12. Juli



Berlin. Jeder Mensch möchte selbst entscheiden, wo und mit wem er
zusammenlebt. Doch Menschen mit Behinderungen können sich das häufig
nicht aussuchen. Überall in Nordrhein-Westfalen fehlt es an
behindertengerechtem Wohnraum - in den Städten und auf dem Land. Das
führt dazu, dass Menschen ihre vertraute Umgebung verlassen müssen,
wenn sie im Laufe ihres Lebens beeinträchtigt werden.

Am Donnerstag (12. Juli) stimmen die Abgeordneten des Landtags NRW über
das so genannte Baurechtsmodernisierungsgesetz ab. Anders als in der
Landesbauordnung, die ursprünglich zum 28. Dezember 2018 in Kraft treten
sollte, wird darin auf jede Vorgabe zur Schaffung rollstuhlgerechter
Wohnungen für die Bauwirtschaft verzichtet. Dies wird dazu führen, dass
auch zukünftig nicht ausreichend barrierefreier Wohnraum zur Verfügung
stehen wird.

Das Deutsche Institut für Menschenrechte wirbt deshalb bei den
Landtagsabgeordneten dafür, dem Gesetz in der jetzigen Fassung nicht
zuzustimmen. "Mit den Wohnungen, die wir heute bauen, bestimmen wir, wie
und wo wir in Zukunft leben werden. Gerade in einer alternden
Gesellschaft ist die Barrierefreiheit unverzichtbar", erklärt Susann
Kroworsch, wissenschaftliche Mitarbeiterin der Monitoring-Stelle
UN-Behindertenrechtskonvention des Deutschen Instituts für
Menschenrechte. Sie begleitet die Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention (UN-BRK) in Nordrhein-Westfalen.

"Die Landtagsabgeordneten sollten jetzt die Chance ergreifen, den
Wohnungsmarkt für alle zukunftssicher zu gestalten", so Kroworsch
weiter. Dazu gehöre auch die Verankerung der vieldiskutierten Quote für
rollstuhlgerechte Wohnungen. Nur so könne sichergestellt werden, dass es
barrierefreie Wohnungen in ausreichender Zahl gebe. "Eine moderne
Bauordnung sollte sich am Leitgedanken des universellen Designs
ausrichten, das die Nutzbarkeit für alle Menschen von vornherein mit in
den Blick nimmt", so Kroworsch. "Barrierefreiheit kommt letztendlich
allen zugute - Menschen mit Behinderungen, aber auch älteren Menschen
oder Eltern mit Kleinkindern. Und Barrierefreiheit von Anfang an
mitzudenken ist im Endeffekt günstiger, als Häuser und Wohnungen im
Nachhinein umzubauen."

Auch wenn sich abzeichnet, dass der Landtag durch Änderungsanträge den
Gesetzentwurf im Bereich der Zugänglichkeit entschärfen und
vorschreiben wird, dass Aufzüge von allen Wohnungen und öffentlichen
Verkehrsflächen barrierefrei erreichbar sein müssen, sieht das Institut
den Gesetzentwurf als Rückschritt bei der Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention an. Die UN-Konvention schreibt verbindlich
vor, dass Menschen mit Behinderungen selbst entscheiden können, wo sie
leben wollen. Wenn barrierefreie Wohnungen fehlen, gibt es faktisch keine
Wahlmöglichkeit.

Im April 2018 konsultierte das Institut in Duisburg behindertenpolitische
Verbände aus NRW. Sie schilderten einhellig die schwierige Situation
für Menschen mit Behinderungen auf dem Wohnungsmarkt.

Das Institut ist mit dem Monitoring der Umsetzung der
UN-Behindertenrechtskonvention betraut worden und hat hierfür die
Monitoring-Stelle UN-Behindertenrechtskonvention eingerichtet. Es hat
gemäß der UN-Konvention (Artikel 33 Absatz 2 UN-BRK) den Auftrag, die
Rechte von Menschen mit Behinderungen zu fördern, zu schützen und die
Umsetzung der Konvention in Deutschland zu überwachen. 2017 wurde es von
der Landesregierung Nordrhein-Westfalen damit beauftragt, die Begleitung
und Überwachung der Umsetzung der UN-Behindertenrechtskonvention in
Nordrhein-Westfalen zu intensivieren.


Weitere Informationen:

Website-Menüpunkt "Länderprojekt Nordrhein-Westfalen" der
Monitoring-Stelle UN-BRK

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/monitoring-stelle-un-brk/laenderprojekte/nordrhein-westfalen/

Tagesordnung des Landtags NRW für den 12. Juli 2018 (Tagesordnungspunkt
3)

https://www.landtag.nrw.de/portal/WWW/GB_I/I.1/Tagesordnungen/WP17/001/PT17-32.jsp

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juli 2018

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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AGRAR/383: Gentechnikfreiheit ist europäisches Erfolgsmodell


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Juli 2018

Gentechnikfreiheit ist europäisches Erfolgsmodell



Zur Forderung mehrerer großer Unternehmen des Lebensmitteleinzelhandels an die EU-Kommission nach einer klaren Regulierung der neuen Gentechnik erklärt Harald Ebner, Sprecher für Gentechnik und Bioökonomiepolitik:

Auch in Zukunft muss "Gentechnik" draufstehen, wo Gentechnik drin ist. Gentechnikfreiheit ist das europäische Erfolgsmodell, nicht Gentechnik. Der Appell der großen Lebensmitteleinzelhändler zeigt eindrucksvoll, dass das auch von enormer wirtschaftlicher Bedeutung ist. Eine unregulierte Zulassung von Produkten neuer Gentechnik würde Bauern, Verarbeiter und Handel gefährden, die auf gentechnikfreie Produktion setzen. EU-Kommission und Bundesregierung müssen Vorsorgeprinzip, Wahlfreiheit und Verbraucherschutz ernst nehmen und dürfen die Entscheidung, was wie reguliert wird, nicht an Gerichte abschieben.

Dass Befürworter neuer Gentechnik viele ihrer Anwendungen, beispielsweise auch der Gen-Schere CRISPR, von der Regulierung ausnehmen wollen, um Kosten zu sparen und sie besser verkaufen zu können, liegt auf der Hand. Doch wer versucht, den Menschen Produkte unterzujubeln, die sie ablehnen, verspielt fahrlässig Vertrauen in Wirtschaft und Politik. Union und SPD müssen zum Koalitionsvertrag stehen, in dem sie versprechen, Vorsorgeprinzip und Wahlfreiheit auch bei neuer Gentechnik zu gewährleisten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/2059: NATO-Treffen - Der Streit ist vorprogrammiert


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Juli 2018

NATO-Treffen: Der Streit ist vorprogrammiert



Zum NATO-Gipfel am 11. und 12. Juli 2018 in Brüssel erklärt Jürgen Trittin, Mitglied des Auswärtigen Ausschusses und der Parlamentarischen Versammlung der NATO:

Beim Treffen in Brüssel ist Streit vorprogrammiert. Dafür hat US-Präsident Donald Trump im Vorfeld mit seinen Mahnbriefen an die NATO-Partner gesorgt, in denen er massive Mehrausgaben für die Verteidigung einfordert. Aber auch NATO-Generalsekretär Stoltenberg gefällt sich inzwischen als verlängerter Arm der Forderungen von Trump. Dabei geben die europäischen NATO-Mitglieder alleine bereits mehr als dreimal so viel für Verteidigung aus wie Russland, die NATO insgesamt sogar mehr als vierzehnmal so viel. Eine Fähigkeitslücke ist offenkundig mit diesen Zahlen quantitativ nicht belegbar.

Es drängt sich der Verdacht auf, dass für Donald Trump die Quoten-Debatte nur eine Fortsetzung des Handelskrieges mit anderen Mitteln ist. Seiner wirtschaftsnationalen Logik käme eine durch höhere Verteidigungsausgaben geschwächte europäische und vor allem deutsche Volkswirtschaft sehr gelegen. Nichtsdestotrotz wird sich Trump mit Zugeständnissen, wie die Bundesregierung sie mit dem 1,5-Prozent-Ziel für 2025 angekündigt hat, nicht zufrieden geben.

Die Bundesregierung muss klar machen, dass sie diesen falschen Weg nicht mitgehen wird. Was es jetzt braucht sind klare Ansagen in Richtung USA. Die ganze Debatte geht in eine gefährlich falsche Richtung. Anstatt sich auf ihre Kernkompetenz als Verteidigungsbündnis zu konzentrieren, droht der NATO eine Überdehnung. Gerade auch die Debatte über eine neue Nuklearstrategie ist gefährlich. Das vermeintliche Gleichgewicht des Schreckens dient nur als Vorwand zur weiteren Aufrüstung und erhöht damit die Eskalationsgefahr. Das führt nicht zu mehr, sondern zu weniger Sicherheit - für Europa, aber auch für die gesamte Welt. Die völkerrechtswidrige Annexion der Krim und die Destabilisierung der Ostukraine durch Russland sind inakzeptabel. Aber es darf nicht aus dem Blick geraten, dass es Sicherheit in Europa nur mit und nicht gegen Russland geben wird. Ein weiteres Drehen an der Aufrüstungsspirale ist extrem gefährlich. Was es braucht sind Abrüstungsinitiativen auf beiden Seiten.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de

Internet: www.gruene-bundestag.de
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AUSSEN/2058: Beharrlicher Einsatz für Menschenrechte zahlt sich aus


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Juli 2018

Beharrlicher Einsatz für Menschenrechte zahlt sich aus



Zur Freilassung von Liu Xia erklärt Margarete Bause, Sprecherin für Menschenrechtspolitik und humanitäre Hilfe:

Liu Xia, die Dichterin und Witwe des Friedensnobelpreisträgers Liu Xiaobo ist endlich auf dem Weg in die Freiheit. Beharrliches Eintreten für Menschenrechte zahlt sich aus, und dafür gebührt sowohl der Bundesregierung, als auch vielen Nichtregierungsorganisationen Dank. Liu Xia ist jedoch nur eine von Tausenden, die weiterhin von der chinesischen Regierung festgehalten werden - ohne dass sie sich irgendeines Vergehens schuldig gemacht haben. Lius Freilassung muss ein Ansporn sein, weiterhin mit Nachdruck für all diejenigen einzutreten, die weniger prominent oder bekannt sind: für ihren Bruder Liu Hui, der seit 2013 in Geiselhaft sitzt, für alle, die in Umerziehungslagern festgehalten werden, weil sie sich für die Achtung von Menschenrechten einsetzen, oder die unterdrückt werden, weil sie religiösen Minderheiten angehören. Zu einer verantwortungsvollen Außen- und Außenwirtschaftspolitik gehört das unentwegte Eintreten für Menschenrechtsverteidigerinnen und -verteidiger weltweit.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle

Telefon: 030/227-567 89, Fax: 030/227-567 52

E-Mail: presse@gruene-bundestag.de
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EUROPA/1723: Klöckner muss sich endlich den Verbraucherinteressen zuwenden


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Juli 2018

Klöckner muss sich endlich den Verbraucherinteressen zuwenden



Zur aktuellen Forderung von Foodwatch nach einer Reform des Lebensmittelrechts der EU erklärt Renate Künast, Sprecherin für Ernährungspolitik:

Die EU-Kommission hat aus den jüngsten Lebensmittelskandalen um Fibronil in Eiern und Pferdefleisch in der Lasagne nichts gelernt. Wir brauchen europaweit gültige und transparente Regeln für die Lebensmittelrücknahme. Außerdem müssen die Behörden die Verbraucherinnen und Verbraucher schneller als bisher über mögliche Gesundheitsgefahren aufklären. Die Verbraucherinnen haben das Recht zu erfahren, welche Betriebe gesundheitsgefährdend arbeiten. Wir fordern die Rückverfolgbarkeit der gesamten Lebensmittelkette, vom Supermarktregal bis zum Gemüsefeld.

Von Ministerin Klöckner erwarte ich, dass sie endlich den Kuschelkurs mit der Wirtschaft aufgibt und sich den Verbraucherinteressen zuwendet. Sie muss den Verbraucherschutz aber nicht nur in Brüssel, sondern auch in Berlin stärken. Das Bundesverfassungsgericht hat vor kurzem die Novellierung des Lebensmittel- und Futtermittelgesetzbuches (LFGB) gefordert und sich damit auf die Seite der Verbraucher gestellt. Klöckners Entwurf schützt bisher aber nur Ekelbetriebe und nicht die Verbraucherinnen. Sie will die Löschfrist für Verstöße gegen die Lebensmittelhygiene auf sechs Monate begrenzen. In vielen Bundesländern sind 12 Monate gängige Praxis.

Verbraucher haben ein Recht auf Transparenz über Hygienekontrollen und zwar nicht erst bei konkreter Gesundheitsgefahr. Maden gehören nicht ins Soßenpulver und Ratten nicht in die Küche.

Wir brauchen ein System, das wirklich Transparenz schafft: Kennzeichnung ist das A und O - beispielsweise durch Smileys oder ein Hygienebarometer an der Restauranttür. Wenn Klöckner Transparenz verhindert, dann schadet sie damit den Restaurants, die gut sind, und sie schadet den Verbraucherinnen und Verbrauchern. Nur schwarze Schafe freuen sich über den Klöckner-Vorschlag.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juli 2018

Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen

Platz der Republik 1, 11011 Berlin

Pressestelle
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INNEN/3108: Auszüge aus dem heutigen Statement von Anton Hofreiter zu den Themen Migration, Brexit und NSU 


Pressemitteilung der Bundestagsfraktion Bündnis 90/Die Grünen
vom 10. Juli 2018

Auszüge aus dem heutigen Statement von Anton Hofreiter, Fraktionsvorsitzender, zu den Themen Migration, Brexit und NSU



Migration

Es ist mehr als bedenklich, wenn immer noch unklar ist, ob dieser Chaosplan nun von Herrn Seehofer als CSU-Vorsitzenden und seinen Gesellen um Söder und Dobrindt stammt, oder ob er hier als Bundesinnenminister arbeitet. Es zeigt sich, wie ungeeignet, kompromissunfähig und verantwortungslos Herr Seehofer agiert, wenn er selbst nach diesen Wochen nicht in der Lage ist, die wenigen Änderungen, die die SPD vorgeschlagen hat, einzuarbeiten. Er hat selbst zugegeben, dass das kein Plan der Regierung ist, sondern immer noch nur ein Plan des Innenministeriums. Das zeigt: Dieser Mann ist ungeeignet, verantwortungsvoll zu handeln.

Was schlimm ist: Dieser Chaosplan sagt nichts zu Fluchtursachen. Er sagt nichts dazu, was Waffenexporte aus Deutschland anrichten, was unsere unfairen Handelspraktiken mit vielen Ländern in Westafrika machen. Und er sagt nichts dazu, wie das Sterben auf dem Mittelmeer endlich beendet werden könnte, wo immer noch Menschen ertrinken. Er sagt nichts zu legalen Fluchtwegen, was eine Möglichkeit wäre, dieses Sterben zu beenden. Und man hat den Eindruck: Herr Seehofer hat sich komplett aus dem Thema Integration verabschiedet, was für die Menschen wichtig wäre, die bereits hier sind.

Brexit

Aber das ist nicht der einzige Bereich, wo Herr Seehofer Chaos anrichtet, er hat auch einen völlig unabgestimmten Brief zum Brexit geschrieben, als wenn das Chaos, das die britische Regierung selbst anrichtet, nicht bereits groß genug wäre. Man sieht am Beispiel des Brexit exemplarisch, was mit einem Land passiert, wenn es in die Hände von Rechtspopulisten fällt. Herr Johnson ist das Musterbeispiel eines unverantwortlich agierenden Politikers, der Schaden für einen Großteil der Menschen in Großbritannien anrichtet. Für uns kann das allerdings kein Grund zur Schadenfreude sein, denn es schadet allen Menschen in Großbritannien und es ist auch ein Schaden für die gesamte Europäische Union. Es kommt jetzt darauf an, anders als Herr Seehofer, vonseiten der Europäischen Union ruhig und geschlossen zu agieren, um den Schaden möglichst gering zu halten.

NSU-Prozess

Es ist gut, dass nach fünf Jahren ein Urteil im NSU-Prozess ergeht. Allerdings muss man klar sagen: Dieses Urteil wird kein Schlussstrich zur Aufarbeitung des rechten Terrors sein. Denn politisch ist da noch sehr, sehr vieles zu tun, denn ganz viele Fragen sind immer noch nicht geklärt und es ist für immer bitter, dass die Sicherheitsbehörden über viele Jahre die Schuldigen zuallererst unter den Opfern gesucht haben. Es braucht weitere Aufarbeitung und Reformen in den Sicherheitsbehörden, damit es nie wieder vorkommt, dass Sicherheitsbehörden in diesem Umfang auf dem rechten Auge blind sind, damit in Zukunft solche Taten schneller und früher aufgeklärt und im Idealfall bereits im Vorfeld verhindert werden können.
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AUSSEN/1750: Wir erwarten von der NATO ein Signal der Geschlossenheit


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Juli 2018

Wir erwarten von der NATO ein Signal der Geschlossenheit

Gipfeltreffen zu einem entscheidenden Zeitpunkt



Am 11. und 12. Juli treffen sich die Staats- und Regierungschefs der
29 NATO-Mitgliedstaaten zum Gipfel in Brüssel. Hierzu erklärt der
außenpolitische Sprecher der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Jürgen
Hardt:

"Der bevorstehende NATO-Gipfel kommt zu einem wichtigen Zeitpunkt:
Die russische Präsenz in der Ostukraine darf nicht zur Normalität
werden. Auch die völkerrechtswidrige Annexion der Krim kann nicht
stillschweigend akzeptiert werden. Solange Russland weiter aufrüstet
und die Ostgrenze der NATO und die östliche Nachbarschaft offen
bedroht, wird die NATO ihrerseits mit Geschlossenheit ihre volle
Verteidigungs- und Einsatzfähigkeit sicherstellen und alle
Bündnispartner schützen. Hierzu wird der Gipfel weitere wichtige
Maßnahmen zur Rückversicherung der Bündnispartner beschließen.

Die Unionsfraktion erwartet vom NATO-Gipfel ein Signal der
Entschlossenheit und Geschlossenheit. Dies ist auch nötig, um den
richtigen Rahmen für das wenige Tage später folgende Gespräch von
US-Präsident Donald Trump mit seinem russischen Amtskollegen Wladimir
Putin zu setzen. Denn es gilt weiterhin: Wir bleiben bereit zum
Dialog mit Russland und zu neuen Schritten der Kooperation, wenn
Moskau sich seinerseits wieder an internationales Recht hält.

Herausforderungen gibt es für die NATO auch jenseits der Grenzen
Europas. Gerade die Krisen im Nahen und Mittleren Osten haben
unmittelbare Auswirkungen auf Europa. Deshalb ist es richtig, dass
die NATO ein neues Ausbildungs- und Beratungsengagement im Irak
beschließen wird. Der Irak ist ein Schlüsselstaat für die nachhaltige
Befriedung der Region. Auch Deutschland sollte sich an dieser
internationalen Mission beteiligen und seine im Irak bereits
gewonnenen Erfahrungen einbringen.

Lastenteilung bleibt ein zentrales Thema im Bündnis. Deutschland hat
seit Einleitung der Trendwenden unter Verteidigungsministerin von der
Leyen seine Verteidigungsausgaben substanziell erhöht. Es hat
deutlich in neue Fähigkeiten investiert, etwa in die Cyber-Abwehr.
Mit dem im Kabinett beschlossenen Haushalt für 2019 gehen wir diesen
Weg weiter.

Die CDU/CSU-Bundestagsfraktion steht voll hinter dem NATO-Beschluss
von Wales, der eine Annäherung der Wehretats an zwei Prozent des
Bruttoinlandsprodukts vorsieht. Deshalb wird sie sich dafür
einsetzen, die Verteidigungsausgaben auch in den kommenden Jahren
erheblich zu erhöhen. Hierzu haben wir uns im Koalitionsvertrag
verpflichtet. Denn klar ist: Die Bundeswehr muss angemessen
ausgerüstet sein, um die ihr übertragenen Aufgaben bewältigen zu
können - in der NATO wie auch in der Europäischen Union."
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AUSSEN/1749: Hausarrest für Liu Xia in China endlich beendet


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 10. Juli 2018

Hausarrest für Liu Xia in China endlich beendet

Menschenrechte gelten universell



Die Frau des Friedensnobelpreisträgers Lui Xiaobo, Lui Xia, ist
Dienstag, dem Tag nach der deutsch-chinesischen
Regierungskonsultation aus dem Hausarrest entlassen worden. Sie
befindet sich auf dem Weg nach Deutschland. Dazu erklärt der
Vorsitzende der Arbeitsgruppe Menschenrechte und humanitäre Hilfe der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Michael Brand:

"Liu Xia ist frei - auf diese Nachricht haben wir lange gewartet und
immer gehofft. Das ist eine wirklich frohe Botschaft. Wir freuen uns
sehr mit Liu Xia.

Intensiv und über Jahre hinweg haben sich die Bundeskanzlerin, die
unionsgeführte Bundesregierung und die CDU/CSU-Bundestagsfraktion für
die unter Hausarrest stehende Fotografin und Dichterin eingesetzt.
Ihre Freilassung ist auch ein Erfolg der breiten Öffentlichkeit in
Deutschland, die regelmäßig von der chinesischen Staatsführung die
Einhaltung der Menschenrechte für den Friedensnobelpreisträger Lui
Xiaobo und seine Frau gefordert hat.

Bei aller Erleichterung darf aber nicht vergessen werden, dass die
chinesische Führung Liu Xias Mann die medizinische Versorgung
verwehrt hatte, was letztlich sein Todesurteil bedeutete. Beide - er
als politisch engagierter Schriftsteller und sie als sensible
Dichterin, die während ihrer Ehe den Mut und die Stärke bewiesen
hatte, an der Seite des Friedensnobelpreisträgers zu stehen - mussten
erleben, wie inhuman die chinesischen Machthaber sind und wie wenig
Bedeutung sie den universellen Menschenrechten beimessen.

Die Position der Bundesregierung gegenüber China im Hinblick auf die
Einhaltung universell gültiger Menschenrechte darf sich im Grundsatz
nicht ändern. Denn Unzählige sitzen weiterhin zu Unrecht in
chinesischen Gefängnissen oder werden an ihrer Berufsausübung
gehindert. Nicht wenige werden mit dem Tode bedroht, freie
Religionsausübung - ob für Tibeter, Christen, Muslime oder selbst
Buddhisten - gibt es schlicht nicht. Die Bundesregierung bleibt
aufgefordert, ihrem klaren Kurs zu folgen, ohne falsche
Rücksichtnahmen. Es geht Peking längst nicht mehr allein um
wirtschaftliche und militärische Dominanz. Seit Jahren hat das Regime
dem freiheitlich demokratischen System des Westens den Kampf
angesagt. Das darf nicht mit freundlichem Desinteresse beobachtet
werden - weder in Berlin noch in Brüssel."
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INNEN/3384: Masterplan - SPD und Grüne müssen jetzt Farbe bekennen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. Juli 2018

Masterplan - SPD und Grüne müssen jetzt Farbe bekennen



Zur heutigen Vorstellung des Masterplans durch den
Bundesinnenminister können Sie den stellvertretenden Vorsitzenden der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Stephan Harbarth, wie folgt zitieren:

"Mit dem Masterplan hat der Innenminister ein umfassendes Konzept auf
den Tisch gelegt, das von unserer Fraktion in allen Teilen
unterstützt wird und das wir zur Blaupause für die Asylgesetzgebung
machen wollen. Dabei richtet sich der Blick nun im Bundestag auf den
Koalitionspartner und im Bundesrat auf die Grünen. SPD und Grüne sind
aufgefordert, Farbe zu bekennen: Der Masterplan enthält eine Reihe
von Maßnahmen, die Zuwanderung wirksam begrenzen könnten, bislang
aber von beiden Parteien zum Teil kategorisch abgelehnt werden. Dazu
zählen etwa die Einrichtung von AnKER-Zentren, die Verlängerung der
Bezugsdauer von niedrigeren Asylbewerberleistungen statt Sozialhilfe,
oder die Ausweitung des Kreises der sicheren Herkunftsländer".
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RECHT/863: CDU/CSU begrüßen Fortschritte beim Europäischen Insolvenzrecht


Pressemitteilung der CDU/CSU-Fraktion - 9. Juli 2018

CDU/CSU begrüßen Fortschritte beim Europäischen Insolvenzrecht

Ausschluss eines Fiskusprivilegs und Schutz für kleine und mittlere
Gläubiger müssen Priorität haben



Zur Richtlinie zum präventiven Restrukturierungsrahmen hat sich der
Rechtsausschuss des Europäischen Parlaments (JURI) am 2. Juli 2018
positioniert und haben die auslaufende bulgarische und die Anfang
Juli begonnene österreichische Ratspräsidentschaft einen
Kompromissvorschlag gemacht. Hierzu erklären die rechtspolitische
Sprecherin der CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Elisabeth
Winkelmeier-Becker, und der Berichterstatter für Insolvenzrecht,
Heribert Hirte:

Elisabeth Winkelmeier-Becker: "Wir begrüßen ausdrücklich den
Vorschlag der Ratspräsidentschaft, das vorgesehene Moratorium durch
Mitgliedstaatenwahlrechte sowohl zeitlich als auch vom Umfang her in
einem vernünftigen Rahmen zu halten. Gleiches gilt für den Vorschlag,
dass das Moratorium bei Bedarf vorzeitig durch ein Insolvenzgericht
aufgehoben werden kann. Dabei sollte die Höchstdauer eines
Moratoriums, wie von der Berichterstatterin im Europäischen Parlament
Frau Prof. Dr. Angelika Niebler (CSU) gefordert, bei zehn Monaten
liegen. Die jeweiligen Eingriffe in Gläubigerrechte müssen dem frühen
Verfahrensstadium gerecht und entsprechend ausgewogen ausgestaltet
werden. Auch die Möglichkeit, im Falle der Zahlungsunfähigkeit des
Schuldners ein reguläres Insolvenzverfahren eröffnen zu können,
entspricht unseren Vorstellungen. In Bezug auf die Entschuldung von
natürlichen Personen unterstützen wir den Vorschlag des Europäischen
Parlaments, statt ursprünglich drei eine Entschuldungsfrist von
maximal fünf Jahren vorzusehen. Dies muss im Trilog unbedingt
beibehalten werden."

Heribert Hirte: "Im Bereich der Planbestätigung ist noch viel
zu tun: Eine Mehrheit von maximal 75 Prozent ist nicht das, was wir
uns vorgestellt haben. Hier muss im Trilog erreicht werden, dass sich
die Zustimmungsquote an den Werten des Squeeze-out orientiert und
damit bei 90 oder 95 Prozent liegt. Unsere deutliche Unterstützung
findet dabei der Vorstoß des Europäischen Parlaments, bei einem Cross
Class Cram-down sowohl eine Kopf- wie auch eine Summenmehrheit zu
fordern. Bei den Privilegien für sogenannte Neugläubiger bedarf es
hingegen einer Nachsteuerung: Zwar ist es positiv, dass eine
Anfechtung nicht mehr grundsätzlich ausgeschlossen ist. Jedoch muss
deutlich klargestellt werden, dass es keine besonderen Vorrechte
geben darf: Weder für den Staat (Fiskusprivileg), noch für
Arbeitnehmer oder andere Gruppierungen. Zudem müssen wir
sicherstellen, dass ein vorinsolvenzliches Verfahren weder zur
Umschuldung noch zur übermäßigen Finanzierung von Beratern dienen
darf."

Hintergrund:

Die Europäische Kommission hat am 22. November 2016 einen Vorschlag
für eine Richtlinie des Europäischen Parlaments und des Rates über
präventive Restrukturierungsrahmen, die zweite Chance und Maßnahmen
zur Steigerung der Effizienz von Restrukturierungs-, Insolvenz- und
Entschuldungsverfahren und zur Änderung der Richtlinie 2012/30/EU
(COM(2016) 723 final) vorgelegt. Dieser Vorschlag sieht neben der
Einführung eines vorinsolvenzlichen Sanierungsverfahrens eine
Mindestharmonisierung der Restschuldbefreiung sowie Maßnahmen zur
Steigerung der Effizienz von Insolvenzverfahren vor. Auf diesen
Kommissionsvorschlag beziehen sich sowohl der JURI-Beschluss als auch
der Kompromissvorschlag der Ratspräsidentschaft.
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VERKEHR/712: Aktion Abbiegeassistent - ein bedeutender Schritt zu mehr Sicherheit auf unseren Straßen


Pressestatement der CDU/CSU-Fraktion - 10. Juli 2018

Aktion Abbiegeassistent - ein bedeutender Schritt zu mehr
Sicherheit auf unseren Straßen



Zur "Aktion Abbiegeassistent", die heute offiziell vom Bundesminister
für Verkehr und digitale Infrastruktur, Andreas Scheuer, gestartet
wurde, können Sie die verkehrspolitische Sprecherin der
CDU/CSU-Bundestagsfraktion, Daniela Ludwig, wie folgt zitieren:

"In diesem Jahr sind bereits zahlreiche Fahrradfahrer und Fußgänger
von Lkw beim Abbiegevorgang schwer verletzt oder sogar getötet
worden. Jedes Unfallopfer ist eines zu viel! Daher finde ich die von
Bundesminister Scheuer gestartete "Aktion Abbiegeassistent"
großartig. Sie ist ein bedeutender Schritt für mehr Sicherheit auf
unseren Straßen. Es freut mich, dass bereits so viele Unternehmen und
Verbände mitmachen. Das Ziel muss aber auch weiterhin eine
europäische Lösung sein - immerhin beträgt der Marktanteil
ausländischer Lkw in Deutschland 40 Prozent. Die
CDU/CSU-Bundestagsfraktion unterstützt daher nachdrücklich die
Bemühungen der Bundesregierung, sich auf EU-Ebene für eine
verpflichtende Ausstattung von Lkw mit Abbiegeassistenten
einzusetzen. Die heute gestartete Aktion von Bundesminister Scheuer
kann dazu beitragen, den Druck auf die EU zu erhöhen, zeitnah eine
Lösung zu finden."
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AUSSEN/1756: Anti-IS-Koalition bewegt sich völkerrechtlich auf extrem dünnem Eis


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Juli 2018

Anti-IS-Koalition bewegt sich völkerrechtlich auf extrem dünnem Eis



"Das nunmehr dritte von mir initiierte Gutachten des Wissenschaftlichen Dienstes des Deutschen Bundestsges zur Frage, ob das militärische Agieren von Staaten in und gegen Syrien völkerrechtskonform ist oder einen unverhohlenen Völkerrechtsbruch darstellt, ist erneut eine schallende Ohrfeige für die Bundesregierung und ihre außen- und sicherheitspolitische Positionierung", erklärt Alexander S. Neu, Obmann der Fraktion DIE LINKE im Verteidigungsausschuss sowie deren Osteuropa-Beauftragter. Neu weiter:

"Das Gutachten kommt, auch wenn es der Bundesregierung wenig gefällt und sie unter anderem die EU-Sanktionen gegen Russland damit rechtfertigt, zu dem eindeutigen Ergebnis, dass der russische Militäreinsatz auf Einladung der syrischen Regierung völkerrechtskonform ist. Damit ist natürlich weder etwas über die militärische Sinnhaftigkeit des Einsatzes noch zu den Opfern unter der Zivilbevölkerung bei möglichen sogenannten 'unterschiedslosen Angriffen' im Sinne der Genfer Konvention gesagt.

Im Gegensatz dazu bewegt sich die sogenannte Anti-IS-Koalition unter Führung der USA und mit Beteiligung der Bundeswehr mit ihrem Verweis auf die die Souveränität relativierende 'unable/unwilling'-Doktrin völkerrechtlich auf extrem dünnem Eis - zumal der IS im Wesentlichen militärisch besiegt ist. Auch hat die syrische Regierung niemals einen mangelnden Willen zur Bekämpfung de IS signalisiert ('unwilling'). Vielmehr hat die US-geführte Anti-IS-Koalition den syrischen Staat bisweilen sogar daran gehindert ('unable'), effektiv gegen den IS und andere Terrorgruppen vorgehen zu können, etwa durch die Verhängung von EU-Sanktionen gegen die syrische Regierung oder die direkten Okkupation syrischen Staatsgebiets durch US-Militär. Hinzu kommt, dass die USA und ihre Verbündeten die Aufständischen auf vielfältige Weise unterstützen und sogar die syrische Armee mehrfach unmittelbar angegriffen haben, was einen eindeutigen Völkerrechtsbruch darstellt.

Die Bundesregierung muss ihre ausufernde Phantasie hinsichtlich der Interpretation des Völkerrechts zügeln und Deutschland endlich wieder auf den Pfad des kodifizierten Völkerrechts zurückführen. Als LINKE sehen wir uns angesichts dieses Gutachtens in unserer vor dem Bundesverfassungsgericht anhängigen Klage gegen den Bundeswehreinsatz im Rahmen des Anti-IS-Mandates bestätigt."
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INNEN/4958: Einziges Ergebnis - Vergiftung des gesellschaftlichen Klimas


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Juli 2018

Einziges Ergebnis: Vergiftung des gesellschaftlichen Klimas



"Als einziges Ergebnis einer vierwöchigen Seehofer-Show steht jetzt die Vergiftung des gesellschaftlichen Klimas fest. Mit der Vorstellung eines Papiers aus dem rechten Wolkenkuckucksheim ist Seehofers Ego-Trip jetzt hoffentlich beendet. Der Plan ist das Wünsch-dir-was-Programm eines Innenministers, der sich vor lauter PR-Terminen offenbar noch nicht in sein Amt eingearbeitet hat und die eigenen Kompetenzen nicht kennt. Für seine Vorschläge hat er weder die nötige Unterstützung in Europa noch die der Länder oder der Kommunen. Nicht einmal mit dem Koalitionspartner ist der Plan offenbar abgestimmt, obwohl der Bundesinnenminister jetzt genug Zeit dafür hatte", erklärt Jan Korte, 1. Parlamentarischer Geschäftsführer der Fraktion DIE LINKE. Korte weiter:

"Wie vage und unnütz Seehofers Plan ist, zeigt die Auslassung oder die lapidare Behandlung von Punkten wie der völligen Überlastung der Gerichte, der Realisierung legaler Fluchtrouten oder der massiven Personalprobleme der Schulen im Umgang mit oftmals traumatisierten Kindern - um nur einige zu nennen. Dass sich Kanzlerin Merkel von so einem Bundesinnenminister in die Ecke treiben lässt, ist ein Zeichen der Schwäche. Die SPD-Spitze muss jetzt bald mal entscheiden, wie lange sie dieses Treiben noch mitmacht und diese verantwortungslose Politik mitträgt."
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INNEN/4957: Verbot der Osmanen war überfällig


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Juli 2018

Verbot der Osmanen war überfällig



"Das Verbot der 'Osmanen Germania' war längst überfällig. Es ist zu begrüßen, dass jetzt gegen einen Teil des Erdogan-Netzwerks in Deutschland rechtsstaatlich vorgegangen wird", erklärt Sevim Dagdelen, stellvertretende Vorsitzende der Fraktion DIE LINKE. Dagdelen weiter:

"Allzulange wurde im Hinblick auf Erdogans langen Arm in Deutschland weggeschaut. Viel zu lange ließ man diese nationalistischen Vereine der organisierten Kriminalität gewähren. Es bedarf jetzt aber auch einer Aufklärung über die enge Verbindung der 'Osmanen Germania' zur türkischen Regierungspartei AKP und zum Umfeld des Staatspräsidenten Recep Tayyip Erdogan. Das Verbot der 'Osmanen Germania' darf nur ein Anfang sein. Es ist höchste Zeit, dem gefährlichen Netzwerk Erdogans in Deutschland das Handwerk zu legen."
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WIRTSCHAFT/2082: GIZ-Bilanz - Entwicklungszusammenarbeit im Dienst der Migrationsabwehr


Pressemitteilung - DIE LINKE. im Bundestag vom 10. Juli 2018

GIZ-Bilanz - Entwicklungszusammenarbeit im Dienst der Migrationsabwehr



"Die Aufgabe staatlicher Entwicklungszusammenarbeit darf es nicht sein, die Abschottungspolitik von Innenminister Horst Seehofer zu flankieren", erklärt Eva-Maria Schreiber, Obfrau der Fraktion DIE LINKE im Entwicklungsausschuss, anlässlich der Vorstellung des Jahresberichts der staatlichen Durchführungsorganisation Gesellschaft für Internationale Zusammenarbeit (GIZ). Schreiber weiter:

"Die GIZ feiert in ihrem Jahresbericht die Rekordsumme von zwei Milliarden Euro, die sie für die Umsetzung von Entwicklungsprojekten weltweit verzeichnet. Um diese Rekordsumme zu erreichen, schreckt die GIZ vor nichts zurück. So arbeitet sie in Brasilien eng mit dem Bergbaukonzern Vale zusammen, der eine lange Liste an Menschenrechtsverletzungen und Umweltkatastrophen zu verantworten hat.

Zudem hat die GIZ die Migrationsabwehr als neuen, lukrativen Geschäftszweig entdeckt. Beim Migrations- und Grenzmanagement arbeitet sie mit der libyschen Küstenwache und mit afrikanischen Diktatoren bei der Abwehr von Flüchtlingen zusammen. Entwicklungsminister Gerd Müller forciert zudem mit dem Projekt 'Perspektive Heimat' Migrationsberatungszentren in Kooperation mit der GIZ in zahlreichen Ländern. Nicht nur ist die Bilanz der Programme bislang dürftig, hier wird Entwicklungszusammenarbeit für die Migrationsabwehr instrumentalisiert und dem Bundesinnenministerium untergeordnet. Mit Armutsbekämpfung hat das nichts zu tun.

DIE LINKE fordert eine Wende in der Entwicklungspolitik, die an der Wurzel des ungerechten Weltwirtschaftssystems ansetzt, Armut und Hunger bekämpft, Freihandelsabkommen zulasten der ärmeren Länder stoppt und Kleinbäuerinnen und Kleinbauern vor Ort unterstützt."

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7353: Heute im Bundestag Nr. 503 - 10.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 503

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 10. Juli 2018, Redaktionsschluss: 14.30 Uhr

1. Bekämpfung unerlaubter Telefonwerbung

2. Zentrales Implantateregister geplant

3. Möglichkeiten des Datentransfers bleiben



1. Bekämpfung unerlaubter Telefonwerbung

Recht und Verbraucherschutz/Antrag

Berlin: (hib/mwo) Der Bundestag soll die Bundesregierung nach dem
Willen der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen auffordern, einen
Gesetzentwurf für die Bekämpfung unerlaubter Telefonwerbung und
untergeschobener Verträge vorzulegen. In ihrem Antrag (19/3332)
schreiben die Abgeordneten, unerwünschte Telefonanrufe stellten seit
Jahren ein erhebliches Verbraucherproblem dar. Verbraucher würden
nicht nur belästigt, ihnen würden auf diesem Wege zudem oftmals
unerwünschte Verträge untergeschoben. Das 2013 beschlossene Gesetz
gegen unseriöse Geschäftspraktiken habe daran nichts geändert. Neben
Einzelheiten des Gesetzentwurfs enthält der Antrag die Aufforderung an
die Bundesregierung, für die erforderliche Personalausstattung der
Bundesnetzagentur zu sorgen und sich auf EU-Ebene für eine Stärkung
des derzeitigen Verbraucherschutzniveaus bei Telefonwerbung
einzusetzen.

 * 

. Zentrales Implantateregister geplant

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die Bundesregierung hält an den Planungen für ein
zentrales Implantateregister fest. Der Referentenentwurf für ein
solches Gesetz solle im zweiten Halbjahr 2018 vorgelegt werden, heißt
es in der Antwort (19/3193) der Bundesregierung auf eine Kleine
Anfrage (19/2784) der FDP-Fraktion. Das Register soll nach dem
Gesetzgebungsverfahren den Betrieb aufnehmen.

Mit dem Register soll die Sicherheit und Qualität von Implantaten
sowie der medizinischen Versorgung bei Implantationen verbessert
werden. Dazu würden insbesondere durch Erfassung von Implantationen
und Revisionsoperationen die sogenannten Standzeiten der Implantate
ermittelt und bewertet.

Um zu neutralen Auswertungen zu kommen und die datenschutzrechtlichen
Vorgaben zu gewährleisten, sollen die Daten beim Deutschen Institut
für Medizinische Dokumentation und Information (DIMDI) zentral
gesammelt werden. Geliefert werden die Daten von Krankenhäusern,
Krankenversicherungen und Herstellern. Zunächst soll das Register mit
wenigen Produkten starten und dann ausgebaut werden.

 * 

. Möglichkeiten des Datentransfers bleiben

Gesundheit/Antwort

Berlin: (hib/PK) Die neue Datenschutzgrundverordnung (DSGVO) bringt
keine grundsätzlichen Änderungen bei der Datenübertragung im
Gesundheitswesen mit sich. Die Möglichkeiten der Datenübermittlung
zwischen Leistungserbringern sowie von Leistungserbringern an Kranken-
oder Pflegekassen blieben bestehen, heißt es in der Antwort (19/3194)
der Bundesregierung auf eine Kleine Anfrage (19/2811) der
FDP-Fraktion.

Die Verordnung habe auch keine spezifischen Auswirkungen auf die
Regelungen im Zusammenhang mit dem Aufbau der Telematikinfrastruktur
und den Anwendungen der elektronischen Gesundheitskarte (eGK).

Für die Übermittlung der Daten seien die Vorgaben der DSGVO, des
Bundesdatenschutzgesetzes sowie spezialgesetzlicher Regelungen zu
beachten.

 * 
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BUNDESTAG/7352: Heute im Bundestag Nr. 502 - 10.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 502

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 10. Juli 2018, Redaktionsschluss: 13.00 Uhr

1. Ausweitung des Emissionshandels

2. Belgische Atomkraftwerke im Fokus

3. Invasive MRSA-Infektionen

4. Nitrat im Grundwasser

5. Fragen zum Batterierecycling

6. Bulgarisches Atomkraftwerk Belene

7. Gelbe Farbe auf Berlins Straßen



1. Ausweitung des Emissionshandels

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Die Beschlusslage der Bundesregierung sieht aktuell
keine Ausweitung des EU-Emissionshandels auf weitere Teile des
Verkehrssektors vor. Dies geht aus einer Antwort (19/2747) auf eine
Kleine Anfrage der FDP-Fraktion (19/2230) hervor. Die Bundesregierung
weist darin darauf hin, dass der elektrifizierte Schienen- und
Straßenverkehr bereits über den Energiesektor Teil des
EU-Emissionshandels seien. Auch der innereuropäische und nationale
Luftverkehr sei bereits einbezogen. Zudem werde im Rahmen der
Internationalen Seeschifffahrtsorganisation an einer
Reduktionsstrategie für den Schiffsverkehr gearbeitet.

 * 

2. Belgische Atomkraftwerke im Fokus

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Untersuchungen der Unregelmäßigkeiten der
Reaktordruckbehälter der belgischen Atomkraftwerke Tihange 2 und Doel
3 sind Gegenstand einer Antwort der Bundesregierung (19/2752) auf eine
Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2370). In der
Antwort schreibt die Bundesregierung, dass sie zu vielen der von den
Grünen vorgelegten Fragen keine eigenen Erkenntnisse habe. Die
alleinige Zuständigkeit zur Prüfung der Herstellungsdokumentation der
betreffenden Atomkraftwerke liege bei der belgischen Atomaufsicht,
heißt es in der Vorbemerkung der Antwort.

 * 

3. Invasive MRSA-Infektionen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Antwort

Berlin: (hib/SCR) Im ersten Quartal 2018 sind dem Robert Koch-Institut
600 Fälle von invasiven MRSA-Infektionen (Staphylococcus aureus,
Methicillin-resistente Stämme) gemeldet worden. Im vierten Quartal
2017 wurden 628 Fälle registriert, im ersten Quartal 2017 waren es
770. Dies geht aus einer Antwort der Bundesregierung (19/2873) auf
eine Kleine Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/2396)
hervor. Die Grünen hatten sich darin nach der Wasserqualität von
Badegewässern erkundigt und unter anderem auch nach multiresistenten
Keimen gefragt.

 * 

4. Nitrat im Grundwasser

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Nitratbelastung der Grundwasserkörper ist Thema
einer Kleinen Anfrage der Fraktion Bündnis 90/Die Grünen (19/3086).
Die Grünen erkundigen sich unter anderem nach konkreten Belastungen
einzelner Grundwasserkörper.

 * 

5. Fragen zum Batterierecycling

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Das Recycling von Batterien ist Gegenstand einer
Kleinen Anfrage der FDP-Fraktion (19/3097). Die Liberalen wollen unter
anderem wissen, ob es Pläne der EU oder der Bundesregierung gibt,
"Sammel- oder Verwetungsquoten zu erhöhen".

 * 

6. Bulgarisches Atomkraftwerk Belene

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die Fraktion Bündnis 90/Die Grünen thematisiert in
einer Kleinen Anfrage (19/3100) den geplanten Weiterbau des
bulgarischen Atomkraftwerks Belene. Laut Darstellung der Grünen hatte
die Regierung des Landes einen Weiterbau des 1987 begonnenen Baus
angekündigt, der 2012 wegen finanzieller Schwierigkeiten eingestellt
worden war. Von der Bundesregierung wollen die Grünen Auskünfte über
ihre Kenntnisse zu dem Sachverhalt.

 * 

7. Gelbe Farbe auf Berlins Straßen

Umwelt, Naturschutz und nukleare Sicherheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/SCR) Die AfD-Fraktion erkundigt sich in einer Kleinen
Anfrage (19/3235) nach einer Aktion der Nichtregierungsorganisation
Greenpeace. Greenpeace hatte in Berlin Ende Juni im Zuge einer
Kampagne gegen die Kohleverstromung gelbe Farbe auf der Fahrbahn rund
um die Siegessäule verteilt. Von der Bundesregierung will die
AfD-Fraktion Auskunft über Schäden und Kosten der Aktion. Zudem fragt
die AfD, ob Greenpeace durch Bundesmittel gefördert wird.

 * 

Quelle:
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BUNDESTAG/7351: Heute im Bundestag Nr. 501 - 10.07.2018


Deutscher Bundestag

hib - heute im bundestag Nr. 501

Neues aus Ausschüssen und aktuelle parlamentarische Initiativen

Dienstag, 10. Juli 2018, Redaktionsschluss: 09.30 Uhr

1. FDP fragt nach Serbiens EU-Perspektive

2. Fragen zur ambulanten Psychotherapie

3. Grüne: Bürgerwissenschaft fördern

4. Zukunft der Künstlichen Intelligenz

5. Auswirkungen des Brexit

6. Maßnahmen gegen Abmahnmissbrauch



1. FDP fragt nach Serbiens EU-Perspektive

Europa/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/JOH) Der Stand der EU-Beitrittsgespräche mit Serbien ist
Thema einer Kleinen Anfrage (19/3127) der FDP-Fraktion. Unter anderem
möchten die Abgeordneten wissen, welchen Zeitrahmen die
Bundesregierung als realistisch für einen Beitritt ansieht und wie sie
die Fortschritte des Landes im Bereich der Stärkung der Unabhängigkeit
der Justiz bewertet.

EU-Erweiterungskommissar Johannes Hahn hat den Beitrittskandidaten
Serbien und Montenegro einen Beitritt im Jahre 2025 in Aussicht
gestellt. "Die jüngsten Entwicklungen im Verhältnis zwischen Serbien
und dem Kosovo und die schleppende Umsetzung notwendiger Reformen im
Bereich Rechtsstaatlichkeit, Unabhängigkeit der Justiz, Bekämpfung von
Korruption und organisierter Kriminalität lassen jedoch Zweifel an dem
ambitionierten Zeitplan der Kommission aufkommen", schreibt die FDP.
Sie möchte den Stand der Beitrittsgespräche daher "einer kritischen
Betrachtung" unterziehen.

 * 

2. Fragen zur ambulanten Psychotherapie

Gesundheit/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/PK) Mit der Kostenerstattung bei der ambulanten
Psychotherapie befasst sich die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/3239). Es sei Aufgabe der gesetzlichen Krankenkassen, die
Versorgung der Versicherten mit ambulanter Psychotherapie zu
gewährleisten. Gelinge dies nicht innerhalb von sechs Wochen, bestehe
die Möglichkeit, die Leistung selbst zu beschaffen und die Kosten von
der Krankenkasse erstattet zu bekommen.

Die Deutsche Psychotherapeuten-Vereinigung (DPtV) habe nun
festgestellt, dass seit Inkrafttreten der neuen
Psychotherapie-Richtlinie am 1. April 2017 vermehrt Anträge auf
Übernahme der Kosten für ambulante Psychotherapien von den Kassen
abgelehnt würden. Dadurch seien Patienten finanziell und psychisch
schwer belastet.

Die Abgeordneten erkundigen sich nun unter anderem nach einschlägigen
Erfahrungen aus der Rechtspraxis.

 * 

3. Grüne: Bürgerwissenschaft fördern

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Wissenschaft und Forschung begeistern viele Menschen
jenseits von Universitäten, Forschungseinrichtungen und Instituten.
Viele Bürger wollen mitdiskutieren, welche Themen und Probleme
erforscht werden sollen, möchten mitforschen und gemeinsam mit
Experten die Ergebnisse auswerten und diskutieren. Das schreiben
Bündnis 90/Die Grünen in ihrer Kleinen Anfrage (19/3224). Dafür seien
zahlreiche Beteiligungsformate denkbar. Partizipation könne Teil einer
transformativen Wissenschaft sein, um neue Antworten auf die großen
Herausforderungen wie Klimakrise und Artensterben zu finden, und das
Wissenschaftssystem an sich inklusiver zu machen.

Die Abgeordneten wollen wissen, von welchem Leitbild die
Bundesregierung bei der Einrichtung und Förderung partizipativer
Formate in Wissenschaft und Forschung gelenkt wird und welche Ziele
sie damit verfolgt. Zudem interessiert die Abgeordneten, in welchem
Rahmen die Bundesregierung bürgerwissenschaftliche Vorhaben und andere
Formate der Partizipation an Wissenschaft und Forschung fördert, wie
etwa Reallabore und Experimentierräume.

 * 

4. Zukunft der Künstlichen Intelligenz

Bildung, Forschung und Technikfolgenabschätzung/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/ROL) Die Politik muss eindeutige Signale senden, wie sie
zukünftig die rechtlichen sowie gesellschaftlichen Rahmenbedingungen
für den weiteren Transfer der Schlüsseltechnologie "Künstliche
Intelligenz" (KI) entwickeln möchte. So sollen die Chancen der
Technologie im globalen Wettbewerb genutzt werden und gleichzeitig
eventuellen Risiken einer möglichen Diskriminierung sowie dem
Missbrauch autonom handelnder nicht-menschlicher Intelligenz
vorgebeugt werden - etwa durch Kraftfahrzeuge, Waffen, Robotik,
Versicherungen und Banken. Das schreibt die FDP in ihrer Kleinen
Anfrage (19/3225). Dabei soll sich die Bundesregierung nach Meinung
der FDP dafür einsetzen, dass bereits bei der Entwicklung und
Transferleistung die Aspekte Fairness, Datenschutzrecht, Transparenz
sowie die rechtliche und gesellschaftliche Verantwortlichkeit
berücksichtigt werden.

Die Abgeordneten wollen wissen, inwieweit die Bundesregierung in der
Lage ist, die Auswirkungen von KI auf Makro-, Meso- und Mikro-Ebene zu
bewerten oder zu beeinflussen und welches Ressort sich federführend
mit den Fragen der KI beschäftigt. Ferner interessiert die
FDP-Fraktion wie die nationale KI-Strategie für Deutschland
(Masterplan KI), die laut Bundesregierung bis Herbst 2018 vorliegen
soll (siehe auch 19/1982) in den Kontext der KI-Strategien
Frankreichs, Finnlands oder anderer europäischer und außereuropäischer
Staaten (z. B. der USA unter der Obama-Administration) passt. Auch
möchte die Fraktion wissen, wie die Bundesregierung die Initiative von
600 europäischen KI-Forschern bewertet, die sich für die Gründung
einer europäischen Forschungsgemeinschaft aussprechen [*].

 * 

5. Auswirkungen des Brexit

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Nach möglichen Auswirkungen des Brexit für die
Rechtsform Limited Liability Partnership (LLP) fragt die Fraktion der
FDP die Bundesregierung. In einer Kleinen Anfrage (19/3125) wollen die
Abgeordneten wissen, ob sich die Bundesregierung der Problematik, die
sich für deutsche LLPs nach einem Brexit stellt, bewusst ist. Solange
das Vereinigte Königreich Mitglied der EU ist, seien die Regeln der
LLP auch in Deutschland wirksam, schreibt die Fraktion. Insbesondere
auch Angehöre der freien Berufe in Deutschland nutzten diese
Rechtsform. Die Abgeordneten fragen unter anderem, welche rechtlichen
Regelungen die Bundesregierung im Rahmen eines Austrittsabkommens
anstrebt, ob die Bundesregierung parallele Probleme bei weiteren
Gesellschaftsformen nach Recht des Vereinigten Königreiches erkennt.

 * 

6. Maßnahmen gegen Abmahnmissbrauch

Recht und Verbraucherschutz/Kleine Anfrage

Berlin: (hib/mwo) Die Belastung vor allem kleiner Onlineshops durch
Abmahnungen thematisiert die FDP-Fraktion in einer Kleinen Anfrage
(19/3169). Bei geringfügigen Fehlern kämen auf die Webseitenbetreiber
hohe Kosten zu, schreiben die Abgeordneten unter Berufung auf eine
Umfrage und eine Zeitungsmeldung. Sie wollen von der Bundesregierung
wissen, wie diese die Begriffe "unseriöse Geschäftspraktiken" und
"missbräuchliche Abmahnung" im Zusammenhang mit Abmahnungen bei
Unternehmen, Vereinen und ehrenamtlichen Organisationen definiert.
Weiter fragen sie, ob die Bundesregierung anstrebt, den Tatbestand
"geringfügiger Fehler" oder "Formfehler" einzuführen, und wie die
Auffassung der Bundesregierung zu diesem Tatbestand ist. Die
Fragesteller wollen ferner wissen, ob die Bundesregierung die
Einführung einer pauschalen Abmahngebühr in Erwägung zieht, wie viele
Verbände der Bundesregierung bekannt sind, die von ihrem
Verbandsklagerecht Gebrauch machen und wie viele von diesen sich als
"unseriös" einstufen lassen.

[*] www.heise.de/newsticker/meldung/Europaeisches-KIBuendnis-600-Experten-fordern-groessere-Anstrengungen-4080585.html

 * 
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PRESSEKONFERENZ/1708: Kanzlerin Merkel und der chinesische Ministerpräsident Li Keqiang, 09.07.2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut
Mitschrift der Pressekonferenz im Bundeskanzleramt - Montag, 9. Juli 2018

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem Ministerpräsidenten
der Volksrepublik China, Li Keqiang

(Die Protokollierung des fremdsprachlichen Teils erfolgte anhand der
Simultandolmetschung)



BK'in Merkel: Meine Damen und Herren, Sie hören noch die aufgeregten
Bekundungen nach den Unterschriften. Wir haben heute 22 Abmachungen
unterschrieben, als Regierungskooperationen, aber auch im Bereich der
wirtschaftlichen Kooperation.

Sehr geehrter Herr Ministerpräsident, lieber Li Keqiang, ich freue mich,
dass Sie und eine Vielzahl der Minister Ihres Kabinetts heute hier zu den
5. deutsch-chinesischen Regierungskonsultationen nach Berlin gekommen sind.
Wir haben intensiv gearbeitet, wir haben auch intensive Vorbereitungen
getroffen und haben, glaube ich, auch ganz neue Wege beschritten.

Ich will stellvertretend für die wirtschaftliche Zusammenarbeit nur nennen,
dass wir eine Investition der BASF haben werden, die ausdrückt, dass es in
China jetzt auch neue Beteiligungsmöglichkeiten gibt und es kein Joint
Venture mehr ist. Auch in der Automobilkooperation gibt es die Möglichkeit,
jetzt höhere Anteile als 50 Prozent zu erlangen. Das zeigt, dass die
Marktöffnung Chinas in diesen Bereichen nicht nur Worte sind, sondern dass
dem auch Taten folgen.

Wir haben heute zwei strategisch wichtige Abkommen unterzeichnet, einmal
zur Zusammenarbeit im Bereich des autonomen Fahrens. Ich glaube, das ist
für die Mobilität der Zukunft eine sehr strategische Verabredung. Zum
Zweiten wird in Thüringen eine chinesische Investition für eine
Batteriezellproduktion stattfinden. Sie wissen, dass wir in Europa und auch
in Deutschland bislang keine solche Zellproduktion haben. Insofern ist
diese chinesische Investition schon ein neuer Schritt und eine gute
Nachricht für das Bundesland Thüringen.

Wir haben unseren Handel in den letzten Monaten wieder steigern können. Wir
haben ein großes Handelsvolumen von 186 Milliarden Euro, was deutlich
macht, wie intensiv unsere Wirtschaften inzwischen verflochten sind.

Aber wir haben natürlich auch neue Herausforderungen. Wir haben uns heute
noch einmal dazu verständigt, dass wir uns an das Regelwerk der WTO halten
wollen und dass wir auf Multilateralismus setzen, auch bei den
Handelsfragen. Dies ist ein gemeinsames Bekenntnis.

Wir haben natürlich auch über Fragen des Marktzugangs gesprochen. Ich nenne
das gerne Reziprozität. Auf der einen Seite haben chinesische Unternehmen
Sorge, dass wir etwas als strategisch einstufen könnten und den Marktzugang
nicht so leicht machen, wie es manchmal scheint. Auf der anderen Seite habe
ich für Verständnis geworben, dass wir eine gewisse Ausgeglichenheit haben.
Aber wir haben eben auch neuartige Investitionen in China.

Wir haben dann natürlich auch über eine Vielzahl anderer Fragen gesprochen.
Deutschland und China haben inzwischen nicht nur Regierungskonsultationen;
alle Minister haben über konkrete Projekte der Zusammenarbeit gesprochen.
Diese Zusammenarbeit ist zum Beispiel in Bereichen wie der Gesundheit oder
im Agrarbereich oder auch bei den Sozialsystemen inzwischen sehr vertieft
worden. Natürlich ist der Kern immer noch die wirtschaftliche
Zusammenarbeit, aber es geht ebenso um Entwicklungszusammenarbeit, auch in
Form von Drittlandprojekten.

Wir haben eine Öffnung des chinesischen Finanzmarktes in Richtung mehr
Möglichkeiten für Investitionen, von denen auch deutsche Unternehmen
Gebrauch machen. Darüber haben uns die Finanzminister berichtet.

Wir sind auch in einer engen Forschungskooperation. Intensiv diskutiert
haben wir ebenso das Thema der dualen Berufsausbildung. In bestimmten
Bereichen gibt es auch in China durchaus Fachkräftemangel. Das kann man
nicht nur durch Universitätsstudien beheben, sondern auch, indem man eine
gute Berufsausbildung ermöglicht. Hiermit hat Deutschland ja sehr gute
Erfahrungen.

Wir haben ansonsten 70 Dialogformate. Ich habe insbesondere darum gebeten,
dass wir eine gute Arbeitsmöglichkeit für unsere sogenannten
Nichtregierungsorganisationen haben. Das betrifft die politischen
Stiftungen, das betrifft den Deutschen Akademischen Austauschdienst, das
betrifft aber auch die Büros, die viele Hochschulen bei uns haben. Der
Ministerpräsident hat zugesagt, dass im Rahmen dieses Gesetzes die Dinge
gut geregelt werden.

Wir haben auch über die anderen Dialogforen gesprochen, die für uns wichtig
sind. Das ist der Menschenrechtsdialog, der im Herbst stattfinden soll, bei
dem wichtige Grundsätze und Fragen der Menschenrechtspolitik besprochen
werden. Wir haben gute Chancen, bald ein Rechtshilfeabkommen miteinander
abzuschließen. Wir brauchen des Weiteren unbedingt den Cyberdialog, weil
hier nicht nur im Bereich Sicherheit eine große Notwendigkeit besteht,
sondern auch im Bereich des Datenaustausches der Industrie 4.0. Die
Unternehmen brauchen im Zeitalter des Internets der Dinge sozusagen einen
geschlossenen Zugang zwischen Deutschland und China, über den man Daten
übertragen kann. Ansonsten wird man die Industrie 4.0 nicht kooperativ
regeln können.

Das heißt, von den Menschenrechtsfragen über die NGO-Fragen bis hin zu den
Fragen der wirtschaftlichen Zusammenarbeit haben wir heute wirklich alles
besprochen. Es waren sehr intensive, sehr fruchtbringende Diskussionen. Ich
glaube, dass wir jetzt wieder genug Arbeit haben, um weiterzumachen.

Ich war vor sechs Wochen bereits zu einem Einzelbesuch in China, der
Ministerpräsident ist jetzt mit einer großen Zahl seiner Minister hier in
Deutschland. Das zeigt die Intensität unserer Zusammenarbeit. Sie
ermöglicht es auch, durchaus kontroverse Fragen offen miteinander zu
besprechen.

Ich freue mich jetzt auf das Wirtschaftsforum. Dann haben wir mit unseren
Ehepartnern heute noch ein Abendessen. Es ist also ein gut gefüllter Tag.
Noch einmal herzlich willkommen hier in Berlin!

MP Li: Liebe Journalistinnen und Journalisten, meine sehr verehrten Damen
und Herren! Ich freue mich sehr, gemeinsam mit Frau Merkel vor die Presse
zu treten. Frau Merkel hat die diesmaligen Regierungskonsultationen schon
kurz und bündig vorgestellt. Sie hat auch auf Erfolge und Ergebnisse
hingewiesen und auf Themen, die wir in diesen Regierungskonsultationen
aufgegriffen haben. Wir haben eben die Unterzeichnung von über 20
Vereinbarungen erlebt. In der Tat werden noch weitere über 20
Vereinbarungen unterzeichnet, aber nicht in unserer Anwesenheit. Es geht um
Investitionen in einem Wert von fast 20 Milliarden US-Dollar in Handel und
Wirtschaft, aber auch Entwicklung und Forschung. Dies ist ein Zeichen
dafür, dass die diesmaligen Regierungskonsultationen im Wirtschaftsbereich
besonders erfolgreich sind.

In anderen Bereichen haben wir auch Fortschritte erzielt. Frau Merkel, Sie
haben es schon aufgegriffen: Seit Jahren macht sich China stark für weitere
Öffnungsschritte. Das dient einer stabilen Wirtschaftsentwicklung bei uns
zu Hause in China, aber das dient darüber hinaus auch der Eindämmung der
wieder aufblühenden protektionistischen Kräfte.

Deutschland hat in dieser turbulenten Welt nun die Chancen genutzt, zum
Beispiel in Form von Vereinbarungen über die Zusammenarbeit, und zwar im
Rahmen eines Unternehmens mit 100-prozentiger Beteiligung von BASF in
Guandong. Ich habe vorhin schon erwähnt: Wenn wir das unterzeichnet haben,
dann müssen wir das auch gut umsetzen. Im Feinchemiebereich ist das in
China der erste Fall.

Es gab auch eine Vereinbarung über die Gründung eines neuen Unternehmens
zwischen BMW mit einem chinesischen Unternehmen, und zwar mit einem
Kapitalanteil von weit mehr als 50 Prozent, sogar 75 Prozent. Die
chinesische Regierung ist ganz offen gegenüber dieser Investition. Das ist
ein zweiter Rekord oder ein Präzedenzfall.

China wird sich gegenüber Deutschland in diesem Bereich weiter öffnen. Man
wird Anleihen emittieren; es geht um eine "underwriting licence". Das gilt
für die Bereiche Versicherungen oder Wertpapiere. Da sind deutsche
Unternehmen jetzt zugelassen, im Rahmen chinesischer Gesetze schrittweise
den chinesischen Markt zu erreichen.

Deutsche Spitzentechnologien und Hightech-Produkte sind in China
willkommen. Wir sind darüber hinaus gerne bereit zu Investitionen in beide
Richtungen. Daher waren wir eben Augenzeugen eines weiteren gemeinsamen
Projektes. Im Bereich Autos mit erneuerbaren Energien oder neue Energien
ist es das erste Beispiel. Deutsche Investitionen sind da willkommen, zum
Beispiel die Batteriezellenfabrik.

Ich habe Ihnen schon gesagt: Westchina braucht derartige Investitionen. Wir
brauchen dort auch mehr Beschäftigung etc. Das muss alles geschehen, und
zwar nach marktwirtschaftlichen Prinzipien. Das muss dem Unternehmenswillen
entsprechen. Da schafft die chinesische Regierung einen weiteren
Präzedenzfall.

Momentan müssen wir uns noch mehr zum Freihandel, zu Multilateralismus
bekennen. Durch einige oder mehrere solcher gemeinsamen Projekte können wir
deutlich machen: Der Freihandel ist für beide Seiten wichtig und spielt
auch für die Wiederbelebung der Weltwirtschaft eine kräftige, fördernde
Rolle.

Darüber hinaus haben wir Menschenrechtsfragen oder Aktivitäten von NGOs in
China thematisiert, und zwar normale Aktivitäten in China. Ein weiterer
Gesprächsgegenstand war zum Beispiel unsere Zusammenarbeit im Cyberraum.
Man kann sagen, wir haben uns geeinigt. Nach dem chinesischen NGO-Gesetz
sind deutsche NGOs schon zügig registriert worden. Sie genießen gesetzlich
verankerte legitime Rechte und haben ihre Interessen. Sie können sich
normal entfalten, also dort Aktivitäten organisieren. Das ist auch eine
gute Sache für eine normale Entwicklung.

Im sozialen Bereich, zum Beispiel in der Altersversicherung oder in Bezug
auf die alternde Bevölkerung, und in der Berufsausbildung könnten China und
Deutschland noch breiter zusammenarbeiten, nicht nur beschränkt auf
Produkte, Lebensmittel etc. Die Zusammenarbeit muss weit darüber
hinausgehen und sich auch auf den Dienstleistungsbereich, den Handel, die
Herausforderungen der alternden Gesellschaft oder den medizinischen Bereich
erstrecken. Die Bereiche der Zusammenarbeit kann ich nicht noch weiter
aufzählen.

Seien Sie versichert: Die chinesisch-deutsche Zusammenarbeit hat noch einen
hohen Grad an gegenseitiger Ergänzung.

Man hört die Formulierung: Werden geistige Eigentumsrechte geschützt, wenn
China zum Beispiel im Bereich Hochtechnologie mit anderen Staaten
zusammenarbeitet? Ich darf noch einmal betonen, und zwar mit allem
Nachdruck: Wir schützen das geistige Eigentum ganz streng. Wer
Eigentumsrechte verletzt, auf den warten schlimme Sanktionen. Wer wirklich
gegen Eigentumsrechte verstößt, wird ruiniert.

Wir brauchen auch Innovationen in der Wissenschaft und in der Technologie.
Das brauchen wir in erster Linie für uns selbst, für China. Ansonsten hätte
unser Land keine Zukunft. Aber andererseits hoffen wir, dass Betroffene die
Dinge neu sehen können. Im Zeitalter der Handwerker war es sehr
wahrscheinlich richtig, dass der Meister verhungert wäre, wenn er seinem
Lehrling oder seinem Schüler alles beigebracht hätte. Aber wir leben jetzt
in einer total anderen, neuen, modernen Ära. Da gibt es auch immer wieder
technologische Innovationen. Moderne Technik von heute ist morgen schon
veraltet. Der Wandel gestaltet sich immer schneller.

Wenn wir das Wertvollste, das Kostbare, unsere Schätze zu Hause verbergen
und der Öffentlichkeit nicht zeigen - das geht doch nicht! Aber ich darf
hier betonen: Wir zwingen niemanden zum Technologietransfer. Verletzungen
des geistigen Eigentums sind nicht zulässig.

Wir sehen es auch sehr gerne, wenn deutsche Unternehmen im Rahmen der
Zusammenarbeit Projekte in China noch stärker lokalisieren, weil man
eingesehen hat, dass der chinesische Markt so große Potenziale birgt. Wir
sind gerne bereit, mit Deutschland auch Drittmärkte zu erschließen.
Insgesamt hat unsere Zusammenarbeit eine große Zukunft.

Diese Konsultationen sind wiederum sehr, sehr erfolgreich. Natürlich
leugnen wir nicht, dass wir nicht in allen Fragen einer Meinung sind. Nein,
das haben wir auch nie gesagt. Wenn es Probleme oder Widersprüche gibt,
kann man durch Konsultationen immer Lösungen finden, auch dadurch, dass man
im Gespräch bleibt, dass man miteinander redet. Dadurch kennt man sich
gegenseitig besser.

Frage: Frau Bundeskanzlerin, ich hätte Sie ganz gerne gefragt, ob China,
das sich, wie der Ministerpräsident eben betont hat, als Freihandelsnation
gibt, aus deutscher Sicht wirklich der geeignete Partner auf
wirtschaftlichem Gebiet ist, um die Verluste, die Deutschland zum Beispiel
durch die US-Strafzölle hat, wettzumachen. Denn es gibt ja Unternehmen, die
doch über Probleme in China klagen.

Die Investition in den Batteriesektor in Deutschland unterläuft doch
eigentlich Ihre Strategie, dass Deutschland und Europa auf diesem Sektor
unabhängiger von den USA, aber auch von China werden wollen.

Herr Ministerpräsident, erlauben Sie eine Frage zu der Menschenrechtslage,
weil es hier Kritik von der Menschenrechtsbeauftragten der Bundesregierung
gab? Vielleicht können Sie uns einen Grund nennen, warum es Klagen gibt,
dass Sie härter gegen Kritiker vorgehen, als das früher der Fall war. Haben
Sie Sorge um die Stabilität Ihrer Regierung, oder was ist der Grund dafür?

BK'in Merkel: Wir setzen uns von deutscher Seite für ein freies und
regelbasiertes Handelssystem ein und sehen deshalb Entwicklungen mit Sorge,
wenn es um aus unserer Sicht auch WTO-widrige Zölle geht. Wir sehen jetzt
ja, dass die Dinge immer auf alle Partner ausstrahlen. Wenn Zölle zwischen
den USA und China erhoben werden, hat das auch Rückwirkung auf deutsche
Unternehmen, weil deutsche Unternehmen auch in den Vereinigten Staaten von
Amerika produzieren. Wir haben sehr, sehr viele Direktinvestitionen in den
Vereinigten Staaten von Amerika. Wir haben viele Direktinvestitionen in
China.

Insofern ist es ein wirklich multilaterales, voneinander abhängiges System,
das am besten und am ehesten einer wirklich plurilateralen 
Win-win-Situation entspricht, wenn wir uns an die Regeln halten oder gegebenenfalls
neue Abkommen vereinbaren, wie Deutschland das ja auch bilateral getan hat.
Deshalb sind wir ja auch bereit, mit den Vereinigten Staaten von Amerika zu
sprechen. Deshalb fährt Jean-Claude Juncker dorthin. Wir sollten uns
überall zu einigen versuchen. Ansonsten sind wir eben auch dazu gezwungen,
zu agieren, wie wir es jetzt bei Stahl und Aluminium getan haben.

Zum Zweiten: Ich muss einfach zur Kenntnis nehmen, dass es im Augenblick
keine Investitionen gibt, die wir industriegetrieben für Batteriezellen in
Europa machen können, die von europäischen Firmen initiiert sind. Deshalb
ist es auf der einen Seite natürlich ein qualitativ neuer Schritt, wenn
eine chinesische Firma mit einer Technologie kommt, die wir in Europa
zurzeit nicht besitzen. Auf der anderen Seite sind wir ein starker
Automobilstandort.

Das schließt ja nicht aus, dass wir irgendwann einen Wettbewerb auch zu den
chinesischen Anbietern entwickeln. Aber erst einmal ist es etwas, das
zeigt, dass unser Markt an dieser Stelle offen ist. Die deutsche
Automobilindustrie wird dann auch chinesische Produkte kaufen. Wenn wir es
selber könnten, wäre ich auch nicht traurig, aber nun ist es einmal so.
Wenn diese Investition in Europa stattfindet, dann ist es gut, wenn sie in
Deutschland stattfindet; das ist jedenfalls meine Einstellung. Insofern ist
das ein wichtiger Tag für Thüringen.

MP Li: Menschenrechte zu respektieren und zu schützen ist eben auch ein
chinesisches rechtsstaatliches Prinzip. Menschenrechte in China zu fördern
und voranzutreiben ist eben auch die Stoßrichtung, in die wir unbeirrt
arbeiten. Nach 40 Jahren Reform und Öffnung muss man sagen: Wir haben die
Situation der Menschenrechte deutlich verbessert, das Existenzrecht, das
Recht auf Entwicklung und auch viele andere gesellschaftliche oder soziale
Rechte.

China ist noch ein Entwicklungsland. Wir haben auch unsere traditionelle
Kultur. Die landesspezifischen Gegebenheiten Chinas unterscheiden sich von
denen in Deutschland, unter denen Sie leben, Herr Journalist. Wir sind gern
bereit zum Menschenrechtsdialog auf Augenhöhe, auf der Basis von
Zusammenarbeit und gegenseitiger Achtung. Wir garantieren Menschenrechte
und Grundrechte der Bürger. Wir sind gern bereit, mit Ihnen zu
kommunizieren und das gegenseitige Verständnis zu stärken.

Die Situation der Menschenrechte in China wird weiter verbessert. China ist
so ein großes Land. Es wäre nicht realistisch, wenn man sagen würde, in
diesem Land gebe es kein Problem. Aber wichtig ist, dass wir die Probleme
in Bezug auf Menschenrechte angehen. Unser Ziel ist - und daran arbeiten
wir -, dass die Menschen in diesem Land noch besser leben können, dass die
Menschrechte rechtsstaatlich besser und wirksamer geschützt werden. - Danke
schön.

Frage: Eine Frage an Sie, Herr Ministerpräsident Li: Sie waren ja eben in
Bulgarien. Dort hat man das 16+1-Gipfeltreffen. Wird das 16+1-Format die EU
spalten? Wie stehen Sie dazu, da es ja auch in den Medien Bedenken dazu
gibt.

MP Li: Eine Frage nur an mich? Das ist wahrscheinlich ein Zeichen Ihres
Respektes vor Frau Merkel. Sie wollen sie nicht schikanieren. Das schätze
ich an Ihnen.

Das Kooperationsformat 16 + 1 gibt es ja schon seit Jahren. Ich war vor
meiner Deutschlandreise tatsächlich in Bulgarien. Das war das Gipfeltreffen
zwischen den ost- und mitteleuropäischen Staaten und China. In der Tat hört
man zunehmend Stimmen, die sagen, mit diesem Format wolle China die EU oder
Europa spalten. Ich glaube, das ist ein Missverständnis. Das entbehrt
jeglicher Grundlage. Warum? - Strategisch betrachtet, kann man sagen, dass
die EU und China keine grundlegenden Interessenkonflikte haben. Wir sind ja
so weit von Mittel- und Osteuropa entfernt. Wir sehen gern ein Europa, das
zusammensteht, das sich weiterentwickelt und prosperiert.

Wir sind stets für die Integration der EU. Das war auch eine Übereinkunft
zwischen uns, nämlich dass wir beide uns zum Multilateralismus bekennen.
Dabei ist die EU ein wichtiger Pol. Wenn dieser Pol stabil ist, dann ist
das auch ein Stabilitätsfaktor für die Welt. Haben wir einen Grund, die EU
zu spalten? Bei unserer ersten Begegnung, Frau Merkel, kam ich von
Südeuropa nach Deutschland. Wir haben damals Staatsanleihen gekauft. Sie
haben mich ganz offen gefragt, ob die Chinesen wirklich so
selbstvergessene, so selbstlose Helfer seien. Natürlich ist das nicht
völlig selbstlos. Das ist gegenseitige Hilfe. Wir brauchen einen starken
Euro. Wir haben in China die größten Devisenreserven. Wir können doch alles
in einen Korb werfen. Wir haben doch alles. Wir haben den Euro, wir haben
den US-Dollar etc. Das ist eben auch eine multipolare Welt. Wenn man das
ein bisschen miteinander vermischt, dann haben wir ein Stück mehr der
multipolaren Welt.

Wir haben auch viele Gemeinsamkeiten zum Beispiel mit den Schwellenländern.
Wir haben eben auch eine große Komplementarität mit Deutschland.
Deutschland ist natürlich eine hoch entwickelte Industrienation. Wir
arbeiten zusammen, nicht nur mit Deutschland, sondern auch mit Mittel- und
Osteuropa. Manche sind ja schon EU-Mitglieder, manche wollen der EU noch
beitreten. Diese 16 Staaten Mittel- und Osteuropas wollen ja mit China
zusammenarbeiten. Wenn sie mit China zusammenarbeiten, fördert das auch
ihre eigene Entwicklung.

Andere Bedenken tangieren konkrete Projekte. Wäre das nur (akustisch
unverständlich) Chinas? Nein, das ist nicht die Wahrheit. Für manche
Projekte haben wir von der EU Darlehen oder Kredite erhalten. Dieses Mal
haben wir uns geeinigt. Wir wollen eine internationale oder globale
Partnerschaft, und zwar sollte sich dieses Forschungszentrum mit dem Recht
der EU und mit Regeln auseinandersetzen. In der Tat muss man dann auch
sagen: Es gibt eben auch Unternehmen, die darüber nicht bestens informiert
sind. Deshalb brauchen wir auch diese Plattform für bessere Kommunikation
und dafür, dass man sich dann informiert.

Wir möchten noch einmal deutlich bekräftigen, dass alles, was wir mit den
16 Ländern betreiben oder gemeinsam tun, immer im Rahmen des EU-Rechts
geschieht. Wir haben ja alte und neue Mitglieder der EU. Egal ob Sie damit
einverstanden sind, Frau Merkel, nehmen wir Kontakte auch mit Unternehmen
auf. Ich werde unseren Unternehmen auch sagen, dass man gemeinsam mit
Dritten Märkte erschließen soll, auch in Mittel- und Osteuropa. Manche
Anlagen, durchschnittliche Anlagen machen Sie ja nicht mehr in Deutschland.
Das kann man aber mit den 16 Staaten durchaus tun. Wir haben die
Europäische Bank für Wiederaufbau und Entwicklung - so heißt sie, meine ich
-, wir haben auch die Weltbank oder andere Geldgeber und Institutionen. Die
16+1-Zusammenarbeit erfordert nicht nur die Entwicklung der EU, sondern ein
Stückchen mehr an Marktdiversität oder Vielfalt. Das ist eine gute Sache:
für unsere beiden Staaten, für Ost- und Mitteleuropa, für die gesamte
Weltbevölkerung. - Danke schön.

Frage: An die Kanzlerin: Wenn Sie auf die Handelsbedingungen und die
Abschottungspolitik blicken, welchen Handelspartner betrachten Sie
mittlerweile als kleineres Übel, die USA oder China?

Eine ähnliche Frage an den Herrn Ministerpräsidenten: Mit wem treiben Sie
denn mittlerweile lieber Handel, mit Deutschland oder den USA?

Noch kurz zum Iran-Abkommen: Wie entschieden sind Sie beide, den Handel mit
dem Iran trotz dem Ausstieg von Trump aus dem Iran-Abkommen weiterzuführen?

BK'in Merkel: Von meiner Seite aus möchte ich mich auf diese Betrachtung
nicht einlassen. Wir sind interessiert an einem reibungslosen Handel. Dabei
gibt es im Augenblick Probleme, die wir mit den Vereinigten Staaten von
Amerika diskutieren. Ich habe auf die gegenseitige Abhängigkeit
hingewiesen. Wir haben natürlich auch Marktzugangsfragen in China. Das
diskutieren wir auch. Hierbei gibt es auch Sektoren, zum Beispiel bei
öffentlichen Ausschreibungen, in denen wir gern noch besser behandelt
würden.

Ich fange jetzt also nicht an, die verschiedenen Diskussionen zu
vergleichen, sondern ich sage: Wir sind interessiert an einem
multilateralen Handelssystem mit fairen und freien Zugängen. Wir sind auch
bereit, die Fragen, die an uns gestellt werden, zu beantworten und zum
Beispiel, wenn vielleicht chinesische Investoren nicht zum Zuge kommen, zu
begründen, warum wir an manchen Stellen auch etwas abweisender sind. Aber
insgesamt gilt: Chinesische Unternehmen sind eingeladen nach Deutschland.

Was das Iran-Abkommen anbelangt, so ist es zuvörderst eine Entscheidung der
Wirtschaftsunternehmen selber, unter welchen Bedingungen sie investieren.
Wir stehen weiter zu diesem Abkommen, das haben wir deutlich gemacht. Wir
sehen im Blick auf den Iran Probleme, was die regionalen Aktivitäten
anbelangt, was das ballistische Raketenprogramm anbelangt, was die
Nichtanerkennung der Existenz Israels anbelangt. Das alles sind
schwerwiegende Punkte.

Dennoch glauben wir, dass dieses Abkommen gut verhandelt war. Natürlich
gibt es die Notwendigkeit, mit dem Iran weiter zu verhandeln. Aber wir
schätzen die Bedingungen dafür besser ein, wenn wir in dem Abkommen
bleiben. Das ist die politische Seite.

Dann haben wir die Frage: Wie entscheiden sich Unternehmen? - Und dann
haben wir die Frage: Wie können wir es gegebenenfalls unterstützen, dass
sich Unternehmen für den Iran entscheiden? - Dazu sind jetzt gerade die
Gespräche zwischen dem Iran und den drei europäischen Ländern im Gange. Das
war ja gerade Freitag in, meine ich, Wien.

MP Li: Ich will sagen, dass Ihre Frage nicht dazu dient, mich zu
schikanieren. Ich glaube, es ist Ihr gutes Recht, Fragen zu stellen. Ich
bin auch gern bereit, auf die Frage einzugehen, mit wem man Geschäfte macht
etc. Ich habe es vorhin schon betont: Wir stehen auch zum Freihandel und
zum Multilateralismus. Unsere Zusammenarbeit mit Deutschland auch im
Handelsbereich ist bilateral und nicht gegen Dritte gerichtet, aber eben
auch frei von fremdem Einfluss. Nur so können WTO-Regeln etc. besser
eingehalten werden. Nur so können WTO-Regeln auch besser funktionieren.

Wir haben eine Zusammenarbeit mit der EU, mit den beiden EU-Präsidenten. Im
kommenden Monat werde ich den 20. EU-China-Gipfel leiten. Aber das hindert
uns doch nicht daran, dass ich und Frau Merkel ja eben auch unsere Termine
abschließen - unter Einhaltung gemeinsamer Regeln und unter Einhaltung von
WTO-Regeln. Das gilt für uns im bilateralen Rahmen. Wenn man die Märkte,
sage ich einmal, spaltet oder wenn A nur Geschäfte mit B macht etc., dann
wäre das ja Unilateralismus pur. Das verstößt doch gegen WTO-Regeln. Das ja
läuft eben auch der Tendenz der Fortschritte und auch der Zivilisation der
Menschheit zuwider. Daher sind wir gegen Unilateralismus. Wir sind für
Freihandel und Zusammenarbeit zwischen beiden Parteien oder trilaterale
Zusammenarbeit. Das sollte doch nicht andere beschädigen oder verletzen.
Also nur mit Harmonie blüht das Geschäft; das sagt man in China immer
gerne.

Jetzt zum Iran-Abkommen: Diese Abkommen ist wirklich nur mühselig zustande
gekommen; das hatten Sie, Frau Merkel, ja auch schon angesprochen. Jeder
hatte eben noch seine Sicht der Dinge. Aber am Ende konnte man sich nach
Verhandlungen zwischen den E3+3 und dem Iran einigen. Das ist ja auch vom
UN-Sicherheitsrat indossiert worden. Daher glauben wir, dass es in dieser
Situation sehr wichtig ist, dieses Iran-Abkommen weiter aufrechtzuerhalten
und durch Verhandlungen und friedliche Ansätze Lösungen zu finden. Man
sollte eben auch das Regime der atomaren Nichtverbreitung wahren. Dafür
zeigen wir eben auch machbare Lösungen auf, das heißt, leichter handhabbare
Lösungen.

Umgekehrt, wenn das Abkommen zerstört wird, hat das dann ja Konsequenzen,
die man nicht unterschätzen darf. Daher verlangen wir auch von chinesischen
Unternehmen, sich eben an dieses Iran-Abkommen und an die
Sicherheitsratsresolutionen zu halten. Man sollte eben auch gemeinsam an
einem Strang ziehen. China ist gerne bereit, sich darüber abzustimmen und
alle betroffenen Akteure zu konsultieren, damit sich die Dinge in eine
positive Richtung bewegen.

Frage: Frau Merkel, Sie haben schon einen Teil der Frage beantwortet. Seit
dem zweiten Halbjahr 2017 arbeitet Deutschland ja auch an der
Außenwirtschaftsverordnung. Sie haben gesagt, das sei nicht gegen Dritte
oder gegen bestimmte Länder gerichtet. Trotzdem hört man in den Medien
Stimmen, die sagen, dass das doch gegen chinesische Investitionen etc.
gerichtet sei. Chinesische Unternehmen investieren in Deutschland. Ist das
dann für Sie eine Bedrohung oder eine potenzielle Bedrohung für
Deutschland?

BK'in Merkel: Nein, grundsätzlich ist das keine Bedrohung. Aber es gibt
natürlich auch immer Fragen der inneren Sicherheit und der inneren Ordnung,
und da sagt unser Außenwirtschaftsgesetz heute schon, dass wir solche
Investitionen dann auch untersagen können, wenn es sozusagen um Fragen der
Gesamtsicherheit geht.

Hier ist jetzt die Frage: Wann ist das betroffen und wann ist das nicht
betroffen? - Das sind Einzelfallentscheidungen. Wir haben zum Beispiel im
vergangenen Jahr bei den Dual-Use-Gütern in mehr als 2000 Fällen einen
Export akzeptiert. In ganz wenigen Fällen, etwa in 20 Fällen, haben wir das
nicht getan. Daran sieht man also schon die Relation.

Ich glaube, dass es wichtig ist, dass wir transparent sind, wenn wir eine
solche Verordnung überarbeiten. Aber das geht nicht gegen China, sondern
das ist auf bestimmte Kerninteressen Deutschlands ausgerichtet. Das
betrifft dann China, oder das betrifft Russland, oder das betrifft ein
arabisches Land oder wen auch immer. Es gibt keine gegen China gerichtete
Handelspolitik; das muss ganz klar sein. Wir wollen Handel zum
gegenseitigen Vorteil betreiben - mit wem auch immer und niemals, wie es
auch der Ministerpräsident gesagt hat, zulasten Dritter. Darüber, dass es
dann immer Fragestellungen wie die gibt, ob hier der Schutz des geistigen
Eigentums ausreichend ist, muss man dann offen diskutieren. - Danke schön!

MP Li: Eine kleine Ergänzung, zwei Sätze: Frau Merkel und ich haben ja
schon darüber gesprochen. Sie hat mir gesagt: Deutsche
Sicherheitsüberprüfungen gegenüber ausländischen Investitionen sollen China
nicht diskriminieren. China hat dann ja auch das gute Recht, Ansprüche zu
erheben. Chinesische Investitionen sind auch in Deutschland vertreten.

Da bitte ich Sie, die Presse, bitte dieses Signal auszusenden: China ist ja
nach wie vor ein Entwicklungsland. Unsere Investitionen bedrohen Ihre
nationale Sicherheit ja nicht. Bei vielen gemeinsamen Projekten wollen wir
von Ihren Erfahrungen und Technologien lernen. Wir hoffen, dass das bei
Ihnen willkommen ist. - Danke schön!

Montag, 9. Juli 2018

 * 

Quelle:

Pressekonferenz von Bundeskanzlerin Merkel und dem Ministerpräsidenten

der Volksrepublik China, Li Keqiang, am 9. Juli 2018 in Berlin

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/07/2018-07-09-pk-merkel-li.html
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PRESSEKONFERENZ/1707: Regierungspressekonferenz vom 9. Juli 2018 (BPA)


Presse- und Informationsamt der Bundesregierung

Im Wortlaut

Mitschrift der Pressekonferenz - Montag, 9. Juli 2018

Regierungspressekonferenz vom 9. Juli 2018

Themen: Brexit-Verhandlungen/Brief des Bundesinnenministers an die
EU-Kommission hinsichtlich der sicherheitspolitischen Zusammenarbeit nach
dem Brexit, Gespräche im Normandie-Format, Zwischenbericht der OPCW zu
einem mutmaßlichen Giftgasangriff in Duma, Mobilfunkgipfel im BMVI,
Urteilsverkündung im NSU-Prozess, Medienbericht über einen geplanten
Bargeldtransfer von Deutschland in den Iran, Vorstellung des Masterplans
Migration, deutsch-chinesische Regierungskonsultationen, Belastung von
Betriebsrenten durch Krankenkassenbeiträge, Krankentransporte aus der
Ukraine durch den Sanitätsdienst der Bundeswehr, Auslesen von Handydaten
von Asylbewerbern, Vereidigung des türkischen Staatspräsidenten, Dekret zur
Entlassung von über 18 Bediensteten aus dem türkischen Staatsdienst,
angekündigte Sperrung italienischer Häfen für Flüchtlingsrettung,
Qualitätssicherung im BAMF, Sicherheit der belgischen Atomkraftwerke
Tihange 2 und Doel 3


Sprecher: SRSin Fietz, Neymanns (BMI), Breul (AA), Friedrich (BMVI),
Schwamberger (BMF), Berger (BMZ), Berve-Schucht (BMG), Fähnrich (BMVg),
Haufe (BMU)



Vorsitzender Feldhoff eröffnet die Pressekonferenz und begrüßt SRSin Fietz
sowie die Sprecherinnen und Sprecher der Ministerien.

Frage: Ich würde gern die Diskussion vom Freitag zum Schreiben des
Bundesinnenministers in Sachen Brexit und Sicherheit aufnehmen und bitte um
eine etwas deutlichere Stellungnahme von Ihnen, Frau Fietz, oder vom
Auswärtigen Amt - wer immer sich berufen fühlt -, da es mittlerweile auch
einen Schriftverkehr gibt, der klarstellt, dass die schriftlichen
Einlassungen des Innenministers nicht die Linie der Bundesregierung seien.

SRSin Fietz: Dazu kann ich, bevor wir zu dem Brief im Speziellen kommen,
grundsätzlich erst einmal sagen: Die Bundeskanzlerin hat bereits mehrfach
betont, dass eine enge Zusammenarbeit zwischen Großbritannien und der EU
beim Thema Sicherheit auch nach dem Brexit sehr wichtig ist. Alle
Beteiligten werden alles dafür tun, damit die Zusammenarbeit mit
Großbritannien als Drittstaat keine Abstriche bei der Sicherheit zur Folge
hat.

Der Brief des Innenministers drückt die Besorgnis aus, dass sich die
Sicherheitslage nach dem Brexit nicht verschlechtern dürfe. Da das auch
niemand will, steht die Bundesregierung weiterhin dazu, dass die
erarbeiteten Leitlinien verfolgt werden. Die EU-Kommission hat dazu das
Verhandlungsmandat. Aber, wie gesagt, die Sicherheit der Bürger ist für die
Bundesregierung eine große Aufgabe und das höchste Gut und hat höchste
Priorität.

Zusatzfrage: Drückt der Brief denn nun die Linie der Bundesregierung aus,
oder, wie wir aus dem Brüsseler Schreiben entnehmen, drückt er nicht die
Linie der Bundesregierung aus?

SRSin Fietz: Der Brief drückt die Besorgnis des Bundesinnenministers aus,
dass sich die Sicherheitslage nach dem Brexit nicht verschlechtern dürfe.
Es ist aber Konsens in der Bundesregierung, dass die Leitlinien gelten.

Vielleicht kann das Bundesinnenministerium noch etwas hinzufügen.

Neymanns: Hinzuzufügen habe ich tatsächlich relativ wenig, außer, dass ich
noch einmal genau bekräftigen kann, was die Regierungssprecherin gesagt
hat: dass es dem Bundesinnenminister wichtig war, dass die enge und gute
Zusammenarbeit mit Großbritannien in Sicherheitsfragen auch nach dem Brexit
fortgesetzt werden kann. Das hat er in seinem Schreiben an die Kommission
noch mal zum Ausdruck gebracht.

Er wollte aber mit diesem Schreiben in keiner Weise die Leitlinien der
Kommission infrage stellen, die die Brexit-Verhandlungen natürlich
maßgeblich betreibt. Ich glaube, in Punkt 6 der Leitlinien gibt es den
Hinweis, dass die EU bereit ist, in nicht handelsbezogenen Bereichen,
insbesondere im Bereich der Bekämpfung von Terrorismus und internationaler
Kriminalität etc., Partnerschaften zu bilden. Genau das ist dadurch
gedeckt. Das ist die Absicht des Ministers, genauso wie Frau Fietz sie
wiedergegeben hat.

Breul: Ich kann nur bestätigen, was Frau Fietz gerade ausgeführt hat. Die
Leitlinien gelten. Es gibt die Sorgen, die wir im Sicherheitsbereich haben,
und der Wunsch nach enger Zusammenarbeit mit Großbritannien auch nach dem
Brexit ist vorhanden. Insofern gibt es hier, glaube ich, keinen Dissens.

Frage: Mich würde schon noch interessieren, wie das Bundesinnenministerium
es bewertet, dass es offenbar extra noch eines Briefes der deutschen
Vertretung bei der Kommission bedurfte, um Irritationen zu begegnen. Wenn
das alles so klar ist, muss man das ja nicht in einem gesonderten Brief
gegenüber der Kommission noch einmal deutlich machen.

Um das Thema kurz noch etwas zu erweitern, würde mich schon interessieren,
ob die Bundesregierung inzwischen eine Position zu den neuen Vorschlägen
der Briten im Hinblick auf den Brexit und die Zeit nach dem Brexit
entwickelt hat.

Neymanns: Es war sicherlich nicht die Absicht, irgendwelche Irritationen zu
verursachen. Es ging darum, dass, wie bekräftigt, auch nach dem Brexit die
Zusammenarbeit in Sicherheitsfragen eng gestaltet werden wird. Ich kenne
das Schreiben nicht; deswegen kann und möchte ich das hier nicht
kommentieren. Aber noch mal: Es ging nicht darum, irgendwelche Irritationen
zu verursachen.

SRSin Fietz: Die Brexit-Verhandlungen gehen ja jetzt in die entscheidende
Phase. Sie werden durch die Kommission mit Großbritannien geführt. Wie die
Bundeskanzlerin bereits in der letzten Woche gesagt hat: Die Zeit drängt.
Der politische Rahmen sollte bis Oktober geklärt sein. Daher ist es jetzt
auch sehr wichtig, dass die britische Regierung in den nächsten Tagen
entscheidet und dann die Diskussionen darüber in Gang gesetzt und zum
Abschluss gebracht werden können.

Frage: Ich möchte die Bundesregierung nach ihrer Einschätzung zu den
Auswirkungen des Rücktritts des britischen Brexit-Ministers von heute Nacht
fragen.

Breul: Kabinettsumbildungen kommentieren wir ja grundsätzlich nicht. Darum
möchte ich das in keiner Weise bewerten. Auf der anderen Seite haben wir
sicher keinen Zweifel daran, dass die britische Regierungsseite
verhandlungsfähig ist.

Frau Fietz hat es gerade gesagt: Wir haben schon ziemlich lange darauf
gewartet, dass präzisere Vorstellungen der britischen Seite auf den Tisch
gelegt werden. Wir begrüßen daher, dass das jetzt der Fall sein wird oder
die Ankündigung erfolgt ist, dass das in den nächsten Tagen geschieht. Dann
werden wir uns genau ansehen, was in diesem Weißbuch enthalten ist, darüber
im Kreis der EU-Mitgliedstaaten beraten und dann im Lichte unserer
festgelegten Verhandlungsposition die Kommission ins Rennen schicken, wie
sich das in den letzten Monaten schon bewährt hat.

Für alle Details und Bewertungen von Details würden wir abwarten wollen,
was in dem Weißbuch steht. Da ist es für eine Bewertung noch zu früh.

Zusatzfrage: Hat denn Herr Davis in Deutschland irgendeinen Ansprechpartner
gehabt, oder lief das immer über die EU-Kommission?

Breul: Die Verhandlungen werden von der Europäischen Kommission geführt; da
gibt es auch keine Abstriche. Mir ist von einem Mal bekannt, dass Herr
Davis in Berlin war, um Gespräche zu führen, die flankierender Natur sind;
vielleicht war es auch zweimal oder mehrfach. Aber klar ist: Die
Verhandlungen werden von der Kommission geführt. Da gibt es auch keine
Nebenabsprachen oder sonst etwas. Das würde uns als EU insgesamt schwächen.

Frage: Mich würde zunächst interessieren, ob Herr Eckert, der Leiter der
politischen Abteilung der deutschen EU-Vertretung in Brüssel, der zum
Ausdruck gebracht hat, dass das kein in der Bundesregierung abgestimmtes
Schreiben sei, die Stellungnahme mit der Bundesregierung abgestimmt hat, er
insofern also die Auffassung der Bundesregierung wiedergibt.

Die zweite Frage ist: Herr Neymanns, warum hat der Bundesinnenminister das
Schreiben nicht mit den anderen Ressorts abgestimmt?

Wenn ich darf, dazu noch die Frage: Warum ist es angemessen, den Briten
vollen Zugang zu EU-Informationssystemen inklusive Schengen zu gewähren,
wenn nicht gleichzeitig die Briten nach dem Brexit verpflichtet sind, zum
Beispiel den EU-Gerichtshof und seine Rechtsprechung anzuerkennen?

Neymanns: Der Bundesinnenminister ist für Sicherheitsfragen zuständig. Die
bilateralen Beziehungen und multilateralen Beziehungen in Sicherheitsfragen
laufen in bestimmten Bereichen auch im Innenministerium. In dieser
Funktion, in seiner Zuständigkeit als Bundesinnenminister, hat er die
Kommission angeschrieben, um auf seine Sorge noch mal hinzuweisen.

Noch mal: Er wollte damit die Verhandlungen nicht infrage stellen. Er
wollte damit die Leitlinien der Verhandlungen nicht infrage stellen,
sondern, wie schon ein paarmal gesagt, explizit darauf hinweisen, dass die
Sicherheitszusammenarbeit eng gestaltet werden muss.

Die Verhandlungen, wie die Sicherheitszusammenarbeit nach dem Brexit
tatsächlich gestaltet werden müsste, führt natürlich nicht der
Bundesinnenminister alleine. Insofern kann ich Ihnen jetzt zu Detailfragen,
wer wann was machen müsste, um das und jenes bekommen zu können, ad hoc
hier keine Auskunft geben, insbesondere weil die Verhandlungen ja noch
ausstehen.

Vorsitzender Feldhoff: Der Kollege hatte nach der Abstimmung der Briefe
gefragt. Die eine Frage geht, glaube ich, an Sie: warum der Innenminister
den Brief nicht abgestimmt hat.

Neymanns: Ich habe, glaube ich, den Teil, den ich dazu sagen kann, gerade
gesagt.

Vorsitzender Feldhoff: Dann gab es noch die Frage zum Brief des 
EU-Botschafters.

Breul: Herr Seibert hat ja am Freitag schon deutlich gemacht, dass wir die
internen Schreiben gegenüber der Kommission hier nicht kommentieren.
Insofern habe ich dazu auch nichts hinzuzufügen.

Vielleicht nur der Hinweis, dass ein Schreiben von Mitarbeitern der
Ständigen Vertretung an die Kommission tagtägliche Behördenkommunikation
ist und in keiner Weise ein besonderer Vorgang.

Zusatzfrage: Mit Verlaub, das ist, wenn Sie es auch von der Wirkung her
sehen - das wissen Sie sehr genau -, kein tagtägliches Schreiben, sondern
hier hat ein wichtiger Mitarbeiter der deutschen EU-Vertretung zum Ausdruck
gebracht, dass das Schreiben des Bundesinnenministers, das für Wirbel
gesorgt hat, nicht die abgestimmte Position der Bundesregierung wiedergibt.
Das ist damit doch kein interner Vorgang mehr.

Mich interessiert schlicht und einfach: Hat Herr Koch damit die Position
und damit den Unmut der Bundesregierung gegenüber dem einseitigen Handeln
des Bundesinnenministers zum Ausdruck gebracht?

Breul: Ich kann nicht erkennen, wie wir Ihnen noch neue Informationen zur
Verfügung stellen könnten, die Ihnen weiterhelfen, im Vergleich zu dem, was
wir schon gesagt haben. Wir haben die Position der Bundesregierung ja noch
mal unterstrichen.

Zusatz: Sagen Sie doch einfach Ja oder Nein.

Breul: Ich habe gesagt: Interne Schreiben kommentieren wir nicht.

Zuruf: Es ist doch nicht mehr intern. Deswegen reden wir ja darüber.

SRSin Fietz: Ich glaube, man kann noch mal betonen: Es geht darum, dass der
Innenminister in seinem Brief seine Besorgnis zum Ausdruck gebracht hat,
wie ich das eben gesagt habe, und dass es nun mal zu den Aufgaben des
Auswärtigen Amtes und seiner Ständigen Vertretung gehört, die Linien der
gesamten Bundesregierung abzustimmen und klarzustellen. Das ist der simple
Vorgang, der passiert ist.

Es gibt keinen Dissens, beispielsweise zwischen der Kanzlerin und dem
Innenminister, sondern man ist sich darin einig, dass das
Sicherheitsbedürfnis der Bürger auch nach dem Brexit auf jeden Fall gewahrt
bleiben muss. Das ist der Vorgang, der jetzt nach vorne weist.

Vorsitzender Feldhoff: Dann gab es noch die Frage nach der
Zugangsberechtigung.

Neymanns: Das hatte ich versucht zu sagen. Ich kann jetzt hier zu
anstehenden Verhandlungen, die parallel zum oder nach dem Brexit geführt
werden müssen, keine inhaltlichen Angaben machen. Wer wann was bekommt und
wann was geben muss, dazu kann ich hier keine Stellung nehmen.

Zusatzfrage: Es war nicht die Frage, wer da was zu verhandeln haben wird.
Mich interessiert, wie der Bundesinnenminister eine Position vertreten
kann, die bedeuten wurde, dass man den Briten vollen Zugang zu allen 
EU-Unterlagen gewährt, und zwar in einer Situation, in der sie nicht mehr an
eine Akzeptanz der Rechtsprechung des EU-Gerichtshofs gebunden wären. Das
heißt, er gewährt etwas, ohne auf der anderen Seite die entsprechenden
Verpflichtungen einzufordern. Wie kommt ein Bundesinnenminister dazu, diese
Position zu beziehen?

Neymanns: Noch einmal: Der Bundesinnenminister hat der Kommission seine
Sorge zur Kenntnis gebracht, dass auch nach dem Brexit die
Sicherheitszusammenarbeit eng gestaltet werden muss, weil sie auch für die
Sicherheit der Bürgerinnen und Bürger in unserem Land wichtig ist. Wie
konkret diese Zusammenarbeit dann aussehen kann, wird die Kommission mit
den Briten und mit den Mitgliedstaaten verhandeln müssen. Das können wir
jetzt hier leider nicht bilateral ad hoc mal kurz skizzieren.

Frage: Herr Neymanns, ich würde es auch noch mal gern entflechten und
verstehen: Um welche Aspekte in der Sicherheitszusammenarbeit geht es hier?

Neymanns: Um die grundlegenden Aspekte der Sicherheitszusammenarbeit, die
mit Großbritannien auch in den letzten Jahren sehr gut funktioniert hat und
die, wenn man einen harten Brexit vollziehen würde und für
Sicherheitsfragen keine neuen Regeln treffen würde, gegebenenfalls in
Gefahr wäre.

Insofern ist das erst mal eine grundsätzliche Linie des
Bundesinnenministers, dass er sagt: Die Sicherheitszusammenarbeit, die gut
funktioniert hat, muss auch nach dem Brexit gut funktionieren. Die Details,
welche Felder das betrifft, müssen noch ausgestaltet werden.

Zusatz: Das beantwortet überhaupt nicht meine Frage.

Neymanns: Ich kann Ihnen dazu hier nicht mehr sagen.

Zusatzfrage: Geht es hier um Geheimdienstzusammenarbeit, Antiterrorlisten?

Neymanns: Es geht um viele, viele verschiedene Aspekte der
Sicherheitszusammenarbeit. Einzelne herauszugreifen, das kann und möchte
ich hier nicht.

Zusatzfrage: Aber der Innenminister möchte, dass die Briten weiterhin
Zugang haben zum Schengen-Informationssystem, zu der Fluggastdatenbank,
einer EU-Fluggastdatendank?

Neymanns: Ich könnte jetzt, glaube ich, zum dritten oder vierten Mal
paraphrasieren, was ich vorhin schon gesagt habe. Das wird bestimmt nicht
schöner. Insofern kann ich dazu jetzt nichts sagen.

Zusatzfrage: Frau Fietz, können Sie uns sagen, welche Sicherheitsaspekte
der Kanzlerin bei Großbritannien wichtig sind?

SRSin Fietz: Es geht grundsätzlich darum, nach einem Brexit die
Sicherheitslage für die Bevölkerung in der EU nicht zu verschlechtern.

Zusatzfrage : In welchen Bereichen?

SRSin Fietz: Das betrifft alle Bereiche, und die Verhandlungen dazu werden
noch geführt werden müssen.

Frage: Herr Breul, Sie haben es ja eben als einen vollkommen normalen
Zustand beschrieben; tagtäglich werden solche Briefe geschrieben. Dürfen
oder müssen wir dann davon ausgehen, dass Briefe, in denen immerhin die
deutsche Vertretung in Brüssel schriftlich einem Bundesminister
widerspricht oder schriftlich analysiert, dass dessen Haltung der Linie der
Bundesregierung nicht entspricht, tagtäglich geübte Praxis sind?

Breul: Nein, da haben Sie mich missverstanden. Ich habe nicht gesagt, dass
solche Briefe tagtäglich geschrieben werden. Ich habe gesagt, dass
tagtäglich Briefe geschrieben werden.

Zusatzfrage: Solche Briefe sind dann doch eher die Ausnahme? Die gibt es
sonst nie, oder?

Breul: Dazu liegt mir keine Statistik vor.

Frage: Auch wenn Sie jetzt die Vorschläge nicht kommentieren wollten, habe
ich grundsätzlich die Frage: Wenn man die EU-Regel zu Waren akzeptiert,
aber gleichzeitig keine Grenzkontrollen will und Freihandelsabkommen
abschließt, ist das "Cherry-Picking"?

SRSin Fietz: Bitte sehen Sie mir nach, dass ich an dieser Stelle nicht
einzelne Maßnahmen kommentiere. Wie gesagt, die Bundesregierung wird sich
mit den britischen Vorschlägen noch mal auseinandersetzen. Dann wird das
alles bewertet, und die Vorschläge werden im Allgemeinen Rat am 20.07.
insgesamt beraten.

Frage: Ist es denn gängige Praxis, dass Ministerinnen und Minister ihre
Sorge in einem solchen nicht abgestimmten Brief an die EU-Kommission
äußern?

Breul: Ich kann nur sagen: Es ist nicht unüblich, dass Bundesminister sich
im Rahmen ihrer Zuständigkeit an ihren Counterpart in Brüssel wenden.

Zusatzfrage: Inwiefern findet da eine Absprache statt, zum Beispiel mit der
Bundeskanzlerin?

Breul: Das kann ich Ihnen im Einzelnen nicht sagen. Es liegt auch immer in
der Natur des Briefes. Es gibt bestimmt Sachverhalte, bei denen mehrere
Ressorts betroffen sind. Es gibt Sachverhalte, bei denen die ganze
Bundesregierung betroffen ist. Es gibt wahrscheinlich auch Sachverhalte,
die in die Zuständigkeit des betreffenden Ressorts fallen. Das kann man so
pauschal nicht beantworten.

Zusatzfrage: Ich versuche zu verstehen, ob dieser Brief von Horst Seehofer
ein besonderer Vorgang war oder ob das eigentlich gängige Praxis ist.

SRSin Fietz: Ich kann Ihnen, wie der Kollege aus dem Auswärtigen Amt, da
leider auch keine Statistik vorlegen und kann auch nicht nachvollziehen,
inwieweit andere Minister oder Ministerinnen sich direkt an die 
EU-Kommission wenden.

Ich kann Ihnen nur noch mal versichern, dass die Intention dieses Briefes
sich voll und ganz mit der Linie der Bundesregierung deckt, die
Sicherheitslage der Bürgerinnen und Bürger auch nach dem Brexit zu
gewährleisten.

Frage: Wenn wir mit dem Brexit durch sind, würde ich ein neues Thema
aufmachen.

Vorsitzender Feldhoff: Nein, wir sind mit dem Brexit nicht durch. Sie
hatten sich so wild gemeldet, dass Sie zum Brexit etwas fragen wollen.
Deswegen dachte ich, jetzt sind Sie dran.

Zusatz: Dann stelle ich jetzt die Frage.

Vorsitzender Feldhoff: Dann sind Sie jetzt nicht dran.

Zusatz: Doch! Dann stelle ich noch mal eine Brexit-Frage, und zwar nur, um
es klar zu bekommen.

Vorsitzender Feldhoff: Entschuldigung, das ist hier kein Wunschkonzert.
Noch habe ich hier die Sitzungsleitung. Wenn Sie das gerne machen wollen,
können Sie sich zur Wahl stellen.

Aber ganz ehrlich: Das finde ich den Kollegen gegenüber nicht ganz fair.

Zusatz: Ich wollte jetzt eine Brexit-Frage stellen.

Vorsitzender Feldhoff: Dann stellen Sie jetzt bitte eine Brexit-Frage.

Zusatz: Eben, habe ich doch gerade gesagt.

Vorsitzender Feldhoff: Nachdem Sie zuerst gesagt haben, Sie wollten gar
keine Brexit-Frage stellen.

Zusatz: Ja, dann habe ich gesagt: Gut, dann stelle ich jetzt noch eine
Brexit-Frage. - Wo ist das Problem?

Vorsitzender Feldhoff: Weil Sie eigentlich sonst nicht dran wären.

Zusatzfrage: Nur um es klar zu bekommen, weil die Aussagen unterschiedlich
sind und weil Sie es gerade angedeutet haben, Frau Fietz: Stellt der Brief
des Bundesinnenministers an die EU-Kommission die Meinung der
Bundesregierung dar? Ja oder nein?

SRSin Fietz: Ich glaube, wir haben die Meinung der Bundesregierung jetzt
hier wiederholt dargestellt: dass es darum geht, die Leitlinien zu
verfolgen und dann im Ganzen zu entscheiden. Das ist die Linie der
Bundesregierung.

Frage: Frau Fietz, es gehört ja zum Geschäftsgang der Bundesregierung, dass
solche Briefe auch dem Kanzleramt mitgeteilt werden. Haben Sie eine
Erklärung dafür, dass das Kanzleramt dazu nichts gesagt hat und dass das
Kanzleramt dann auch nicht verhindert hat, dass eine andere Behörde etwas
Distanzierendes hinsichtlich eines eigenen Kabinettsmitglieds in Brüssel
mitteilt?

SRSin Fietz: Ich kann Ihnen dazu jetzt wirklich nicht noch mehr als das
sagen, was wir hier zu diesem Thema schon kundgetan haben.

Zusatzfrage: Entschuldigung, ich wollte wissen, warum das Kanzleramt, das
informiert war, angesichts des Briefs nichts unternommen hat und weshalb
dann eine untergeordnete EU-Behörde aus Deutschland etwas unternommen hat.
Können Sie mir die Logik dieses Regierungshandelns erklären?

SRSin Fietz: Ich kann dem, was ich jetzt gesagt habe, nichts hinzufügen.

Zusatz: Aber Sie könnten mir erklären, wieso das Kanzleramt nichts
unternommen hat!

SRSin Fietz: Wie gesagt: Ich kann nicht mehr als das sagen, was ich dazu
gesagt habe.

Zusatzfrage: Wissen Sie es nicht oder wollen Sie es nicht sagen?

SRSin Fietz: Ich kann es jetzt immer wieder wiederholen: Wir haben hier die
Linie der Bundesregierung dargestellt und den Gang des Verfahrens
skizziert. Das ist das, was ich Ihnen heute dazu sagen kann.

Frage: Hat jemand aus dem Kanzleramt - sei es die Bundeskanzlerin, sei es
möglicherweise ihr Abteilungsleiter Außenpolitik oder sei es jemand anderes
- in der Sache einmal einen Hinweis an den Innenminister gegeben oder das
Gespräch gesucht, oder ist das zwischen den beiden Häusern sozusagen
nirgends erörtert worden?

SRSin Fietz: Die Bundeskanzlerin und der Bundesinnenminister sind in
regelmäßigem Austausch und haben auch über dieses Thema miteinander
gesprochen. Sie sind sich einig in der Zielsetzung, dass sich die
Sicherheitslage für die Bevölkerung nach dem Brexit nicht verschlechtern
darf.

Zusatzfrage: Was heißt "über dieses Thema"? Geht es um den Brief?

SRSin Fietz: Es geht insgesamt um den gesamten Komplex der Sicherheitslage
und des Brexit.

Zusatzfrage: Inklusive Brief?

SRSin Fietz: Ich würde sagen: Die Bundeskanzlerin und der Innenminister
haben heute diesbezüglich auch noch einmal miteinander telefoniert, und - -
-

Zuruf: Heute!

SRSin Fietz: Dabei ist wirklich zum Ausdruck gekommen, dass sie sich in der
Intention einig sind, dass sich die Sicherheitslage nicht verschlechtern
darf.

Frage: Herr Breul und vielleicht auch Frau Fietz, ohne nach einer Statistik
zu fragen, die Sie ja nicht vorliegen haben: Ist der Bundesregierung auch
nur ein einziger weiterer Fall bekannt, in dem über den nachgeordneten Weg
Brüssel eine untergeordnete Behörde eine einseitige Positionierung des
Bundesinnenministeriums unabgesprochen kritisiert hat?

Breul: Die Bewertung des Vorgangs, die Sie gerade vorgenommen haben, möchte
ich mir nicht zu eigen machen.

Dann möchte ich dazu noch sagen: Wir führen darüber, wie gesagt, keine
Statistik. Ich kann Ihnen darauf jetzt beim besten Willen keine
befriedigende Antwort geben.

Zusatzfrage: Frau Fietz?

SRSin Fietz: Ich kann Ihnen dazu auch keine Zahlen oder Sonstiges nennen.
Das dürfen Sie aber auch gerne darauf zurückführen, dass ich dieses Amt
erst seit April bekleide.

Zusatz: Die Bewertung resultiert natürlich daraus, dass, wenn der Leiter
der entsprechenden Abteilung in Brüssel betont, dass dieses Schreiben kein
abgestimmtes sei, wir alle wissen, was das zu bedeuten hat. Wenn gesagt
wird "Das ist nicht abgestimmt", dann ist das eine Kritik. Da muss ich gar
nichts hineingeheimnissen, sondern das ist der Sprachgebrauch und die
Bedeutung. Wenn das schon einmal vorgekommen sein sollte, dann müsste Ihnen
das ja eigentlich bekannt sein.

Breul: Wie gesagt: Ich weiß nicht - - - Jetzt haben Sie schon wieder eine
Bewertung vorgenommen, nämlich dass es sich bei diesem Schreiben um eine
Kritik handeln soll. Man kann auch andere Bewertungen vornehmen.

Wichtig ist doch, was die Linie der Bundesregierung ist, und das haben wir
hier im dreistimmigen Chor vorgetragen. Entscheidend sind die Leitlinien
des Europäischen Rates, und an dieser Position hat sich in der letzten
Woche nichts verändert.

Frage: Grundsätzliche Frage: Wer bestimmt denn letztendlich die Linie der
Bundesregierung in dieser Frage? Ist es der Leiter der politischen
Abteilung in Brüssel, ist es das Auswärtige Amt, oder ist es das
Kanzleramt?

Frau Fietz, aus Ihrem Hinweis, dass die beiden heute auch über dieses Thema
gesprochen haben, würde ich schließen, dass sie an dem Thema des Briefs
nicht vorbei gekommen sind.

SRSin Fietz: Die Tatsache, dass sie heute miteinander gesprochen haben, hat
mit Blick auf dieses Thema jetzt nicht irgendeine besondere Relevanz,
sondern war eigentlich nur als Hinweis darauf an Sie gedacht, dass die
Kanzlerin und der Bundesinnenminister in regelmäßigem Austausch stehen und
dass sie sich auch in diesem Telefonat darüber einig waren, dass es vor
allen Dingen darum geht, die Sicherheitsstandards zu wahren.

Breul: Ich glaube, wer die Richtlinien bestimmt, steht im Grundgesetz.

Frage: Herr Breul, zum Normandie-Format: Ich möchte ein bisschen mehr
darüber wissen, wie die Gespräche zurzeit laufen und ob sie überhaupt
laufen. Ich weiß, dass die Gespräche nach dem Treffen in Berlin Anfang Juli
jetzt eigentlich auf der Ebene der Politischen Direktoren weiterlaufen
sollten. Ist es so? Wenn nicht, erzählen Sie ein bisschen darüber, was
zurzeit passiert.

Breul: Das kann ich knapp halten, weil die Diskussion im Moment auf
Expertenebene läuft. Wie in so vielen Prozessen gibt es auch im 
Normandie-Format unterschiedliche Ebenen, die eingeschaltet sind. Es gibt natürlich
das Gipfelformat, und es hat das Außenministertreffen gegeben. Es gibt
natürlich Beamte, die die Gespräche laufend fortführen und die entsprechend
höherrangigen Sitzungen vorbereiten. Diese Gespräche laufen. Ich habe jetzt
keine Informationen über eine Terminierung der nächsten Gespräche auf
höherer Ebene, die ich mitteilen könnte.

Zusatzfrage: Es gibt jetzt also, wie Sie gesagt haben, keine Ergebnisse.
Worüber sprechen die dann?

Breul: Das müsste ich Ihnen vielleicht im Einzelnen noch einmal nachreichen
und mich darüber mit unseren zuständigen Experten unterhalten. Dazu habe
ich heute von dieser Bank aus keine neuen Informationen.

Frage: Ich habe eine Frage an das Außenamt. Am Wochenende ist der
Zwischenbericht der OPCW zu den vermeintlichen Giftgasangriffen in Duma
veröffentlicht worden. Darin ist jetzt erst einmal, Gott sei Dank, keine
Rede mehr davon. An dieser Stelle wurde auch in der Bundespressekonferenz
davon gesprochen, dass es sich um einen völkerrechtswidrigen Angriff
handelt. Daraufhin haben ja auch die USA, Großbritannien und Frankreich
Ziele in Syrien angegriffen. Sollte die Bundesregierung ihre Meinung zu
diesem Vorfall jetzt erst einmal revidieren?

Breul: Nein, das kann ich jetzt nicht erkennen. Wie Sie gerade schon
richtig gesagt haben, handelt es sich um einen Zwischenbericht der OVCW zum
mutmaßlichen Einsatz von Chemiewaffen in Duma, der Dutzende Opfer forderte
und Hunderte Frauen, Männer und Kinder verletzte. Der Zwischenbericht hat
bestätigt, dass in den vor Ort genommenen Proben Spuren von chlorhaltigen
Chemikalien enthalten waren. Die Ermittlungen dauern an. Ich denke, wir
sollten jetzt, bevor wir Schlussfolgerungen ziehen, diesen Abschlussbericht
der OVCW abwarten.

Zusatzfrage: Aber bevor es diesen Bericht überhaupt gab, hat die Regierung
ja auch schon Schlussfolgerungen gezogen. Wäre es nicht besser gewesen,
sich zu einem früheren Zeitpunkt Zurückhaltung aufzuerlegen?

Breul: Ich glaube, darüber haben wir uns hier schon mehrfach unterhalten.
Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMVI zu dem Mobilfunkgipfel am
Donnerstag. Können Sie inzwischen schon ein bisschen mehr über die
Teilnehmer und darüber sagen, welche Erkenntnisse Sie sich von diesem
Treffen erhoffen?

Friedrich: Grundsätzlich kann ich Ihnen das sagen, was auch schon bekannt
ist, nämlich dass sich der Minister mit den Ländern beziehungsweise den
Telekommunikationsanbietern treffen möchte, um eben darüber zu diskutieren,
was man im Bereich der Mobilfunkversorgung machen kann, um die Entwicklung
voranzubringen. Mehr Details kann ich Ihnen im Moment leider nicht nennen.
Das obliegt auch dem Gipfel.

Frage : Frau Fietz, die Bundeskanzlerin hat vor einigen Jahren hinsichtlich
des NSU-Falls versprochen, alles zu tun, um die Morde aufzuklären, die
Helfershelfer und Hintermänner aufzudecken und alle Täter ihrer gerechten
Strafe zuzuführen. Jetzt soll am Mittwoch ein Urteil erfolgen. Es laufen
auch noch ein paar Untersuchungsausschüsse. Ist die Bundesregierung mit der
bisherigen Arbeit der Behörden, wozu bekanntlich das großflächige
Schreddern von Unterlagen gehört, zufrieden?

SRSin Fietz: Dafür gilt die Regelung, dass wir uns zu laufenden Verfahren
nicht äußern.

Zusatzfrage: Sie brauchen sich ja nicht zu dem Gerichtsverfahren zu äußern,
aber zu dem, was die Bundesregierung gesagt hat. Zu der Aufarbeitung der
Morde durch die Behörden können Sie sich doch sicherlich äußern.

SRSin Fietz: Ich bitte um Nachsicht. Ich habe im Moment keine
Sprachregelung für Sie.

Frage: Es geht um die 300 Millionen Euro, die der iranische Staat in
Deutschland abheben und in bar nach Teheran fliegen möchte. Dazu habe ich
mehrere Fragen.

Erstens habe ich eine rein technische Frage an das Bundesfinanzministerium:
Wo liegt das Geld? Liegt das bei der Europäisch-Iranischen Handelsbank oder
bei der Bundesbank? Ist so ein Verfahren, dass solche großen Geldmengen
ausgeflogen werden, üblich?

Die zweite Frage zu dem Fall lautet: Gibt es eine Übersicht über iranisches
Staatsvermögen oder staatsnahes Vermögen, das in Deutschland existiert? Ist
ein Trend erkennbar, dass dieses Vermögen abgezogen wird?

Schwamberger: Zu Ihrer ersten Frage: Sie beziehen sich ja auf entsprechende
Meldungen darüber, dass eine iranische oder eine inländische Handelsbank,
die mit der Abwicklung von Zahlungsströmen aus dem und in den Iran betraut
ist, entsprechende Vorbereitungen für die von Ihnen genannte Transaktion
aufgenommen hat. Dieses Geld liegt auf Konten der von Ihnen angesprochenen
Europäisch-Iranischen Handelsbank.

Zu den Vermögenswerten und Abflüssen kann ich Ihnen hier jetzt keine
Statistik oder besondere Zahlen zur Verfügung stellen. Das ist uns nicht
bekannt.

Zusatzfrage TIEDE: Ist so ein Verfahren aber üblich, dass staatsnahe Banken
dermaßen große Geldbeträge in bar ausfliegen?

Schwamberger: Auf jeden Fall gibt es eine klare Linie. Wenn solche großen
Transaktionen in Länder anstehen, die mit Blick auf Geldwäsche und
Terrorfinanzierung mit besonderen Risiken behaftet sind, gibt es klare
Prüfverfahren seitens der BaFin und seitens der Zentralstelle für
Finanztransaktionsuntersuchungen, die auch unter dem Namen FIU bekannt ist.
Diese Prüfungen laufen jetzt entsprechend der ganz klaren Vorgaben auch ab.

Zusatzfrage: Welche Regierungsstellen sind denn darin involviert?

Schwamberger: Das sind die BaFin und die FIU.

Frage: Ich habe auch noch eine Frage dazu. Gab es denn in der Vergangenheit
schon einmal ähnliche Anfragen danach, solches Bargeld zu transferieren?
Ist dies also das erste Mal?

Sieht die Bundesregierung - das geht vielleicht auch an andere Ministerien -
 keinerlei Probleme in einem solchen Geldtransfer?

Schwamberger: Nach meiner Information ist das in dieser Form das erste Mal.

Breul: Die Prüfung läuft ja noch, aber natürlich ist klar, dass Teil der
Prüfung der Bundesregierung auch ist, ob möglicherweise Verletzungen gegen
ein Sanktionsregime etc. vorliegen. Insofern wird das natürlich geprüft.

Frage: Die Begründung, die die Iraner angeben, ist ja unter anderem, dass
man Reisende mit Bargeld ausstatten möchte, die keinen Zugang zu
Kreditkarten haben. Das sind ja klassischerweise Personen, die dem
Sanktionsregime unterliegen. Die haben keinen Zugang zu Kreditkarten und
müssen also dann mit Bargeld ausgerüstet werden. Der Iran ist der
Finanzierung der Hisbollah und anderer Terrormilizen weiterhin nicht nur
verdächtigt, sondern auch überführt. Sehen die Bundesregierung, das
Innenministerium, das Außenministerium oder das Bundeskanzleramt irgendein
Problem darin, wenn solche Bargeldbeträge, die normalerweise für solche
Personenkreise verwendet werden, aus Deutschland ausgeflogen werden sollen?

SRSin Fietz: Ich kann dazu nur sagen, dass ja derzeit die Prüfung läuft und
die Bundesregierung davon ausgeht, dass diese Prüfung alles nach Recht und
Gesetz checkt und prüft. Darüber hinaus kann ich mich zum jetzigen
Zeitpunkt nicht äußern.

Schwamberger: Es ist ja völlig klar: Sollten sich im Rahmen einer Prüfung
konkrete Verdachtsmomente ergeben, dann ist das Ergebnis einer Prüfung,
dass das sozusagen nicht erfolgen kann. Aber diese Prüfung läuft und ist
abzuwarten.

Neymanns: Ich habe nicht Neues zu ergänzen. Ich stimme also zu.

Frage: Ich habe eine Frage an das BMI und an das Entwicklungsministerium.
Es geht um die Vorstellung des Masterplans Migration, der morgen
vorgestellt werden soll. Das war immer als gemeinsamer Termin des
Innenministers und des Entwicklungsministers angekündigt. Daher stelle ich
die Frage: Warum macht das Herr Seehofer morgen alleine?

An das BMZ: Hat das irgendwelche inhaltlichen Konsequenzen für den
Masterplan? Ist das BMZ in letzter Sekunde ausgestiegen, oder steht der
Minister noch vollumfänglich hinter diesem Masterplan?

Berger: Der Termin war als eine Veranstaltung des Bundesinnenministeriums
angekündigt. So wird er jetzt auch durchgeführt. Im Übrigen hat sich
Entwicklungsminister Müller in verschiedenen Interviews mehrfach zustimmend
zum Masterplan geäußert und insbesondere auf die Dimension für die
Herkunftsländer verwiesen. An dieser Einschätzung hat sich natürlich nichts
geändert. Dem habe ich nichts hinzuzufügen.

Neymanns: Und ich habe dem, was der Kollege des BMZ gesagt hat, auch nichts
hinzuzufügen.

Zusatzfrage: Kennt Minister Müller den Masterplan in der letztgültigen
Form? Im Zuge der Diskussion um den Masterplan war ja auch oft Thema, wer
ihn kennt und wer nicht.

Berger: Herr Müller hat sich als Entwicklungsminister zu diesem Masterplan,
in der Version, die er gekannt hat, geäußert und hat es auch bewertet.
Insofern kann ich dem nichts hinzufügen.

Frage: Herr Neymanns, Sie sagten am 8. Juni, dass Herr Seehofer und Herr
Müller den Masterplan vorstellen würden. Was hat sich geändert?

Neymanns: Der Kollege aus dem BMZ hat es ja dargestellt. Dem habe ich
nichts Neues hinzuzufügen. Die ursprüngliche Planung war in der Tat, dass
die beiden es zusammen vorstellen. Jetzt hat sich das geändert, und zwar
genau so wie der Kollege aus dem BMZ es dargestellt hat. Mehr habe ich dazu
leider nicht.

Zusatzfrage: Warum wurde schon wieder die BPK-Veranstaltung morgen verlegt?
Warum konnte man das nicht an zwei verschiedenen Terminen machen? Warum
muss es morgen um 10 Uhr sein?

Neymanns: Dass der Masterplan eine gewisse Aufmerksamkeit verursacht hat,
ist, denke ich, hier im Raum hinlänglich bekannt.

Zusatz: Man hätte es auch um 14 Uhr machen können. Dann hätte man zwei
Sachen.

Neymanns: Der Minister sitzt nicht nur da und wartet, bis er Pressetermine
machen kann, - -

Zusatz : Nicht?

Neymanns: - sondern er hat auch darüber hinaus einen dichten Zeitplan.
Insofern war ursprünglich in der Tat einmal die Planung, den
Verfassungsschutzbericht morgen vorzustellen. Aber in Abwägung und auch mit
Blick auf das große Interesse, das der Masterplan hervorgerufen hat, hat
man sich entschieden, den Masterplan morgen vorzustellen, und den
Verfassungsschutzbericht sicherlich in Kürze auch vorzustellen. Einen
konkreten Termin dafür gibt es noch nicht.

Zusatzfrage : Hier?

Neymanns: Das weiß ich, ehrlich gesagt, nicht. Ich würde aber davon
ausgehen. Aber ich kenne die konkrete Planung einfach nicht. Es hängt auch
davon ab, ob zu dem Termin in der BPK Platz ist usw.

Vorsitzender Feldhoff: Wir würden uns freuen, den Minister und den
Verfassungsschutzpräsidenten in Bälde hier begrüßen zu dürfen.

Frage: Ich muss es noch einmal probieren, Herr Berger. Hat es terminliche
Gründe, dass der Entwicklungsminister morgen nicht teilnehmen muss, oder
ist damit, dass er ihn nicht gemeinsam mit dem Bundesinnenminister der
Presse präsentiert, tatsächlich eine inhaltliche Distanzierung verbunden?

An das Innenministerium: Was steckt hinter der Entscheidung, ihn nicht in
der Bundespressekonferenz vorzustellen, wie es ursprünglich geplant war?

Berger: Ich habe eigentlich schon alles dazu gesagt. Ich kann noch einmal
auf die Äußerung des Entwicklungsministers verweisen. Da werden Sie sehen,
dass natürlich keine Distanzierung vom Masterplan vorliegt. Der Minister
sagte in einem Interview am 5. Juli in der "WELT":

"Ich unterstütze den Masterplan, er ist ein hervorragendes Gesamtkonzept."

Weiter unten:

"Es ist völlig richtig, dass der Masterplan dort ansetzt, wo Flucht und
Migration beginnen."

Mehr kann ich zu dem Thema nicht sagen.

Neymanns: Ich kenne tatsächlich keine konkreten Gründe. Ich weiß nicht, ob
es terminliche Gründe waren, dass beispielsweise der
Verfassungsschutzbericht eine Stunde vorgestellt werden sollte. Für die
Vorstellung des Masterplans morgen sind jetzt zwei Stunden angedacht. Ob es
Vortermine oder Anschlusstermine gibt, die der Minister schnell wahrnehmen
muss, weiß ich nicht. Klar ist auf jeden Fall, dass das morgen um 10 Uhr
bei uns im Haus stattfindet.

Frage: Zu den Regierungskonsultationen mit China heute: Wir haben an dieser
Stelle schon häufiger darüber diskutiert, welche Hoffnungen sich die
Bundesregierung bezüglich der wirtschaftlichen und der Handelsbeziehungen
macht. Gerade wenn man auf die Auseinandersetzung mit den Amerikanern
schaut, könnte man hoffen, dass China als Kompensation da ist.

SRSin Fietz: Da die Gespräche jetzt laufen, würde ich Sie auf die
Pressekonferenz heute Nachmittag verweisen. Da können Sie dann die Fragen
stellen, welche Erwartungen man hatte und inwiefern der Erwartungen erfüllt
wurden.

Zusatzfrage: Aber zumindest eine grobe Linie können Sie uns ja vielleicht
skizzieren. Ich schaue mir die Pressekonferenz dann auch gern noch an.

SRSin Fietz: Einige zwischenstaatliche Vereinbarungen und
Unternehmensvereinbarungen werden unterzeichnet. Diese werden im Nachgang
veröffentlicht. An Wirtschaftsthemen wird natürlich ein breites
Themenspektrum angeboten, von internationalen Handelsthemen bis zu Themen
der bilateralen Kooperation. Dann bleibt es dabei: Weiter kann ich diesen
Gesprächen nicht vorgreifen.

Frage: Frau Fietz, Herr Breul, wenn die Menschenrechtsbeauftragte der
Bundesregierung, Frau Kofler, sagt: "In Bezug auf bürgerliche und
politische Rechte hat sich die Lage in China in den letzten Jahren deutlich
verschärft", äußert sie sich dann für die Bundesregierung?

Sehen Frau Merkel und Herr Maas das genauso?

SRSin Fietz: Die Bundesregierung insgesamt hat immer wieder betont, dass es
auf die Wahrung der Menschenrechte ankommt. Sie hat das in ihren Gesprächen
immer wieder betont. Von daher sehe ich in den Äußerungen der
Menschenrechtsbeauftragten keine Besonderheit.

Zusatzfrage: Sie machen gerade einen Wertebezug auf. Ich mache hier einen
Entwicklungsbezug auf, den Frau Kofler auch aufmacht. Sehen Sie die
Entwicklung genauso wie Frau Kofler, Ihre Menschenrechtsbeauftragte - Herr
Breul und Frau Fietz?

SRSin Fietz: Ich denke, Sie können diese Frage nach Möglichkeit auch heute
Nachmittag stellen. Da können Sie auch direkt Antworten bekommen.

Breul: Ich kann nur hinzufügen: Frau Kofler ist die
Menschenrechtsbeauftragte der Bundesregierung. Die Sorge, die sie zum
Ausdruck gebracht hat, erfüllt auch die Bundesregierung insgesamt,
selbstverständlich.

Frage: An die Regierungssprecherin und an das Gesundheitsministerium: Am
Wochenende gab es eine Diskussion von Koalitionspolitikern über die
Abgabenlast auf Betriebsrenten insbesondere durch Krankenkassenbeiträge.
Mich würde, nachdem angekündigt wurde, dass man unter anderem mit Herrn
Spahn darüber ins Gespräch kommen will, interessieren, wie die Haltung der
Bundesregierung dazu ist, die Vollbelastung mit Krankenkassen- und auch mit
Pflegeversicherungsbeiträgen von Betriebsrenten in Richtung einer
Halbierung zu verändern?

Berve-Schucht: Danke schön für die Frage. - Im Moment können wir dazu
eigentlich nur sagen, dass dazu schon Gespräche laufen. Auch in der
Fraktion ist schon darüber gesprochen worden. Die Diskussion läuft. Ich
kann Ihnen also nicht von einer Entscheidung berichten.

Zusatzfrage: Heißt das aber, dass die Regierung und der
Bundesgesundheitsminister offen für die Diskussion, da womöglich etwas zu
verändern, sind?

Berve-Schucht: Wir führen Gespräche, ja.

Frage: Eine Frage an das Verteidigungsministerium: Herr Fähnrich, der
Sanitätsdienst der Bundeswehr plant wieder Krankentransporte aus der
Ukraine. Bei den vergangenen Transporten gab es den Fall, dass auch
Verwundete des rechtsradikalen Bataillons Asow nach Deutschland gebracht
wurden. Das ist natürlich ein moralisch sehr heikles Thema. Deswegen will
ich nachfragen: Nach welchen Kriterien führt die Bundeswehr in der Ukraine
eine Auswahl durch, wer als Verwundeter nach Deutschland geflogen wird und
wer nicht?

Fähnrich: Grundsätzlich werden die Patienten nach rein medizinischen
Gesichtspunkten für eine Akutbehandlung in Deutschland ausgewählt. Die
Bundeswehr leistet in Abstimmung mit dem Auswärtigen Amt die humanitäre
Hilfe für die Verwundeten aus den Kriegsgebieten. Das ist seit 2010 in
bereits annähernd 200 Fällen erfolgt. Die Verlegung der Patienten erfolgt
dann über den strategischen Verwundetenlufttransport. Die Behandlung wird
dann in den Bundeswehrkrankenhäusern durchgeführt.

Derzeit befinden sich zwei Patienten aus der Ukraine zur Behandlung im
Bundeswehrkrankenhaus in Berlin. Ein weiterer wird für den nächsten Monat
angekündigt.

Zusatzfrage: Erfolgt die Auswahl also unter medizinischen Gesichtspunkten
und nicht nach Zugehörigkeit zu einer bestimmten Einheit oder Ähnlichem?

Fähnrich: Wie gesagt, sind rein medizinische Gesichtspunkte entscheidend
für die Auswahl.

Frage: Eine Frage an das BMI: Die "Süddeutsche Zeitung" berichtet heute
über eine Kleine Anfrage der Linksfraktion, in der es um das Auslesen von
Handydaten von Asylbewerbern geht, mit dem Tenor, dass sie eigentlich sehr
wenig aussagekräftig seien.

Können Sie zum einen die Zahlen bestätigen, dass sich in überhaupt nur
hundert Fällen Widersprüche ergeben haben, und zum anderen sagen, ob Sie
das, auch wenn es nicht den erhofften Erfolg hat, die Handydaten auslesen
zu können, trotzdem weiter verfolgen und weiter anwenden wollen?

Neymanns: Die Zahlen habe ich jetzt leider nicht hier. Ich kann Ihnen aber
auch gern über den Verteiler die Antwort auf diese schriftliche Frage oder
Kleine Anfrage zusenden.

Grundsätzlich ist das Auslesen von Handydaten, das erst vor Kurzem
eingeführt wurde, nur eines von vielen Mitteln, um die Identität eines
Asylbewerbers zu überprüfen. Wenn keine Dokumente vorliegen, wenn die
Sprachidentifizierung mit den Dolmetschern nicht funktioniert hat, dann
kann man unter bestimmten Bedingungen eben auch die Daten aus dem Handy
auslesen. Aber es ist mitnichten die einzige Möglichkeit, das zu
überprüfen, sondern es ist eines von vielen Mitteln, das einen kleinen
Baustein in der Identifizierung, wenn sie denn so schwierig ist, des
Asylbewerbers oder der Asylbewerberin ermöglicht.

Das ist ja ein Pilotprojekt. Ich sehe jetzt keinen Grund, deswegen von dem
Vorgehen abzuweichen. Das muss man gegebenenfalls zu einem späteren
Zeitpunkt noch einmal evaluieren.

Die Zahlen schicke ich, wie gesagt, gern über den Verteiler RegPK später
noch einmal herum.

Frage: Thema Türkei, Erdogan-Vereidigung: Im Anschluss an die Vereidigung
gibt es ja eine größere Feier zu Ehren von Herrn Erdogan, an der offenbar
auch Ex-Kanzler Schröder als besonderer Gast teilnimmt. Er muss das ja
nicht mit der Bundesregierung abstimmen. Aber war die Bundesregierung über
diese Reise und die Teilnahme informiert? In welcher Weise ist die
Bundesregierung selber bei der Vereidigungsfeier oder der Nachfeier
vertreten?

Breul: Dazu kann ich Ihnen sagen, dass, wie es bei solchen Anlässen, bei
Vereidigungen, üblich ist, internationale Staatsgäste eingeladen wurden, so
auch die Bundesregierung. Es ist durchaus auch üblich, dass sich die
Bundesregierung von ehemaligen Amtsinhabern vertreten lässt, die einen
ähnlichen protokollarischen Rang innehatten. So wird an der Veranstaltung
heute in Vertretung der Bundesregierung der ehemalige Bundeskanzler Gerhard
Schröder teilnehmen.

Zusatzfrage: Das bedeutet, dass er nicht nur, wie es hieß, als besonders
enger und guter Vertrauter Erdogans da ist, sondern dass er die
Bundesregierung vertritt. Gibt es, wenn er das tut, eine Absprache über
Inhalte, Positionen, die er für die Bundesregierung dort vertritt?

Breul: Ja, Sie haben es richtig verstanden. Bundeskanzler a. D. Schröder
vertritt in diesem Fall die Bundesregierung. Heute finden ja keine
Regierungskonsultationen oder intensive Gespräche statt, sondern es ist ein
protokollarischer Akt. Insofern kann ich zu möglichen Gesprächen am Rande
oder so etwas nichts sagen. Aber ich denke, wir können davon ausgehen, dass
dem Bundeskanzler a. D. die Position der Bundesregierung bekannt ist.

Zusatzfrage: Werden dann, auch wenn Sie sagen, dass es keine feste Agenda
gibt, die jüngsten Berichte, dass wiederum eine Vielzahl türkischer
Staatsbeamter entlassen worden ist, ein Thema der Gespräche sein?

Breul: Das kann ich Ihnen nicht sagen.

Frage: Wie bewerten Sie denn dieses Dekret, das jetzt ungefähr 18
Staatsbedienstete entlässt?

Breul: Die Meldungen über dieses Dekret sind uns bekannt. In der Tat sollen
nach diesen Berichten über 18 Personen im Wege der Notstandsgesetzgebung
entlassen sowie - so ist es den Medien zu entnehmen - vier weitere Medien
geschlossen werden.

Wichtig ist für uns zunächst einmal, dass bei allem, was passiert,
rechtsstaatliche Verfahren eingehalten werden und die Betroffenen auch
angehört und entsprechend überprüft werden. Insbesondere mit Blick auf die
Medien haben wir darüber hinaus hier schon mehrfach betont, dass der
Meinungsfreiheit in der Türkei auch gerade vor dem Hintergrund der
Verpflichtungen der Türkei in der OSZE und dem Europarat ein zentraler
Stellenwert zukommt. Solche Meldungen erfüllen uns schon mit Sorge. Wir
rufen die Türkei dazu auf, dass es bei diesen Verfahren nach
rechtsstaatlichen Kriterien zugeht.

Zusatzfrage: Ich möchte das Bundesverteidigungsministerium fragen, was die
Bundeswehr, nachdem Herr Salvini, der italienische Innenminister,
angekündigt hat, dass keine Schiffe mit aus Seenot geretteten Migranten
mehr italienische Häfen anfahren dürfen, was nicht nur private NGO
einschließt, sondern zum Beispiel auch durch die Operation Sophia Gerettete
auf Bundeswehrschiffen, jetzt zu tun gedenkt.

Fähnrich: Die Äußerung des italienischen Innenministers haben wir ebenfalls
zur Kenntnis genommen. Wir haben aber auch gehört, dass er diese Woche noch
im Rahmen der EU diese Position anbringen möchte und diskutieren wird.

Für die Operation Sophia kann ich Ihnen sagen, dass sich gegenüber den
letzten Äußerungen, die hier getätigt worden sind, keine Änderungen ergeben
haben. Das heißt, die Operationsführung wird weiterhin verantwortlich sein,
zusammen mit dem Rettungszentrum in Rom gegebenenfalls Flüchtlinge in die
entsprechenden sicheren Häfen zu verbringen.

Zusatzfrage: Herr Neymanns, wie wird der Innenminister bei dem Treffen am
Donnerstag auf die Ansage von Herrn Salvini reagieren? Irgendwo müssen die
Menschen ja anlegen.

Neymanns: Der Kollege aus dem BMVg hat es richtig gesagt: Ende der Woche
ist der JI-Rat, der, wenn ich es richtig im Kopf habe, bereits am
Mittwochabend beginnt. Da werden sicherlich auch schon erste Gespräche
stattfinden - denen ich, wie Sie sich denken können, jetzt nicht vorgreifen
kann. Es sind verschiedene politische Vorschläge im Raum - es gibt
Vorschläge aus Italien, es gibt österreichische Vorschläge -, und die
werden jetzt im Rahmen des JI-Rats - und am Rande des JI-Rats und im JI-Rat
selber - behandelt. Da kann ich nicht vorher Auskunft erteilen oder
vorgreifen.

Zusatzfrage: Gibt es einen deutschen Vorschlag?

Neymanns: Ich glaube, in Migrationsfragen mangelt es gerade nicht an
Vorschlägen, die wir machen.

Zusatz: Wir reden gerade über die aus Seenot geretteten Menschen.

Neymanns: Der Masterplan enthält selbstverständlich auch Aspekte und
Vorschläge internationaler Dimension. Der Bundesinnenminister wird da mit
einem reichen Besteck an Instrumenten und Vorschlägen anreisen. Dem kann
ich jetzt aber nicht vorgreifen.

Frage: Lernfrage an Herrn Fähnrich: Herr Salvini hat offenbar gesagt, dass
Flüchtlinge, egal auf welchen Schiffen sie ankommen, in italienischen Häfen
nicht mehr angelandet werden dürfen. Ist das rechtlich zulässig oder haben
Nato-Schiffe sozusagen einen besonderen Status? Könnte die italienische
Regierung einfach sagen "Ihr seid zwar ein Nato-Schiff, aber ihr dürft
jetzt mit den Flüchtlingen an Bord den Hafen nicht anlaufen"?

Fähnrich: Unsere Schiffe sind ja eingebunden in die europäische Operation
Sophia als Teil dieses Verbandes, und für alle Schiffe, die sich auf den
Seewegen befinden, ist die Rettung von in Seenot geratenen Menschen Pflicht
- und zwar eine Seemannspflicht. Dann geht es eben darum, diese Menschen an
einen sicheren Ort zu bringen. Diese Koordination läuft dann über die
entsprechende Leitstelle, und das ist für die Operation Sophia die in Rom.

Zusatzfrage: Das habe ich verstanden. Die spannende Frage ist ja: Darf die
italienische Regierung sagen "Wir verbieten diesen Schiffen, die im Rahmen
dieser Operation mit Leitstelle in Rom operieren, italienische Häfen
anzulaufen"? Ist das rechtlich zulässig?

Fähnrich: Ich würde sagen, wir sollten erst abwarten, was am Donnerstag bei
der Innenministerkonferenz herauskommt und welche Ergebnisse dort gebracht
werden, wenn es darum geht, Menschen in Not zu helfen.

Frage: Herr Neymanns, das Referat Qualitätssicherung im BAMF befasst sich
ja mit der Statistik, welche Außenstellen und Ankunftszentren wie viele
Anträge bearbeitet haben. Können Sie mir sagen - das können Sie mir auch
nachreichen -, bei welchen Außenstellen es da signifikante Abweichungen in
2016/17 gibt?

Neymanns: Das habe ich, wie Sie schon richtig vermutet haben, nicht ad hoc
dabei. Ich kann einmal schauen, was ich dazu finden kann, aber das müsste
ich logischerweise nachreichen.

Zusatzfrage: Für 2016/17 gab es für die BAMF-Mitarbeiter eine grobe
Orientierungszahl hinsichtlich des Bearbeitens der Anträge von vier
Anhörungen pro Tag beziehungsweise 20 pro Woche, die dann später auf zwei
Anhörungen beziehungsweise drei Bescheide pro Entscheider und Tag
zurückgenommen wurde. Welche Gründe hatte diese Veränderung?

Neymanns: Solche historischen Fragen kann ich hier, ehrlich gesagt, aus dem
Ärmel nicht reproduzieren.

Zusatz: Das ist noch nicht so lange her.

Neymanns: Nein, aber trotzdem. Sie haben ja sehr detaillierte Fragen, und
wenn ich die jetzt hier mitschreibe, dann schreibe ich die vielleicht
falsch auf. Wenn Sie eine Mail mit den detaillierten Fragen an die
Pressestelle schreiben würden - presse@bmi.bund.de -, dann kommt die da
sicher an und wird auch sicher bearbeitet. Bevor ich jetzt hier Notizen
mache und Sie noch zwei weitere Fragen entwickeln - -

Zusatz: So viele habe ich gar nicht.

Neymanns: Ich will es nicht abbügeln, aber ich glaube, das ist das saubere
Verfahren.

Vorsitzender Feldhoff: Sehr hilfreicher Hinweis. Gibt es weitere Kollegen,
die zu diesem Thema Fragen haben? Ansonsten könnten Sie das vielleicht
bilateral klären, das wäre super.

Zusatz: Na klar.

Vorsitzender Feldhoff: Danke schön.

Frage: An das BMU zu der Veröffentlichung der Reaktorsicherheitskommission
betreffend die Sicherheit der Atomkraftwerke Tihange 2 und Doel 3: In
dieser Studie ist ja die Rede davon, dass die beiden Reaktoren sicher
seien. Können Sie sagen, ob das eine abschließende Bewertung ist und
inwiefern die Kommission die Möglichkeit hatte, die Antworten der
belgischen Atomaufsichtsbehörde nachzuvollziehen beziehungsweise vielleicht
auch selber nachzuprüfen?

Haufe: Sie sprechen jetzt eine Stellungnahme der
Reaktorsicherheitskommission an. Die Reaktorsicherheitskommission wird
diese Stellungnahme heute auf ihrer Webseite veröffentlichen - ich glaube,
sie müsste es auch schon getan haben. Wir werden dazu auch noch Stellung
beziehen beziehungsweise ich tue das jetzt auch schon:

Es ging ja damals darum, dass insbesondere bei zwei belgischen Kraftwerken,
nämlich bei Doel 3 und Tihange 2, Risse im Reaktordruckbehälter
festgestellt worden sind. Es ging uns um die Frage, inwieweit diese Risse
dazu führen könnten, dass zum Beispiel radioaktive Strahlung austritt
beziehungsweise der Austritt von radioaktiver Strahlung erleichtert wird.
Wir haben den belgischen Sicherheitsbehörden, den Aufsichtsbehörden für die
Atomkraftwerke, eine Reihe von Fragen gestellt. Diese sind auch sehr
umfangreich beantwortet worden. Wir können heute einschätzen, dass die
Risse die Sicherheit dieser Meiler nicht beeinträchtigen. Das ist für uns
eine entscheidende Erkenntnis, und ich denke, die Kommission wird das in
ihrer Stellungnahme auch noch einmal deutlicher erläutern.

Trotz dieser neuen Erkenntnisse bleibt unsere Haltung aber dieselbe. Für
uns ist klar: Atomenergie ist eine Hochrisikotechnologie, das haben die
Reaktorkatastrophen in Tschernobyl und in Fukushima, die wir alle gut
kennen, eindeutig gezeigt. Atomenergie trägt immer ein Restrisiko,
insbesondere wenn es um alte Atomanlagen geht - und hier sprechen wir über
alte Atomanlagen. Deswegen wirbt die Bundesumweltministerin weiterhin für
den Atomausstieg, für das Abschalten der Anlagen, insbesondere in unseren
Nachbarstaaten. Die Verlängerung von Laufzeiten hält sie für den falschen
Weg, und das hat sie bei dem deutschsprachigen Umweltministertreffen in
Luxemburg sowie auch gegenüber der belgischen Regierung bei einem Treffen
im Mai mit dem zuständigen Innenminister Belgiens deutlich gemacht. Sie
nimmt daher die belgische Regierung beim Wort, die ja einen Atomausstieg
bis 2025 angekündigt hat. Das heißt, dass Tihange 2 2023 und Doel 3 2022
abgeschaltet werden sollen.

Montag, 9. Juli 2018

 * 

Quelle:

Regierungspressekonferenz vom 9. Juli 2018

https://www.bundesregierung.de/Content/DE/Mitschrift/Pressekonferenzen/2018/07/2018-07-09-regpk.html
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INNEN/4661: Mehr Konkretes für echte Lösungen statt Schwarze-Peter-Spiel


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Juli 2018

TEUTEBERG-Statement: Mehr Konkretes für echte Lösungen statt
Schwarze-Peter-Spiel



Die migrationspolitische Sprecherin der FDP-Fraktion Linda Teuteberg
gab zur Vorstellung des Masterplans Migration folgendes Statement ab:

"[...] Jetzt ist dieses ominöse Papier endlich offiziell vorgestellt
worden und dafür ist es doch ziemlich enttäuschend, denn der
Bundesinnenminister benennt darin einerseits viele wichtige Vorhaben,
Punkte, an denen zu arbeiten ist, aber er macht kaum konkrete
Lösungsvorschläge, wie das umzusetzen ist, wie die aufgezählten
Probleme zu lösen sind, wie das besser funktionieren sollte als es in
der Vergangenheit funktioniert hat. [...]

Wir sind dafür, zum einen zu sagen, es müssen Prioritäten gesetzt
werden und gesagt werden, was ist eine Art Masterplan 2018, mit
einigen ganz konkreten Maßnahmen, die noch in diesem Jahr umgesetzt
werden. Dazu gehört zum Beispiel, dafür zu sorgen, dass es
Vorab-Entscheidungen für die Verwaltungsgerichte gibt, damit die
aufgelaufenen hohen Verfahrenszahlen dort gleichermaßen seriös und
zügiger abgearbeitet werden können. Bislang ist da nichts passiert,
damit es Leitentscheidungen auch für gleichmäßige Asylverfahren in
allen Ländern gibt. Es gehört dazu, endlich die praktischen Probleme
beim Thema Abschiebung schon abgelehnter Asylbewerber anzugehen. Hier
fehlen auch die wirklich konkreten Maßnahmen. Und da sollten wir
jetzt ganz zügig zu konkreten Verbesserungen kommen. [...]

Zudem schlagen wir vor, einen nationalen Migrationsgipfel
einzuberufen. Denn wir wollen, dass nicht einfach so ein
Schwarze-Peter-Spiel weitergeht, auch zwischen Bund, Ländern und
Kommunen, wer daran schuld sei, dass bestimmte Dinge nicht gut
funktionieren, sondern wir wollen, dass, es war leider zum letzten
Mal 2015 ein Migrationsgipfel, dass sich Bund, Länder und Kommunen
zusammensetzen und besprechen, wie können sie konkret an besseren
Lösungen arbeiten. Zum Beispiel, dass der Bund und hier sind
Bundesinnenministerium und Auswärtiges Amt gefordert, endlich eine
Taskforce einrichtet, die die Passersatzpapiere, deren Beschaffung
erleichtert und den Ländern und Kommunen abnimmt, [...] Aber auch
damit die Integrationsangebote, die Kurse für die Menschen, die bei
uns eine Bleibeperspektive haben, in Zukunft in hoher Qualität und
zuverlässig bereitgestellt werden, auch dafür ist mehr Zusammenarbeit
zwischen Bund, Ländern und Kommunen notwendig [...] Und schließlich
muss auch daran gearbeitet werden, die europäische Lösung konkret
voranzubringen, also die Verwaltungsvereinbarungen, die nach Dublin
III schon heute vorgesehen sind, in den letzten Jahren auch längst
durch die Bundesregierung hätten angegangen werden können, jetzt
konsequent mit unseren Nachbarstaaten auszuhandeln und hier
voranzukommen [...]

Insofern nochmal das Fazit: Es sind viele richtige
Problembeschreibungen drin. Wir erwarten aber von einer
Bundesregierung Probleme nicht nur zu beschreiben, zumal die seit
Langem bekannt sind, sondern wirklich konkret zu sagen, wie können
wir diese Probleme lösen, wie können wir Bewegung da reinbringen,
weshalb das bisher nicht so gut funktioniert hat. Und wir wollen als
Freie Demokraten daran konsequent und konstruktiv mitarbeiten, ganz
konkrete gesetzgeberische Arbeit, Beratungen im Innenausschuss, um
hier voranzukommen und erwarten, dass der Bundesinnenminister und die
Koalition hier noch mehr vorlegen: mehr Konkretes für echte Lösungen
statt Schwarze-Peter-Spiel."

 * 

Quelle:
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INNEN/4660: Seehofer entdeckt endlich seine Kernzuständigkeit


Pressemitteilung der Fraktion der Freien Demokraten vom 10. Juli 2018

RUPPERT: Seehofer entdeckt endlich seine Kernzuständigkeit



"Rechtzeitig zur Sommerpause hat Horst Seehofer endlich seine
Kernzuständigkeit als Bundesinnenminister entdeckt: die Innere
Sicherheit durch Bekämpfung der organisierten Kriminalität. Das
Verbot der Osmanen Germania kommt spät. Ein konsequentes Durchgreifen
wäre auf Basis der vorliegenden Erkenntnisse schon viel früher
möglich gewesen. Dennoch ist das Verbot in der Sache zu begrüßen: Die
Vereinigung war nicht nur durch hoch-kriminelle Machenschaften,
sondern auch wegen ihrer Verbindungen zur Regierung Erdogan und der
Ablehnung der freiheitlich-demokratischen Grundordnung eine Gefahr
für unseren Rechtsstaat. Wir hätten uns gewünscht, dass Herr Seehofer
sich schon früher seinen Hauptaufgaben gewidmet hätte, anstatt Briefe
nach Brüssel zu schreiben oder die Regierung in eine Krise zu
stürzen."

 * 

Quelle:

Fraktion der Freien Demokraten im Deutschen Bundestag

Pressestelle
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Telefon: 030-227 51990

E-Mail: presse@fdpbt.de

Internet: www.fdpbt.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / PARLAMENT / LANDESPARLAMENTE





HAMBURG/4429: Erschreckend hohe Zahl von Langzeiterwerbslosen in Hamburg (Die Linke)


Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft

Presseerklärung vom 10. Juli 2018

Erschreckend hohe Zahl von Langzeiterwerbslosen in Hamburg



Zehntausende Menschen in Hamburg sind von Langzeiterwerbslosigkeit betroffen. Im Juni 2018 gab es insgesamt etwa 133.000 erwerbsfähige Bezieher_innen von Arbeitslosengeld II. Fast 60.000 von ihnen beziehen schon vier Jahre und länger ALG II, knapp 33.000 Menschen sogar schon neun Jahre und länger. Diese Zahlen ergeben sich aus einer neuen parlamentarischen Anfrage der Fraktion DIE LINKE in der Hamburgischen Bürgerschaft.

"Diese Zahlen sind erschreckend", sagt Carola Ensslen, arbeitsmarktpolitische Sprecherin der Linksfraktion. "Seit Inkrafttreten von Hartz IV ist die Unterstützung der Betroffenen sträflich vernachlässigt worden. Die SPD ist in Hamburg nun seit mehr als sieben Jahren in der Regierung, setzt aber keine eigenen Hamburger Akzente in der Arbeitsmarktpolitik. Das Hamburger Arbeitsmarktprogramm 2015 - 2020 sieht gerade einmal rund 14 Mio. Euro an Landesmitteln pro Jahr vor. Das ist ein Skandal."

Hintergrund der Anfrage ist das geplante neue Bundesprogramm für öffentlich geförderte Beschäftigung. Von den geplanten etwa 150.000 Stellen entfallen auf Hamburg voraussichtlich insgesamt etwa 4.000. Nun stellt sich aber heraus, dass in Hamburg 46.505 Personen die für die Teilhabe an Arbeit erforderliche Schwelle von mindestens sechs Jahren SGB-II-Leistungsbezug überschritten haben. Selbst wenn man Menschen, die trotz Arbeit zu wenig verdienen, insgesamt etwa 33.000 Aufstocker_innen, herausnimmt, bleibt immer noch eine erschreckend hohe Zahl. "Mit dem Bundesprogramm können die Versäumnisse der vergangenen Jahre nicht wettgemacht werden. Der Senat muss dies durch landesfinanzierte Programme ergänzen", fordert Ensslen.

 * 

Quelle:
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AFRIKA/1423: Winnie Madikizela-Mandela - ein Stück Seele Südafrikas (afrika süd)


afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

Nr. 2, März/April 2018

Ein Stück Seele Südafrikas...

von Lothar Berger



Lange Zeit war es still um sie geworden: Winnie Madikizela-Mandela. Am
2. April 2018 ist sie im Alter von 81 Jahren nach langer Krankheit
gestorben. Innerhalb kurzer Zeit quollen die Nachrufe in Südafrikas
Medien über, Fernseh- und Radiosendungen huldigten der "Mutter der
Nation", Kolumnen schreiben ihre Geschichte neu. Aktivistin,
Feministin, Freiheitskämpferin, Befürworterin des gewaltsamen
Widerstands, Unbeugsame, Unkontrollierbare, Philantropistin, Ikone,
vor allem aber "Mutter der Nation" und "Ehefrau an der Seite von
Nelson Mandela" - es gibt kaum ein Etikett, was ihr nicht angeheftet
wird.

Hiesige Nachrufe, zumeist aus der Schublade von Agenturmeldungen
gezimmert, begnügen sich in der Regel mit dem vereinfachten Bild der
"zwei Gesichter" der Winnie Mandela: Hier die kämpferische
Freiheitsikone, die stellvertretend für ihren berühmten inhaftierten
Ehemann den Anti-Apartheid-Kampf in den Townships Südafrikas anführte,
da die skandalumwobene Ideologin, die im Höhepunkt des
Apartheid-Notstands zu Halskrausenmorden an Kollaborateuren des weißen
Regimes aufrief und mit dem Mord an einem jungen Aktivisten in
Verbindung gebracht wurde. Tatsächlich wird man wohl in kaum einem
Narrativ ihrer komplexen Lebensgeschichte gerecht. Die zahlreichen und
aus unterschiedlichsten Perspektiven geschriebenen Nachrufe zeigen
aber eins: Winnie Madikizela-Mandela verkörperte ein "Stück Seele"
dieses vielschichtigen Südafrika.

"Ein Stück meiner Seele ging mit ihm" schrieb sie damals, als sie
Nelson Mandela in seiner Haft auf Robben Island und später in
Pollsmoor besuchte. Doch da hatte sie längst ihren eigenen Mut, ihre
eigene Würde und Standhaftigkeit gezeigt. Mitte der 1980er-Jahre war
sie nach achtjähriger Verbannung von dem Ort der Isolation -
Brandfort, ihr "kleines Sibirien", wie sie es nannte - zurückgekehrt
und von den Heranwachsenden und Jugendlichen in den Townships
begeistert empfangen worden. Dort, wo Südafrika auf Geheiß des ANC
"unregierbar" gemacht werden sollte, machten die Jugendlichen sie zu
ihrem Idol. "Man trug sie bei den Begräbnissen, die unter dem Notstand
zum politischen Ereignis wurden, auf den Schultern und skandierte in
den Straßen 'Mandela, Mandela'", schrieb Hein Möllers, früherer
Geschäftsführer der issa, 1989 in dieser Zeitschrift (ehemals
informationsdienst südliches afrika, Nr. 2/1989).

Damals, in der hochexplosiven Lage des Notstands in den Townships,
hatte der schreckliche Mord an dem jungen Aktivisten Stompie Seipei
die südafrikanische Anti-Apartheid-Bewegung wie auch die hiesige
Solidaritätsbewegung schockiert. Winnie Mandelas Aufruf zur
Lynchjustiz in einer öffentlichen Rede 1986, von dem sie sich später
distanzierte, hatte bereits zu Irritationen geführt. Doch nun wurde
sie auch für den Mord an Stompie, für den später der Polizeispitzel
und Mandela-Leibwächter Jerry Richardson verurteilt wurde,
mitverantwortlich gemacht. Hein Möllers hatte sich in seinem damaligen
Beitrag von 1989 "Im Rampenlicht: Die Tragödie Winnie Mandela" um ein
differenziertes Bild bemüht und das Spannungsfeld zwischen einer
breiten Bewegung wie dem ANC und einer einzelnen Persönlichkeit,
welche eine Identifizierung erleichtert und für die Medien griffiger
ist, aufgezeigt.

Winnie Madizikela-Mandela beteuerte immer ihre Unschuld. Nach dem Ende
der Apartheid, der Aufarbeitung zumindest eines Teils der Brutalität
des Apartheidregimes durch die Wahrheits- und Versöhnungskommission
(TRC) und späteren Aussagen und Berichten weiß man mehr über dieses
düstere Kapitel der Apartheid-Ära: Der Geheimdienst hatte Personen wie
Winnie Mandela immer auf dem Schirm. Sie stand, wie Paul Erasmus,
Sicherheitsagent des Geheimdienstes Stratcom, gegenüber der TRC damals
aussagte, mehr als jede andere Person unter 24-Stunden-Überwachung.
Ihr Fußballclub, den sie sich in Soweto zugelegt hatte, war von
Spitzeln unterwandert. Während Unterhändler mit Nelson Mandela
verhandelten und ihn nach seiner Freilassung drängten, sich jeglicher
radikaler Rhetorik zu enthalten, um den Prozess der Versöhnung nicht
zu gefährden (und natürlich die Privilegien der Weißen zu retten),
versuchte man, Winnie Mandela zu isolieren.

Ein Jahr vor ihrem Tod hat die französische Autorin Pascal Lamche mit
ihrem Dokumentarfilm "Winnie" dazu beigetragen, ihre kontroverse
Lebensgeschichte neu zu bewerten. Das hierzulande auf Arte
ausgestrahlte Filmporträt zeigt auf, wie die "Ikone Winnie"
dämonisiert und mit Anschuldigungen, Lügen und gekauften
Zeugenaussagen zu Fall gebracht wurde. Aufschlussreich - und
erschreckend zugleich - dabei die Interviewaussagen von Viv McPherson,
dem damaligen für Verhaftungen und Exekutionen von Freiheitskämpfern
zuständigen Stratcom-Operationsleiter. Doch der Film zeigt auch, wie
Winnie von der aus dem Exil zurückkehrenden ANC-Führung politisch
isoliert wurde und sich von Nelson Mandela scheiden lassen musste. Sie
haderte mit den patriarchalen Strukturen des ANC und "hielt den Geist
des Widerstands am Leben", wie Shireen Hassim in dieser Ausgabe
schreibt. Winnie Mandela hat es der Parteiführung nie leicht gemacht,
sie hat zuletzt die Korruption eines Jacob Zuma ebenso kritisiert wie
sie sich für Landrechte von Frauen eingesetzt hat. Die riesige
Anteilnahme an der nationalen Trauerfeier zeigt, dass mit ihr ein
Stück Seele Südafrikas gegangen ist.

 * 

Weitere Artikel in afrika süd Nr. 2, März/April 2018

EDITORIAL

EIN STÜCK SEELE SÜDAFRIKAS...

Mit dem Tod von Winnie Madikizela-Mandela hat Südafrika eine starke
Persönlichkeit verloren. Von Lothar Berger.

AKTUELL


SIMBABWE

WAS EIN NEUAUFBAU ERFORDERT

Simbabwes angeschlagene Wirtschaft braucht dringende Reformen. William
Gumede analysiert die Herausforderungen für Präsident Mnangagwa, die
Wirtschaft zu stimulieren und die Demokratie durch freie und faire
Wahlen zu festigen.
,
ER WAR DOCH VERWUNDBAR...

Simbabwes Oppositionsführer Morgan Tsvangirai ist am 14. Februar
verstorben. Jürgen Langen schaut auf das Leben und Wirken des früheren
Gewerkschaftlers und Mugabe-Kontrahenten zurück.


SÜDAFRIKA

WANKT SÜDAFRIKA AUS DER KRISE?

In der Zuma-Ära wurden in Südafrika überfällige Strukturreformen
liegen gelassen. Kann die Ramaphosa-Regierung das Land aus der Krise
führen?, fragt Robert Kappel.

PRÄSIDENT RAMAPHOSAS HERAUSFORDERUNGEN UND DER ANC

Südafrikas regierender ANC, einst die älteste Befreiungsbewegung
Afrikas, ist vom "demokratischen Zentralismus" geleitet, der eher die
Parteielite fördert. Heindri A. Baily reflektiert über die
Auswirkungen der Kaderpolitik des ANC und die Herausforderungen für
Cyril Ramaphosa.

DAS RECHT, NEIN ZU SAGEN

Seit zehn Jahren kämpft das Amadiba Crisis Committee gegen ein
Bergbauprojekt in Xolobeni. Andreas Bohne berichtet über die
vielfältigen Protestformen der Aktivistinnen und Aktivisten.

SIE HIELT DEN GEIST DES WIDERSTANDS AM LEBEN

Winnie Madikizela-Mandela ist am 2. April im Alter von 81 Jahren
verstorben. Ihr Leben war dem Widerstand gewidmet und von Verbannung,
Brutalität und Verkennung gekennzeichnet. Shireen Hassim setzt ihr ein
Denkmal.

NICHTS GESCHENKT BEKOMMEN

Marlene le Roux ist Direktorin des Artscape Theatre Centre in
Kapstadt. Julia Müller porträtiert eine beeindruckende Frau, die sich
auch für die Belange von Menschen mit Behinderung engagiert.


ANGOLA

WACHABLÖSUNG NACH 38 JAHREN

Angolas Präsident João Lourenço hat gegenüber seinem Vorgänger José
Eduardo dos Santos einen neuen Politikstil eingeführt. Peter Meyns
schaut auf den Werdegang Lourenços innerhalb der regierenden MPLA und
die ersten 100 Tage seiner Regierung.


DR KONGO

RECHTSFREIER RAUM IM HERZEN AFRIKAS

Die DR Kongo ist Schauplatz einer der größten humanitären Krisen der
Welt. Dominic Johnson ruft auf, nicht mehr tatenlos danebenzustehen.

WAHLEN SIND DRINGEND ERFORDERLICH

Stellungnahme von CENCO, der katholischen Bischofskonferenz der DR
Kongo, zur kritischen Lage im Land.

TRANSAQUA - EIN UNGLÜCKSPROJEKT FÜR DEN KONGO

Mit Wasser aus dem Kongo und seinen Nebenflüssen soll der Tschadsee
gerettet werden. Das wollen zumindest die Anrainerstaaten des
Tschadsees - und China, das mit einem Transport-Korridor eine "neue
Seidenstraße" schaffen will. In der DR Kongo trifft das umstrittene
Vorhaben auf erhebliche ökologische Bedenken, wie Alfred Ntumba
berichtet.


SÜDAFRIKA: MODEKULTUR

JUST BE YOURSELF

Mode in Johannesburg ist ein Ort der Freiheit und Utopie. Junge Leute
bringen mit unkonventioneller Mode, die auf historische Subkulturen
und Tanzstile wie Pantsula Bezug nimmt, ihre Persönlichkeit zum
Ausdruck. Daniela Goeller zeigt die sozio-kulturellen Hintergründe
auf.


SÜDAFRIKA: FILM

DIE WUNDE

Der mehrfach preisgekrönte südafrikanische Spielfilm "The
Wound/Inxaba" behandelt emotionale Themen wie Jungeninitiation und
Homosexualität. Doris Senn stellt den Fim vor.


SERVICE

REZENSIONEN

 * 

Quelle:

afrika süd - zeitschrift zum südlichen afrika

46. Jahrgang, Nr. 2, März/April 2018, S. 3

Herausgeber: informationsstelle südliches afrika e.V. (issa)

Königswinterer Straße 116, 53227 Bonn

Tel.: 0228 / 46 43 69, Fax: 0228 / 46 81 77

E-Mail: info@issa-bonn.org

Internet: www.issa-bonn.org

 

"afrika süd" erscheint mit 6 Heften im Jahr

Jahresabonnement Euro 40,-



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / ERNÄHRUNG





VERBRAUCHERSCHUTZ/1315: Lebensmittelrisiken erkennen und bewerten - nicht nur in Deutschland (idw)


Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) - 09.07.2018

Lebensmittelrisiken erkennen und bewerten - nicht nur in Deutschland

Bei der siebten BfR-Summer Academy bildeten sich Risikoexpertinnen
und -experten aus aller Welt weiter



Unter dem Motto "From experts to experts" endete am vergangenen Freitag
die siebte BfR-Summer Academy des Bundesinstituts für Risikobewertung. Vom
25. Juni bis zum 6. Juli 2018 setzten sich 40 Fachleute aus Asien, Europa
und Lateinamerika mit den Themen Risikobewertung und Risikokommunikation
auf dem Gebiet der Lebensmittelsicherheit auseinander. "Wissenschaftler
aus aller Welt können sich bei der BfR-Summer Academy austauschen und ihre
Qualifikationen zum Thema Lebensmittelsicherheit erweitern", sagt
BfR-Präsident Professor Dr. Dr. Andreas Hensel. "Vor dem Hintergrund
weltweiter Warenströme ist diese globale Vernetzung auch für uns von
großer Bedeutung."

Die BfR-Summer Academy soll die Teilnehmenden in die Lage versetzen, nicht
nur selbst Risikobewertungen durchzuführen, sondern dieses Wissen auch in
ihrer Heimat weiterzugeben. Dazu wurden auch in diesem Jahr Grundlagen der
Bewertung von Gefahr, Exposition und Risiko sowie ein Einblick in die
deutschen und europäischen rechtlichen Rahmenbedingungen vermittelt. Die
Inhalte umfassten sowohl mikrobielle als auch stoffliche Risiken, die von
Lebensmitteln ausgehen können. Einzelne Workshops widmeten sich unter
anderem der Risikobewertung von Kontaminanten, Chemikalien und endokrinen
Disruptoren sowie Fragen der Lebensmittelhygiene. Bei den praktischen
Übungen sammelten die Fachkräfte Erfahrungen mit analytischen
Herausforderungen, z. B. dem Umgang mit Daten und wissenschaftlicher
Unsicherheit. Die Anwesenden lernten, Ausmaß und Relevanz eines
gesundheitlichen Risikos verbrauchergerecht zu kommunizieren.

Die 40 Teilnehmenden stammten aus 22 Staaten, darunter Brasilien, China,
Georgien, Russland, Saudi Arabien und Südkorea. Sie arbeiten zumeist an
staatlichen Einrichtungen, die sich mit dem Thema Lebensmittelsicherheit
befassen. Die Vortragenden arbeiten am BfR, am Max Rubner-Institut (MRI)
und am Bundesministerium für Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Zudem
wurden Fachleute des niederländischen Rijksinstituut voor Volksgezondheid
en Milieu (RIVM) und des britischen Royal Veterinary College der
University of London gewonnen.

Die BfR-Summer Academy findet seit 2012 jährlich statt. Zielgruppe der
Fortbildung sind Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler aus staatlichen
Organisationen, die mit den Themen Lebensmittel- und
Futtermittelsicherheit befasst sind. Die Fortbildung soll ihnen Impulse
geben, die gewonnenen Qualifikationen und Kenntnisse in ihren
Heimatländern anzuwenden und weiterzugeben. Neben einem intensiven
fachlichen Austausch bietet ihnen die BfR-Summer Academy auch die
Möglichkeit, sich international zu vernetzen.


Über das BfR

Das Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR) ist eine wissenschaftlich
unabhängige Einrichtung im Geschäftsbereich des Bundesministeriums für
Ernährung und Landwirtschaft (BMEL). Es berät die Bundesregierung und die
Bundesländer zu Fragen der Lebensmittel-, Chemikalien- und
Produktsicherheit. Das BfR betreibt eigene Forschung zu Themen, die in
engem Zusammenhang mit seinen Bewertungsaufgaben stehen.

Das BfR ist 15 Jahre alt. Aus diesem Anlass hat das BfR eine
Jubiläumsbroschüre herausgegeben, die kostenlos heruntergeladen 
oder bestellt werden kann unter: 

http://www.bfr.bund.de/de/publikation/broschueren-660.html





Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution638

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bundesinstitut für Risikobewertung (BfR), 09.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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ASYL/1291: "Masterplan Migration" - Investitionen im Ausland, Restriktionen im Inland (DIMR)


Deutsches Institut für Menschenrechte - 10. Juli 2018

"Masterplan Migration" - Investitionen im Ausland, Restriktionen im
Inland 



Berlin. Anlässlich der Veröffentlichung des "Masterplans Migration"
erklärt Beate Rudolf, Direktorin des Deutschen Instituts für
Menschenrechte:

"Die Regierungsparteien haben sich im Koalitionsvertrag klar zum
Flüchtlingsschutz und zu den Menschenrechten von Flüchtlingen bekannt.
Menschenrechte sind in dem heute veröffentlichten 'Masterplan Migration'
des Bundesinnenministeriums allerdings kaum zu finden. Beharrlich wird
die Schutzbedürftigkeit von Geflüchteten ausgeblendet, und werden
Flucht und Migration, die unterschiedliche Ursachen haben, miteinander
vermischt. Damit geraten die verbindlichen Menschenrechte der Betroffenen
aus dem Blick.

Ein 'Masterplan Migration', der das Bekenntnis Deutschlands zu den
Menschenrechten in konkrete Maßnahmen übersetzt, würde darauf setzen,
dass Asylverfahren nicht nur schnell, sondern auch gut sind. Dafür
würde er unabhängige Verfahrensberatung von Anfang an sicherstellen. Er
würde zudem Verfahren schaffen, in denen besonders Schutzbedürftige,
wie zum Beispiel Schwangere, Behinderte oder traumatisierte Menschen, vor
dem Beginn des Asylverfahrens identifiziert werden und die notwendige
Unterstützung erhalten. Er würde die Integration der anerkannt
Schutzberechtigten in den Mittelpunkt stellen, damit diese Menschen sich
ein neues Leben aufbauen können.

Unter Integrationsmaßnahmen versteht der 'Masterplan Migration' jedoch
nur die Verschärfung von Kontroll- und Sanktionsmöglichkeiten im
Kontext von Integrationskursen. Investitionen in schulische und
berufliche Bildung sowie in die Arbeitsmarktintegration fordert der
'Masterplan' mit Bezug auf die Herkunftsländer, sieht aber keine für
das Inland vor.

Zum Schutz der Menschenrechte von Arbeitsmigranten würde ein 'Masterplan
Migration' einen Schwerpunkt auf die Eröffnung legaler Zuwanderungswege
für hier dringend benötigte Arbeitskräfte legen, um zu verhindern,
dass Menschen ihr Leben in die Hand von Schleppern legen müssen.

Stattdessen sind die angekündigten Maßnahmen geprägt von dem
pauschalen Verdacht des Missbrauchs von Rechten und von der
Einschränkung wesentlicher Rechtspositionen. So soll der Rechtsschutz in
Asylverfahren abgebaut werden für die Menschen, die ohne Ausweispapiere
in Deutschland ankommen. Beschleunigte Verfahren und verkürzte
Rechtsmittelfristen machen es vielen unmöglich, ihr Recht auf
unabhängige Verfahrens- und Rechtsberatung in Anspruch zu nehmen, obwohl
dies im Koalitionsvertrag vorgesehen ist.

Weiterhin sollen Schutzsuchende statt wie bisher 15 Monate nun drei Jahre
lang die (medizinische) Notversorgung des Asylbewerberleistungsgesetzes
erhalten, was zu schweren und irreversiblen Schäden führen kann.
Geplant sind auch vermehrt Sachleistungen statt Geldleistungen. Sich
über lange Zeit nicht selbst versorgen zu dürfen, bedeutet für viele
Personen den Verlust von Autonomie in einem wichtigen Lebensbereich.
Bereits 2012 hat das Bundesverfassungsgericht darauf hingewiesen, dass
migrationspolitische Ziele die Menschenwürde nicht unterlaufen dürfen."


Weitere Informationen zu Themen im "Masterplan Migration":

FAQ Zurückweisungen von Flüchtlingen an der Grenze: Fragen und
menschenrechtliche Antworten

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/aktuell/news/meldung/article/zurueckweisungen-von-fluechtlingen-an-der-grenze-fragen-und-menschenrechtliche-antworten/

FAQ Familiennachzug für subsidiär Schutzberechtigte

https://www.institut-fuer-menschenrechte.de/themen/asylflucht/familiennachzug/faq-familiennachzug/

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom 10. Juli 2018

Deutsches Institut für Menschenrechte e. V.

Zimmerstr. 26/27, 10969 Berlin

Telefon: +49 30 259 359 0, Telefax: +49 30 259 359 59

E-Mail: info@institut-fuer-menschenrechte.de

www.institut-fuer-menschenrechte.de
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ASYL/1290: Seehofers »Masterplan« - Ein Kompendium der Abschottung und der Restriktionen (Pro Asyl)


Pro Asyl - Pressemitteilung vom 10. Juli 2018

PRO ASYL zu Seehofers »Masterplan«

Ein Kompendium der Abschottung und der Restriktionen



Die heutige Vorstellung des Masterplans durch Bundesinnenminister Horst
Seehofer war geprägt davon, dass Seehofer den bislang geheimnisumwitterten
Masterplan ungerührt in einer Fassung vorgestellt hat, die die Ergebnisse
des Einigungspapiers der GroKo vom 5. Juli ignoriert.

Der Affront muss als Absichtserklärung des Innenministers gedeutet werden,
nach Belieben weitere Punkte aus dem Masterplan als Konfliktthema
aufzugreifen. (Zur umfassenden Stellungnahme von PRO ASYL zu den
Einzelheiten des Masterplans geht es unter [1].) Der Plan ist mit den
anderen Ressortministern noch gar nicht abgestimmt. Seehofer schreibt sich
eine tragende Rolle als Neben-Außenminister auf den Leib, wildert, wo er
leistungsrechtliche Verschärfungen fordert, im Zuständigkeitsbereich des
Arbeitsministers Heil, ignoriert fast jeden Sachverstand zum Thema
Integration und damit auch die hierfür zuständige Staatsministerin
Widmann-Mauz.

In seinem nun öffentlich gewordenen »Masterplan« wird deutlich: Ein faires
Verfahren für schutzsuchende Menschen soll auf möglichst vielen Ebenen
verhindert werden. Vorgestellt wurde im Wesentlichen ein Kompendium der
Abschottung mit Reichweite in andere Kontinente. Der Tonfall gegenüber
afrikanischen Staaten hat eine Einfärbung neo-kolonialer Bevormundung.

Dass es um Menschen geht, die v.a. vor Krieg, Terror und schweren
Menschenrechtsverletzungen fliehen, wird beiseitegeschoben. Dabei weiß es
der Bundesinnenminister besser: 2017 hat mehr als die Hälfte der
Asylbewerber*innen einen Schutzstatus erhalten, in den Vorjahren waren es
sogar noch mehr. Und die zunächst vom Bundesamt für Migration und
Flüchtlinge (BAMF) abgelehnten Personen haben oftmals noch vor Gericht
ihren berechtigten Schutz bekommen.

Nun aber soll gar nicht erst der Zugang zu fairen Verfahren ermöglicht
werden. Und selbst diejenigen, denen doch noch die Möglichkeit gegeben
wird, in Deutschland einen Asylantrag zu stellen, wird es so schwer wie
möglich gemacht. Der Masterplan versucht, Deutschland aus dem
internationalen Flüchtlingsschutz weitgehend herauszulösen. Seehofer wird
weiter versuchen, auf EU-Ebene Mitstreiter zu finden, die Orbáns und
Salvinis sind auf ihre Weise bereits in diese Richtung unterwegs.


Anmerkung:

[1] PRO ASYL nimmt zu den Punkten des Masterplans umfassend Stellung:

https://www.proasyl.de/wp-content/uploads/2015/12/2018-07-10-Stellungnahme-PRO-ASYL-Masterplan-Migration-final.pdf

 * 

Quelle:

Pro Asyl - Pressemitteilung vom 10. Juli 2018

Postfach 160 624, 60069 Frankfurt/M.

Telefon: +49 069 - 23 06 88, Fax: +49 069 - 23 06 50

E-Mail: proasyl@proasyl.de

Internet: www.proasyl.de
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DEMOGRAPHIE/350: In Afrika wird es enger - Pressemitteilung zum Weltbevölkerungstag am 11. Juli (idw)


Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung - 09.07.2018

In Afrika wird es enger - Pressemitteilung zum Weltbevölkerungstag am
11. Juli



Aufgrund des starken Bevölkerungswachstums dürfte Subsahara-Afrika von
etwa 2030 an trotz seiner großen Wüsten und Regenwaldgebiete dichter
besiedelt sein als alle Länder der Erde im Durchschnitt.

Bis 2050 wird die Weltbevölkerung jährlich im Mittel um 69 Millionen
Menschen zunehmen. Hinter dieser Zahl stehen in erster Linie die stark
wachsenden Bevölkerungen Asiens und Afrikas. Insbesondere die Länder
südlich der Sahara erweisen sich im 21. Jahrhundert, wenn auch in anderem
als dem ursprünglichen Sinne, als "Wiege der Menschheit". Hier ist die
Fertilitätsrate weltweit am höchsten: Frauen bekommen im Durchschnitt 4,75
Kinder. Damit ist Subsahara-Afrika auf dem Weg, seine Bevölkerungszahl bis
zur Mitte des Jahrhunderts auf über 2 Milliarden zu verdoppeln.

In Asien hingegen ist die Fertilitätsrate bereits seit Mitte der 1960er
Jahre stark gesunken und dürfte schon bald den bestandserhaltenden Wert
von 2,1 Kindern pro Frau unterschreiten. Trotzdem wird die Bevölkerung
dort noch über Jahrzehnte weiter wachsen: Da in der Vergangenheit viele
Kinder geboren wurden, gibt es noch einige Jahrzehnte lang viele Frauen im
reproduktiven Alter, die in der Summe für Bevölkerungswachstum sorgen,
selbst wenn jede Einzelne von ihnen nur noch zweimal Mutter wird. Dieser
demografische Trägheitseffekt führt dazu, dass Asiens Bevölkerungsgröße
bis 2050 von heute 4,5 auf 5,3 Milliarden Menschen zunehmen wird.

Und wo es voller wird, wird es auch enger: Asien ist seit langem der am
dichtesten besiedelte Kontinent. Allein seit den 1950er Jahren hat sich
die Zahl der Menschen pro Quadratkilometer verdreifacht. Teilten sich
damals noch knapp 45 Menschen einen Quadratkilometer, waren es 2015
bereits 142. In Europa stieg die Dichte im gleichen Zeitraum von 25 auf 34
Menschen pro Quadratkilometer. Bis Mitte des Jahrhunderts dürfte die
Bevölkerungsdichte in Asien weiter, auf 170 Menschen pro Quadratkilometer,
ansteigen, während in Europa nur geringfügige Veränderungen zu erwarten
sind. In Subsahara-Afrika hingegen ist die stärkste Veränderung der
Bevölkerungsdichte zu erwarten: 1950 war die Region mit nur 8 Menschen pro
Quadratkilometer äußerst dünn besiedelt. Dies war ein Grund dafür, warum
sich internationale Investoren in der Nachkriegszeit wenig für den
Kontinent interessierten und sich stattdessen auf das menschenreiche Asien
konzentrierten. Doch kurz nach dem Millenniumswechsel hatte die Region
bereits die Bevölkerungsdichte Europas erreicht. Bis 2015, innerhalb von
nur 65 Jahren, hat sich die Zahl der Menschen pro Quadratkilometer auf 44
mehr als verfünffacht und liegt damit auf dem asiatischen Niveau der
1950er Jahre. Bis zur Mitte des Jahrhunderts dürfte sich die
Bevölkerungsdichte in Subsahara-Afrika noch einmal mehr als verdoppeln,
auf dann rund 100 Menschen pro Quadratkilometer.

Ob die darüber hinausgehenden Langfristszenarien der Vereinten Nationen
eintreffen, ist hingegen fraglich. Demnach hätte Afrika als Ganzes im Jahr
2100 die fünffache Bevölkerungsdichte von Europa. Angesichts des heutigen
Entwicklungsstandes erscheint ein ganz anderer Verlauf wahrscheinlicher,
so Dr. Reiner Klingholz, Direktor des Berlin-Instituts für Bevölkerung und
Entwicklung. "Viele Afrikaner könnten gezwungen sein abzuwandern, im
schlimmsten Fall könnten auch Konflikte, Hungersnöte und Epidemien das
Wachstum bremsen." Allein angesichts derartiger Szenarien mahnt er, das
Bevölkerungswachstum müsse zurück in die Köpfe der Politikgestalter - und
zwar nicht nur einmal jährlich am Weltbevölkerungstag.

Die Studie "Education First! Bildung entscheidet über die Zukunft
Sahel-Afrikas" zeigt, weshalb Bildung die wirkungsvollste Methode ist, um
das Bevölkerungswachstum in armen Ländern zu bremsen - vor allem Bildung
für Mädchen. Sie finden die Studie unter:

https://www.berlin-institut.org/publikationen/studien/education-first.html


Das Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung ist ein unabhängiger
Thinktank, der sich mit Fragen regionaler und globaler demografischer
Veränderungen beschäftigt. Das Institut wurde 2000 als gemeinnützige
Stiftung gegründet und hat die Aufgabe, das Bewusstsein für den
demografischen Wandel zu schärfen, nachhaltige Entwicklung zu fördern,
neue Ideen in die Politik einzubringen und Konzepte zur Lösung
demografischer und entwicklungspolitischer Probleme zu erarbeiten.

Das Berlin-Institut erstellt Studien, Diskussions- und Hintergrundpapiere,
bereitet wissenschaftliche Informationen für den politischen
Entscheidungsprozess auf. Weitere Informationen, wie auch die Möglichkeit,
den kostenlosen regelmäßigen Online-Newsletter "Demos" zu abonnieren,
finden Sie unter:

https://www.berlin-institut.org.

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution1343

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Berlin-Institut für Bevölkerung und Entwicklung, 09.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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MILITÄR/947: Der Zwei-Prozent-Konflikt (german-foreign-policy.com)


Informationen zur Deutschen Außenpolitik - 9. Juli 2018

german-foreign-policy.com

Der Zwei-Prozent-Konflikt



BERLIN/BRÜSSEL - Vor dem NATO-Gipfel Mitte dieser Woche dauert die
Debatte um eine massive Aufstockung des deutschen Militärhaushalts an. Nach
dem Beschluss der Bundesregierung, den Wehretat im kommenden Jahr um mehr
als zehn Prozent auf 42,9 Milliarden Euro zu erhöhen, stellt
Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen eine weitere Steigerung auf
rund 60 Milliarden Euro bis 2024 in Aussicht. Während die Bundesregierung
suggeriert, damit US-Forderungen Rechnung zu tragen, sind die Mittel
tatsächlich notwendig, um teure nationale bzw. europäische Rüstungsvorhaben
zu finanzieren, darunter ein milliardenschwerer, im Verbund mit
Killerdrohnen und Drohnenschwärmen operierender deutsch-französischer
Kampfjet. Bedeutende Projekte, die auf dem NATO-Gipfel abgesegnet werden
sollen, sind ebenfalls geeignet, Fähigkeiten zur nationalen bzw.
europäischen Kriegführung zu stärken, darunter der Bau eines Hauptquartiers
zur Optimierung von Truppentransporten in Ulm. Den Ausbildungseinsatz der
Bundeswehr im Irak will Berlin nicht im NATO-Rahmen, sondern national
weiterführen.

60 Milliarden Euro

Bundeskanzlerin Angela Merkel hat am Wochenende erneut bekräftigt, den
deutschen Wehretat bis 2024 "schrittweise" an den Wert von zwei Prozent des
Bruttoinlandsprodukts (BIP) "anzunähern". Zwei Prozent des deutschen BIP
wären auf der Grundlage heutiger Wachstumsschätzungen laut einer
Untersuchung der Stiftung Wissenschaft und Politik (SWP) und der Deutschen
Gesellschaft für Auswärtige Politik (DGAP) im Jahr 2024 rund 85 Milliarden
Euro - eine Steigerung von 2017 bis 2024 um 129 Prozent.[1] Weil eine so
beispiellose Aufstockung des Militärhaushalts derzeit als kaum durchsetzbar
gilt, hat die Kanzlerin ihre Ankündigung auf die "Annäherung" an diesen
Wert beschränkt. Verteidigungsministerin Ursula von der Leyen hält
allerdings eine Erhöhung auf 1,5 Prozent des BIP im Jahr 2024 für möglich;
das wären voraussichtlich 60 Milliarden Euro. In einem ersten Schritt hat
die Bundesregierung beschlossen, den Wehretat von 38,5 Milliarden Euro in
diesem Jahr auf 42,9 Milliarden Euro im Jahr 2019 anzuheben. Kürzlich hat
der Wehrbeauftragte des Bundestages, Hans-Peter Bartels, darauf
hingewiesen, dass dieser Betrag noch steigen kann: In diesem Jahr werde die
Bundeswehr ihren Haushalt womöglich nicht ausschöpfen können; die zur
Verfügung stehenden Mittel könnten allerdings "ins nächste Jahr geschoben
werden". Damit werde "der Beschaffungsetat 2019 noch weiter verstärkt".[2]

"So schlecht wie NAFTA"

Die Ankündigungen der Bundesregierung erfolgen nicht zuletzt mit Blick auf
den NATO-Gipfel, der am Mittwoch und Donnerstag dieser Woche in Brüssel
abgehalten wird. US-Präsident Donald Trump hat bereits am Rande des
G7-Gipfels den Druck auf die dort vertretenen NATO-Staaten weiter erhöht
und
mit der Äußerung, die NATO sei "so schlecht wie NAFTA" [3], Sorgen
bestärkt, die Vereinigten Staaten könnten ihre Aktivitäten in dem
Kriegsbündnis reduzieren; Trump übt massive Kritik an NAFTA und schließt
einen Austritt aus dem Bündnis nicht aus. Zudem hat der US-Präsident in
Briefen an die Staats- und Regierungschefs mehrerer NATO-Mitglieder,
darunter die Bundesrepublik, zum wiederholten Male seine Forderung nach
Aufstockung der jeweiligen Militärhaushalte bekräftigt. In einem Schreiben
an Kanzlerin Merkel heißt es etwa: "Wie wir während Ihres Besuchs im April
besprochen haben, nimmt in den Vereinigten Staaten der Unmut darüber zu,
dass einige Verbündete ihre Ausgaben nicht wie versprochen erhöht haben.
Das ist für uns nicht mehr tragbar."[4] Zugleich stocken die USA die
Ausgaben für militärische Aktivitäten in Europa kontinuierlich auf - auf
nationaler Ebene. So hat Trump die Mittel, die im Rahmen der European
Deterrence Initiative (EDI, zuvor European Reassurance Initiative) für
US-Manöver, die Einlagerung von Kriegsgerät sowie den Bau militärischer
Infrastruktur in Europa zur Verfügung stehen, von 4,8 Milliarden US-Dollar
im Jahr 2018 auf 6,5 Milliarden US-Dollar 2019 erhöht. Die Mittel kommen
unter anderem der nationalen Operation Atlantic Resolve (OAR) zugute.[5]

Deutsch-europäische Rüstung

Während Berlin den Eindruck erweckt, mit der Aufstockung des Militäretats
vor allem auf Druck aus den Vereinigten Staaten zu reagieren, trägt es
tatsächlich seinen eigenen weitreichenden Aufrüstungsvorhaben Rechnung. So
wird die Bundeswehr personell wieder aufgestockt; diverse kostspielige
Rüstungsprojekte von der Beschaffung eines neuen Sturmgewehrs bis hin zum
Kauf neuer Kriegsschiffe stehen bevor.[6] Gemeinsam mit Frankreich hat
Deutschland begonnen, neue Kampfpanzer und neue Kampfjets einschließlich
mit ihnen verbundener Killerdrohnen und Drohnenschwärme entwickeln zu
lassen (german-foreign-policy.com berichtete [7]). Parallel hat Berlin
Maßnahmen im Rahmen der neuen EU-Militärkooperation (PESCO) in die Wege
geleitet; zudem beteiligt es sich an der von Paris initiierten
"Europäischen Interventionsinitiative".[8] Hauptziel ist nach wie vor der
Aufbau einer schlagkräftigen europäischen Streitmacht, wobei die
Bundesregierung aber nicht mehr ausschließlich auf die EU orientiert: Dies
ermöglicht es, den Nicht-EU-Staat Norwegen sowie vor allem - nach seinem
Austritt aus der Union - das Vereinigte Königreich in die Militarisierung
des Kontinents einzubeziehen.

Für alle Formate offen

Parallel dazu kommt wichtigen Maßnahmen, die Berlin auf dem NATO-Gipfel
diese Woche beschließen lassen oder für die es zumindest Unterstützung
gewinnen will, hohe Bedeutung auch für nationale sowie europäische
Kriegsplanungen jenseits des transatlantischen Kriegsbündnisses zu. So soll
in Brüssel der Beschluss der NATO-Verteidigungsminister, in Deutschland ein
neues Hauptquartier zu errichten, in aller Form bestätigt werden. Das
Hauptquartier - Joint Support and Enabling Command (JSEC) - soll den
Transport von Streitkräften quer über den europäischen Kontinent planen,
optimieren und im Ernstfall auch führen; es wird in Ulm errichtet - und nur
bei Bedarf der NATO unterstellt. Grundsätzlich steht es für deutsche Kriege
auch in völlig anderen Bündnisformaten, etwa mit EU-Militäroperationen, zur
Verfügung.[9] Darüber hinaus wird die NATO auf ihrem Gipfel die Mitteilung
der EU-Kommission thematisieren, 6,5 Milliarden Euro zur Verfügung stellen
zu wollen, um die militärische Infrastruktur in der Union auszubauen. Auch
davon profitiert nicht zuletzt die EU selbst. Schließlich soll eine von den
USA geforderte Initiative namens "Four Thirties" gestartet werden. Sie soll
die NATO in die Lage versetzen, aus dem Stand binnen 30 Tagen 30
Bataillone, 30 Flugzeugstaffeln und 30 Schiffe in einen Krieg zu schicken.
Wenngleich noch unklar ist, ob Berlin der US-Forderung wie gewünscht bis
2020 in vollem Umfang Rechnung tragen kann, stärkt die angestrebte schnelle
Einsatzbereitschaft die Bundeswehr auch jenseits der NATO.

Nationaler Einsatz im Irak

Dem entspricht, dass sich die Bundesregierung laut jüngsten Berichten einem
wichtigen Vorhaben der NATO verweigert. Das Kriegsbündnis will auf seinem
Brüsseler Gipfeltreffen einen Einsatz im Irak förmlich beschließen, auf den
sich die NATO-Verteidigungsminister bereits geeinigt haben. Es wird sich um
eine sogenannte Ausbildungsmission handeln, in deren Rahmen die irakische
Armee trainiert werden soll. Geplant ist ein Umfang von rund 550 Militärs.
Das Vorhaben gilt als wichtiger Beitrag, um den Einfluss des Westens in
Bagdad zu stärken, der aufgrund der Nähe bedeutender Kräfte im irakischen
Establishment zu Iran als nicht dauerhaft gesichert gilt. Deutschland steht
dem Ansinnen durchaus positiv gegenüber und plant einen nationalen
Ausbildungseinsatz der Bundeswehr, der insbesondere irakische Offiziere
trainieren und Personal zur Minenräumung ausbilden soll.[10] Der Einsatz,
zu dem deutsche Militärs für je sechs bis acht Wochen von ihrem Stützpunkt
Al Azraq in Jordanien eingeflogen werden sollen, wird allerdings nach dem
Willen der Bundesregierung in nationaler Hoheit durchgeführt. Die Absicht,
die in der Berliner Regierungskoalition von der SPD durchgesetzt worden
sein soll, trägt dem deutschen Ziel Rechnung, im Nahen und Mittleren Osten
als eigenständige Kraft aufzutreten.


Anmerkungen:

[1] Claudia Major, Christian Mölling, Torben Schütz, Alicia von Voss:
Hintergrundpapier: Was das 2%-Ziel der NATO für die europäischen
Verteidigungshaushalte 2024 bedeutet. Herausgegeben von der Stiftung
Wissenschaft und Politik und der Deutschen Gesellschaft für Auswärtige
Politik. Berlin 2018.

[2] Donata Riedel: Bundesregierung will Wehretat bis 2024 erhöhen.
handelsblatt.com 08.06.2018.

[3] Jonathan Swan: Scoop: Trump's private NATO trashing rattles allies.
axios.com 28.06.2018.

[4] Julie Hirschfeld Davis: Trump Warns NATO Allies to Spend More on
Defense, or Else. nytimes.com 02.07.2018.

[5] S. dazu Vom Frontstaat zur Transitzone

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7183/

und Vom Frontstaat zur Transitzone (II)

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7381/

[6] S. dazu Die Kosten der Weltpolitik

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7609/

[7] S. dazu Die Rüstungsachse Berlin-Paris

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7593/

[8] S. dazu Die Koalition der Kriegswilligen

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7651/

[9] S. dazu Transatlantische Konkurrenten

https://www.german-foreign-policy.com/news/detail/7530/

[10] Deutschland meidet Nato-Mission im Irak. spiegel.de 06.07.2018.
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STATISTIK/611: Stadtbevölkerung steigt bis 2030 weltweit um eine Milliarde (Destatis)


Statistisches Bundesamt - Pressemitteilung vom 11.07.2018

Stadtbevölkerung steigt bis 2030 weltweit um eine Milliarde



WIESBADEN - Die weltweite Zahl der Stadtbewohnerinnen und -bewohner wird
bis zum Jahr 2030 um rund eine Milliarde auf 5,2 Milliarden Menschen
steigen. Zur Jahresmitte 2018 lebten 4,2 der insgesamt 7,6 Milliarden
Menschen weltweit in Städten. Das zeigen Daten der Vereinten Nationen (UN),
die das Statistische Bundesamt anlässlich des Weltbevölkerungstages am 11.
Juli veröffentlicht. Somit werden 2030 insgesamt 60 % der Weltbevölkerung
in Städten leben. Derzeit sind es 55 %.

Weltweit gibt es aktuell 548 Millionenstädte. In 33 von ihnen übersteigt
die Bevölkerungszahl die 10 Millionen-Grenze. Diese so genannten Megastädte
liegen überwiegend in Asien (19) und Lateinamerika (6). Größte Stadt der
Welt ist zurzeit der Ballungsraum Tokio, in dem 37 Millionen Menschen
leben. Es folgen New-Delhi mit einer Einwohnerzahl von 29 Millionen und
Schanghai mit 26 Millionen. In Mexiko-Stadt und São Paulo leben jeweils
rund 22 Millionen Menschen.

Die Vereinten Nationen erwarten, dass es 2030 weltweit 706 Städte mit mehr
als einer Million Einwohnerinnen und Einwohnern geben wird, darunter 43
Megastädte. New-Delhi hat dann mit knapp 39 Millionen Einwohnerinnen und
Einwohnern Tokio als größte Stadt der Welt abgelöst. Auf dem europäischen
Kontinent wird 2030 London als vierte Metropole neben Istanbul, Moskau und
Paris mit einer Bevölkerung von mehr als 10 Millionen Menschen zur
Megastadt.

Daten zur Bevölkerungsentwicklung von Städten weltweit sowie Hinweise zur
Methodik finden Sie in den World Urbanization Prospects 2018 der Abteilung
für Bevölkerungsfragen der Vereinten Nationen.

Eine zusätzliche Tabelle bietet die Online-Fassung dieser
Presseinfo unter www.destatis.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung Nr. 253 vom 10.07.2018
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STANDPUNKT/785: Mexiko - Gott ist so fern und die USA so nah! (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Mexiko: Gott ist so fern und die USA so nah!

Von Günter Buhlke, 8. Juli 2018






[image: Hohe, massive Grenzmauer mit Holzkreuzen zum Andenken an dort gestorbene Menschen - Bild von Tomas Castelazo, CC BY-SA 2.5 [https://creativecommons.org/licenses/by-sa/2.5/legalcode]]
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Berlin, 08.07.2018. Dios tan lejo y los Estados Unidos tan cerca (Gott
ist so fern und die USA so nah), so lautet eines der vielen
Sprichwörter, die die mexikanische Volksseele oft seufzend von sich
gibt. Und das wohl seit den Zeiten der Monroe-Doktrin im 19.
Jahrhundert.

Die humanistische Welt wünscht dem neu gewählten Präsidenten Lòpez
Obrador viel Glück und Stärke im Willen, sein Programm des sozialen
Wandels durchzusetzen. Der Wunsch schließt auch Vernunft und Moral
seiner Koalitionspartner, der politischen Kontrahenten sowie der
Drogenbosse ein. Beim nördlichen Nachbarn sind sie nach den bisherigen
Twitter-Ankündigungen von Präsidenten Trump wohl nicht zu erwarten.

Wohin der Weg in Mexiko führen soll, hat der Präsident im Vorfeld der
Wahlen mehrfach zum Ausdruck gebracht. Seine Politik soll sich in den
großen Fragen an früheren Präsidenten ausrichten. Etwa an Benito
Juàrez (1857-1879), dem ersten indigenen Präsidenten Mexikos, der die
französischen Invasoren des Landes verwies, an Francisco Madero
(1873-1913), der mit Emilio Zapata die Bauernrevolution durchführte
und der die Grundsteine für die fortschrittlichste bürgerliche
Verfassung der Welt in Mexiko legte, sowie an Làzaro Cardenas
(1934-1940), der die Erdölvorkommen und die Eisenbahn nationalisierte
und Bereiche der Daseinsvorsorge für die Nation sicherte (Quelle:
aporrea.org, 15.3.2018).

Seine Ziele streben die nationale Selbstbestimmung und eine
Gleichberechtigung mit den äußeren Kräften und innerhalb der
mexikanischen Gesellschaft zwischen den Schichten an. Seine
Vorstellungen haben ein auskömmliches Leben für die Bevölkerung,
verbunden mit persönlicher Sicherheit im Blick. Die Kinder sollen mit
einer besseren Bildung aufwachsen und in einem menschenwürdigen
Gesundheitswesen leben.

Die Analysten der westlichen Medien versehen Lòpez Obrador mit den
Etiketten "Links" und "Populist". Sie rücken ihn damit bewusst in die
Nähe von Venezuela, Kuba und anderen lateinamerikanischen Ländern, die
im politischen Fokus einer weltweiten Systemauseinandersetzung stehen,
ohne zu definieren, was Links und Populismus gegenwärtig bedeutet.
Ihre Absicht, in den Köpfen alte Bilder stehen zu lassen, ist nicht zu
übersehen. Sie betreiben keine wahrheitsgetreue Aufklärung der
Zusammenhänge zwischen Politik und Wirtschaft.

Nicht erst seit der Wende der 90er Jahre sind Linke zu Verteidigern
der Menschenrechte und der Demokratie in der globalen Welt geworden.
Linke treten für die Entkopplung wichtiger Menschheitswerte von den
Profitinteressen des Kapitals ein. Zwischen dem Wort Linke und
Enteignung oder Zerstörung steht immer noch ein Gleichheitszeichen.
Demgegenüber enteignen der Aktienfall (z.B. nach dem VW Skandal) oder
die Nullzinspolitik tausendfach mehr Menschen aller Schichten, die für
ihr Rentenalter oder für ihre Kinder Vorsorge mit ihren Ersparnissen
betreiben. Das Kapital hat in der Geschichte mit seinen Kriegen Werte
zerstört, die kaum zu beziffern sind.

Der Begriff des Populismus ist zu einem Werkzeug der politischen
Auseinandersetzung verkommen. Ziele zu beschreiben, gehört nicht zum
Populismus, aber Zustände vorzugaukeln, die man nicht erreichen kann
oder will, gehören dazu, sowie die kurzlebigen Wahlversprechen zum
Stimmenfang. Beispielsweise in Deutschland von Frieden zu sprechen und
Waffenlieferungen etc. zuzulassen, oder Nächstenliebe in seinen
Statuten zu verkünden und Flüchtlinge an den Grenzen abzuweisen, oder
von sozialer Sicherheit zu sprechen und Hartz-Gesetze und ähnliche zu
beschließen oder bestehen zu lassen.

Präsident Obrador hat der Korruption den Kampf angesagt. Eine große
und zugleich schwere Aufgabe, die an verschiedenen Punkten ansetzen
muss. Die Fragen lauten: Wer korrumpiert zu welchem Zweck? Wer lässt
sich korrumpieren? Warum kommen die Fälle nur zögerlich vor den
Richter? Warum enden zu viele Verfahren ohne Verurteilung und nur mit
Vergleichen? Welche Rolle spielt die Lobby im Parlament und Amt? Sind
die rechtlichen Regeln deutlich genug? Gibt es Personennetzwerke, die
sich den Peso zuspielen oder zur Pistole greifen? Ein Teil der Fragen
wären auch für Deutschland angebracht.

Die härtesten Nüsse hat der neue Präsident mit seinen nördlichen
Nachbarn zu knacken. Trumps Grenzmauer und seine Androhung, die
Baukosten von Mexiko tragen zu lassen, ist schon ein internationaler
Skandal für sich. Sein Egoismus im nachbarlichen Umgang, der auch vor
Kindern nicht haltmacht, ist kaum zu überbieten. Einen ähnlichen
Hintergrund hat seine Ankündigung, das NAFTA-Abkommen neu verhandeln
zu wollen. Als hätten die amerikanischen Unternehmen aus der
Wirtschaftszone nicht schon Zusatzgewinne durch unterbezahlte
Arbeitskräfte, durch ungenügende Zahlung von Sozialbeiträgen, durch
Vermeidung von Umweltmaßnahmen generieren können. Die statistischen
Zahlen des bilateralen Handelsabkommens, der Zahlungs- und
Dienstleistungsbilanz zwischen beiden Ländern belegen, dass die USA
der beherrschende Partner und Nutznießer der wirtschaftlichen
Zusammenarbeit sind. Sie sind es auch, die Mexiko bedrängen, die
schützende Verfassung im Bereich des Erdöls, der Energieproduktion,
der Telekommunikation u. ä. aufzuweichen.

Abschließend ein weiteres mexikanisches Sprichwort mit großer
Tiefenwirkung:

"Todo es possible en la paz / alles ist im Frieden möglich."


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
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AFRIKA/2171: Frieden - wie's paßt ins Geschäft ... (SB)




Äthiopien und Eritrea haben einen Friedensvertrag unterzeichnet. Vor
rund 20 Jahren hatten sie den ersten afrikanischen "High-tech-Krieg"
gegeneinander geführt und dabei rund 80.000 Soldaten verheizt. Es
ging um die Ansprüche auf ein 20 km² kleines Gebiet. Nun feiern die
Menschen den Friedensschluß. Die begeisterte Berichterstattung
darüber ähnelt frappant der von 1991, als der äthiopische Diktator
Mengistu gestürzt wurde. Es waren die damaligen Rebellenführer, die
wenige Jahre darauf, nun jeweils Präsidenten Eritreas und Äthiopiens,
Krieg gegeneinander führten. An diesem Beispiel wird deutlich, wie
die Bevölkerungen, mal mit ihren Hoffnungen, mal mit ihren Ängsten,
zum Spielball staatlicher Willkür geraten.

Viele Jahre lang wurde die marxistische Regierung Äthiopiens, die von
der Sowjetunion und Kuba unterstützt wurde, bekämpft. Die beiden
Rebellengruppen Eritreische Volksbefreiungsfront und
Volksbefreiungsfront von Tigray erhielten Unterstützung aus dem
Westen und trieben schließlich im Jahr 1991 den damaligen Präsidenten
Äthiopiens, Mengistu Haile Mariam, in die Flucht. Zwei Jahre darauf
spaltete sich Eritrea von Äthiopien ab. Zwischen den beiden Ländern
wuchsen die Spannungen, die sich vom 6. Mai 1998 bis zum 18. Juni
2000 in einem offenen Krieg entluden.

Sowohl Eritrea als auch Äthiopien waren arm, doch für das Militär
hatten sie stets genügend Mittel bereit. Man schoß mit allem
aufeinander, was man auf dem Weltmarkt einkaufen konnte, angefangen
von modernen Leichtfeuerwaffen über Artillerie bis zu Bomben, die von
Kampfflugzeugen abgefeuert oder abgeworfen wurden. Eine perfide Note
der Geschichte: Auf beiden Seiten standen sich russische
Kampfflugzeuge - Su-27 auf seiten Äthiopiens und MiG-29 auf seiten
Eritreas - samt Bedienungspersonal und Ausbilder gegenüber. Geliefert
wurden die Kriegswaffen von Rußland, Ukraine, Rumänien, Bulgarien und
anderen Ländern.

Nach dem Waffenstillstand von Algier im Jahr 2000 hatten sich
Äthiopien und Eritrea bereiterklärt, den Grenzkonflikt von einem
internationalen Schiedsgericht klären zu lassen. Das schlug im Jahr
2002 die umkämpfte Badme-Region weitgehend Eritrea zu, was prompt von
Äthiopien nicht anerkannt wurde. Seitdem sind bei Grenzstreitigkeiten
beider Länder mehrere hundert Menschen ums Leben gekommen.

Im April dieses Jahres wurde Abiy Ahmed Ali als jüngster
Regierungschef Afrikas zum Premierminister Äthiopiens ernannt. Er
begann zügig mit der Umsetzung seines Versprechens, die Spannungen
mit Eritrea abbauen zu wollen. Bereits im Juni begrüßte er den
eritreischen Außenminister Osman Saleh Mohammed in Addis Abeba und
am 8. Juli flog er in die eritreische Hauptstadt Asmara, wo er mit
Präsident Isayas Afewerki einen Friedensvertrag unterzeichnete. [1]

Zu behaupten, daß jener Krieg ums das Badme-Dreieck sinnlos war, weil
es doch nur um ein ödes Stück Land und eine kleine, 800 Seelen
zählende Stadt gegangen sei, würde unterstellen, daß irgendein Krieg
mehr Sinn macht, nur weil dabei größere Territorien angeeignet werden
sollen. Die Freude der Menschen über den Friedensschluß dürfte die
Ablehnung des Abkommens überwiegen. Vorbehalte haben die Hardliner -
die es wahrscheinlich auf beiden Seiten gibt - vor allem Äthiopiens,
weil sich dessen Militär aus Gebieten zurückziehen soll, die von dem
Schiedsgericht Eritrea zugeschlagen worden waren. Wer auch immer
dafür verantwortlich war, jedenfalls wurde im vergangenen Monat bei
einer Veranstaltung auf dem Meskel-Platz in Addis Abeba mit Abiy, der
vor Zehntausenden Anhängern eine Rede hielt, eine Granate gezündet.
Zwei Personen starben, mehr als 150 wurden bei der Explosion und der
anschließenden Massenpanik verletzt.

Abiy ist vom Volk der Oromo, die erstmals einen Regierungschef
stellen und jahrzehntelang unterdrückt worden sind, und hat einen
Doktor in Friedens- und Sicherheitsstudien an der Universität von
Addis Abeba gemacht. Als Teenager hat er gegen den Diktator Mengistu
gekämpft. Sein Vater war Moslem, seine Mutter Christin, und er
spricht drei Sprachen des Landes sowie Englisch fließend. Mit diesen
Voraussetzungen könnte er der Vermittler sein, den der
Vielvölkerstaat benötigt, um einen Zerfall nach jugoslawischem
Vorbild zu vermeiden.

Nun wollen die beiden Länder die Telefon- und
Kommunikationsverbindungen zueinander wiederherstellen, den
Flugverkehr aufnehmen und einen Hafen in Eritrea für den Binnenstaat
Äthiopien, das seit der Abspaltung seiner früheren Provinz keinen 
eigenen Zugang zum Meer besitzt, einrichten.

Äthiopien verzeichnet seit einigen Jahren zweistellige
Wachstumszahlen, wovon Eritrea, dessen Wirtschaft stagniert,
profitieren könnte. Der gebietsmäßig kleinere Nachbar wird
möglicherweise der kapitalstärkeren äthiopischen Wirtschaft als
Expansionsraum dienen, was potentiell Spannungen heraufbeschwört.
Eritrea könnte sich vereinnahmt fühlen und dürfte sehr darauf bedacht
sein zu verhindern, daß es ähnlich absorbiert wird wie einst die
"wiedervereinnahmte" DDR durch die wirtschaftlich stärkere
Bundesrepublik Deutschland.

Der Friedensschluß zwischen Äthiopien und Eritrea paßt in die heutige
Zeit geopolitischer Einflußnahmen und politischen Umbruchs in der
Region am Horn von Afrika und auf der Arabischen Halbinsel. Saudi-Arabien
führt eine Kriegsallianz gegen Jemen an und wird dabei auch vom
eritreischen Militär unterstützt. Das hat Berichten zufolge dem
Allianzpartner Vereinigte Arabische Emirate (VRA) gestattet, einen
Militärstützpunkt in der südlichen Hafenstadt Assab aufzubauen. Jene
beiden arabischen Staaten unterhalten gute Beziehungen zu Äthiopien
und könnten im Hintergrund eine Rolle beim Friedensschluß mit Eritrea
gespielt haben, vermutet Marc Lavergne vom Centre national de la
recherche scientifique (CNRS) in Paris laut einem AFP-Bericht [2].

Michael Woldemariam von der Frederick S. Pardee School of Global
Studies der Universität Boston bringt auch die USA ins Spiel.
Möglicherweise orientierten sie sich neu, weil Dschibuti, das ein
Nachbar sowohl von Äthiopien als auch Eritrea ist, China erlaubt hat,
eine Militärbasis auf seinem Territorium zu eröffnen. Dort
unterhalten die Amerikaner mit Camp Lemonier selber einen großen
Militärstützpunkt. Aufgrund der geopolitischen Entwicklungen in der
Region rund ums Rote Meer besäßen die USA ein gewisses Interesse, die
Beziehungen zu Eritrea zu normalisieren, vermutet Woldemariam.

Unterdessen wird der frühere Informationsminister Abiy auch vom
Ausland gefeiert. Seine informelle Art der Regierungsführung, die
Freilassung von mehreren tausend politischen Gefangenen, die Freigabe
Hunderter gesperrter Websites und TV-Sender, die Streichung von drei
oppositionellen Gruppen von der Terrorliste, die Aufhebung des
Ausnahmezustands und viele Maßnahmen mehr bringen offenbar frischen
Wind in das zweitbevölkerungsreichste Land des Kontinents. Es ist
noch zu früh, um zuverlässig sagen zu können, wie weit der
Befreiungsschlag geht, doch hat Abiy bereits große Staatsbetriebe zur
Teilprivatisierung freigegeben. Hat er, der bei einem
Auslandsstudienaufenthalt einen Master in Transformationaler Führung
an der Universität von Greenwich in London gemacht hat, dabei die
Milch des Liberalismus britischer Vordenker aufgesogen und "befreit"
er nun die Wirtschaft von staatlichen Auflagen? Wird er dem
wachsenden Druck der Globalisierung nachgeben und die heimische
Wirtschaft in Konkurrenz zu anderen Staaten, nein,
"Produktionsstandorten" rund um den Erdball Vorteile verschaffen, so
daß in dem verbreiteten Werben um Investorengunst andere das
Nachsehen haben?


Fußnoten:

[1]
https://www.zeit.de/politik/ausland/2018-07/friedensgespraeche-aethiopien-eritrea-grenzkonflikt-abiy-ahmed-isaias-afwerki

[2] http://www.africadaily.net/reports/Eritrea_and_peace_with_Ethiopia_Four_questions_999.html

10. Juli 2018






Copyright 2018 by MA-Verlag
Elektronische Zeitung Schattenblick, ISSN 2190-6963

Nachdruck und Wiedergabe, auch auszugsweise, nur mit ausdrücklicher Genehmigung des Verlages.

Redaktion Schattenblick, Dorfstraße 41, 25795 Stelle-Wittenwurth

Telefon: 04837/90 26 98 · Fax: 04837/90 26 97

E-Mail: schattenblick@gmx.de

Internet: www.schattenblick.de





Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / POLITIK / REPORT





BERICHT/325: Substantielle Schäden - Arbeit in der Abhängigkeit ... (SB)




Der "in der Chemie" arbeitende Mensch erfuhr eine
Körperenteignung, wie sie Arbeiter/innen in anderen Branchen nicht
kannten. Der Körper war Besitz des "Werkes", seiner Betriebsführer und
Betriebsärzte. Sie verfügten über die Definitionsmacht, die den
Betroffenen die Sprache und mit ihr einen Gutteil der
Wahrnehmungsfähigkeit nahm, die ein grundsätzliches und nicht nur
eruptives Sich-Wehren erfordert hätte.

Wolfgang Hien: Die Arbeit des Körpers, Seite 90/91 [1]

Der 165. Jour Fixe der Hamburger Gewerkschaftslinken [2] am 4. Juli im
Curiohaus war dem Thema "Gesundheitszerstörung in der Arbeitswelt"
gewidmet. Dr. Wolfgang Hien [3] las aus seinem Buch "Gegen die
Zerstörung von Herz und Hirn - '68' und das Ringen um menschenwürdige
Arbeit", das 2018 im VSA Verlag erschienen ist [4]. Im Gegensatz zu
jenen 68ern, die damals von der Uni in die Fabrik gegangen sind, kommt
er aus der Fabrik und hat sich später auch der Wissenschaft zugewandt.
Er war unter anderem knapp drei Jahre als Hauptamtlicher beim
DGB-Bundesvorstand als Referatsleiter zuständig für den
Gesundheitsschutz. Dieses Intermezzo endete mit einem Zusammenbruch,
was nach einer längeren Reha dazu führte, daß er sich selbständig
machte. Als ihn Karl Heinz Roth von der Stiftung für Sozialgeschichte
fragte, ob er seine Erfahrungen bei der Gewerkschaft nicht als Buch
festhalten wolle, lehnte er das ab. Allenfalls könne er dazu ein
Interview geben.

Roth fand mit Peter Birke einen Historiker, der zum Thema neuere
Arbeiterbewegung einschlägig qualifiziert ist und eine vielbeachtete
Doktorarbeit zu den wilden Streiks der 1960er Jahre geschrieben hat.
Im Gespräch sei man dann übereingekommen, auch auf die Vorgeschichte
einzugehen und bei der Lehrzeit 1965 zu beginnen. Im Verlauf von sechs
bis sieben Jahren kam es zu dreizehn Terminen, die auf sieben
Gespräche zusammengefaßt wurden. Etwa 700 Seiten Transskriptmaterial
wurden von Birke kondensiert, ohne dessen qualifiziertes Nachfragen
das Buch nicht entstanden wäre. Leider war es Peter Birke aufgrund
eines dienstlichen Termins nicht möglich, der Einladung zum Jour Fixe
zu folgen.


Sachkundiger Blick auf die aktuellen Kämpfe in Nicaragua

Zunächst aber berichtete der Hamburger Kinderarzt Dr. Jürgen
Steidinger [5], der von 1986 an 26 Jahre in Nicaragua gelebt hat, von
den aktuellen Entwicklungen im Land. Eine Jubelrede auf die Revolution
und Daniel Ortega könne man nicht von ihm erwarten, schickte er
warnend voraus. Die Enkel der Revolutionäre von 1979 seien heute der
Motor der Proteste, die im Einklang mit der Zivilgesellschaft fordern,
daß Daniel Ortega mit seiner gesamten Regierung einschließlich seiner
Familie abtritt und das Land so schnell wie möglich verläßt.
Steidinger zufolge ist diese Bewegung nachweislich ohne Beteiligung
der US-Regierung oder der CIA von Studenten ins Leben gerufen worden,
sie hat bislang keinerlei Führung und lebt aus sich selbst. Im Land
der 6,3 Millionen Einwohner kocht es seit dem 16. April, mindestens
zweimal in der Woche finden nicht nur in Managua, sondern auch in
anderen Städten Massenkundgebungen statt. Die Revolutionäre von einst
werden von ihrer eigenen Geschichte eingeholt. Sie werden von ihren
Enkeln ohne Waffen, aber mit großer Entschlossenheit bekämpft. Daniel
Ortega, der lange im Gefängnis El Chipote in Managua saß, das damals
Somozas Folterknast war, hat dieses Gefängnis vor wenigen Jahren
reaktiviert, in das seither aus dem ganzen Land Verdächtigte gebracht
und nach den alten Methoden behandelt werden.

Wie der Referent weiter ausführte, war Ortegas Erlaß zur
Sozialversicherung zwar Anlaß der Proteste, die jedoch eine lange
Vorgeschichte haben. 1990 wurden die Sandinisten abgewählt, und
Violeta Chamorro stieg ins Präsidentenamt auf. Ortega trat
überraschend friedlich ab und erklärte, man werde das Volk jetzt von
unten regieren. Die Frente Sandinista bereitete ihre Rückkehr an die
Macht vor, 2006 war es soweit. Dank verschiedener Deals mit liberalen
Präsidenten, darunter dem korrupten Arnoldo Alemán, änderte Ortega den
erforderlichen Stimmenanteil bei der Präsidentschaftswahl und kehrte
mit 38 Prozent an die Macht zurück. In der Folge brachte er all das
auf den Weg, was wir heute erleben, so Steidinger.

Die Rentenkürzung und Beitragserhöhung war nur der Tropfen, der das
Faß zum Überlaufen brachte. Ortega war 2006 mit dem Slogan eines
christlichen, solidarischen und sozialistischen Nicaragua angetreten.
Heute findet man diese drei Qualitäten nirgendwo im Land, unterstrich
der Referent. Ortega hat demnach eine Familiendiktatur aufgebaut, die
nichts aus der Zeit der Revolution übrigließ. Nicaragua erhielt aus
Venezuela etwa 4 Milliarden US-Dollar, die direkt in Ortegas Hände
flossen. Es war ein Schattenhaushalt, den nicht das Parlament, sondern
der Ortega-Clan verwaltete. Mit diesen Geldern wurden teilweise
assistentialistische Projekte finanziert, die jedoch kein Empowerment
brachten. Es gibt keine Entwicklungspolitik, alles läuft darauf
hinaus, die Macht der führenden Gruppe zu verstärken.
Minenkonzessionen werden an ausländische Konzerne verschachert.
Erziehung und Gesundheit, die einst vorbildlich waren, haben sich
deutlich verschlechtert.

Es wurden die Komitees der bürgerlichen Macht und andere Gruppierungen
eingerichtet, die an das Blockwartsystem erinnern. Die
Stadtteilkomitees führen Listen von Verdächtigen, nachts durchsucht
die paramilitärische Polizei die Stadtteile und verhaftet Leute, die
sie dann verschwinden läßt. Bislang gab es mehr als 300 Tote und über
1500 Verletzte sowie 230 Vermißte, die dann irgendwann in den
Leichenhallen oder auf der Müllhalde auftauchen. Unter Somoza wurden
an der Costa de Plomo (Bleiküste) die Ermordeten der Nacht abgelegt.
Dieses Symbol der Unterdrückung wird jetzt wieder benutzt.

Die Rentner gingen schon frühzeitig auf die Straße und wurden
drangsaliert, worüber sich niemand aufregte. Das änderte sich nach
einem erneuten Protest am 18. April, da am folgenden Tag ihre Enkel
öffentlich dagegen protestierten. Auch sie wurden zusammengeschlagen,
doch diese jungen Leute schlossen sich zu einer Bewegung zusammen. Die
katholische Kirche nimmt eine Vermittlerrolle ein und stellt die
einzige Chance dar, alle an einen Tisch zu bekommen. Inzwischen findet
die fünfte Session statt, bei der die Konfliktparteien einander
gegenübersitzen. Auf der einen Seite die Regierung Ortega, Teile des
Unternehmerverbands, die sandinistische Jugend, der Bauernverband und
verschiedene weitere Gruppen. Auf der anderen die sogenannte
Zivilgesellschaft, allen voran die Studenten, sowie der überwiegende
Teil der Unternehmerschaft, Frauengruppen und
Menschenrechtsorganisationen.

Bei der ersten Session sagte der Student Léster Alemán dem anwesenden
Ortega ins Gesicht, die Studierenden seien ausschließlich hier um zu
diskutieren, wann er zurücktritt und das Land verläßt. Dies war ein
Signal, das weithin wahrgenommen wurde. Die Regierung sagt zu, ihre
Repression einzustellen, aber nichts dergleichen geschieht.
Ausländische Beobachter stellten fest, daß die Gewalt ausschließlich
von der Regierung ausgeht, während die Studenten unbewaffnet sind. In
der deutschen Solidaritätsbewegung gibt es laut Steidinger zum einen
jene, die in den glorreichen 80ern stehengeblieben sind. Andere hätten
hingegen Kontakt zu Menschen in Nicaragua und wüßten, was dort
tatsächlich geschieht. In Hamburg bestehe die spezielle Situation, daß
fünf Soligruppen existieren, die einander nicht grün sind. Diese
Differenzen konnten leider bislang nicht überwunden werden.

Die USA verhalten sich derzeit still, doch haben sie schon vor Beginn
des Protests im April ein Gesetz erlassen, das allen Unternehmen die
Zusammenarbeit mit Ortega untersagt und finanzielle Mittel blockiert.
Kürzlich war eine hochrangige US-Delegation in Managua, dabei soll
angeblich auch über Ortegas Abgang gesprochen worden sein. Die
Regierung Ortega versucht, den Protest auszusitzen, und hofft, daß
sich die Bewegung totläuft. Die ausländischen Organisationen fordern
Neuwahlen im März 2019, bei denen Ortega allerdings erneut kandidieren
könnte. Er hat ab 1990 in allen gesellschaftlichen Bereichen ein
System von Profiteuren aufgebaut, geschätzte 100.000 Menschen sind
Nutznießer dieses Systems. Sollte Ortega gehen, würden diese Leute
verfolgt, so daß ein weiteres Blutbad drohte. Die Situation sei nicht
vergleichbar mit jener in Venezuela, da dort beide Seiten bewaffnet
sind. In Nicaragua ist das Militär bislang offiziell in den Kasernen
geblieben, es unterstützt aber die Parapolizei und bildet sie aus. Die
Streitkräfte sind wie vielerorts in Lateinamerika ein riesiges
Unternehmen. Käme es zum Generalstreik, würden sie wohl schon allein
zum Schutz ihrer Pfründe eingreifen. Derzeit könne niemand sagen, wie
dieser Konflikt ausgehen wird, schloß Jürgen Steidinger seinen
Bericht. Der Vorschlag aus dem Kreis der Zuhörenden, diesem Thema
einen eigenen Jour Fixe zu widmen, wurde allgemein begrüßt.


Als Lehrling im PVC-Kessel bei BASF

Wolfgang Hien las zu den Stationen seines beruflichen und politischen
Lebenswegs jeweils einen Auszug vor, der bei Bedarf sofort diskutiert
werden konnte. In seiner Lehrzeit bei BASF mußte er als 16jähriger
mehrere Tage pro Woche im PVC-Technikum, wo die Herstellung von
Kunststoffen erprobt wurde, feste Masse aus riesigen Kesseln
herausklopfen. Dies war eine schwere und giftige Arbeit, da monomeres
Vinylchlorid ausdampfte, ein narkotisierender und hochgradig
krebserzeugender Stoff. Er litt unter Übelkeit und fiel immer wieder
in Ohnmacht, worauf ihm die Vorgesetzten erklärten, man gewöhne sich
daran. Das seien die Anfangserscheinungen, aber dann härte man sich
ab. Der Werksarzt verabreichte ihm hohe Dosen Novalgin und schickte
ihn an die Arbeit zurück. Bald galt er als "Simulant" oder
"kränklicher Schwächling", und diese herablassende Ignoranz habe ihn
zutiefst empört. In dieser Zeit habe er einen regelrechten Haß auf
Akademiker entwickelt, die seinen Körper gleichsam enteigneten.

1975 erschien das Buch "PVC zum Beispiel" von Charles Levinson, in dem
von schwersten neurologischen Schäden und dem PVC-Krebs der Leber
berichtet wird. Dieses Buch habe ihn sehr beeindruckt und bestärkt,
das Gesundheitsthema zu seinem biographischen, politischen und
beruflichen Hauptanliegen zu machen. Damals ging es gegen die
Chlorchemie, in der Folge auch gegen die Pestizide der BASF. Später
stieg der Konzern auf stickstoffhaltige Kohlenwasserstoffe um, die
angeblich völlig harmlos und abbaubar seien. Hiens Argumentation, daß
sich diese Stoffe in die DNA oder die sie umhüllenden Proteine
einbauen, wurde als irrelevante Laienaussage abqualifiziert. Heute
weiß man das besser. Und so sei es jahrelang weitergegangen. Später
war er auch an mehreren Einsprüchen und Bürgerverhandlungen gegen die
neuen Chemie- und Gentechnikanlagen der BASF beteiligt.


Giftstoffe in der Produktion von Degussa

Hien verließ die BASF, fing ein Studium in Heidelberg an, aus dem aber
nichts wurde, und fand 1974 Arbeit bei Degussa in Frankfurt. Dort
wurden keramische Farben für Kacheln unter Verwendung von Metallsalzen
produziert. Dabei handelt es sich um relativ giftige Stoffe, die vor
allem im Prozeß des Mischens und des Glühens bei 1200 Grad austraten.
Da er sich mit Toxikologie beschäftigt hatte, galt er als
Umweltexperte der neuen Betriebsgruppe, die dieses Problem zur Sprache
brachte. Insbesondere spanische Arbeiter, die bei Acción Comunista
organisiert waren, bestürmten ihn, sich dazu zu äußern. Man brachte
die Betriebszeitung ("Mitmischer") heraus, in der beispielsweise die
Frage aufgeworfen wurde, ob Degussa den Arbeitern und der Gemeinde
Frankfurt die Produktion von Giften verheimlicht. Es stellte sich
heraus, daß das Unternehmen längst verbotene Produkte weiter
verarbeitete.

Dies konnte aufgedeckt werden, weil Hien Zugang zu internen Unterlagen
hatte, die er heimlich kopierte oder abschrieb. Er fand erschreckende
Meß- und Analyseergebnisse, die dann in Flugblättern mit dem Hinweis
veröffentlicht wurden, die Daten kämen aus der Stadtverwaltung oder
vom Umweltbundesamt. In Tanks wurden auch radioaktive Strahlen für
Füllstandsmessungen verwendet, denen die Arbeiter ungeschützt
ausgesetzt waren. Diese Betriebsgruppe war 1974 eine der ersten, die
ökologische Bewegung und Arbeiterbewegung thematisch verbanden. Sie
berichtete darüber bei bundesweiten Betriebsgruppentreffen. Seine
Genossen und er kamen daraufhin auf die schwarze Liste der chemischen
Industrie, was dazu führte, daß er selbst in kleinen Chemiebetrieben
nicht mehr arbeiten konnte.


Auf heißer Platte in der Hattinger Henrichshütte

Er zog dann ins Ruhrgebiet um, wo er 1978 im Edelstahlwerk Witten und
ab 1979 auf der Henrichshütte in Hattingen beschäftigt war. Dort
wurden Panzerbleche gewalzt, die bis zu 10 cm dick, 3 bis 4 m breit
und bis zu 10 m lang waren. Es war eine unglaublich schwere Arbeit, da
die Bleche rotglühend vom Walzen kamen und - immer noch 500 Grad heiß -
 einer Qualitätskontrolle unterzogen wurden. Mehrere Kollegen betraten
die Bleche mit Holzschuhen, deren Sohlen innerhalb von zwei Schichten
wegbrannten. In dieser Hitze wurden die Bleche mit einer
200-Watt-Lampe ausgeleuchtet und auf Walzrisse geprüft, die mit einer
Spezialkreide markiert werden mußten. Anschließend mußte eine
türkische Mannschaft die Risse mit handgetriebenen Geräten
herausschleifen. Neben den weiterlaufenden Blechen ging es 4 m hinab
in den Keller, so daß man einen Sturz kaum überlebt hätte. Der Kollege
oben auf dem Leitstand war oft ziemlich besoffen. Würde er die Bleche
nicht richtig fahren, sondern ruckeln, liefe man Gefahr hinzufallen
und sich schwere Verbrennungen zuzuziehen oder gar in die Tiefe zu
stürzen. Das waren meine zweieinhalb Jahre bei Thyssen, so der
Referent.

Theoretisch wäre es möglich gewesen, die gewalzten Bleche zunächst
abkühlen zu lassen. Oft fehlte in solchen Werken jedoch schlichtweg
der Platz für räumliche Veränderungen. Vor allem aber herrschte eine
Betriebskultur vor, die Verbesserungen kaum zuließ. Die Hierarchie in
den großen Werken war fast militarisiert, die Stellung des Meisters
und um so mehr der höheren Vorgesetzten nahezu unantastbar.
Änderungsvorschläge waren tabu und oftmals ausdrücklich verboten, es
gab keinen Ansatzpunkt, mit den Kollegen über Veränderungen der
Produktionsstruktur zu diskutieren.


Arbeitswissenschaft an der Bremer Uni

In den 80er Jahren bekam Hien in Heidelberg eine halbe Stelle als
Chemielaborant in der Krebsforschung, die sich mit
Industriechemikalien befaßte. Zu dieser Zeit fanden die
Gesundheitstage statt (Berlin 1980, Hamburg 1981, Bremen 1984), auf
denen er mit namhaften Leuten Kontakt bekam, die sich vor allem an der
Uni Bremen als politisch engagierte Arbeitsmediziner mit dieser
Problematik befaßten. Auf Anregung Rainer Müllers studierte er
Arbeitswissenschaft in Bremen und schrieb seine Doktorarbeit über
Berufskrankheiten in der chemischen Industrie und in der
Landwirtschaft. Es folgten Projektstellen an der Bremer Uni, wo er mit
der Handwerkskammer zusammenarbeitete und zugleich einen Touch der
roten Uni erlebte.

Dem Anspruch folgend, die Arbeiterklasse zu unterstützen und
Vertrauensleuten aus den Betrieben zu helfen, führte man Anfang der
90er Jahre auf entsprechende Anfragen hin ehrenamtlich Gespräche mit
Betriebsräten, Hauptamtlichen der Gewerkschaft und Vertretern des
Bremer Senats. Die Existenz der Stahlwerke war ständig gefährdet, die
Klöckner-Hütte wurde an einen luxemburgischen Konzern verkauft, dann
an einen französischen, dann an einen belgischen (Arcelor) der
wiederum Teile an den weltgrößten Stahlkonzern Mittal aus Indien
veräußerte. Stets unter der Vorgabe, das Bremer Werk würde
geschlossen, sofern es sich nicht modernisierte, kamen Dutzende
Wissenschaftler von diversen Unis und Instituten, die den Betriebsrat
beraten sollten. Beim Thema Gesundheit ging es um Schichtarbeit, Lärm,
Stäube und Hitze am Hochofen. Doch wir wurden verarscht, bilanziert
Hien. Der Betrieb ließ sich zwar beraten, schlug aber mit anderen
Beratern einen katastrophalen Weg ein. 2001 wurde ein "Fit-Programm"
entwickelt, das darauf angelegt war, eine olympiareife Belegschaft
herauszuselektieren und sich von all denen zu trennen, die etwas älter
oder chronisch angeschlagen waren. Diese wurden über Zwischenschritte
wie eine Beschäftigungsgesellschaft ausgegliedert. Es dominierte die
Standortlogik. In jeder Abteilung wurden große Lichttafeln
aufgestellt, auf denen stets der aktuelle Leistungsstand angezeigt und
der Vergleich mit anderen Arcelor-Werken weltweit gezogen wird. Die IG
Metall hat sich vollkommen dafür einspannen lassen.


Als Hauptamtlicher beim DGB-Bundesvorstand

Da die Projektstellen befristet waren, oftmals ein halbes Jahr
Arbeitslosigkeit folgte und neue Anträge gestellt werden mußten, kam
ein Anruf im Herbst 2002 nicht ungelegen, ob Hien Hauptamtlicher beim
DGB-Bundesvorstand werden wollte. Sie wollten einen promovierten
Arbeitswissenschaftler, der eigenständig Gesundheitsprojekte
entwickelt, Gesundheitsschutzkonzepte weiterentwickelt und das Thema
in allen wichtigen Ausschüssen aufgreift. Auch mußte er den DGB in
Gremien vertreten, die zusätzlich geschaffen wurden, darunter die
Expertenkommission Bertelsmann-Böckler zur betrieblichen
Gesundheitspolitik. In dieser Kommission saßen 15 Professoren sowie
rund 25 hochrangige Gewerkschafter und Arbeitgebervertreter, manche in
Personalunion. Ziel war eine Gesundheitspolitik im Dienst der
Standortlogik, um in der internationalen Konkurrenz zu bestehen. Hien
widersprach und trat für Gesundheit als Menschenrecht ein, was einen
Tumult auslöste. Das schöne Miteinander war gestört: Wolfgang, wir
sind in den besten Hotels, wir haben das beste Essen, wir kriegen den
besten Wein, man hat nette Gespräche, und du bringst das alles
durcheinander, so ein Kollege. Hien hielt eine Ansprache über prekäre
Arbeit, über Leiharbeit, Dumpinglöhne und Lkw-Fahrer ohne
Sozialversicherung, was die ehrenwerten Kommissionsmitglieder schwer
irritierte. Dennoch wurden Teile in den Abschlußbericht aufgenommen,
bei dessen Fertigstellung die Arbeitgeberverbände ohne Diskussion
absprangen, was zu neuen Verwerfungen führte. Vertreter von ver.di
sprangen auf den Begriff "Employability" auf und erklärten, es sei
Ziel gewerkschaftlicher Arbeit, die Beschäftigungsfähigkeit der
Menschen zu sichern. Dagegen bezog Hien Stellung und erklärte, der DGB
könne diese Forderung nicht unterschreiben: Wir sind als
Gewerkschaften nicht dazu da, die Menschen fit zu machen, sondern alle
Menschen, so wie sie sind, zu verteidigen, auch die langsamen, die
chronisch kranken. Wir brauchen eine Arbeitswelt, in der diese
Menschen ihren Platz finden und leben können. Ver.di reichte beim
DGB-Bundesvorstand eine Beschwerde über ihn ein, er bekam wieder Ärger
und es hieß, er müsse klein beigeben oder wenigstens diplomatischer
sein. Er weigerte sich jedoch und konnte wenigstens durchsetzen, daß
der Begriff "Employability" im Abschlußbericht nicht enthalten war.
Der Bericht wurde in großer Auflage gedruckt, aber kaum verteilt und
versandete.

Wolfgang Hien hielt es dann noch ein Jahr beim DGB aus, bis es zum
Zusammenbruch kam. Er verließ den DGB Mitte 2005 und hat seinen alten
Arbeitsplatz nicht mehr betreten - bis vor kurzem. Kolleginnen und
Kollegen aus dem bundesweiten Arbeitskreis Arbeitsmedizin des DGB und
der IG Metall wollten ihn anläßlich einer Sitzung bei seiner
Nach-Nachfolgerin gerne dabeihaben. Diese sagte ihm bei dieser
Gelegenheit, sie sei keine Arbeitswissenschaftlerin, was vieles
erleichtere, weil sie manches auch gar nicht verstehe. Sie sei aber im
Gewerkschaftsapparat großgeworden und habe gelernt, diplomatisch zu
sein, was ihm offensichtlich abgehe. Wie er gehört habe, habe auch sie
sich inzwischen krank gemeldet. Die Vorstandsebene im DGB sei immer
tendenziell in der Regierungspolitik mitgeschwommen. Damals gab es
tägliche Telefonate mit dem Wirtschafts- und Arbeitsminister Wolfgang
Clement, der eine Entbürokratisierung und eine Verschlankung der
Arbeitsstättenverordnung verlangte: Die sollte ich mittragen, doch ich
weigerte mich, weil ich mit dieser Großpolitik, die im Hintergrund der
Taktgeber war, nicht mitgehen wollte. So sitze ich hier und bereue das
nicht, schloß Wolfgang Hien.


Mit der IG Chemie auf Kriegsfuß

Unter den Fragen, die zwischen den einzelnen Abschnitten der Lesung
und am Ende angeregt diskutiert wurden, spielte die Einschätzung der
Gewerkschaften eine prominente Rolle. Wie der Autor dazu ausführte,
ziehe sich die Kontroverse gerade mit der IG Chemie wie ein roter
Faden durch das Buch. Degussa war fast zu 100 Prozent gewerkschaftlich
organisiert, und die IG Chemie wählte sie stets für Warnstreiks und
andere Aktionen aus. Der Betriebsratsvorsitzende wußte, daß verbotene
Stoffe verarbeitet wurden, deckte jedoch diese Praxis. Weil die
Betriebsgruppe diese Zustände thematisierte, hatte sie die
betriebliche Gewerkschaft gegen sich. Bei BASF wußten die
Betriebsräte, daß bei Arbeitern Chromosomenanalysen durchgeführt
wurden, informierten die Beschäftigten aber nicht darüber. Die
Gewerkschaft wußte Bescheid, machte sich aber mit dem Kapital gemein
und suchte undichte Stellen, um die Betreffenden rauszuschmeißen.

Dabei hatte die IG Chemie bis 1971 eine eher fortschrittliche,
reformerische Führung gehabt, die bereits vor dem offiziellen
Humanisierungsprogramm, das 1972 anlief, entsprechende Projekte wie
Schichtarbeit auf die Agenda setzte. Dies führte zu Konflikten mit den
starken Betriebsräten bei BASF, Hoechst und Bayer. 1971 ging der große
Streik in der chemischen Industrie verloren, weil erhebliche Teile der
Belegschaften als Streikbrecher einsprangen. Da schlug die Stunde
Hermann Rappes, der in der Folge Vorsitzender der IG Chemie wurde: Wir
können keine Gewerkschaftspolitik gegen die Interessen der Großchemie
betreiben. Wir müssen korporatistische Politik machen. Humanisierung
war ein ideologischer Begriff, man hat versucht, den Arbeitsschutz ein
wenig zu verbessern, doch am Schichtmodell (12 Stunden) wurde nicht
gerührt. Ein weiterer Versuch scheiterte 1977 am Widerstand der
Beschäftigten, von denen viele nebenbei Landwirtschaft betrieben und
ihre Freischichten brauchten.

Wenngleich es innerhalb des hauptamtlichen Apparates der
Gewerkschaften immer auch kritische Stimmen gab, stelle sich die
Frage, wo sie geschwiegen haben. So haben Kritiker von Hartz IV beim
DGB eine bestimmte Linie nicht überschritten, da sie sich nicht mit
dem Vorstand anlegen wollten. Die Kernbelegschaften der Großbetriebe
waren für Hartz IV, Kritiker kamen aus den kleineren Gewerkschaften,
Kirchen und Arbeitslosengruppen. Es existierte eine starke politische
Abhängigkeit von der SPD, wobei die Grünen noch weniger unternahmen
und sich wegduckten.

Wie der Referent hervorhob, wünsche er sich wieder ein
Diskussionsklima, in dem man über Selbstverwaltung der Betriebe durch
die Belegschaft sprechen könne. Eine solche Wirtschaftsweise könne
jedoch nicht auf dem aktuellen Niveau von Leistung und Ausbeutung
herbeigeführt werden, sondern müsse auf ein mittleres Maß an Einkommen
und Wohlstand zurückgefahren werden.


Risse im Monolithen der Arbeiterkultur

Bei der Öffnung für die Problematik von Giftstoffen in der Produktion
stellte Seveso 1976 eine Zäsur dar, die in die klassischen
Arbeiterkulturen hineingewirkt hat. Die erschreckenden Bilder ließen
sich nicht so leicht abschütteln. 1982 dann die dänische
Malerkrankheit im Stern, Fernsehsendungen über die
Quecksilbervergiftung in Marktredwitz erreichten ein breiteres
Publikum. In Hamburg wurden die Skandale um Stoltzenberg in Eidelstedt
(Munition) und Boehringer in Billstedt (Dioxin) weithin wahrgenommen.
Ansätze, die Umweltbewegung in die Betriebe hineinzutragen, hatten
beträchtliche Widerstände zu überwinden, der Bewußtseinswandel in den
Gewerkschaften verlief zögerlich. Inzwischen ist gesundes Essen und
Leben ein kapitalistischer Markt geworden, und so kommt es zu
paradoxen Wirkungen in der klassischen Arbeiterkultur, die in sich
gebrochen ist und immer wieder neue paradoxe Effekte zeitigt. So
beschäftigt die chemische Produktion heute nur noch qualifizierte
Angestellte, und diese gehen dann nach dem Schichtende zum Joggen, was
früher unvorstellbar gewesen wäre.

Ein vielbeachtetes Moment stellte die italienische Arbeitermedizin in
ihrer Hochzeit zwischen 1973 und 1977 dar, die auch in Deutschland
große Beachtung fand. In Norditalien entstanden Basisgruppen in vielen
Betrieben, oppositionelle Medizinstudenten und die
Antipsychiatriebewegung kamen hinzu. Es wurden Kämpfe ohne und gegen
die Kommunistische Partei und die Gewerkschaften geführt, militante
Gruppen von Chemiearbeitern schlossen sich teils mit den Roten
Brigaden zusammen. Ein Dutzend Manager wurde umgebracht, das Militär
besetzte die Betriebe, viele aktive Arbeiter kamen ins Gefängnis.

Wolfgang Hien verwies auf sein Buch "Die Arbeit des Körpers", in dem
er die Körperkultur thematisiert, die von der Arbeiterbewegung selbst
mitgetragen wurde. Lobeshymnen vermittelten das Körperbild des
Arbeitshelden, Initiationsriten wie die Jugendweihe in der
sozialistischen Bewegung konditionierten die männlichen Jugendlichen:
Du bist kein Faulenzer, sondern ein starker Arbeiter, du hast Kraft,
du drehst die Räder und hältst sie an. Dieses Körperbild wurde seitens
der bürgerlichen Klasse zusätzlich aufoktroyiert, das Medizinsystem
forcierte die Typisierung bis hin zum "Schwächling". Ein ehemaliger
Betriebsrat von Daimler Benz, der sich stets für die Interessen der
Arbeiter eingesetzt hatte, sagte dem Autor im Interview: Wenn du beim
Benz arbeitest, mußt du ein harter Kerl sein. Wenn du kein harter Kerl
bist, hast du beim Benz nichts zu suchen. So haben wir das gesehen.

Nach der Bedeutung von Solidarität gefragt, berichtete Wolfgang Hien,
er habe in seinem Leben glücklicherweise an allen Stationen seiner
Arbeitstätigkeit, angefangen von der Lehrzeit bis hin zum DGB, immer
wieder eine ursprüngliche Solidarität erlebt. Für ihn sei das eine
Grundkategorie des solidarischen Gefühls, das jeder Mensch brauche,
weil wir keine Einzelwesen, sondern Gemeinschaftswesen sind und ohne
zwischenmenschliche Unterstützung nicht auskommen. Auch habe er stets
einen persönlichen Freundeskreis um sich gehabt, von dem er
aufgefangen wurde und der ihn stabilisiert habe. Mit Blick auf die
internationale Solidarität seien mindestens zwei Bereiche in seinem
Leben besonders wichtig. Er war in der Brasiliensolidarität am Aufbau
von Chemiegewerkschaften in Zweigbetrieben der BASF beteiligt und ist
in Südafrika gewesen, wo eine giftige Chromfabrik, die in Leverkusen
demontiert worden war, in Durban wieder aufgebaut wurde. Auf Einladung
der dortigen Gewerkschaften nahm er an einem Kongreß teil, und aus
diesem Erfahrungsaustausch erwuchsen langfristige Verbindungen. Er
halte es für unverzichtbar, Menschen in anderen Ländern zu
unterstützen. Wenn er sehe, wie in den Minen Südafrikas oder in den
Textilfabriken Bangladeschs gearbeitet wird, sei für ihn unmittelbar
klar, daß wir alles tun müssen, damit diese internationale
Arbeiterinnen- und Arbeiterklasse solidarisch zusammenwächst.


Fußnoten:

[1] Wolfgang Hien: Die Arbeit des Körpers. Eine kritische
Arbeitsgeschichte von der Hochindustrialisierung in Deutschland
und Österreich bis zur neoliberalen Gegenwart, mandelbaum kritik &
utopie, Wien 2018, 344 Seiten, 25 Euro, ISBN: 978385476-677-3

[2] http://www.gewerkschaftslinke.hamburg

[3] http://www.wolfgang-hien.de

[4] Wolfgang Hien, Peter Birke: Gegen die Zerstörung von Herz und
Hirn. "68" und das Ringen um menschenwürdige Arbeit, VSA Verlag,
Hamburg 2018, 256 Seiten, 22,80 Euro, ISBN 978-3-89965-829-3

[5] http://www.kitra-kindertraeume.org
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BERICHT/324: Kolonialwirtschaftsgeschichte - mein Frieden, dein Krieg ... (SB)
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Der Boxerkrieg zur kolonialen Unterwerfung Chinas, geführt vom Deutschen Reich, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan, Österreich-Ungarn, Rußland und den USA

Abbildung: [Public domain], via Wikimedia Commons



Die Menschen, die in den Kolonien lebten, waren den fremden
Herrschern untertan und hatten oft keine eigenen Rechte. Bis zum
Ausbruch des Ersten Weltkrieges im Jahre 1914 lebte mehr als die
Hälfte aller Menschen dieser Welt in Kolonien. Erst nach dem Ende des
Zweiten Weltkrieges im Jahre 1945 gaben die europäischen Staaten ihre
Kolonien allmählich wieder auf, so dass diese Länder unabhängig
wurden. Etliche von ihnen leiden bis heute darunter, dass sie so lange
von fremden Staaten beherrscht wurden. [1]


Diese für Kinder ab dem Grundschulalter konzipierte
Kolonialismus-Erklärung der Bundeszentrale für politische Bildung
spiegelt die bis heute vorgehaltene Interessenlage Deutschlands und
anderer ehemaliger Kolonialmächte wider. Mit dem kaum an Verharmlosung
zu unterbietenden Adjektiv "fremd" - und nicht etwa "räuberische
Fremdherrschaft", was dem Kolonialjoch in der vollen Breite seiner
ungeschminkten Motive eher zu Gesicht gestanden hätte -, offenbart
sich die Absicht jener Staaten, die sich mit dem Schwert die (übrige)
Welt untertan machten, sich auch nach über einhundertjähriger Ignoranz
und Tabuisierung aus der Verantwortung zu stehlen.

Zivilgesellschaftlichen Initiativen zu Kolonialismus und Rassismus wie
auch der jüngeren Geschichtsforschung ist überhaupt zu verdanken, daß
die Aufarbeitung des kolonialen Erbes in Politik und Gesellschaft
zumindest auf die Agenda gestellt wurde. Der Hamburger Senat, bemüht
um eine seiner Auffassung nach angemessene Erinnerungskultur, schuf
2014 mit der Einrichtung der Forschungsstelle "Hamburgs (post-)
koloniales Erbe/Hamburg und die frühe Globalisierung" die
wissenschaftlichen Voraussetzungen für die Aufarbeitung der kolonialen
Vergangenheit wie auch ihrer Nachgeschichte.
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Prof. Zimmerer, Leiter der Forschungsstelle zum kolonialen Erbe Hamburgs, während seines Eingangsreferats

Foto: © 2018 by Schattenblick




Kolonialismus ein (ausschließlich) historisches Phänomen?

Die koloniale Epoche endete nach landläufiger Überzeugung Anfang
der 1960er Jahre, als die meisten kolonisierten Nationen in die
staatliche Unabhängigkeit entlassen wurden. Dessen ungeachtet nimmt
das Interesse am Phänomen des Kolonialismus stetig zu. Zum einen wird
immer deutlicher, dass koloniale Herrschafts- und
Ausbeutungsverhältnisse ein wichtiger Bestandteil der Entwicklung der
modernen Welt gewesen sind. Die Geschichte des Kapitalismus oder der
Globalisierung waren eng mit der kolonialen Ordnung verknüpft.


Sebastian Conrad, Historiker [2]

Die deutsche wie europäische Kolonialgeschichte als eine historisch
abgeschlossene Epoche einer - und sei es - kritischen Nachbetrachtung
zu überantworten, läßt sich heute kaum noch aufrechterhalten. Die
Armuts- und Elendsverhältnisse, die mit der kolonialen Unterwerfung
ganzer Völker und Kontinente durch die militärisch überlegenen
Staaten des Nordens einst geschaffen und seitdem in
globalökonomischer Form gesichert und fortentwickelt wurden, sind
einfach zu offenkundig. So wird in der neueren Forschung der
Kolonialismus - als dessen Hoch-Zeit die Epoche von der Mitte des 19.
Jahrhunderts bis 1960, als die Mehrzahl afrikanischer Kolonien
unabhängig wurden, gesehen wird - als eine Art frühe Globalisierung
bewertet.

Wiewohl die ökonomischen Voraussetzungen und Folgen der
Kolonialpolitik nicht zu verleugnen sind, bedeutet dies noch lange
nicht, daß die Globalisierung, von der heute so viel gesprochen wird,
als wäre sie ein Kind des späten 20. Jahrhunderts, als
handelsmonopolistischer Treibstoff der zur Vergangenheit erklärten
Kolonialgeschichte in deren kritische Aufarbeitung einbezogen wird.

Nach wie vor wird mit der Vorstellung der "einen Welt", die immer
weiter "zusammenwachse", gern und häufig die Perspektive verknüpft,
sie käme allen Menschen zugute. Konkret belegen läßt sich dieses
Versprechen nicht. Seine Attraktivität wächst an, je unabweislicher
ungelöste Menschheitsprobleme wie der durch die Klimakatastrophe noch
verstärkte Nahrungs- und Trinkwassermangel dem globalweiten Abgrund
entgegenteuern.
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16 Staatsoberhäupter, die die Welt unter sich aufteilen - Illustration aus der Jesuiten-Monatsschrift "Die katholischen Missionen" vom Mai 1903
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Vom Kolonialismus reden, aber zum (Welt-) Handel schweigen?

Wenn heute in vielen europäischen Staaten, so auch in Deutschland,
die kolonialpolitische Vergangenheit auf den Prüfstand gestellt wird,
ist dies erst einmal begrüßenswert. Die Aufteilung der Welt in
Industrieländer - in aller Regel die früheren Kolonialmächte -,
Schwellen- und Entwicklungsländer bleibt davon unberührt. Die
Definitionshoheit über den Begriff "Entwicklung" liegt in der Hand
ersterer. Den ehemaligen Kolonien, deren politische Unabhängigkeit
auf dem Papier häufig mit einer Kredit- und Schuldknechtschaft
gegenüber den früheren Kolonialmächten einherging, werden ihre
angeblich selbstverursachten Entwicklungsdefizite als Ausdruck
unproduktiver Wirtschaftsstrukturen zugelastet. Warum, wenn nicht zur
Sicherung der eigenen ökonomischen Vormachtstellung, werden die
Forderungen afrikanischer Staaten, die EU möge die Agrarsubventionen
für ihre Landwirte aufheben, damit afrikanische Bauern eine Chance
haben, ihre Produkte auf dem "freien" europäischen Markt zu
verkaufen, konsequent ignoriert?

Da die Interessen und Absichten der Kolonialstaaten seit jeher so
aufgestellt waren, sich außerhalb der eigenen Territorien unter den
Nagel zu reißen, was immer unter Handelsgesichtspunkten aus ihrer
Sicht für "wert" befunden wurde, läßt sich die Kolonialgeschichte
nicht aufarbeiten, ohne ihre ökonomischen Voraussetzungen und
Zwangsläufigkeiten miteinzubeziehen. Die "Entdeckung" Afrikas
beispielsweise durch europäische Abenteurer, Missionare und
Handelstreibende hätte nicht zur nahezu vollständigen Inbesitznahme
des Kontinents durch europäische Staaten geführt, wenn es dafür nicht
handfeste Gründe gegeben hätte. In Europa gab es keine
unerschlossenen Gebiete mehr, die Staaten galten als tendenziell
überbevölkert und hatten mit einem anwachsenden Nahrungsmangel zu
kämpfen, wobei auch die einsetzende Industrialisierung keineswegs
Abhilfe schaffte, heizte sie doch den Hunger nach Ressourcen aller
Art noch weiter an.

Das koloniale Projekt, die räuberische Aneignung aller verwertbaren
Rohstoffe bis hin zur menschlichen Arbeitskraft, war gegen Ende des
19. Jahrhunderts das Gebot der Stunde angesichts einer in Europa
bereits weit fortgeschrittenen Ökonomisierung, ihrer Verluste und
Fehlentwicklungen wie Armut und Hunger. Heutige Historiker kommen
nicht umhin, beim Thema Kolonialismus ökonomische Bezüge
miteinzubeziehen. So schrieb beispielsweise der Afrika-Experte Dr.
Stefan Mair 2005:

Es gab durchaus volkswirtschaftliche Erwägungen wie die
Aufrechterhaltung von Handelsfreiheit in Afrika oder globale
strategische Überlegungen wie die Sicherheit der Seeroute von Europa
nach Indien, die den Erwerb von Kolonien begünstigten. [3]
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Der Nicolaifleet in der Hamburger Altstadt in einer Aufnahme von 1863

Foto: [Public domain], via Wikimedia Commons




Die Kolonial- und Handelsmetropole Hamburg

Die Freie und Hansestadt Hamburg profitierte in besonderer Weise vom
Kolonialismus, an dem sie aktiv beteiligt war. Wie sehr das koloniale
Projekt und die Handelstraditionen einer solchen Metropole
ineinandergriffen und Geschichte wie Gegenwart dominier(t)en, läßt
sich noch heute an vielen bauwerklichen und kulturellen Spuren
ablesen - die Stadt "atmet" den kolonialen Zeitgeist wie kaum eine
zweite Metropole. Im 8. Jahrhundert aus der Hammaburg, einer dem
Handel zweckdienlichen Befestigungsanlage, entstanden, stieg Hamburg
bereits im Mittelalter zu einem der wichtigsten Handelsplätze Europas
auf.

Als die in Übersee "entdeckten" Kontinente Begehrlichkeiten weckten
und, mit militärischer Unterstützung, dem sich Bahn brechenden
"Welthandel" zugunsten der großen Seefahrernationen Europas
unterworfen wurden, wie sich am Beispiel Chinas nachzeichnen läßt,
nahm Hamburg als "Tor zur Welt" eine zentrale Rolle ein. Die
imperialistischen europäischen Staaten, aber auch die USA und Japan
führten Kolonialkriege. Ihr gemeinsames Interesse, den Widerstand der
von ihnen nicht selten blutig in Handelsbeziehungen gezwungenen
Völker im Keim zu ersticken und grausame Exempel an ihnen zu
statuieren, überwog schließlich gegenüber der zwischen ihnen
herrschenden innerimperialistischen Konkurrenz.
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Das Gebäude der Patriotischen Gesellschaft - Gemälde von Carl Rodeck, erstellt zwischen 1886 und 1897

Abbildung: Carl Rodeck [Public domain], via Wikimedia Commons




Wie gehen wir mit dem kolonialen Erbe Hamburgs um?

Die Patriotische Gesellschaft von 1765 und der Verein für
Hamburgische Geschichte veranstalteten am 4. Juni eine
Podiumsdiskussion zu dieser Frage. Zur Diskussion gestellt wurde
unter anderem, ob es sinnvoll sei, einen zentralen Gedenkort zur
Kolonialgeschichte in Deutschland zu schaffen und ob Hamburg der
geeignete Ort dafür wäre. Der Historiker Prof. Dr. Jürgen Zimmerer,
Leiter der Hamburger Forschungsstelle zur Aufarbeitung des kolonialen
Erbes, erklärte dazu, die Stärke Hamburgs bestünde darin, daß man
sich die Geschichte der Kolonialisierung und Globalisierung zu Fuß
erlaufen könne.

Vom Völkerkundemuseum aus, an Universität und Rathaus vorbei bis hin
zur Trostbrücke am Nicolaifleet mit all den Handelshäusern rund um den
Sitz der Patriotischen Gesellschaft könne man in zwei Stunden alles
über die Wirtschaft, die Politik und die Kultur dieser
Kolonialmetropole in Erfahrung bringen und nachvollziehen, wie die
Stadt, ganz Deutschland und der europäische Kontinent durch das
koloniale Projekt geprägt wurden. Diese Qualität zeichne Hamburg
gegenüber Berlin aus, das fraglos ein politisches Zentrum sei. Auf
dieser Ebene könne man sich jedoch allzu leicht aus der Verantwortung
stehlen mit der Behauptung, es gäbe heute keine Kolonien und
Kolonialmächte mehr.

Viel wesentlicher seien die ökonomischen und kulturellen Strukturen,
die seit der Kolonialzeit fortwirkten und in eine Aufarbeitung, so sie
denn tatsächlich stattfände, einbezogen werden müßten. Zu diesem Zweck
sei es wichtig, Hamburgs Originalschauplätze zu erhalten und
konzeptionell zu verbinden. Erkenne man an, daß die postkoloniale
Globalisierung mit all ihren negativen Auswirkungen das Kennzeichen
der Gegenwart ist, könne Hamburg ein zentraler Ort in Europa werden,
um dies offensiv zu erforschen. Unter dem spontanen Beifall der
Anwesenden erklärte Prof. Zimmerer, daß es bei dieser
Auseinandersetzung nicht darum geht, in der Vergangenheit
herumzustochern, vielmehr sei die Kenntnis der Geschichte eine
Zukunftsforschung, die es uns erst erlaube, uns im 21. Jahrhundert zu
positionieren.
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Alfred Graf von Waldersee auf einer 1901 von der Chinesischen Kaiserlichen Post versandten Postkarte

Abbildung: [Public domain], via Wikimedia Commons




Heute noch Kolonialverbrecher ehren?

Tom Gläser von der Initiative Schwarze Menschen in Deutschland stellte
in aller Eindringlichkeit - auch ans Publikum - die Frage: Wollen wir
allen Ernstes Verbrecher ehren? Angesprochen wurde der Streit um die
mögliche Umbenennung der Walderseestraße in Hamburg-Othmarschen,
benannt nach dem preußischen General-Feldmarschall Alfred Graf von
Waldersee (1832-1904), 1900 Oberbefehlshaber eines kolonialen
Invasionsheers, das in China zu einer "Strafexpedition" gegen den aus
westlicher Sicht Boxeraufstand genannten antikolonialen Widerstand
eingesetzt worden war. Im September 2017 hatte die Bezirksversammlung
mit den Stimmen von CDU, SPD und FDP empfohlen, die Straße nicht
umzubenennen, aber mit dem Hinweis zu versehen, der Namensgeber sei
"eine umstrittene Persönlichkeit". Wegen der Greueltaten, für die
Waldersee verantwortlich gemacht wird, machen kritische Initiativen
nach wie vor für eine Umbenennung mobil. [4]

Zur Frage der Straßenumbenennungen erklärte Prof. Zimmerer, wir müßten
heute mit unseren Entscheidungen für oder gegen die weitere Ehrung
solcher Rassisten oder Kolonialverbrecher die Verantwortung übernehmen
und könnten uns nicht mehr dahinter verstecken zu behaupten, das sei
damals eben alles so gewesen und man hätte es nicht besser gewußt. Der
Stadt Hamburg bietet sich in der Person Alfred von aldersees die
Gelegenheit, den allseits bekundeten Willen zur historischen
Aufarbeitung in die Tat umzusetzen. Der General-Feldmarschall hatte -
neben vielen anderen Auszeichnungen und Würdigungen - auch vom
Hamburger Senat 1901 die Ehrenbürgerwürde verliehen bekommen wegen,
wie auf der Webseite des Senats nachzulesen ist, seiner "Tätigkeit im
Interesse der Erhaltung des Weltfriedens". [5]
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Zeitgenössische französische Karikatur zur Aufteilung Chinas zwischen den rivalisierenden Kolonialmächten Großbritannien, dem Deutschen Reich, Rußland, Frankreich
und Japan, 1898 erschienen in "Le Petit Journal"
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Weltfrieden unter Definitionshoheit militärischer Sieger

Was der Hamburger Senat demnach unter (Welt-) Frieden verstand und
offenbar noch immer versteht, zumal die Ehrung Waldersees bislang
nicht aufgehoben wurde, läßt sich an diesem historischen Beispiel
schnell nachvollziehen. In der Stadt Guangzhou (deutsch Kanton) im
Süden Chinas, heute eine der weltweit größten Industrie- und
Handelsmetropolen, hatte die Britische Ostindien-Kompanie 1711 einen
Handelsposten aufgebaut. Dieser Seeweg, die sogenannte "Seidenstraße
auf dem Meer", ermöglichte Handelsbeziehungen zu Indien und Arabien.
Von 1757 bis 1842 war Guangzhou der einzige Handelshafen Chinas, in
dem Ausländer Handel treiben durften.

Große europäische Handelsgesellschaften errichteten hier - wie auch in
Afrika, Nordamerika und anderen Regionen Asiens - sogenannte
Faktoreien, oftmals militärisch gesicherte Handelsniederlassungen, aus
denen sich die späteren Kolonien entwickelten. China wurde zwar formal
nicht kolonialisiert, stand jedoch wegen seiner Rohstoffe im Zentrum
der militärischen Auseinandersetzungen der damaligen Kolonialstaaten
um die Vorherrschaft in Zentralasien. Diese einigten sich, ihre
innerimperialistische Konkurrenz eindämmend, Mitte des 19.
Jahrhunderts auf eine "Politik der offenen Tür", was bedeutete, daß
China "ungleiche Verträge" aufgezwungen wurden, durch die sich die
Handel treibenden Kolonialstaaten die gleichen ökonomischen Rechte
sowie den freien Zugang zu den chinesischen Häfen sicherten.




[image: Abbildung: William Daniell [Public domain], via Wikimedia Commons]

Von europäischen Handelsgesellschaften in Guangzhou (Kanton) errichtete Faktoreien - Gemälde von William Daniell, 1805-1806

Abbildung: William Daniell [Public domain], via Wikimedia Commons



Die Versuche des Kaiserreichs, sich dieser einseitig zu seinen Lasten
durchgesetzten "Freihandelspolitik" zu widersetzen, schlugen fehl.
Aufgrund ihrer Industrialisierung konnten sich die europäischen
Staaten militärisch durchsetzen. In den sogenannten Opiumkriegen von
1839 bis 1842 und von 1856 bis 1860 wurde die wirtschaftliche Öffnung
Chinas erzwungen mit verheerenden Folgen für das riesige Land, deren
noch im 18. Jahrhundert prosperierende Wirtschaft zusammenbrach.
Hungersnöte und eine Massenarmut führten zu massiven Unruhen. Das
Kaiserreich geriet wie nie zuvor in seiner zweitausendjährigen
Geschichte in Bedrängnis und konnte sich der Volkserhebungen nur mit
Hilfe des ausländischen Militärs erwehren.
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Chinas erste Nationalflagge aus der Zeit der Qing-Dynastie (1889-1912)
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Im Frühling und Sommer 1900 begann eine "Bewegung der Verbände für
Gerechtigkeit und Harmonie" mit ihrem Kampf gegen den europäischen,
japanischen und US-amerikanischen Imperialismus. Die Angriffe der
sogenannten Boxer, wie die imperialistischen Staaten diese zwischen
1898 und 1900 entstandene soziale Bewegung wegen ihrer ursprünglich
traditionellen Kampfkunstausbildung nannten, richteten sich nicht
gegen den Kaiserhof, sondern gegen Ausländer und christianisierte
Chinesen, die für die desaströsen Verhältnisse verantwortlich gemacht
wurden.

Das Deutsche Reich, Frankreich, Großbritannien, Italien, Japan,
Österreich-Ungarn, Rußland und die USA bildeten alsbald eine
Kriegskoalition, um den Widerstand zu brechen. Im April 1900
verbarrikadierten sich ausländische Diplomaten im Pekinger
Gesandtschaftsquartier. Ein zu ihrer Befreiung angelandetes
Millitärkorps der Alliierten konnte von den Boxern zur Umkehr
gezwungen werden. Einem zweiten internationalen Heer gelang es, nach
Peking vorzurücken. Die Ausländer befolgten ein Ultimatum des
Kaiserhofs, Peking umgehend zu verlassen, nicht. Unter bis heute
ungeklärten Umständen wurde der Gesandte der deutschen Reichsregierung
auf offener Straße erschossen.
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Zeitgenössische Postkarte zum Boxeraufstand - kriegsverherrlichendes Gemälde kampfesmutiger deutscher Soldaten

Abbildung: Nach einem Gemälde von Carl Röchling 1855-1920 (Berlin, Büxenstein 6 Comp.) [Public domain], via Wikimedia Commons



Der Kaiserhof erließ ein Edikt, das einer Kriegserklärung an die
ausländischen Staaten gleichkam. Waren die kaisertreuen Truppen zuvor
noch gegen die Boxer-Milizen eingesetzt worden, kämpften sie nun
Seite an Seite. Obwohl reguläre staatliche Heere gegeneinander Krieg
führten, blieben die Alliierten dabei, diesen von ihnen schließlich
gewonnenen Kolonialkrieg als "Strafexpedition" zu bezeichnen. Um die
Rolle des deutschen Reichs in der Weltpolitik zu stärken, hatte sich
der deutsche Kaiser Wilhelm II. der Invasion sofort angeschlossen.
Bei der Verabschiedung deutscher Soldaten hielt er am 27. Juli 1900
seine später berüchtigte "Hunnenrede":

Eine große Aufgabe harrt eurer: ihr sollt das schwere Unrecht,
das geschehen ist, sühnen. Die Chinesen haben das Völkerrecht
umgeworfen, sie haben in einer in der Weltgeschichte nicht erhörten
Weise der Heiligkeit des Gesandten, den Pflichten des Gastrechts
Hohn gesprochen. Es ist das um so empörender, als dies Verbrechen
begangen worden ist von einer Nation, die auf ihre alte Kultur stolz
ist. (...) Kommt ihr vor den Feind, so wird er geschlagen. Pardon wird
nicht gegeben, Gefangene nicht gemacht. Wer euch in die Hände fällt,
sei in eurer Hand. Wie vor tausend Jahren die Hunnen unter ihrem König
Etzel sich einen Namen gemacht, der sie noch jetzt in der
Überlieferung gewaltig erscheinen läßt, so möge der Name Deutschlands
in China in einer solchen Weise bekannt werden, daß niemals wieder ein
Chinese es wagt, etwa einen Deutschen auch nur scheel anzusehen!" [6]



Unter dem Oberbefehl von General-Feldmarschall Alfred von Waldersee
wurden 20.000 Soldaten auf den Weg gebracht. Als sie China
erreichten, war Peking schon gefallen. Drei Tage lang wurde die Stadt
von den "hochzivilisierten" Europäern geplündert und zerstört. Kunst-
und Kulturwerke wurden gestohlen, allein 23.000 Objekte befinden sich
noch heute im Britischen Museum in London. Unter Waldersees Kommando
gingen die Truppen in Erfüllung des Kaiserbefehls plündernd, mordend
und vergewaltigend gegen vermeintliche oder tatsächliche
Widerständler vor und terrorisierten die Bevölkerung so sehr, daß
seitens verbündeter Kommandeure Kritik laut wurde. So vermerkte der
US-amerikanische Befehlshaber: "Man kann mit Sicherheit sagen, dass
auf einen wirklichen Boxer, der getötet wurde, fünfzehn harmlose
Kulis und Landarbeiter, unter ihnen nicht wenige Frauen und Kinder,
kamen, die erschlagen wurden." [7]

Dem Kaiserhof wurden im sogenannten Boxerprotokoll vom 7. September
1901 die Bedingungen eines "Friedens" diktiert, der den faktischen
Kolonialzustand wiederherstellte. Er beinhaltete eine nie dagewesene
Demütigung und wirtschaftliche Ausplünderung. China hatte England,
Frankreich, Italien, Österreich, Rußland, den USA, Japan und dem
Deutschen Reich 34.683 Tonnen Silber zu übergeben [8] und bis 1940
Reparationen in Höhe von 1,4 Milliarden Goldmark zu leisten. Waffen
durften weder gekauft noch eingeführt werden, das Pekinger
Gesandtschaftsviertel blieb Ausländern vorbehalten. Aufständische
mußten hingerichtet werden, ausländerfeindliche Organisationen waren
bei Todesstrafe verboten. In der traditionell nur chinesischen
Beamten zugänglichen "Verbotenen Stadt" hielten die alliierten
Truppen eine Parade ab. Und schließlich mußte sich Prinz Chun, der
Vater des letzten Kaisers Puyi, vor dem deutschen Kaiser in Berlin
persönlich für die Tötung des deutschen Gesandten "entschuldigen".
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Hofzeremonie in der Verbotenen Stadt zur Zeit Kaiser Qianlongs - Zeichnung aus dem 18. Jahrhundert
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Alfred von Waldersee wurde im Deutschen Reich wegen seiner
"Friedenstätigkeit" vielfach geehrt, ihm haftete der volkstümliche
Titel eines "Weltmarschalls" an, eine keineswegs abwegige
Bezeichnung. Schließlich wurde gerade mit diesem Kolonialkrieg gegen
das größte Reich Asiens auch allen anderen Völkern und Regionen
unmißverständlich zu verstehen gegeben, was ihnen drohte, sollten
sie sich der globalen Vormachtstellung dieser Staaten widersetzen -
was Menschen dennoch, immer wieder und zumeist unter widrigsten
Bedingungen, getan haben.

Die heute in Politik und Gesellschaft vorgeschützte Bereitschaft, die
koloniale Vergangenheit und die dabei begangenen Kolonialverbrechen
aufzuarbeiten, kann nur ein erster Halbschritt sein. Solange
ausschließlich von "Opfern" kolonialer Kriege, Sklaverei und
Zwangsverhältnissen aller Art die Rede ist, so als ginge es
bestenfalls darum, diesen Menschen aus einer Position ungebrochener
Überlegenheit heraus ein Bedauern auszusprechen, kann von einer
wirksamen Dekolonialisierung nicht die Rede sein.

Die Hälfte der Menschheit fremden Interessen zu unterwerfen, wäre
ohne den rücksichtslosen Einsatz militärischer Mittel und die
gnadenlose Verfolgung und Vernichtung widerständiger Menschen nicht
möglich gewesen. Insofern reicht es nicht aus, Kolonialverbrechen in
den Fokus einer vermeintlich selbstkritischen Aufarbeitung zu rücken -
so, als wäre nicht das ganze koloniale Projekt als
Verbrechen zu bewerten -, wenn man die moralischen Werte, die von den
früheren Kolonialstaaten heute mehr denn je in Anspruch genommen
werden, zum Maßstab nimmt.

In der Schlußphase der Diskussionsveranstaltung zur Frage des Umgangs
mit dem kolonialen Erbe Hamburgs erklärte Millicent Adjei vom
Arbeitskreis Hamburg Postkolonial, kein Mensch hätte je gewollt, daß
ihm sein Land, seine Rohstoffe geraubt oder er selbst versklavt oder
zu Zwangsarbeit genötigt wird. Von Anfang an gab es, was viele
Menschen heute noch immer nicht wüßten, Widerstand gegen die
Kolonialisierung. Und wie Tom Gläser von der Initiative Schwarze
Menschen in Deutschland in seinem Schlußwort ergänzte, sind dabei
viele, viele Menschen als Kämpferinnen und Kämpfer gestorben. Den
Black Communities ist es deshalb wichtig, betonte er auch mit Blick
auf das (weiße) Publikum, sie nicht als Opfer einer rassistischen
Kolonialpolitik darzustellen, sondern gerade diesem Widerstand nicht
länger den Respekt zu versagen.
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Kolonialstil bis heute - die Alsterarkaden in Hamburg

Foto: © 2018 by Schattenblick




Anmerkungen:


[1] http://www.bpb.de/nachschlagen/lexika/das-junge-politik-lexikon/161315/kolonialismus

[2] https://www.bpb.de/apuz/146971/kolonialismus-und-postkolonialismus?p=all

[3] http://www.bpb.de/internationales/afrika/afrika/58868/kolonialismus?p=all

[4] https://www.abendblatt.de/hamburg/article214037583/Walderseestrasse-soll-nach-Chinesem-benannt-werden.html

[5] http://www.hamburg.de/ehrenbuerger/biographien/ehrenbuerger-1900-1999/

[6] zit. nach: Wolfgang J. Mommsen: War der Kaiser an allem schuld? Ullstein Verlag, Berlin 2005, ISBN 3-548-36765-8

[7] https://de.wikipedia.org/wiki/Boxeraufstand

[8] https://www.welt.de/geschichte/article122585509/Wie-sich-China-an-London-fuer-den-Boxerkrieg-raecht.html
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GENDER/055: Transgender als geisteskrank? (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Transgender als geisteskrank?

Von Oliver Suchanek, Unsere Zeitung [1], 10. Juli 2018
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"the Cha(i)nge"-Trans*-Gruppe auf der Regenbogenparade

Bild: © Oliver Suchanek



Lange genug wurden Transgender-Menschen als psychisch krank
abgestempelt - das sieht sogar die WHO ein und erschafft endlich einen
weiteren Meilenstein.

Passend zum Pride-Monat gab es für die Transgender-Community am 18.
Juni 2018 einen ordentlichen Grund zu feiern: Die
Weltgesundheitsorganisation (WHO) wird Transidentität nicht mehr
länger als psychisch krank klassifizieren.

Seit 2007 wurde an der Erneuerung des Kataloges ICD-11 (vorher ICD-10
von 1990) gearbeitet und im Jahre 2019 wird die neue Regelung endlich
den WHO-Mitgliedstaaten vorgelegt. Die Änderung im internationalen
Katalog der Krankheiten und psychischen Störungen - ein Dokument, das
mehr als 70% aller Psychiater weltweit als Anordnung für ihre Arbeit
nutzen - soll 2022 in Kraft treten. Dies bedeutet konkret: Es wird -
offiziell - von nun an nicht mehr als psychisch krank abgestempelt,
wenn sich wer als Mann fühlt, aber der Körper weibliche Merkmale hat
und vice versa. Genauso Menschen, die sich als weder noch oder nicht
ganz eindeutig (nicht-binär) einem Geschlecht zugehörig fühlen, aber
trotzdem einen Körper eines binären Geschlechtes haben, sind keine
"Geisteskranken" mehr. Es wird nicht mehr von "Transsexualismus"
gesprochen, sondern in Zukunft wird es die Bezeichnung "Gender
Incongurence" (dt. Geschlechtsinkongurenz) oder "transidente
Menschen/Transgender Menschen" tragen. Es heißt nicht mehr "F 64.0
Transsexualismus", sondern "HA60 ff Gender incongruence".

Was bedeutet das konkret? Möchte man in Österreich den Körper an das
gefühlte Geschlecht angleichen, so stehen drei Teile des
diagnostischen Prozesses zur grundsätzlichen Feststellung des
Vorliegens einer Transidentität bevor: Psychiatrische Diagnostik,
klinisch-psychologische Diagnostik und psychotherapeutische
Diagnostik. Diese werden am Ende von einer fallführenden Person in
einer Stellungnahme zusammengefasst, welche für die weiteren
Behandlungsschritte (Hormone und/oder geschlechtsangleichende OP)
notwendig ist. Die Krankenkasse bezahlt diese Schritte, da sie als
Heilbehandlung gelten, genauso ist es nicht mehr zwingend, diese
Schritte (Hormone und/oder OP) zu machen, um eine Personenstands- und
Vornamensänderung beantragen zu können.

Mit der Änderung des Kataloges würde es wahrscheinlich bedeuten, dass
der ganze Prozess nicht mehr notwendig für die Schritte ist.
Transidente und nichtbinäre Menschen werden vielleicht nicht mehr
gezwungen, sich mit Psychologen und Psychiatern herumzuschlagen und
mit dem Stempel "psychisch krank" auf der Stirn herumzulaufen. Auf der
anderen Seite kann es auch sein, dass der Prozess weiterhin bestehen
bleibt und sich "nur" die Diagnose ändert. Eine gewisse Vorsicht muss
doch bleiben, da es genug Menschen gibt, die es eventuell bereuen,
weil sie die Schritte zu "leichtfertig" begangen haben.

Was nicht selbstverständlich sein sollte, aber heute noch leider
traurige Realität ist: In vielen Ländern wie Bulgarien, Serbien und
Slowenien gibt es keinen Funken der Anerkennung von Transidentität. In
34 Ländern Europas können Transmenschen ihren rechtlichen Namen und
Geschlecht nicht ändern, ohne, dass sie an einer Zwangssterilisierung,
Scheidung oder einer Diagnose von Geisteskrankheit vorbeikommen.

Im sozialen Rahmen ist es oft nicht einfach, über das Thema Trans* zu
sprechen, ohne sich auf einem Minenfeld der falschen Begriffe oder
unbeabsichtigten Ignoranz zu bewegen. Es gibt dafür viel zu viele
verwirrende Begriffe und Formulierungen, die sehr schnell
diskriminierend wirken können, wenn man sie falsch anwendet. Selbst
ich, ein transidenter Menschen, bearbeite einen Text zum Thema
teilweise über Wochen, bis ich mir sicher sein kann, dass etwas nicht
falsch betitelt worden ist. Man sagt nicht mehr "Sie war früher ein
Junge" oder "Sie würde gerne eine Frau sein". Auf weitere Phrasen, wie
"Er hat den Körper einer Frau" und "Sie ist im falschen Körper
gefangen" stößt man auf viel Ablehnung und Unbehagen. Genauso ist der
Begriff "Transsexualismus" veraltet. Es gibt genug Menschen, die sich
als trans* identifizieren, aber nicht jeder möchte einen operativen
Eingriff oder eine hormonelle Behandlung; also das biologische
Geschlecht ändern.

Möchte man als Cisgender-Person (d.h. Menschen, die sich mit dem ihnen
zugewiesenen Geschlecht identifizieren) über das Thema Transidentität
oder Non-Binary Aufmerksamkeit schaffen, ist es "sicher", sich mit den
Begriffen wie Transidentität, Trans*, transidente Menschen/Personen
oder der*die, auf dem Minenfeld zu bewegen. Am wichtigsten ist es
jedoch, falls man ausgebessert wird, dies nicht als Angriff
aufzufassen, sondern es als eine Möglichkeit ansehen seine Sprache zu
erweitern, um mehr Inklusion zu schaffen. Eventuell auch transidente
Menschen oder Gruppen, wie z.B., "The Cha(i)nge" (eine Trans Peer
Gruppe in Wien) oder Beratungsstellen wie "Courage", um Rat fragen,
kann wirklich nicht schaden. Fragt Menschen nach ihren Pronomen, nicht
nach dem, was sich in deren Hosen befindet und es schadet auch nicht,
sich ein bisschen zu informieren.


Anmerkung:

[1] https://www.unsere-zeitung.at


Quellen und weiterführende Links:

www.tgns.ch

www.who.int

www.aidshilfe.de

www.courage-beratung.at

www.facebook.com/thechaingepeergroup

Erstveröffentlichung:

https://www.unsere-zeitung.at/2018/07/09/transgender-als-geisteskrank/


Der Text steht unter der Lizenz Creative Commons 4.0

http://creativecommons.org/licenses/by/4.0/

 * 

Quelle:

Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

Reto Thumiger

E-Mail: redaktion.berlin@pressenza.com

Internet: www.pressenza.com/de
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GEWERKSCHAFT/288: Altenpflege als Spielball von Profitmaximierern (ver.di)


ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft - Presseinformation vom
10. Juli 2018

Altenpflege als Spielball von Profitmaximierern



Berlin - Nach nur einem Jahr verkauft der Finanzinvestor Oaktree Anteile an
der Pflegeheimkette "Pflegen & Wohnen". Der Käufer mit eindeutigen
Profitinteressen: die Immobiliengesellschaft "Deutsche Wohnen".

Sylvia Bühler, Mitglied im ver.di-Bundesvorstand, kritisiert das
Gebaren von finanzgetriebenen Anbietern in der Altenpflege: "Der
Verkauf beweist einmal mehr, dass die Finanzinvestoren kein
langfristiges Interesse an der Altenpflege haben. Altenpflege braucht
aber Planungssicherheit und qualitativ hochwertige Versorgung. Wenn
es in erster Linie darum geht, den Wert des Portfolios zu erhöhen,
läuft etwas gewaltig schief." Selten sei es so offensichtlich, dass
es den Investoren im Bereich der Altenpflege vor allem um
Immobiliengeschäfte und kurzfristige Profite gehe, wie bei diesem
Deal.

Das ist nicht der erste Wechsel der Eigentümer für "Pflegen &
Wohnen". Im August 2017 hatten die Burkart Verwaltungen GmbH und die
Andreas Franke Unternehmensgruppe "Pflegen & Wohnen" an den
US-Finanzinvestor Oaktree verkauft. Oaktree übernahm zeitgleich auch
die Vitanas Gruppe, die ihrerseits Anteile an Pflegen & Wohnen hielt.
Der Finanzinvestor Oaktree verwaltet Anlagegelder in Höhe von rund
120 Milliarden US-Dollar.

Die "Deutsche Wohnen" ist nach eigener Darstellung eine der führenden
börsennotierten Immobiliengesellschaften Deutschlands. In ihrem
Kerngeschäft - der Vermietung von Wohnungen - hat sie sich einen
zweifelhaften Ruf erarbeitet: Demnach dränge sie mit steigenden
Mieten und einer auf maximalen Gewinn ausgerichtete Strategie
Mieter/innen aus ihren Wohnungen. Das Geschäftsjahr 2017 hat die
Immobiliengesellschaft mit einem Konzerngewinn von 1,8 Milliarden
Euro abgeschlossen.

Gut für die Beschäftigten: Mit "Pflegen & Wohnen" besteht bereits
seit Jahren ein Tarifvertrag, erst kürzlich konnte die aktuelle
Tarifrunde mit einer deutlichen Gehaltserhöhung abgeschlossen werden.
Besonders wichtig in der derzeitigen Situation: ver.di hat den
Ausschluss betriebsbedingter Kündigungen bis 31.Dezember 2022 im
Tarifvertrag durchgesetzt.

Die Tarifbindung in der Altenpflege ist insgesamt aber gering. Gerade
bei schnellen Inhaberwechseln helfen Tarifverträge, die Beschäftigten
abzusichern. Da sich viele kommerzielle Anbieter aber Tarifverträgen
verweigern, sei hier die Politik gefragt, so Bühler. "Wir brauchen
einen flächendeckenden Tarifvertrag für die gesamte Altenpflege, an
den sich auch Finanzinvestoren und Pflegekonzerne halten müssen."

Der Verband der privaten Arbeitgeber bpa hingegen stemmt sich mit
aller Kraft gegen die Bemühungen, die Arbeits- und Gehaltsbedingungen
zu verbessern. Der Aufforderung zu Tarifverhandlungen mit ver.di
hatte er unlängst eine Absage erteilt. Und in einem Brief an
Bundestagsabgeordnete vom Juni 2018 lehnt der bpa einen
flächendeckenden Tarifvertrag ab. Bühler: "Die Arbeitgeber versuchen,
die Abgeordneten in die Irre zu führen, indem sie völlig
unverbindliche Regelungen voller Schlupflöcher anpreisen. Ein
durchschaubarer Bluff."

 * 

Quelle:

Presseinformation vom 10.07.2018

ver.di - Vereinte Dienstleistungsgewerkschaft

Bundesvorstand, Pressestelle

Paula-Thiede-Ufer 10, 10179 Berlin

Telefon: 030/6956-1011 und -1012, Fax: 030/6956-3001

E-Mail: pressestelle@verdi.de

Internet: www.verdi.de
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MELDUNG/276: Schlechtes Vorbild - G20-Staaten gefährden Umsetzung der UN-Entwicklungsziele (idw)


Bertelsmann Stiftung - 09.07.2018

Schlechtes Vorbild:
G20-Staaten gefährden Umsetzung der UN-Entwicklungsziele



2015 hat sich die Staatengemeinschaft mit den "Sustainable Development
Goals" (SDGs) verpflichtet, bis 2030 gemeinsam zu einer besseren
ökonomischen, ökologischen und sozialen Entwicklung beizutragen.Drei Jahre
später zeigt der aktuelle SDG-Index, dass dieser Weltzukunftsvertrag kaum
in der Praxis wirkt. Insbesondere reiche G20-Staaten werden ihrer
Vorbildrolle nicht gerecht.

Gütersloh, New York, 09. Juli 2018. Bis zum Erreichen der globalen
UN-Ziele ist es für Industrie- und Entwicklungsländer immer noch ein weiter
Weg. Der aktuelle SDG-Index, der gemeinsam von der Bertelsmann Stiftung
und dem Sustainable Development Solutions Network (SDSN) entwickelt wurde,
zeigt erstmals für 193 Staaten, wo die Weltgemeinschaft bei der Erfüllung
der insgesamt 17 Ziele steht. Das Ergebnis: Kein Land ist momentan auf dem
Weg, alle Ziele bis 2030 zu erfüllen. Der diesjährige Index beleuchtet vor
allem die Rolle der G20-Staaten, die ihrer Vorbildfunktion kaum gerecht
werden, so die Autoren. Als ein entscheidendes Hindernis verweisen sie auf
die unzureichende Einbettung der Ziele in nationale Regelwerke. Dadurch
bleiben die tatsächlichen Fortschritte hinter den Lippenbekenntnissen
zurück. Gleichzeitig kritisieren die Autoren, dass viele Industriestaaten
die Umsetzung der Ziele zusätzlich erschweren, da sie häufig externe
Kosten für die Weltgemeinschaft verursachen.

Der SDG-Index ist die erste weltweite Vergleichsstudie von Industrie- und
Entwicklungsländern zur Erreichung der globalen Ziele. Der Index erlaubt
anhand von Länderprofilen den Vergleich aller Staaten untereinander.

"Um die Entwicklungsziele der Vereinten Nationen zu erreichen, brauchen
wir weniger Lippenbekenntnisse und mehr Gestaltungswillen. Nur wenn alle
Länder die Ziele in ihrer nationalen Politik verankern, können sie auch
praktisch Wirkung entfalten", sagt Aart De Geus, Vorstandsvorsitzender der
Bertelsmann Stiftung. "Der SDG-Index zeigt, dass Staaten, die im Einklang
mit Prinzipien der sozialen Marktwirtschaft, sozialer Gerechtigkeit und
nachhaltiger Entwicklung handeln, die besten Chancen haben, die Ziele zu
erreichen", ergänzt Jeffrey Sachs, Autor der Studie und Direktor des SDSN.

Deutschland auf gutem Weg zur Erreichung der Ziele

Wie auch in den Vorjahren sind es vergleichsweise kleine, wohlhabende und
nordeuropäische Staaten, die die UN-Vorgaben schon heute am ehesten
erfüllen: Schweden, Norwegen und Dänemark erreichen die höchsten
Platzierungen im Ländervergleich. Deutschland folgt auf dem vierten Platz.
Die Werte für die USA (35. Platz) und China (54. Platz) verdeutlichen,
dass die größten Volkswirtschaften in puncto nachhaltiger Entwicklung noch
aufholen müssen. Vor allem im Bereich "nachhaltiger Konsum und Produktion"
hapert es in den Industrieländern noch gewaltig. Am unteren Ende der Skala
befinden sich fast ausschließlich afrikanische Staaten wie die
Demokratische Republik Kongo, Tschad und die Zentralafrikanische Republik.

Deutschland liegt auf dem 4. Platz und ist neben Frankreich (5. Platz)
eines von zwei G7-Ländern in den Top Ten. Laut Index liegt Deutschland mit
einem Ergebnis von rund 82 Punkten über dem OECD-Durchschnittswert von
rund 77 Punkten (100 Punkte bedeutet: Ziele sind komplett erreicht).
Maßnahmen zur Umsetzung der Ziele bewerten die Autoren für Deutschland als
überdurchschnittlich gut. So gibt es in Deutschland beispielsweise eine
nationale Nachhaltigkeitsstrategie und die Bundesregierung unterstützt
wissenschaftliche Netzwerke, die die Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele
begleiten und evaluieren. In diesem Zusammenhang liegen zumindest
teilweise Berechnungen über nötige Investitionen vor, die für die
Umsetzung der Nachhaltigkeitsziele nötig sind. Nachholbedarf bescheinigt
der Index den Deutschen hingegen im Bereich "nachhaltiger Konsum und
Produktion". So produzieren die Deutschen jährlich pro Kopf rund 22
Kilogramm Elektroschrott - fast dreimal so viel wie in der Türkei oder
Mexiko und gleich viel wie in den USA. Ebenso negativ fallen die hohen
Schwefeldioxid-Emissionen ins Gewicht, die durch Produktionsstandorte und
den Konsum in Deutschland entstehen (rund 18 Kilogramm Schwefeldioxid pro
Kopf und Jahr).

G20 Staaten müssen Vorbildrolle gerecht werden

Die Autoren beleuchten im aktuellen Index vor allem die Rolle der
G20-Staaten und bemängeln dort fehlende Pläne und Strategien zur
praktischen Umsetzung der Entwicklungsziele: "Während es in einigen
Staaten wie Brasilien, Mexiko und auch Deutschland bereits offizielle
Aktionspläne oder öffentliche Vergabeverfahren gibt, die die Umsetzung der
globalen Ziele berücksichtigen, hören wir in den USA oder auch in Russland
kaum offizielle Bekenntnisse aus der Politik", so Christian Kroll,
Mitautor des SDG-Index bei der Bertelsmann Stiftung. Gleichzeitig gehören
die G20-Staaten vor allem durch ihren hohen Lebensstandard und ihr
Konsumverhalten zu den größten Kostenverursachern für die
Weltgemeinschaft. Von den 15 Staaten, die im Bereich "nachhaltiger Konsum
und Produktion" die größten Kostenverursacher sind, gehören elf zur
G20-Gruppe. Die USA allein verursachen knapp ein Viertel der weltweiten
negativen Effekte, die das Erreichen der Ziele erschweren. China, Indien
und die USA sind gemeinsam durch ihre Industrieproduktion und den Konsum
von Dienstleistungen und Waren fast zur Hälfte (40 Prozent) dafür
verantwortlich, dass die Zielsetzungen im Bereich "nachhaltiger Konsum und
Produktion" noch nicht erfüllt werden.

Den Entwicklungs- und Schwellenländern stellen die Autoren ein etwas
besseres Zeugnis aus: Gerade in Ländern mit niedrigem Pro-Kopf-Einkommen
gibt es langsame, aber stetige Fortschritte, sodass extreme Armut oder
Unterernährung vermindert und der Zugang zu grundlegenden Gütern und
Dienstleitungen wie sauberem Wasser, Bildung oder einer rudimentären
Gesundheitsversorgung leicht verbessert wurde. Dennoch sind es gerade die
ärmsten Länder, die im Index insgesamt am schlechtesten abschneiden. In
Nigeria und der Demokratischen Republik Kongo bestehen aktuell zum
Beispiel noch die größten Hürden, um extreme Armut zu beseitigen. Dazu
kommt häufig eine fehlende oder unzureichende Infrastruktur, um die
Entwicklungschancen der Bevölkerung systematisch zu verbessern. In
Konfliktregionen wie Syrien, Irak, aber auch den Ländern in
Sub-Sahara-Afrika führen bewaffnete Konflikte zusätzlich zu einer
Verschlechterung der Situation.


Zusatzinformationen

Der SDG-Index ist die erste weltweite Vergleichsstudie von Industrie- und
Entwicklungsländern zur Erreichung der UN-Entwicklungsziele. Der Index
wurde von der Bertelsmann Stiftung in Zusammenarbeit mit dem Sustainable
Development Solutions Network (SDSN) und dem UN-Sonderberater Jeffrey
Sachs erarbeitet. Für die Studie wurden Daten aus 193 Ländern verglichen.
Der SDG-Index erlaubt anhand von Länderprofilen und einem Ampelsystem den
Vergleich aller Staaten untereinander. Die UN-Nachhaltigkeitsziele
bestehen aus 17 übergeordneten Zielen und 169 Unterpunkten, die entlang
sozialer, ökonomischer und ökologischer Dimensionen konzipiert sind. Die
Konzeption und Auswahl der Indikatoren fand in Zusammenarbeit mit dem
Sustainable Development Solutions Network (SDSN) statt, einem
Zusammenschluss von Forschungseinrichtungen zur wissenschaftlichen
Begleitung der Entwicklungsziele.

Weitere Informationen unter:

http://www.bertelsmann-stiftung.de

http://www.sdgindex.org

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution605

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Bertelsmann Stiftung, 09.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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UNTERNEHMEN/2727: Versicherer-Tagung - Munich Re unter Handlungsdruck bei Kohle (urgewald)


urgewald - Pressemitteilung vom 9. Juli 2018

Versicherer-Tagung:

Munich Re unter Handlungsdruck bei Kohle

- Führende Versicherer diskutieren Zukunftsthemen ihrer Branche

- Neueste Schritte gegen Kohle von Swiss Re, Hannover Re und Allianz 

- Deutscher Branchenprimus Munich Re steht nun im Zentrum der Kritik



Berlin, 9.7.2018 - Das Spitzenpersonal führender globaler
Versicherungskonzerne kommt bis Mittwoch auf dem Global Insurance Forum in
Berlin zusammen, um aktuelle Entwicklungen der Branche zu diskutieren.
Thema dürfte dabei die jüngst veröffentlichte Entscheidung des Schweizer
Rückversicherers Swiss Re zu Kohle sein: Der Konzern will keine
Versicherungen mehr für Firmen anbieten, die mehr als 30 Prozent ihres
Geschäfts mit der klimaschädlichen Kohle machen. Bereits im Mai und Juni
hatten die deutschen Konzerne Allianz und Hannover Re teils deutliche
Einschnitte bei ihren Kohle-Geschäften angekündigt.

Regine Richter, Energie-Campaignerin bei urgewald, sagt: "Ausgerechnet
Munich Re als der Versicherer, der als erster vor den Gefahren des
Klimawandels gewarnt hat, hinkt massiv hinterher. Dass direkte Konkurrenten
wie Swiss Re und zum Teil auch Hannover Re bei Kohle vorangehen, sollte der
Konzern nutzen, um ebenfalls umzusteuern."

urgewald hat zusammen mit Aktivist*innen der internationalen Kampagne
Unfriend Coal, des europäischen Netzwerks Europe Beyond Coal und der
Kampagnenorganisation Avaaz eine Protestaktion heute Morgen vor dem
Tagungsort, dem Berliner InterContinental Hotel, veranstaltet (Fotos, siehe
unten). Die Gruppen forderten von den Versicherern allgemein und
insbesondere von Munich Re Taten für den Klimaschutz [1]. Die Notwendigkeit
zeigt sich am Beispiel Polen: Seit vielen Jahren ist Munich Re einer der
aktivsten Versicherer im polnischen Kohlesektor. Der Konzern ist unter
anderem einer der größten Rückversicherer des staatlich kontrollierten
Versicherers PZU, der als eine der tragenden Säulen der polnischen
Kohlewirtschaft fungiert.

Neue Recherchen der Unfriend Coal Koalition zeigen, dass Ergo Hestia, ein
Tochterunternehmen der Munich Re, seit 2013 mindestens 18
Versicherungsverträge für polnische Kohlefirmen abgeschlossen hat, unter
anderem für das größte in Bau befindliche Kohlekraftwerk der EU im
polnischen Opole. Jan Chudzyński von der polnischen NGO "Development Yes -
Open-Pit-Mines NO" sagt: "Die Munich Re ist eine der Hauptverantwortlichen
für die Kohleexpansion in Polen. Sie muss endlich aufhören, neue und
bestehende Kraftwerke und Minen zu versichern. Vor allem die
Rückversicherung der Kohlegeschäfte von PZU muss sie beenden, wenn ihr der
Klimaschutz und die Gesundheit der Bevölkerung am Herzen liegen."

Lucie Pinson von der Kampagne Unfriend Coal ergänzt: "Kohle ist derzeit das
bestimmende Umwelt- und Gesundheitsthema der Versicherungsbranche. Dennoch
hinkt Munich Re der wachsenden Zahl von Versicherern hinterher, die den
Kurs in Richtung nachhaltigerer Geschäfte abgesteckt haben. Auf äußeren
Druck hin haben bereits 17 Versicherer Richtlinien gegen Kohle-
Investitionen verabschiedet und dem Sektor rund 30 Milliarden US-Dollar
entzogen. Allianz, AXA, SCOR, Zurich und nun auch Swiss Re gehen noch
weiter und haben auch Kohle-Versicherungen eingeschränkt. Hoffentlich
rüttelt das die Branchen-Lenker von Munich Re und anderen Versicherern in
Berlin auf."

[1] An einer Online-Unterschriftenaktion von Avaaz zusammen mit Unfriend
Coal haben bislang 739.000 Unterzeichner*innen teilgenommen.
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Zeitschrift für sozialistische Politik und Wirtschaft

Wessen Stadt, wessen Raum? - Solidarische Wohnungspolitik

Einleitung zum Schwerpunkt

von Kai Burmeister und Stefan Stache(1)



Ob Demonstrationen tausender Menschen gegen Mietsteigerungen,
Hausbesetzungen direkt betroffener Menschen oder Vorschläge für ein
gemeinwohlorientiertes Bodenrecht(2): Die sich verdichtenden Proteste
und Mobilisierungen der letzten Jahre verweisen darauf, wie sehr
Wohnen zum Thema geworden ist. Konkret sind es steigende Mieten, die
die Lebensweise bis weit in die Milieus der Mittelklasse in
Ballungsräumen beeinträchtigen oder bedrohen. Wird Wohnen in den
Städten zum Luxusgut für wenige Einkommensreiche?

Zwar zeigte sich soziale Ungleichheit schon immer in der Lage und dem
Zustand von Wohnungen und der sozialen Strukturen in den Stadtteilen.
Die Möglichkeit und die Art und Weise, mit der sich Menschen Wohnraum
an eignen können, hängt mit ihrer sozialen Position zusammen.
Allerdings sind die Verteilungskämpfe um den städtischen Raum
gewachsen und vertiefen soziale Spaltungen. In zunehmend polarisierten
Städten machen soziale Entmischung und Verdrängung angestammter
MieterInnen die Ungleichheiten sichtbarer.

Während sich privilegiertere Milieus nach unten abgrenzen, geht es für
einen Teil der mittleren Milieus nicht selten um ihre soziale
Respektabilität, wenn die inneren Städte für Wohnungssuchende oder die
gemietete Wohnung unbezahlbar werden oder der Verdrängungsdruck nach
Luxusmodernisierungen unerträglich wird. Sie sind zunehmend auf
weniger oder nicht attraktive Randlagen angewiesen und müssen die
Erfahrung machen, dass weder Politik noch das Mietrecht sie wirksam
schützen. Wer dagegen die materiellen Ressourcen besitzt, sich den
gewünschten Wohnraum anzueignen, festigt seine soziale Position vor
allem auch durch die Kontakte und Beziehungspflege, welche die Nähe zu
bestimmten Gruppen und Dienstleistungen ermöglichen. Sie sind, wie es
Pierre Bourdieu herausarbeitet, in der Lage, sich den bevorzugten
Orten und Menschen dauerhaft zu nähern oder sich von unliebsamen fern
zu halten. Ohne entsprechende Ressourcen sehen sich Menschen dagegen
an wenig gefragte Orte gekettet.(3)

Eine von der Hans-Böckler-Stiftung geförderte Studie der HU Berlin
kommt zu dem Ergebnis, dass insbesondere in wachsenden Großstädten ein
Mangel an Wohnraum entsteht - und zwar in erster Linie ein Mangel an
kleineren Wohnungen. Menschen mit geringeren Einkommen haben demnach
pro Kopf generell weniger Wohnfläche zur Verfügung und leben in
schlechter ausgestatteten Wohnungen. Trotzdem liegt ihre
Mietbelastungsquote deutlich über der von wohlhabenderen Haushalten.
Das liegt daran, dass die Mieten auch für Wohnungen mit geringem
Standard häufig relativ hoch sind. Außerdem stellen die Verfasser der
Studie fest, dass inzwischen 40 Prozent der Haushalte in deutschen
Großstädten mehr als 30 Prozent ihres Nettoeinkommens für Mieten
ausgeben.(4)

Bis in die 90er Jahre federten die wohlfahrtsstaatlichen Instrumente,
zum Teil auch der Bevölkerungsrückgang, den Zusammenhang zwischen
sozialer Lage und städtischem Wohnraum noch ab. Mit dem Jahrzehnt der
Entstaatlichung (Bofinger) änderten sich auch die wohnungspolitischen
Grundlinien. In den 2000er Jahren verkauften Post und Bahn viele
Wohnungen und viele Kommunen trennten sich von Teilen ihrer
öffentlichen Wohnungsbestände. Auch öffentliche
Wohnungsbaugesellschaften orientierten sich zunehmend in die Richtung
neoliberaler Marktlogiken. Die Anzahl der Sozialwohnungen, die seit
den 90er Jahren bereits gesunken war, fiel von 2006 bis 2016 um
830.000 auf 1,24 Millionen.(5) Der Bau von Sozialwohnungen liegt auf
einem zu geringen Niveau. Als Antwort auf den steigenden
Wohnungsbedarf wurde auf private Initiativen gesetzt. Im Zuge der
Dynamik wachsender Städte und Immobilienspekulation trug diese z. T.
auch von der SPD betriebene marktorientierte Strategie wesentlich zu
immer knapperem und unerschwinglichem Wohnraum bei. Einige
sozialdemokratische Stadtregierungen wie in Hamburg und Berlin
leiteten seit Beginn dieses Jahrzehnts eine Wende ein und setzten
wieder - allerdings mit unterschiedlichem Erfolg - auf die Regulierung
ihrer Wohnungsmärkte. Die letzte große Koalition erhöhte die Mittel
für die soziale Wohnraumförderung. Damit reagierte die SPD auf den
Druck auch aus ihren Wählermilieus, die bezahlbaren Wohnraum nicht als
individuelles Problem, sondern als öffentliche Aufgabe verstehen. In
Teilbereichen führten die Investitionen in dem Wohnungsbau zu
Erfolgen. In Hamburg beispielsweise stieg die Zahl der jährlich fertig
gestellten Wohnungen von rund 3.700 im Jahr 2011 auf rund 8.500 im
Jahr 2015 und rund 7.700 im Jahr 2016.(6) Die Stadt verfügt mit ihrer
kommunalen Wohnungsbaugesellschaft SAGA GWG über einen wichtigen
Player am Wohnungsmarkt und flankierte ihre Wohnungsbaupolitik durch
ein korporatistisches Bündnis mit Mietervereinen und der
Wohnungswirtschaft. Sie legte Quoten für Sozialwohnungen im Neubau
fest und nutzte rechtliche Instrumente, wie die soziale
Erhaltungsverordnung und die Umwandlungsverordnung, u.a. um die
Umwandlung von Miet- in teure Eigentumswohnungen zu verhindern oder
einzuschränken. Im Gegensatz dazu steht beispielsweise das
grünregierte Stuttgart, für das das Institut der Deutschen Wirtschaft
einen Bedarf von 5.000 neuen Wohnungen im Jahr ausweist. Dort wurden
allerdings im letzten Jahr nicht einmal 2.000 Einheiten fertig
gestellt,(7) von aktiver Wohnungspolitik für geringe und mittlere
Einkommen keine Spur.

Mit der Mietpreisbremse aus der letzten Legislaturperiode sollte dem
Preisanstieg Einhalt geboten werden, in der Realität ist aber kaum
eine preisbegrenzende Wirkung festzustellen. Zudem reichen die
Investitionen des Bundes kaum aus, die lt. dem Deutschen Mieterbund
bundesweit fehlenden eine Millionen Wohnungen zu erreichen. Das
Problem verschärft sich dadurch, dass jährlich 50.000 bis 60.000(8)
Wohnungen aus der Sozialbindung fallen, obgleich sie angesichts des
Zuzugs und wachsender sozialer Ungleichheit an den Wohnungsmärkten in
einigen Ballungsräumen dringend benötigt werden.

In der Dynamik des wachsenden Zuzugs und Immobilienspekulation
hingegen profitieren auch große Immobilienunternehmen und Fonds von
den mit öffentlichen Mitteln oder durch kulturelle Arbeit
aufgewerteten Stadtteilen oder von mit Fördermitteln errichteten
Sozialwohnungen, die aus der Bindung fallen. Die Bodenrendite erhöht
sich selbst ohne Investitionen.

Es drängt sich die Frage auf, ob die Wiederentdeckung des sozialen
Wohnungsbaus und korporatistische Bündnisse sowie die moderaten
Maßnahmen der Mietpreisregulierung ausreichen, um die sich
abzeichnenden sozialen Ungleichheiten der neuen Wohnungsfrage zu
bremsen oder wieder zu verringern. In den progressiven Debatten um
Wohnungspolitik haben Forderungen nach einem kommunalen Wohnungsbau
oder der wirksamen Regulierung der Preise daher an Auftrieb gewonnen.
An dieser Stelle lohnt sich eine Rückschau auf die Wohnungspolitik im
sozialdemokratisch geprägten Wien. Das "Rote Wien" steht wie kein
anderer Begriff für die sozialdemokratische Antwort auf die
Wohnungsnot der Arbeiterschaft in den 1920er Jahren. Im Mai 1919
bekommt Wien als erste Millionenstadt eine sozialdemokratische
Mehrheit im Rathaus und diese wird für eine offensive
Wohnungsbaupolitik verwendet. Es entstehen in Wien in den Jahren 1919
bis 1934 rund 64.000 Wohnungen in rund 380 Gemeindebauten wie der
Karl-Marx-Hof. Auch wenn Wohnraum damals Mangelware war, wurde nicht
einfach nur auf Menge gesetzt gebaut, sondern es wurden entlang dem
Grundsatz "Licht, Luft und Sonne" auch großzügige Flächen für Freizeit
von Jung und Alt geschaffen sowie eine Infrastruktur (Wäschereien,
Kindergärten u.a.) aufgebaut. Finanziert wurden diese kommunalen
Wohnungsbauten durch ein sozial gestaffeltes Steuersystem, eine
zweckgebundene Wohnbausteuer sowie durch Luxusabgaben.

Jene historischen Erfahrungen mit dem solidarisch finanzierten
Wohnungsbau, der die Interessen und Bedürfnisse der Arbeitermilieus
repräsentierte, regen zu Debatten an, die weit über die Ankurbelung
des Wohnungsbaus hinausreichen. Weder die schlichte Feststellung,
Wohnraum ist in begehrten Städten ein knappes Gut, noch die einfache
Forderung, mehr bauen, können für die sozialdemokratische Linke
spezifisch sein. Zwar muss mehr für Menschen mit kleinen und mittleren
Einkommen gebaut werden. Es geht jedoch auch darum, die Eigentumsfrage
zu stellen. Heribert Prantl führt hierzu aus: "Es geht um die
Umsetzung des Artikels 14 Absatz 2 Grundgesetz: "Eigentum
verpflichtet". [...] Ich bin daher der Meinung, dass Grundstücke von
der öffentlichen Hand an privat gar nicht veräußert werden dürfen.
Grund und Boden darf, aus Verantwortung für die nachfolgenden
Generationen, an privat nur per Erbbaurecht vergeben werden."(9)
Prantl plädiert für eine am Allgemeinwohl orientierte Boden- und
Immobilienpolitik, dies ist ein klarer Auftrag für fortschrittliche
Wohnungspolitik in der Kommune sowie im Bund. Eine deutlich stärkere
Rolle des kommunalen Wohnungsbaus sollte ein weiteres Element einer
Strategie sein, den demokratischen Einfluss auf den Wohnungsmarkt und
die Wohnraumversorgung zurückzugewinnen und auszubauen. Der
Wohnungsmarkt muss durch öffentliches Eigentum, steuerliche
Instrumente sowie das Bau- und Mietrecht wirksamer als bislang
reguliert und im Sinne wohlfahrtsstaatlicher Ziele gesteuert werden.
So geht es im Steuerrecht um neue Instrumente wie die Bodenwertsteuer,
im Mietrecht wesentlich um den Schutz vor unbezahlbaren Mieten.

Darüber hinaus verdeutlichen immer wieder auftretende Konflikte um den
Wohnungsneubau und vor allem bei Luxusprojekten, dass eine
sozial-integrative Wohnungspolitik demokratische
Beteiligungsmöglichkeiten weiter öffnen und politisches Vertrauen
aufbauen muss. Hinter den Vorbehalten von AnwohnerInnen gegenüber
Neubauprojekten stehen nicht nur klientelistische Interessen. Sie
können auch auf der Erfahrung beruhen, nicht gleichrangig mit den
Interessen der Investoren Gehör zu finden oder keinen maßgeblichen
Einfluss auf das Projekt zu haben. Viele sind skeptisch, weil die
Politik Verdrängung und dramatische Preisanstiege mitverursacht hat
oder erlebten, dass sich die sozialen Schieflagen am Wohnungsmarkt
auch nach den versprochenen Entlastungen nach dem Wohnungsneubau
vertieften.

In dem Ruf nach einem "Recht auf Stadt" artikulieren sich auch die
wachsenden Bedürfnisse nach demokratischer Teilhabe als Teil der
kulturellen und materiellen Lebensqualität. Daher ist eine
sozialintegrative Wohnungspolitik gefragt, die jenseits von
Klientilismus über diskursive Räume hinaus Mitentscheidung auf
Augenhöhe anbietet und die Gestaltungsmöglichkeiten auch für weniger
privilegierte Gruppen an Bauprojekten im Alltag erfahrbar macht. Es
ist zudem ein langfristiger Prozess, das Vertrauen durch eine sozial
gerechtere Wohnungspolitik zurückzugewinnen.

In diesem Schwerpunkt möchten wir zentrale Dimensionen und Instrumente
einer solidarischen Wohnungspolitik skizzieren. Hierfür wollen wir zum
einen die ökonomischen Dynamiken des deutschen Wohnungsmarktes
analysieren. Gewinne von über einer Milliarde Euro für
Wohnungsunternehmen wie Deutsche Wohnen und Vonovia zeigen, dass in
dieser Branche viel Geld zu verdienen ist. Umso mehr müssen die auf
den Weg gebrachten Instrumente zur Deckelung der Profitorientierung
kritisch hinterfragt werden. Zum anderen sollen aus einer
akteursorientierten Sicht von unten die Bedürfnisse der sozialen
Milieus an das Wohnen und die Mechanismen der Gentrifizierung im
Alltag herausgearbeitet werden. Darüber hinaus nehmen wir die
Konflikte um den Wohnungsneubau und demokratische
Beteiligungsmöglichkeiten in den Blick.

Für die spw-Redaktion steht fest, eine neue Politisierung der
Wohnungsfrage ist notwendig und diese Auseinandersetzung muss auch in
den Prozess der Erneuerung der Sozialdemokratie einfließen. Vorbild
könnte die in den 1990er Jahren durchgeführte Juso-Kampagne "Miethaie
zu Fischstäbchen" sein. Selbstverständlich geht es mit diesem
historischen Verweis nicht darum, die alten Plakate aus den Archiven
zu holen. Neu nachzudenken über die damalige Kampagne ist deshalb
lohnenswert, weil sie die Interessen von MieterInnen in Konflikt zu
den Renditevorstellungen der Investoren stellte und sich für das Recht
auf gutes Wohnen stark machte. Dieser Grundsatz ist für das Jahr 2018
aktueller denn je.

Die Beiträge des Schwerpunktes im Einzelnen:

Annette Spellerberg setzt sich mit städtischen Milieus bzw.
Lebensstilgruppen und deren Bedürfnissen an das Wohnen auseinander.
Urbanität bedeute die Auseinandersetzung mit Fremden und die Einübung
von Toleranz. Im Zuge der wachsenden Größe von Städten nehme die
Variation an Lebensformen, Subkulturen und Gelegenheiten, aber auch
räumliche Segregation zu. Mit dem Konzept der sozialen Milieus und
Lebensstile werden in der neueren soziologischen Debatte die größeren
Wahlmöglichkeiten erfasst, die teilweise quer zu den
sozialstrukturellen Ungleichheitskonzepten (Klasse, Schicht) liegen.
Auch wenn das Einkommen nach wie vor den Zugang zu Wohnlagen,
Wohnungsgrößen und Ausstattungen bestimmt, sind die verschiedenen
Wohnmotive ein wichtiger Faktor für innerstädtische Differenzierungen.
Der Gentrifikationsprozess als Wandel von Stadtgebieten zugunsten
besser gestellter Bevölkerungsgruppen wird in der Forschung als
Konflikt zwischen verschiedenen Lebensstilgruppen interpretiert. Nach
neuesten Studien nehmen sozialräumliche Spaltungen in den Städten zu.
Stadtpolitisch entscheidend sei, so die Autorin, dass diejenigen
Milieus Gehör fänden, die günstigen Wohnraum benötigten. Gerade sie
seien jedoch politisch weniger repräsentiert als die privilegierteren
Milieus, welche ihre Interessen wirkungsmächtig einbringen.

Daniel Gardemin setzt sich mit dem Preisdruck in der Stadt und
der Verdrängung einkommensschwacher MieterInnen auseinander.
Gentrifizierung sei ein Türöffner für Wohnungsgesellschaften,
Investmentfonds und private Vermieter, die den Wandel der Städte aus
ihrer interessengeleiteten Perspektive zu nutzten, um sowohl bei
Neubauvorhaben als auch bei Sanierung im Bestand ihre eigenen Regeln
aufzustellen. Diese Entwicklung hänge mit der Privatisierung
kommunaler Wohnungen zusammen. Der empfindlichste und gleichzeitig
öffentlich auch im Alltag wahrnehmbarste Bruch entstehe bei der
Aushöhlung des Mietrechts. Entmietung und Zweckentfremdung seien ein
Geschäftsmodell von Investoren, um Sanierungen durchführen und hohe
Mieten fordern zu können. Der Autor verdeutlicht diesen Prozess anhand
von Beispielen aus Frankfurt, Berlin, München und Hannover. Die durch
Boden- und Leerstandsspekulation weiter angeheizte soziale Schließung
des Wohnungsmarktes führe nicht nur zu Segregation und
Wohnungslosigkeit, sondern entfremde die sozialen Milieus voneinander
und setze sie in eine verschärfte Konkurrenzsituation. Eine kluge
Stadtgesellschaft, so Gardemin, schaffe "Orte der Verständigung" und
unterstütze "das Entstehen einer kulturellen Ausgestaltung der sich
wandelnden Stadt." Der Autor unterbreitet Vorschläge für den Schutz
der MieterInnen, die sich teils mit den Forderungen von Michael Sachs
und Lukas Siebenkotten im vorliegenden Heftschwerpunkt decken.

Nach Einschätzung von Barbara Schönig und Carsten Praum
findet auf dem Gebiet der sozialen Wohnraumversorgung diskursive
Beteiligung in vielen Räumen statt - echte demokratische Teilhabe
hingegen kaum. Der Volksentscheid gegen die Randbebauung des
Tempelhofer Feldes fiel negativ aus, weil der Berliner Senat es nicht
habe glaubhaft darstellen können, dass die geplanten Wohnungen für
mittlere und niedrige Einkommen erschwinglich seien. Gerade am
Beispiel der sozialen Wohnraumversorgung zeigten sich die Schwächen
konsensorientierter kommunikativer Verfahren, die
Ausgrenzungsmechanismen und Vereinnahmungstendenzen beinhalteten und
die wenig Raum für die demokratisch legitimierte Entscheidungen über
fundamentale Interessensgegensätze böten. "Bündnisse für Wohnen" oder
"Bündnisse für Quartiere" könnten daher kaum mehr als diskursive Foren
sein. Gleichwohl sollten sie zum Gegenstand demokratisch legitimierter
Entscheidungen gemacht werden. Ein ernsthafter kooperativer Dialog im
Bündnis bedürfe der Transparenz über die Reichweite von
Entscheidungen, die Rollen und Kompetenzen ihrer Akteure. Als
Alternative zu den üblichen Beteiligungsformaten heben die AutorInnen
Basisinitiativen wie die "Stadt von unten" hervor, die die
Privatisierung des Dragoner-Areals in Berlin-Kreuzberg verhindert hat.
Diskurse und die Entscheidungen über Wohnungspolitik müssten auf den
unterschiedlichen Ebenen bis in das Quartier ausgeweitet und
demokratisiert und hierbei die soziale Dimension der Wohnungsfrage ins
Zentrum gestellt werden.

Sebastian Gerhardt plädiert für öffentliche Investitionen zum
Aufbau eines kommunalen Wohnungsbestands, der dauerhaft im
öffentlichem Eigentum verbleibt. Dieser Wohnungsbau solle der
sozialstaatlichen Maxime folgen, wonach öffentliche Aufgaben in die
öffentliche Hand gehören, die eingesetzten Mittel möglichst nachhaltig
verwendet werden und eine Bereicherung privater AkteurInnen
ausgeschlossen wird. Es dürften nicht wieder private EigentümerInnen
von einer sozialen Wohnraumförderung mit befristeten
Belegungsbindungen und Mietgrenzen profitieren. Der Aufbau eines
öffentlichen Wohnungsbestands ziele auf einen Ausbau des Sozialstaats
und eine Wohnungspolitik, die die Wohnbedingungen für die Mehrheit
verbessert, nicht auf eine residuale Versorgung "einkommensschwacher
Haushalte". Der Bund könne den kommunalen Wohnungsbau auch mittels
Krediten finanzieren und mit einem Sofortprogramm von mindestens
100.000 neuen Wohnungen pro Jahr starten. Hierfür müssen die
kommunalen bzw. landeseigenen Wohnungsunternehmen auf- bzw. ausgebaut
werden.

Stefan Bach und Claus Michelsen setzen sich mit der neu
zu gestaltenden Grundsteuerreform auseinander und stellen verschiedene
Modelle der Grundsteuerberechnung vor. Die Autoren favorisieren die
Bodenwertsteuer u.a. aus dem Grund, weil sie an die Wertsteigerungen
oder -verluste der Immobilien gekoppelt sei. Nicht zuletzt unterstütze
sie siedlungs- und umweltpolitische Ziele. Bei vermieteten
Grundstücken verringere die Fokussierung der Grundsteuer auf den
Bodenwert deren Überwälzung auf die MieterInnen. Allerdings sehen die
Autoren im Detail auch Probleme für die Umsetzung.

Michael Sachs skizziert zentrale Entwicklungsdynamiken und die
Ursachen von Preisanstiegen und Verdrängung v.a. in den Innenstädten
und angesagten Stadtteilen und fordert u.a.:

• neue Impulse für eine gemeinwohlorientierte Bodenpolitik unter
Nutzung der Steuerungsinstrumente Planungs-, Boden- und Steuerrecht.

• Staatliche Grundstückeankäufe, solange sie noch billig sind
sowie Unterstützung des Bundes für Länder und Kommunen beim Aufbau
kommunaler Grundstücksfonds

• Einführung einer progressiven Grundsteuer C im Rahmen einer
Grundsteuerreform für nicht genutzte Baugrundstücke

• Diskussion über die Einführung einer Bodenwertzuwachssteuer

• Einführung einer Wohnraumsteuer gegen die Fehlallokation von
Wohnfläche (Berechnung auf die Wohnfläche pro Person, Freigrenze z.B.
von 40 m² pro Person)

• Einbindung immobilienwirtschaftlicher Akteure, etwa in Form
lokaler Bündnisse unter Einbeziehung aller Immobilien- und
Mieterverbände

• Steigerung des geförderten Wohnungsbaus und Quoten für
Sozialwohnungen in jedem Neubauprojekt

• Soziale Erhaltenssatzungen oder das Verbot von

Luxusmodernisierungen und gemeindliche Vorkaufsrechte

Lukas Siebenkotten kritisiert die zu niedrigen Investitionen
des Bundes in den sozialen Wohnungsbau und fasst zentrale Forderungen
des Deutschen Mieterbundes zusammen. Investoren sollen die
Sonderabschreibung nur beanspruchen können, wenn sie entsprechend vom
Gesetzgeber festgelegte Mietobergrenzen nicht überschreiten. Notwendig
sei eine gemeinwohlorientierte Boden- und Liegenschaftspolitik, um
Bauland zu aktivieren, vor allem aber auch, um die inflationäre
Preisentwicklung zu stoppen. Öffentliche Grundstücke des Bundes oder
der Länder sollten nur an Kommunen verkauft werden - und das deutlich
unter dem Verkehrswert. Die Kommunen ihrerseits sollten Grundstücke in
erster Linie städtischen Wohnungsunternehmen oder anderen
gemeinwohlorientierten Unternehmen zur Verfügung stellen und vorrangig
in Erbpacht vergeben. Gebraucht werde ein planungsrechtliches
Instrument zur Steuerung der Bodenpreisentwicklung und zur Stärkung
der kommunalen Vorkaufsrechte bzw. Eingriffsrechte. Vor allem gehe es
darum, eine sozialgerechte Bestandspolitik zu entwickeln. Gegen die
steigenden Mietpreise fordert der Autor u.a. die Verlängerung des
Betrachtungszeitraums bei der Mietpreisbremse von vier auf
beispielsweise zehn Jahre, so dass nicht nur die überteuerten,
letztjährigen Vertragsabschlüsse in die Vergleichsmiete einfließen.
Außerdem müsse die so genannte Kappungsgrenze deutlich abgesenkt und
die Modernisierungsumlage auf vier Prozent absinken sowie eine
Kappungsgrenze bei 1,50 Euro pro Quadratmeter eingeführt werden.
Wohnwertverbesserungen, also zum Beispiel ein Balkonanbau oder Einbau
eines Aufzugs, sollten nur im Einvernehmen mit den betroffenen
MieterInnen möglich sein. Bei energetischen Modernisierungen müsse
eindeutig unterschieden werden zwischen Instandhaltungs- und
Reparaturarbeiten bzw. -kosten und echten Modernisierungsarbeiten, die
eine Mieterhöhung rechtfertigten.

Michael Groß fordert u.a. Baugrundstücke im Besitz der Städte
und Gemeinden zu belassen, sozial engagierte Wohnungsunternehmen durch
eine gemeinwohlorientierte Förderpolitik zu belohnen sowie mit
öffentlicher Förderung gebaute Wohnungen dauerhaft sozialverträglich
zu nutzen. Zudem würden neben mehr sozialem Wohnungsbau deutlich
größere Bestände in öffentlicher Hand benötigt. Die Mietpreisbremse
müsse über die Auskunftspflicht des Vermieters hinausreichen und
flächendeckend eingeführt werden.


Anmerkungen

(1) Kai Burmeister ist Mitglied der spw-Redaktion und im
Kreisvorstand der SPD Stuttgart.

Stefan Stache ist Chefredakteur der spw und lebt in Hannover.

(2) Beispielsweise www.initiative-bodenrecht.de in München.

(3) "Die Fähigkeit, den Raum zu beherrschen, hauptsächlich basierend
auf der (materiellen oder symbolischen) Aneignung der seltenen
(öffentlichen oder privaten) Güter, die sich in ihm verteilt finden,
hängt vom Kapitalbesitz ab. Das Kapital erlaubt es, unerwünschte
Personen oder Sachen auf Distanz zu halten und zugleich sich den
(gerade hinsichtlich ihrer Verfügung über Kapital) erwünschten
Personen und Sachen zu nähern. Hierbei werden die zur Aneignung von
Kapital nötigen Ausgaben, insbesondere an Zeit, minimiert. Die Nähe im
physischen Raum erlaubt es der Nähe im Sozialraum, alle ihre Wirkungen
zu erzielen, indem sie die Akkumulation von Sozialkapital erleichtert,
bzw. genauer gesagt, indem sie es ermöglicht, dauerhaft von zugleich
zufälligen und voraussehbaren Sozialkontakten zu profitieren, die
durch das Frequentieren wohlfrequentierter Orte garantiert ist. [...]
Umgekehrt werden aber die Kapitallosen gegenüber den gesellschaftlich
begehrtesten Gütern, sei es physisch, sei es symbolisch, auf Distanz
gehalten. Die sind dazu verdammt, mit den am wenigsten begehrten
Menschen und Gütern Tür an Tür zu leben. Der Mangel an Kapital
verstärkt die Erfahrung der Begrenztheit: er kettet an einen Ort"
(Bourdieu, Pierre u.a. (Hg.) (2005): Das Elend der Welt - gekürzte
Studienausgabe. Konstanz: UVK Verlagsgesellschaft: 120f.)

(4) Henrik Lebuhn, Andrej Holm, Stephan Junker, Kevin Neitzel:
Wohnverhältnisse in Deutschland - eine Analyse der sozialen Lage in 77
Wohnversorgungsbedarf", September 2017.

(5)Quelle: Statista.de vom 10.01.2018, 

https://de.statista.com/infografik/12473/immer-weniger-sozialwohnungen-in-deutschland/

(6)Quelle: http://www.hamburg.de/bsw/presse/8786162/2017-05-17-bsw-fertigstellungen/.

Seit 2014 wurden davon jährlich über 2.000 Mietwohnungen
mit Mietpreis- und Belegungsbindungen fertiggestellt. 

Quelle: http://www.hamburg.de/bsw/wohnungsbau/4029174/wohnungspolitik/

(7) Bautätigkeit und Baubedarfe in Stuttgart und den Umlandgemeinden.
Prof. Dr. Michael Voigtländer, Leiter Kompetenzfeld Finanz- und
Immobilienmärkte, Institut der deutschen Wirtschaft Köln. 4. Oktober
2017. 

https://www.hausundgrund-stuttgart.de/pressearchiv.start,10.cPage,2.year,2017.html.

Laut der Studie bleibt auch die Zahl der fertiggestellten Wohnungen in Berlin sehr deutlich
hinter dem Bedarf zurück.

(8) Siehe hier zu den Beitrag von Lukas Siebenkotten im Schwerpunkt.

(9) Prantls Blick: Wie wohnen wieder bezahlbar wird. 29. April 2018, 

http://www.sueddeutsche.de/politik/prantls-blick-wie-wohnen-wieder-bezahlbar-wird-1.3961851.
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MELDUNG/087: CIA-Folter in Rumänien - Geheimgefängnis in der Europäischen Union (Pressenza)


Internationale Presseagentur Pressenza - Büro Berlin

CIA-Folter in Rumänien: Geheimgefängnis in der Europäischen
Union

Von Torture in Europe [1], 3. Juli 2018



Die Richter des Straßburger Menschengerichtshofs haben Rumänien zur
Zahlung von 100.000 Euro Schmerzensgeld verurteilt. Denn die Regierung
in Bukarest hat dem US-Geheimdienst bei der illegalen Inhaftierung
geholfen. Sie haben von dem geheimen Gefängnis gewusst, und mit der
CIA auch kooperiert.

Folter hat die Regierung einfach ignoriert! Genau so wie im Fall
Daniel und Matthias [2] und in tausenden anderen Fällen. Die
sogenannten Folteranstalten, in denen die beiden untergebracht waren,
sind nicht GEHEIM, wie im Fall Nashiri. Dadurch aber noch viel
schlimmer, weil jeder weiß, dass tagtäglich gefoltert wird und damit
Artikel 3 der Konventionen wissentlich missachtet wird.

Damit hat Rumänien wiedermal gegen das Folterverbot der Europäischen
Menschenrechtskonvention verstoßen.

Mit diesem Urteil stellt der Gerichtshof fest, dass es einen Verstoß
gegen Artikel 3 der Konvention gegeben hat, insbesondere weil die
rumänische Regierung den Vorwürfen von Herrn Nashiri nicht
nachgegangen ist, dass er unmenschlich behandelt und in einem
Geheimgefängnis inhaftiert wurde.

Rumänien wurde auch dazu verurteilt, die Vorwürfe schnellstmöglich
aufzuklären und Verantwortliche zur Rechenschaft zu ziehen. Jedoch
auch wie im Fall Daniel und Matthias werden die Folterknechte von den
korrupten Amtsträgern des EU-Staates gedeckt. Noch nicht mal
innerstaatlichen Strafanzeigen der Rechtsanwälte der beiden wurde
nachgegangen.

Es mag sein, dass die gefolterte Person im Fall CIA/Rumänien (Hr.
Nashiri) terrorverdächtig war, jedoch wurde er nicht verurteilt.

Man hatte ihn aufgehängt: Kopf oben, Beine nach unten. So hing er fast
einen Monat lang. Sie haben seinen Kopf gegen die Wand geschlagen.

Eineinhalb Jahre lang wurde er in Rumänien in einem Gefängnis des
US-Geheimdienstes CIA illegal festgehalten, misshandelt und gefoltert!

Daniel und Matthias wurden zwei Jahre und sieben Monate in Rumänien
illegal festgehalten, misshandelt und gefoltert, ohne auch nur gegen
ein Gesetz verstoßen zu haben. Die Klage der beiden vor dem
Europäischen Gerichtshof wird daher spannend, und die beiden verlangen
ebenso die Verhaftung ALLER beteiligten Folterknechte und Aufklärung
der gesamten Agent Provocateur [3] Aktion, die vom EU-Staat geplant
wurde.

Was kaum einer weiß, in Rumänien wurde eine staatliche Behörde mit dem
Namen "The National Registry Office for Classified Information"
geschaffen, Abkürzung: ORNISS (Die Nationale Meldebehörde für
Verschlusssachen) [4].

ORNISS hat in einem ihrer Gebäude, im Norden von Bukarest, in einer
belebten Wohngegend, nur wenige Minuten vom Zentrum der rumänischen
Hauptstadt entfernt, ein "Geheimnis" betrieben, welches die rumänische
Regierung seit Jahren verbergen wollte. Erst das deutsche ARD-Magazin
"Panorama" enttarnt das lange gehütete Geheimnis des
EU-Mitgliedstaates und machte den Skandal öffentlich.

Die Gebäude inmitten der rumänischen Hauptstadt wurden von der
Regierungsbehörde ORNISS genutzt, die dort geheime Informationen von
Nato und EU aufbewahrt. Frühere Geheimdienstangehörige beschrieben den
Standort des Gefängnisses und identifizierten die Gebäude auf Fotos.

Weitgehend unbemerkt konnten die Gefangenen vom Bukarester Flughafen
in Kleinbussen zu dem Gefängnis gebracht werden. Im Untergeschoss
waren sechs Zellen eingerichtet.

Während des ersten Monats ihrer Haft mussten die Gefangenen
Schlafentzug erleiden, sie wurden mit Wasser überschüttet, geschlagen
oder gezwungen, in schmerzhaften Stellungen zu verharren, berichteten
mehrere frühere Mitarbeiter. Das CIA lieferte Lebensmittel, die Halal
(islamisch korrekt zubereitet) waren, aus FRANKFURT.


Aus Frankfurt steuerte die CIA ihre Operationen in
Europa

Wie auch im Fall Daniel und Matthias weiß die Regierung, sowohl die
deutsche als auch die rumänische Regierung, angeblich von nichts!

Da es sich bei dem Gebäude um ein Regierungsgebäude handelt, ist es
ziemlich unwahrscheinlich, dass die rumänische Regierung nicht wusste
was in den eigenen Gebäuden, inmitten einer Großstadt vor sich ging.
Auch die jahrelange Belieferung mit Nahrung aus Frankfurt soll ohne
Wissen der Staatsdiener stattgefunden haben?

Im Fall Daniel und Matthias wurde die deutsche Botschaft in Bukarest
und auch das Auswärtige Amt in Berlin unter anderem von Seiten der
Angehörigen der beiden über die grausamen Zustände in den
Folterzentren (Gefängnissen) informiert. Beweise wurden geliefert,
auch ein Täter gestand teilweise versuchten sexuellen Missbrauch und
Folter an Daniel, diverse Strafanzeigen wurden auch in Kopie den
deutschen Behörden übergeben, doch am Ende weiß niemand der
Staatsdiener von nichts.

Matthias und Daniel fragten sich jahrelang, warum niemand der
zuständigen Mitarbeiter der Botschaft oder des Auswärtigen Amtes,
trotz der Beweislage und der vielen Gesuche der Menschenrechtsanwälte
der beiden, einschritt oder schlimmeres verhinderte.

Die beiden dachten, es würde an den guten Handelsbeziehungen zwischen
Deutschland und Rumänien liegen. Deutschlands "Handelsindustrie",
diverse Wirtschaftsbosse und die Rumäniens Waldmafia [5] beuten seit
Ewigkeiten das Land und die rumänischen Billiglöhner aus. Deutschland
verdient gut an den Geschäften mit, und verkauft das, was in
Deutschland keiner mehr braucht. Auch erzählte unter anderem der
Direktor der Folteranstalt Rahova in Bukarest Matthias und Daniel
immer wieder von den guten Beziehungen zur NATO.

Der Direktor drohte den beiden in einem der wenigen modernen Gebäuden,
einem Veranstaltungssaal. Er saß auf seinem "Thron" (hinter ihm die
NATO- und die EU-Flagge) und sagte, egal was wir auch immer bemängeln,
zur Strafanzeige bringen oder beweisen würden, nichts davon würde ihm
schaden, all unsere Mühe sei umsonst und "Rumänien wird immer so
weiter machen wie bisher".

Nur wussten die beiden damals noch nichts mit diesen Worten
anzufangen, jedoch nach den Urteilen der Straßburger Richter vom
31.05.2018 und weiteren Recherchen sind sich die beiden sicher, das
auch in ihrem Fall, ohne Mithilfe der internationalen Presse und
einiger der wenigen authentischen Menschenrechtsorganisationen,
niemand sonst an der Aufklärung Interesse hat.

Die Welt soll weiter in dem Glauben bleiben, das zumindest in der
Europäischen Gemeinschaft so etwas wie Folter, betrieben durch
Staatsdiener in staatlichen Einrichtungen nicht existiert. In den
Köpfen der meisten gibt es so etwas nur in Guantánamo oder in
"Drittweltländern", das jedoch genau solche Skandale tagtäglich vor
der Haustür geschehen, und dass auch sie selbst Opfer solcher
Machenschaften werden können, ist für viele unvorstellbar.

Im Gerichtsurteil [6] gegen Rumänien, welches im Fall von Herrn Al
Nashiri [ergangen ist,] sind die Details bezüglich der Folter und der
menschenunwürdigen Umstände auf 315 Seiten nachzulesen.

Wer sich jedoch mehr mit der EU und den Verurteilungen innerhalb der
EU beschäftigt, merkt, dass wöchentlich schwere Verstöße gegen Artikel
3 der Menschenrechte gemeldet werden und Verurteilungen zwar eventuell
zu einer kleinen finanziellen Entschädigung der Opfer führen, jedoch
meist die Täter ohne Strafen davon kommen.


Links:


Litauen und Rumänien Mitverantwortlich für CIA-Folter

https://www.tagesschau.de/ausland/egmr-urteil-cia-gefaengnis-101.html

Journalisten der Süddeutschen Zeitung und des ARD-Magazins Panorama
haben eines der berüchtigten geheimen Foltergefängnisse des
US-Geheimdienstes CIA in Europa enttarnt

https://www.wsws.org/de/articles/2011/12/cia-d13.html

Rumäniens Waldmafia sorgt in Deutschland für Ärger

https://www.welt.de/wirtschaft/article136564346/Dubiose-Geschaefte-mit-dem-rumaenischen-Wald.html

CIA Bucharest Prison Eyeball

https://cryptome.org/eyeball/cia-bucharest/cia-bucharest.htm

EGMR verurteilt Rumänien und Litauen für Beherbergung von
CIA-Gefängnissen

https://rsw.beck.de/aktuell/meldung/egmr-cia-gefaengnisse-beherbergt-rumaenien-und-litauen-verurteilt

Urteil des Europäischen Gerichtshofes für Menschenrechte vom
31.05.2018 gegen Rumänien

Council of Europe - European Court of Human Rights - Al Nashiri v.
Romania (application no. 33234/12)

Erstveröffentlicht bei

http://torture-prison.eu/cia-folter-in-rumaenien/


Anmerkungen:

[1] http://torture-prison.eu

[2] https://www.pressenza.com/de/2018/05/rumaenien-ein-alptraum-der-menschenrechte-und-die-eu-schaut-weg/

[3] http://torture-prison.eu/beweise-agent-provocateur-lockspitzel/

[4] https://translate.googleusercontent.com/translate_c?depth=1&hl=de&rurl=translate.google.com&sl=auto&sp=nmt4&tl=de&u=http://www.orniss.ro/en/index.html&xid=25657,15700023,15700124,15700149,15700168,15700186,15700190,15700201,15700208&usg=ALkJrhhyKlBWQ-TRoa65yAts0GG4CBd7wA

[5] https://www.welt.de/wirtschaft/article136564346/Dubiose-Geschaefte-mit-dem-rumaenischen-Wald.html

[6] http://torture-prison.eu/wp-content/uploads/2018/07/CIA-Gef%C3%A4ngnis-Urteil-gegen-Rum%C3%A4nien.pdf
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SCHACH-SPHINX/06621: Leckgeschlagener Mythos (SB)


Karpow im Endspiel zu schlagen, wer das schafft, kann von sich
behaupten, eine reife Leistung vollbracht zu haben. Ein regelrechter
Mythos hat sich über die Jahre um Karpows Endspielkünste gelegt. Nicht
zu Unrecht indes, denn viele Male konnte er beweisen, daß er selbst in
Stellungen, in denen er benachteiligt war, oft mindestens ein Remis
herausholen konnte, zuweilen siegte er sogar. Dieser Mythos macht ihn
mit José Capablanca geistesverwandt. Auch der kubanische Ex-
Weltmeister galt ja zu seiner Zeit als ein unbezwingbarer Kenner der
Endspielmaterie. Kein Wunder also, daß sich der Stil von Karpow und
Capablanca ähneln. Beide fürchten auch den frühen Übergang ins
Endspiel nicht. Beide liebäugeln gar mit baldigem Damentausch und
Verflachung der kombinatorischen Elemente einer Partie zu Gunsten
eines schwergängigen Endspiels voll haarspalterischer Nuancen und
nervigen Puzzlewerks. Um so größer zählte denn auch der Erfolg von
Waleri Salow im Halbfinale des WM-Kandidaten-Wettbewerbs in Sanghi
Nagar 1995. Die beiden ersten Partien endeten mit mehr oder weniger
farblosen Remisen. Dann, in der dritten Wettkampfpartie, kam die
Sensation. Im elften Zuge wurden die Damen vom Brett entfernt und bald
schon eine endspielähnliche Stellung herbeigeführt mit Doppeltürmen
und je zwei Leichtfiguren auf jeder Seite. Die Zuschauer rechneten nun
damit, daß Karpow dank seiner Findigkeit im Endspiel und seines
Fleißes im Aufspüren von Ausgleichsvarianten die Partie ins
Unentschieden führen würde. Doch Salow zerbrach den schillernden
Mythos wie einst Alexander Aljechin bei Capablanca. Im heutigen Rätsel
der Sphinx stand Karpow mit dem Rücken gegen die Wand. Nach 1...Tc7-d7
2.f5-f6 Td7-c7 3.Td1-d5! wäre er vom weißen Stellungsvorteil zerdrückt
worden. Also sann er auf Verwicklungen und spielte nun 1...h7-h5?!
Also, Wanderer, wie zerstörte Salow Karpows Remisträume?
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Salow - Karpow

Sanghi Nagar 1995


Auflösung des letzten Sphinx-Rätsels:

Ein wenig selbstgefällig und eben naiv war der ukrainische Großmeister
Georgadse auf seinen russischen Kontrahenten Bublewski eingegangen.
Nach 1...Kg8-h8?! machte der Russe Schluß mit dem Kasperletheater:
2.f5-f6! g7xf6 3.e4-e5! - und plötzlich hatten die beiden weißen
Läufer freie Bahn - 3...f6xe5 4.Ld3xh7! d6-d5 - 4...Kh8xh7 5.Tf1-f5 -
5.Lh7-f5 f7-f6 - nutzlos war ebenso 5...Sd7-f8 6.Ld2-g5 nebst 7.Dg3-
h4+ - 6.Dg3-h4+ Kh8-g8 7.Tf1-f3 e5-e4 8.Sc3xe4! und Schwarz gab auf,
denn nach 8...d5xe4 9.Te1xe4 Sd7-e5 - 9...Lc7-e5 10.Te4-g4+ - 10.Tf3-
g3+ wäre er überrollt worden.



Erstveröffentlichung am 13. Juli 2005

10. Juli 2018
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INFOPOOL / SOZIALWISSENSCHAFTEN / PÄDAGOGIK





FORSCHUNG/045: Drei Wochen offline - Reaktionen Jugendlicher untersucht (idw)


Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg - 09.07.2018

Besser schlafen ohne Soziale Medien

Drei Wochen offline: FAU-Forscher untersuchten die Reaktionen von
Jugendlichen



Wie reagieren Jugendliche auf die Trennung von Sozialen Medien? Haben
sie Entzugserscheinungen oder vermissen sie gar nichts? Dieser Frage gingen
Bildungsforscher der Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg
(FAU) in einer sehr besonderen Umgebung nach: dem "Klassenzimmer unter
Segeln". Sechs Monate lang waren ausgewählte Schülerinnen und Schüler der
10. Jahrgangsstufe mit dem Dreimaster "Thor Heyerdahl" unterwegs. Ganz
ohne WLAN, dafür unter Beobachtung von Prof. Dr. Thomas Eberle und Dr.
Zinaida Adelhardt vom Institut für Erziehungswissenschaften der FAU.

Ob YouTube, Facebook, Instagram, WhatsApp oder Twitter- soziale Medien
spielen im Alltag von Jugendlichen eine enorm große Rolle. Laut aktuellen
Zahlen zur Mediennutzung (Quelle: www.jugendfernsehen.de) besitzen 97%
aller Jugendlichen in Deutschland ein Smartphone, und ebenso viel Prozent
der Jugendlichen nutzen täglich das Internet - egal über welchen Zugang.
Das wichtigste Motiv für die Nutzung ist mit 82% "Spaß", dicht gefolgt von
"nützlich für den Alltag" mit 80%, "Denkanstöße bekommen" und
"Information" mit jeweils 79% und "mitreden können" mit 78%.

Klassenzimmer unter Segeln

Was passiert mit Jugendlichen, wenn sie keinen Zugang zum Internet haben
und drei Wochen lang komplett auf Soziale Medien verzichten müssen? Das
untersuchten Bildungsforscher bei der Jubiläums-Fahrt der "Thor Heyerdahl"
im Dienste des FAU-Projekts. Das "Klassenzimmer unter Segeln" (KUS) ist
ein eigener Forschungsbereich des Instituts für Erziehungswissenschaft und
feierte in diesem Jahr seinen ersten runden Geburtstag. Seit zehn Jahren
tauschen 34 Schülerinnen und Schüler für sechs Monate ihr Klassenzimmer
gegen ein traditionelles Segelschiff ein und erforschen im Unterricht
hautnah fremde Länder und unbekannte Kulturen. Verzichten müssen sie dafür
auf so manchen Komfort, zum Beispiel auf WLAN.

Wie es ihnen damit geht, berichteten 34 KUS-Schülerinnen und Schüler im
Alter von 14 und 15 Jahren - und ihre Eltern - in einer Reihe von
Erhebungen der empirischen Bildungsforschung. Sie füllten vor, während und
nach der Reise standardisierte Fragebögen aus und nahmen an
(halb)strukturierten Interviews teil. Darüber hinaus schrieben die
Teenager kurze Essays über ihre offline-Erfahrungen. "Die Ergebnisse sind
ungewöhnlich und hoch interessant", freut sich Gesamtprojektleiter Prof.
Dr. Thomas Eberle. "Bisherige Studien untersuchten nur sehr kurze
offline-Zeiten von ein paar Stunden oder einem Tag. In unserem Projekt
dagegen hatten wir Offline-Zeiten von bis zu drei Wochen."

Sehr unterschiedliche Reaktionen

Die Jugendlichen auf der "Thor Heyerdahl" reagierten sehr unterschiedlich
auf die dreiwöchige offline-Phase. Einige Schülerinnen und Schüler
berichteten, dass sie ruhiger schliefen und sich über mehr Lebensqualität
freuten. "Sie sprachen sogar von einer großen Entlastung, weil sie nicht
ständig online sein müssen", sagt die Leiterin des wissenschaftlichen
Projektes "Medienentzug" Dr. Zinaida Adelhardt.

Andere Jugendliche fieberten den seltenen Landgängen entgegen, um sich an
Land ins WLAN einzuloggen und über soziale Medien zu kommunizieren. Bei
ihnen spielte einerseits die "fear of missing out" (fomo) - also die Angst
vor dem Verpassen - eine große Rolle. Andererseits übten auch die
Erwartungen von Eltern, Geschwistern und Freunden zu Hause einen Druck auf
die befragten Schülerinnen und Schüler aus. "Sie hatten das Gefühl, dass
sie sich immer so bald wie möglich melden müssen", erläutern die
Wissenschaftler.

Und die dritte und letzte Gruppe war schon vor dem Törn sehr wenig im
Internet aktiv und blieb erwartungsgemäß auch weiterhin skeptisch-kritisch
gegenüber sozialen Medien.

Drei Wochen ändern die Einstellungen gegenüber Sozialen Medien

Auch andere Jugendliche, die vor dem Törn eine positive Einstellung zu
Sozialen Medien hatten, wurden während des Törns zunehmend kritisch.
"Innerhalb von nur drei Wochen nach Medienisolation nahmen die negativen
Einstellungen gegenüber Sozialen Medien bei den Schülerinnen und Schülern
signifikant zu", fassen Prof. Dr. Thomas Eberle und Dr. Zinaida Adelhardt
zusammen. "Die positiven Einstellungen nahmen dagegen deutlich ab." Wie
diese Einstellungsänderungen das Verhalten der Jugendlichen und deren
Nutzung der Sozialen Medien langfristig beeinflussen werden, wird sich im
Laufe der nächsten Untersuchungen zeigen, die bis zu einem halben Jahr
nach Ende der Reise stattfinden werden.


Weitere Informationen unter:

https://kus-projekt.de/

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution18

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Friedrich-Alexander-Universität Erlangen-Nürnberg, 09.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





GASTSPIEL/334: Lübeck - KLANGRAUSCHEN - Musikalische Lesung mit Corinna Harfouch am 8.9.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

KLANGRAUSCHEN - Musikalische Lesung mit Corinna Harfouch

Wolfgang Hilbig: Monolog aus einigen Tagen meines Lebens



Im Innern ruht der Wille, doch ein Ziel, das ist so weit und das Ziel
heißt: Freier leben, doch das ist keine Kleinigkeit. Eine
szenisch/musikalische Lesung mit Corinna Harfouch und Felix Kroll.
Wolfgang Hilbig gehört zweifellos zu den originellsten
deutschsprachigen Schriftstellern des 20. Jahrhunderts. Der 2002 mit
dem Georg Büchner Preis ausgezeichnete Lyriker und Romanautor
beschäftigte sich in seinem Werk mit Krieg und Diktatur, mit Leben und
Tod: die Auseinandersetzung mit dem eigenen Ich. Am 31. August 1941,
inmitten der Nazi-Diktatur in Meuselwitz/Sachsen, geboren, wuchs er
nach dem Zweiten Weltkrieg in der nächsten deutschen Diktatur auf.
Immer wieder finden sich in seinen Texten Spuren dieser Prägung. Als
er 1994 in den Prenzlauer Berg zog, in den Bezirk, in dem die viel
besungene, unabhängige Literaturszene der untergegangenen DDR
angesiedelt war, kam er dort an, wo er hingehörte: Hier wurde er - mit
all seiner Bescheidenheit und Zurückhaltung - zu einem der wichtigsten
und einflussreichsten Autoren in dieser Zeit. Seine Bekanntheit wuchs
durch zahlreiche Lesungen - auch im Georg Büchner Buchladen.

Anlässlich des »Internationalen Wolfgang-Hilbig-Jahres 2016/2017«
präsentierten Corinna Harfouch, Catherine Stoyan und Felix Kroll ihr
Programm auch im Deutschen Theater Berlin. Jetzt gibt es die
Gelegenheit, Wolfgang Hilbig zu entdecken oder wieder zu entdecken.

Musik von Toshio Hosokawa, Sofia Gubaidulina, Domenico Scarlatti, Bob
Dylan, Adriana Hölszky, Felix Kroll, Mela Meierhans

Texte von Wolfgang Hilbig und Claudia Rusch

Termin 08/09, 20.00 Uhr, Kammerspiele

Eintritt 18 Euro (ermäßigt 8 Euro)

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Juli 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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MUSIKTHEATER - OPERETTE/070: Lübeck - "Ball im Savoy" am 1. und 15.9.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Ball im Savoy

Operette von Alfred Grünwald und Fritz Löhner-Beda 

Musik von Paul Abraham

Lübecker Erstaufführung



Paul Abrahams Operette »Ball im Savoy« gehört zu den großen Berliner
Revueoperetten der sogenannten »Silbernen Operettenära«. Der Schritt
zum Musical ist nicht mehr weit, denn musikalisch bietet Paul Abraham
alles auf, was in der Vergnügungshauptstadt Berlin in den 1930er
Jahren angesagt war: Jazz und Blues, Tango, Fox und Paso Doble ebenso
wie ohrwurmverdächtige Schlager und imposante Shownummern. Die
Geschichte ist so simpel wie kompliziert und garniert mit zahlreichen
delikaten Verstrickungen im weiteren Fortgang der Handlung: Gerade aus
den Flitterwochen zurück, und schon hängt der Haussegen schief! Die
junge Gattin glaubt, ihr Mann betrügt sie und legt sich mächtig ins
Zeug, um dessen Eifersucht zu wecken. Schon ist die größte Konfusion
im Gange - und das Verwirrspiel um Liebe, Täuschung und Seitensprünge
nimmt seinen turbulenten Lauf. Die Hauptakteure sind neben dem
jungvermählten Paar Aristide und Madeleine de Faublas eine
argentinische Tänzerin namens Tangolita, Mustafa Bei, türkischer
Gesandter und Aristides bester Freund, sowie der mysteriöse
Jazzkomponist José Pasodoble, der in Wahrheit Daisy Darlington heißt
und mit Madeleine befreundet ist.

Schauplatz der Handlung ist Aristides luxuriöse Villa und natürlich
der prächtige Ballsaal im Savoy, wo sich die feierwütige,
champagnerlaunige High Society allabendlich zusammenfindet. 1932
erlebte »Ball im Savoy« in Berlin eine umjubelte Uraufführung. Das
ausgelassene Lebensgefühl, der bissige Humor und die prickelnde Erotik
kamen an - trotz oder gerade wegen der politischen Endzeitstimmung
kurz vor der Machtergreifung der Nationalsozialisten. Paul Abraham,
ungarischer Komponist jüdischer Abstammung, hatte zuvor mit »Viktoria
und ihr Husar« und »Blume von Hawaii« zwei Welterfolge gelandet, »Ball
im Savoy« sollte jedoch sein letzter großer Triumph sein. Er
emigrierte in die USA und seine Werke verschwanden für viele Jahre von
den Spielplänen. In den Hauptrollen sind Emma McNairy und Philippe
Hall als Ehepaar de Faublas zu erleben, Stargast Angelika Milster und
Lübecks Publikumsliebling Wioletta Hebrowska teilen sich die Partie
der temperamentvollen Tänzerin Tangolita, Sara Wortmann spielt die
Komponistin Daisy Darlington und der überaus wandelbare Steffen Kubach
ist in der Rolle des türkischen Frauenhelden Mustafa Bei zu erleben.

Musikalische Leitung A. Pavlov

Inszenierung M. Wallner 

Bühne H. Hauser

Kostüme T. Liebermann

Choreographie A. D. Kingston

Chor J.-M. Krüger

Mit M. Daum, M. Düster, E. McNairy, A. Milster, E. Pape, J. Urban, S.
Wortmann; F. Broermann, S. Giannotti, P. Hall, R. Katzer, J. Kolpe, S.
Kubach, T. Mysliwiec; Chor des Theater Lübeck; Statisterie;
Philharmonisches Orchester der Hansestadt Lübeck

Bühnenpraktische Rekonstruktion der Musik von Henning Hagedorn und
Matthias Grimminger

Kostprobe 23/08, 18.30 Uhr, Großes Haus (Eintritt frei)

Premiere 01/09, 19.30 Uhr, Großes Haus

Weiterer Termin 15/09, 19.30 Uhr

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Juli 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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SCHAUSPIEL/1198: Lübeck - "Glaube Liebe Hoffnung - Ein kleiner Totentanz" vom 7.-28.9.2018


_T_H_E_A_T_E_R__L_Ü_B_E_C_K_

Glaube Liebe Hoffnung - Ein kleiner Totentanz von Ödön von
Horváth



Elisabeth will ihre eigene Leiche verkaufen, doch der Präparator im
Anatomischen Institut muss sie enttäuschen. 150 Mark benötigt
Elisabeth dringend, damit sie einen gültigen Wandergewerbeschein
kaufen und wieder selbstständig arbeiten kann. Der Präparator fühlt
sich von ihr angerührt und bietet an, ihr das Geld zu leihen.
Tatsächlich begleicht Elisabeth mit den geliehenen 150 Mark erst ihre
ausstehende Geldstrafe - denn sie hatte ohne Gewerbeschein gearbeitet.
Sie saß schon im Gefängnis und weiß, dass von den Zuständigen keine
Gnade zu erwarten ist, ebenso wenig wie von dem enttäuschten
Präparator. Wenig später begegnet Elisabeth dem verwitweten Schupo
Alfons Klostermeyer, der sich wie sie nach einem glücklicheren Leben
sehnt; sie verloben sich. Es ist eine vertrackt bürokratische Welt,
durch die Horváths Figuren irren und in der sie sich messen müssen -
denn für alle reicht es nicht. Der Schupo lässt Elisabeth beleidigt
fallen, als er von ihren Konflikten mit dem Gesetz erfährt: Sie habe
ihm alles verschwiegen! Von Hunger und Verzweiflung getrieben geht
Elisabeth ins Wasser, doch ein junger Mann rühmt sich, ihr Leben zu
retten.

Horváth bemerkt zu seinem »kleinen Totentanz«, er wolle den
gigantischen Kampf zwischen Individuum und Gesellschaft zeigen, einer
Gesellschaft, die wie die unsere auseinander driftet und die
Existenznöte der Armen hinnimmt. Elisabeth steht wie ihr historisches
Vorbild, die angeklagte »ledige Reisende« Karla Gramm, einer
bürokratischen Macht gegenüber, wird verdächtigt und kriminalisiert.
Der Autor seziert seine Figuren in deren Sprache, hinter ihren
Sprüchen und Gemeinheiten lauert die Stille, hier kämpfe das
Bewusstsein mit dem Unterbewusstsein.

Regisseurin Lilja Rupprecht interessieren die Sehnsüchte hinter dem
ruppigen Gehabe der Figuren, für sie ist das Theater ein Ort, mit
diesen in Berührung zu kommen, mit Fantasie zu fragen, wie wir
miteinander umgehen und uns das Leben erleichtern können.

Inszenierung L. Rupprecht Ausstattung P. Wellmann Musik F. Bernhardt

Mit R. Behringer, A. Färber, M. Helmig; J. Byl, M. Hermann, M.
Hildebrandt, J. D. Talinski, V. Türpe

Kostprobe 03/09, 18.30 Uhr, Kammerspiele (Eintritt frei)
Premiere 07/09, 20.00 Uhr, Kammerspiele
Weitere Termine 09/09, 18.30 Uhr, 28/09, 20.00 Uhr, u.a.

Theaterkasse 0451/399 600 Kartenkauf online www.theaterluebeck.de

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Juli 2018

Theater Lübeck gGmbH

Beckergrube 16, D-23552 Lübeck

Telefon: 0451/7 08 80

Telefax: 0451/70 88-222

E-Mail: www.theaterluebeck.de
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INFOPOOL / THEATER UND TANZ / VERANSTALTUNGEN





SCHAUSPIEL/1197: Kiel - Theater Die Komödianten mit "Macho Man" vom 1. bis 8.9.2018


Kieler Theater "DIE KOMÖDIANTEN"

"Macho Man" von Netenjakob/Dreßler



Daniel (Ivan Dentler), Anfang 30, ist gerade von seiner Freundin
verlassen worden und verliebt sich Hals über Kopf in die wunderschöne
Aylin. Er schwebt im siebten Himmel. Wird aber sehr schnell wieder auf
den Boden der Tatsachen zurückgeholt, als er, zurück in Deutschland,
Aylins türkische Großfamilie kennenlernt. Von seinen Eltern ganz im
Geiste der 68er erzogen, lebte Daniel dreißig Jahre als Weichei. Jetzt
verliebt er sich in eine Türkin. Aber wie überlebt ein Frauenversteher
in einer Welt voller Machos? Soll er nach dem Essen bei den
Schwiegereltern in spe spülen helfen? Über Griechen-Witze lachen? Und
was tun, als er vom zukünftigen Schwager in die türkische Disco
eingeladen wird? Ivan Dentler wechselt in dieser Komödie brillant die
verschiedenen Rollen. Er spielt nicht nur Daniel, sondern auch seine
Freundin Aylin, deren Bruder Cem, seine deutschen Eltern und seine
zukünftigen türkischen Schwiegereltern, und alle Verwandten und
Freunde. 

Regie: Christian Lugerth.

Termine im September 2018: FR + SA am 1., 7., 8. Um 20 Uhr

Kartenpreise: 22 Euro, ermäßigt 12 Euro

Kartenreservierung: 

online über das Reservierungsformular auf www.komoedianten.com

telefonisch: 0431 / 55 34 01

Kartenvorverkauf auch bei Konzertkasse Streiber

 * 

Quelle:

Pressemitteilung vom Juni 2018

Herausgeber: Theater Die Komödianten

Wilhelminenstr. 43, 24103 Kiel

Telefon: +49 (431) 55 34 01, Telefax: +49 (431) 971 99 42

Abendkasse: +49 (431) 55 34 01

Internet: www.komoediantentheater.de

E-Mail: info@komoediantentheater.de
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TREFF/441: Wiesbaden Biennale und Theater- & Biennalefest, 23.08.-02.09.2018


Hessisches Staatstheater Wiesbaden startet in die Spielzeit 2018.2019

Wiesbaden Biennale und Theater- & Biennalefest



Mit der Wiesbaden Biennale, die vom 23. August bis 2. September 2018
stattfindet, eröffnet das Hessische Staatstheater Wiesbaden die neue
Spielzeit.

Für Fans und Neugierige bietet das Theater- und Biennalefest am
Samstag, den 1. September 2018 ab 14 Uhr besondere Einblicke hinter
die Kulissen mit offenen Bühnen und Werkstätten sowie vielfältigem
Programm für die ganze Familie: Mit der beliebten Kostümversteigerung,
Chor- und Kammerkonzerten und Ausschnitten aus dem Programm der
Spielzeit 2018.2019 aller Sparten bietet das Theater- und Biennalefest
ein Programm für Groß und Klein. Die Werkstätten gewähren Einblicke in
ihre Arbeit und es gibt Führungen durch die Kostüm- und
Maskenabteilungen. Ein Meet & Greet mit der Theaterleitung und der
Leitung der Wiesbaden Biennale gibt Gelegenheit ins Gespräch zu
kommen. Ein Rahmenprogramm in den Kolonnaden und Warmen Damm runden
das Fest ab. Für viele attraktive und ausgewählte Vorstellungen in der
kommenden Spielzeit gewährt die Theaterkasse spezielle Ticketangebote
zum Spielzeitstart.

Auf dem Programm der Wiesbaden Biennale stehen an diesem besonderen
Tag einerseits die international erfolgreiche Produktion »Five Easy
Pieces« von Milo Rau, um 19 Uhr im Malsaal, sowie die schräg-komisch
und gleichzeitig melancholisch-traurige Performance »You are not
alone« des englischen Performers Kim Noble im Studio an. Im Anschluss
klingt der Abend mit einer Autokino-Vorstellung des
Road-Movie-Klassikes »Fear and Loathing in Las Vegas« auf der Bühne im
Großen Haus aus.

Für die Wiesbaden Biennale verwandeln über 30 internationale
Künstlerinnen und Künstler sowie Kollektive Wiesbaden elf Tage lang in
ein pulsierendes Herz zeitgenössischer Kunst. Die City Passage an der
Schwalbacher Straße wird als interdisziplinärer Ausstellungsparcours
wiedereröffnet, das Staatstheater erlebt eine Nachnutzung als Parkhaus
und Shoppingarcade. Zahlreiche Arbeiten überraschen die Besucherinnen
und Besucher im Stadtraum.

Mehr Infos zum Theater- und Biennalefest und zum Programm der
Wiesbaden Biennale gibt es - auch in den Theaterferien - am
Publikumshandy der Wiesbaden Biennale: +49. 151 700 444 22.

Wegen des Taunusstraßenfestes und des City Biathlons, der am 1.
September rund um das Theater ausgetragen wird, werden die Besucher
des Theater- ud Biennalefestes gebeten ausreichend Zeit für die
Anreise einzuplanen. Es kann zu Verkehrsbehinderungen und erschwerten
Zufahrt zu Parkplätzen kommen.

Theater- und Biennalefest

Samstag, 1. September 2018

Beginn: 14 Uhr, darüber hinaus weitere Veranstaltungen der Wiesbaden
Biennale

Kolonnaden & verschiedene Orte in & um das Hessische Staatstheater
Wiesbaden

 * 

Quelle:

Hessisches Staatstheater Wiesbaden

Christian-Zais-Straße 3, 65189 Wiesbaden

Karten-Telefon 0611/132-325, Fax 0611/132-337

E-Mail: vorverkauf@staatstheater-wiesbaden.de

Internet: www.staatstheater-wiesbaden.de
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EXKURSION/222: Kassel - Kobolde der Nacht - Fledermausexkursion am 7.9.2018


 Kobolde der Nacht - Fledermausexkursion für Erwachsene und
Familien 



Der nächtliche Besucher unserer Kasseler Parks merkt nicht, dass um
ihn herum ein verborgenes, quirliges Leben existiert. Gemeinsam mit
einer Naturforscherin wird mit Hilfe von Scheinwerfern und
Ultraschalldetektoren Licht in dieses dunkle Treiben gebracht. Der
Treffpunkt im Stadtgebiet hat KVG Anschluss. Eine Voranmeldung unter
der Telefonnummer 05 61/7 87-40 66 (dienstags bis sonntags von 10.30
bis 16.30 Uhr) ist erforderlich. Die Kosten betragen drei Euro. Kinder
und Jugendliche sind frei.

Termin: Freitag, 7. September, 20 bis 21.30 Uhr im Naturkundemuseum

Alle Angebote können bequem unter www.naturkundemuseum-kassel.de
durchgestöbert werden.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Donnerstag, 21. Juni 2018

Stadt Kassel

Presse und Öffentlichkeitsarbeit

Rathaus, Obere Königsstraße 8, 34112 Kassel

Telefon: 0561 / 787-1231 oder 0561 / 787-1232

Telefax: 0561 / 787-87

E-Mail: presse@stadt-kassel.de

Internet: www.kassel.de
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MELDUNG/456: Großer Brachvogel - mit Hightech-Solarrucksack auf Reisen (LBV)


Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V. (LBV) - Verband für
Arten- und Biotopschutz

Presseinformation vom 9. Juli 2018

Mit Hightech-Solarrucksack auf Reisen

Mit GPS-Sendern ist der LBV dem vom Aussterben bedrohten Großen
Brachvogel auf der Spur - Live im Internet



Hilpoltstein, 09.06.2018 - Der Große Brachvogel ist in Bayern vom
Aussterben bedroht. Noch knapp 500 Brutpaare des unscheinbar gefärbten
Vogels mit dem langen, gebogenen Schnabel sind im Freistaat zuhause.
Dass der Rückgang nicht noch dramatischer ausfällt, liegt einzig
daran, dass Brachvögel sehr alt werden können. Der so wichtige
Bruterfolg hingegen ist in vielen Gebieten besorgniserregend gering.
Die Ursachenforschung für das Nachwuchsproblem ist aber nur eine von
vielen Fragestellungen. "Der vom Aussterben bedrohte Große Brachvogel
steht wie kaum ein anderer Vogel für das Problem der Wiesenbrüter in
Bayern. Sie verlieren zunehmend geeignete Brut- und Nahrungsflächen
und die intensive Bewirtschaftung der Felder gefährdet ihren
Nachwuchs", erklärt die LBV-Biologin Friederike Herzog. Seit zwei
Jahren besendert der LBV in Kooperation mit der Vogelschutzwarte am
Bayerischen Landesamt für Umwelt (LfU) und den Naturschutzbehörden
Große Brachvögel. So soll mehr über das Leben dieser Art
herausgefunden werden, um ihren Schutz zu verbessern. Dabei kann jeder
live die Flugrouten der seltenen Vögel unter
www.lbv.de/brachvogel-karte verfolgen.




[image:  ... mit Hightech-Solarrucksack in der Luft - Foto: © Wolfgang Nerb / LBV]

Großer Brachvogel

Foto: © Wolfgang Nerb / LBV



Eigentlich sind knapp 500 bayerische Brutpaare eine ganz beachtliche
Zahl, aber tatsächlich nimmt der Bestand des Wiesenbrüters
deutschlandweit seit den 1970er Jahren ab - besonders stark in
Süddeutschland. "Die Probleme in den Brutgebieten sind nur eine Seite
der Medaille. Die andere Seite kennen wir nur ansatzweise: Was für
Gefahren drohen den Brachvögeln auf dem Zug? Wie ergeht es ihnen in
den Winterquartieren? Wo liegen diese? Wo verbleibt der Nachwuchs?",
so Herzog. Und selbst zu Wanderungen und Habitatnutzung der Vögel in
den bayerischen Brutgebieten weiß der LBV noch zu wenig und kann so
selbst hierzulande den Schutz nicht optimal steuern. Mit den
Erfahrungen aus dem Satellitentelemetrie-Projekt zum Kuckuck hat die
LBV-Biologin seit 2016 erwachsene Große Brachvögel und Jungvögel mit
GPS-Loggern, also winzigen GPS-Geräten, ausgestattet. Diese
solarbetriebenen Hightech-Sender übermitteln in regelmäßigen Abständen
über das Mobilfunknetz bis auf wenige Meter genau die Position der
Vögel.




[image:  ... mit gespreizten Flügeln ohne Hightechrucksack auf einer Wiese - Foto: © Frank Derer / LBV]

Großer Brachvogel

Foto: © Frank Derer / LBV



Aus den bisherigen GPS-Daten konnten bereits Portugal, Spanien und
Marokko als Überwinterungsgebiete der bayerischen Brachvögel
identifiziert werden. Auch zeigte sich, dass Jungvögel im Jahr nach
ihrem Schlupf nicht zwingend schon in ihre Brutgebiete nach Bayern
zurückkehren. So verweilten zwei besenderte Jungvögel das ganze Jahr
in ihren südlichen Überwinterungsgebieten. Zum Projekt gehört auch die
Zusammenarbeit mit Ornithologen vor Ort. Früher als geplant begann
diese in Marokko, nachdem die Signale eines besenderten Jungvogels ein
untypisches Verhaltensmuster zeigten und er sich anscheinend innerhalb
einer marokkanischen Stadt bewegte. "Mit den Kollegen von
BirdLife-Marokko erforschen wir gerade was genau dem jungen Brachvogel
zugestoßen ist. Die Wahrscheinlichkeit ist hoch, dass er Wilderern zum
Opfer gefallen ist", erzählt die LBV-Biologin. Geklärt werden soll
hierbei auch die Frage, ob es sich um einen Einzelfall handelt und wie
ein solches Schicksal anderen Brachvögeln erspart werden kann.

Zum Projekt:

Der besenderte Große Brachvogel mit dem internen Namen "Numenius 6"
hat Bayern und sein Brutgebiet im Unteren Isartal bereits wieder
verlassen und ist in seinem angestammten Überwinterungsgebiet an der
Westküste Portugals angekommen. Für die gut 2.000 Kilometer lange
Reise in das portugiesische Flussdelta hat der Sendervogel knapp über
eine Woche gebraucht. Er ist der erste Große Brachvogel, der im Rahmen
des LBV-Projekts im Frühjahr 2016 mit einem Hightech-Rucksack
besendert wurde. Mittlerweile sind bereits sieben Altvögel und drei
Jungvögel auf Sendung. Vier Brachvögel tragen erst seit diesem Jahr
ihren Sender-Rucksack auf dem Rücken. Mit ihrer Hightech-Ausrüstung
liefern sie wertvolle Daten zu ihren Aufenthaltsorten. Mithilfe dieser
gewonnenen Daten sollen dann die bisherigen Schutzmaßnahmen auf ihre
Wirksamkeit geprüft und weiterführende Maßnahmen entwickelt werden.

Bayerische Brachvögel live im Internet verfolgen:

www.lbv.de/brachvogel-karte.

 * 

Quelle:

Presseinformation, 09.07.2018

Landesbund für Vogelschutz in Bayern e.V.

Eisvogelweg 1, 91161 Hilpoltstein

Tel.: 09174/4775-30, Fax: 09174/4775-75

E-Mail: info@lbv.de
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STATISTIK/077: Betriebe setzten 2016 knapp 1 Mrd. Kubikmeter Wasser weniger als 2013 ein (Destatis)


DESTATIS - Pressemitteilung vom 4. Juli 2018

Betriebe setzten 2016 knapp 1 Milliarde Kubikmeter Wasser weniger
als 2013 ein



WIESBADEN - Betriebe in der Landwirtschaft, im Bergbau und
verarbeitenden Gewerbe, in der Energieversorgung und in anderen
Dienstleistungsbereichen nutzen immer weniger Wasser. Wie das
Statistische Bundesamt (Destatis) mitteilt, setzten die Betriebe im
Jahr 2016 mit 18,7 Milliarden Kubikmetern knapp eine Milliarde
Kubikmeter weniger ein als drei Jahre zuvor (-4,7% oder -927 Millionen
Kubikmeter).

89,4% der Wassermenge wurde für Kühlzwecke verwendet, überwiegend bei
Betrieben der Energieerzeugung (Kraftwerken). Dabei sank die insgesamt
eingesetzte Kühlwassermenge um 5,5% oder 960 Millionen Kubikmeter.

Die zu anderen Zwecken als zur Kühlung eingesetzte Wassermenge lag im
Jahr 2016 mit 2,1 Milliarden Kubikmetern leicht höher als 2013 (+1,6%
oder +33 Millionen Kubikmeter). Der überwiegende Teil dieser
Wassermenge wurde für Produktionszwecke eingesetzt (75,1% oder 1,6
Milliarden Kubikmeter). Die übrige Wassermenge ging in Produkte ein
oder wurde für Belegschaftszwecke sowie für die Bewässerung verwendet
(24,9% oder 0,5 Milliarden Kubikmeter).

Die gesamte im betrieblichen Bereich aus eigener Wassergewinnung und
aus Fremdbezug zur Verfügung stehende Wassermenge summierte sich auf
20,1 Milliarden Kubikmeter Wasser, 4,4% weniger als 2013. Darunter
waren gut eine Milliarde Kubikmeter Meer- und Brackwasser sowie 211
Millionen Kubikmeter gereinigtes Abwasser oder Kühlwasser, das einer
erneuten Verwendung zugeführt wurde. Die beiden letzteren Angaben
wurden erstmalig für 2016 in der Statistik ermittelt und liefern unter
anderem Informationen zu dem Vorschlag der EU-Kommission für eine
Verordnung über Mindestanforderungen für die Wiederverwendung von
Abwasser in der Landwirtschaft. 1,3 Milliarden Kubikmeter Wasser
wurden im Jahr 2016 ungenutzt abgeleitet.


	
In nichtöffentlichen Betrieben eingesetztes Wasser (1) 2013 und 2016 (2) nach Art der Verwendung 



	
Art der Verwendung

 

 


	
2013

 

in 1 000 m3


	
2016 (2)

 

in 1 000 m3


	
Veränderung

absolut

in 1 000 m3


	
Veränderung

in %

 





	
Menge des eingesetzten

Wassers in nichtöffentlichen

Betrieben insgesamt


	
 

 

19 677 178


	
 

 

18 749 791


	
 

 

-927 387


	
   

   

-4,7





	
davon:


	
 


	
 


	
 


	
 





	
zur Kühlung


	
17 598 275


	
16 638 266


	
-960 009


	
-5,5





	
nicht zur Kühlung


	
2 078 903


	
2 111 525


	
32 622


	
1,6





	
darunter:


	
 


	
 


	
 


	
 





	
eingesetzte Wassermenge

in Betrieben der

Energieversorgung zusammen


	
 

 

13 314 233


	
 

 

12 403 140


	
 

 

-911 092


	
   

   

-6,8





	
davon:


	
 


	
 


	
 


	
 





	
zur Kühlung


	
13 148 051


	
12 259 298


	
-888 752


	
-6,8





	
nicht zur Kühlung


	
166 182


	
143 842


	
-22 340


	
-13,4







(1) Einschließlich Niederschlagswasser.

(2) Die für das Bundesergebnis verwendeten Daten aus dem Saarland stammen aus dem Jahr 2013. Daten für 2016 lagen noch nicht vor.

 * 

Quelle:

DESTATIS - Pressemitteilung Nr. 243 vom 04.07.2018

Herausgeber:

Statistisches Bundesamt, Pressestelle

65180 Wiesbaden

Tel.: +49(0)611/75-34 44, Fax: +49(0)611/75-39 76,

E-Mail: presse@destatis.de

Internet: www.destatis.de
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FORSCHUNG/713: LandKlif - Ökosysteme im Klimawandel (idw)


Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 06.07.2018

LandKlif: Ökosysteme im Klimawandel



Wie wirkt sich der Klimawandel auf Artenvielfalt und
Ökosystemleistungen in Bayern aus? Mit welchen Strategien kann man den
Auswirkungen begegnen? Danach fragt der neue bayerische
Forschungsverbund LandKlif, den der Freistaat mit 2,6 Millionen Euro
fördert.

Bayern ist im Wandel: In Regionen wie Unterfranken macht sich die
Klimaveränderung mit zunehmender Wärme und Trockenheit bemerkbar.
Gleichzeitig kommt es vielerorts häufiger zu extremen
Wetterereignissen wie Starkregen oder Hagel, verbunden mit
Überschwemmungen und Bodenerosion.

Die Landschaft verändert sich ebenfalls: Die Versiegelung von Böden
nimmt zu, viele Dörfer legen inzwischen eigene Gewerbegebiete an. Auf
den Äckern wachsen ausgedehnte Monokulturen von Mais und Raps; dazu
kommt ein meist hoher Einsatz von Dünge- und Pflanzenschutzmitteln.

Die Biodiversität schwindet, vor allem bei den Insekten. Deren Zahl
und Vielfalt hat abgenommen. Dabei sichern sie die Bestäubung vieler
Kulturpflanzen und damit die landwirtschaftlichen Erträge. Auch als
natürliche Feinde von Pflanzenschädlingen spielen Insekten eine
wichtige Rolle. Ihr Dahinschwinden mindert die Leistungen, die
Ökosysteme für den Menschen erbringen.




[image: Foto: © Ingolf Steffan-Dewenter]

Ein Tagfalter (Goldene Acht, Colias hyale) auf einem Kalkmagerrasen in
Unterfranken. Dieser Lebensraum ist durch Stickstoffeintrag und den
Klimawandel besonders gefährdet. 

Foto: © Ingolf Steffan-Dewenter



Herausforderung für die Wissenschaft

All diese Veränderungen stellen für die Wissenschaft eine große
Herausforderung dar, sagt Professor Ingolf Steffan-Dewenter, Inhaber
des Lehrstuhls für Tierökologie und Tropenbiologie an der
Julius-Maximilians-Universität Würzburg (JMU). Die vielen offenen
Fragen könnten nur durch fächerübergreifende Kooperationen
beantwortet werden:

Wie beeinflussen Klimaunterschiede und die Beschaffenheit einer
Landschaft die Artenvielfalt und die Leistungen eines Ökosystems?
Welche Wechselwirkungen gibt es zwischen den klimatischen
Rahmenbedingungen und der Landnutzung? Mildert Biodiversität auf
Populations-, Artengemeinschafts- und Landschaftsebene die Folgen des
Klimawandels und klimatischer Extremereignisse ab?

LandKlif: Vier von zehn Teilprojekten in Würzburg

Diese Fragen untersucht nun der neue bayerische Forschungsverbund
LandKlif. Er will in jeweils 20 naturnahen, landwirtschaftlichen und
städtischen Landschaftsräumen in fünf Klimazonen Bayerns aktiv werden -
von trocken-warmen Regionen in Unterfranken bis in die Hochlagen der
Nationalparks Bayerischer Wald und Berchtesgaden. Ziel ist es,
Optionen zur Abmilderung des Klimawandels und zur Anpassung an
veränderte klimatische Verhältnisse aufzuzeigen.

Professor Steffan-Dewenter koordiniert den Verbund. Daran beteiligt
sind vier Forschungsgruppen der JMU, zwei von der Hochschule
Weihenstephan-Triesdorf, zwei von der Technischen Universität München
sowie jeweils eine von den Universitäten Augsburg und Bayreuth. Der
Freistaat Bayern fördert den Verbund mit insgesamt 2,6 Millionen Euro,
davon gehen 1,4 Millionen an die JMU.

Artenvielfalt und Leistungen der Ökosysteme erfassen

Im Teilprojekt 1, geleitet von Professor Ingolf Steffan-Dewenter, wird
die Artenvielfalt von Bienen, Wespen, Schwebfliegen, Käfern und
Tagfaltern ebenso erfasst wie die Ökosystemleistungen Bestäubung und
biologische Schädlingskontrolle. Versetzungsexperimente und
Simulationen klimatischer Extremereignisse sollen helfen, das
Anpassungspotential und die Widerstandsfähigkeit wichtiger
Insektengruppen besser zu verstehen. Die Ergebnisse könnten später als
Handlungsgrundlage für ein nachhaltigeres Management der bayerischen
Ökosysteme dienen.

Simulation von Klimaszenarien und Trockenstress

Das Teilprojekt 2 steht unter der Leitung von Professor Jörg Müller
vom Lehrstuhl für Tierökologie und Tropenbiologie. Es will die Menge
und Vielfalt von Arthropoden-Gemeinschaften erfassen - als Arthropoden
bezeichnen Biologen eine Tiergruppe, zu der die Insekten gehören. Das
wird an 240 Standorten in mikroklimatisch unterschiedlichen Habitaten
in ganz Bayern geschehen. Mit den gewonnenen Daten sollen Vorhersagen
für verschiedene Klimaszenarien modelliert werden. Zudem wird auf
manchen Flächen Trockenstress simuliert; hinzukommen Experimente in
Klimakammern.

Landschaftsformen und Anpassungsfähigkeit

Leiter des Teilprojekts 6 ist PD Dr. Thomas Hovestadt, Lehrstuhl für
Tierökologie und Tropenbiologie. Sein Team untersucht Toleranz und
Anpassungsfähigkeit von Lebensgemeinschaften gegenüber dem
Klimawandel. Mit Computersimulationen will die Forschungsgruppe
verstehen, welche Bedeutung die Landschaft für die Anpassung von
Populationen und Lebensgemeinschaften spielt und welche
Landschaftselemente dabei besonders wichtig sind. Am Ende könnten
Strategien und Managementmaßnahmen identifiziert werden, die helfen,
negative Effekte des Klimawandels auf Ökosystemleistungen abzumildern.

Vegetation mit Satellitendaten untersuchen

PD Dr. Christopher Conrad vom Lehrstuhl für Fernerkundung leitet das
Teilprojekt 7. Hier geht es darum, anhand von Satellitendaten die
Entwicklung der Vegetation in naturnahen, agrarischen und urbanen
Landschaften Bayerns in den vergangenen 20 Jahren zu messen. Das soll
zeigen, welche Landschaftsteile anfällig für oder widerstandsfähig
gegen Klimaänderungen sind. Auch Erträge, Anbaumuster und Diversität
in den Agrarlandschaften werden analysiert. Ziel ist es, frühzeitig
schädliche Einflüsse auf die Ökosystemleistungen zu erkennen und
Gegenmaßnahmen zu unterstützen.

Die weiteren Teilprojekte (TP)

LandKlif TP3: Vegetation der bayerischen Normallandschaft zwischen
Klimaerwärmung und Hemerobie. Projektleiter: Prof. Dr. Jörg Ewald,
Institut für Ökologie und Landschaft, Hochschule
Weihenstephan-Triesdorf

LandKlif TP4: Renaturierung von Artenvielfalt und Ökosystemleistungen
urbaner Landschaften zur Verbesserung der Klimaresilienz und
Invasionsresistenz. Projektleiter: Prof. Dr. Johannes Kollmann,
Lehrstuhl für Renaturierungsökologie, Technische Universität München

LandKlif TP5: Auswirkungen des Klimawandels auf Pflanzenphänologie und
Schalenwild - Die Rolle von zeitlicher Synchronisierung und
skalenübergreifender Variabilität in der Landschaft. Projektleiter:
Prof. Dr. Annette Menzel, Wissenschaftszentrum Weihenstephan für
Ernährung, Landnutzung und Umwelt, Technische Universität München

LandKlif TP8: Klima- und Wasserhaushaltsanalyse für Bayern mittels
extrem hochaufgelöster regionaler Erdsystemmodellierung.
Projektleiter: Prof. Dr. Harald Kunstmann, Institut für Geographie,
Universität Augsburg

LandKlif TP9: Modellierung und Bewertung von Ökosystemleistungen unter
Klimawandel. Projektleiter: Prof. Dr. Thomas Koellner, Fakultät
Biologie, Chemie und Geowissenschaften, Universität Bayreuth

LandKlif TP10: Anpassungsstrategien an den Klimawandel im
Landschaftsmanagement sowie der Landschafts- und Raumplanung.
Projektleiter: Prof. Dr. Christoph Moning, Institut für Ökologie und
Landschaft (IÖL), Hochschule Weihenstephan-Triesdorf

Bayerisches Netzwerk für Klimaforschung

Der Forschungsverbund LandKlif ist Teil des Bayerischen Netzwerks für
Klimaforschung (bayklif), das Wissenschaftsministerin Marion Kiechle
Anfang Mai 2018 offiziell gestartet hat. Das Netzwerk soll mehr
Erkenntnisse über die ökologischen und gesellschaftlichen Folgen des
Klimawandels bringen. Darauf aufbauend gilt es, Modelle zu entwickeln,
mit denen sich diese Folgen mindern lassen. Außerdem soll bayklif
regionale und überregionale Strategien für Klimaschutz und zur
Anpassung an den Klimawandel erarbeiten.




Weitere Informationen finden Sie unter

https://www.bayklif.de/verbundprojekte/landklif/

Website des Forschungsverbunds LandKlif

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news699049

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution99

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

Julius-Maximilians-Universität Würzburg - 06.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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FORSCHUNG/712: Hitzewellen können Küstenökosysteme verändern (idw)


GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 06.07.2018

Hitzewellen können Küstenökosysteme verändern



Modellrechnungen sagen als Folge des Klimawandels eine Zunahme von
Extremereignissen wie zum Beispiel Hitzewellen voraus. Mit einem
Langzeit-Experiment in der Kieler Benthokosmen-Versuchsanlage haben
Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des GEOMAR Helmholtz-Zentrums
für Ozeanforschung Kiel klare Hinweise gefunden, dass bereits
Ereignisse von wenigen Tagen oder Wochen Länge Küstenökosysteme
langfristig verändern können. Die Ergebnisse der Studie wurden
kürzlich in der internationalen Fachzeitschrift Global Change Biology
veröffentlicht.




[image: Quelle: Christian Pansch/GEOMAR (CC BY 4.0)]

Zostera marina (Seegras) in Pflanztöpfen in einem der 12 Benthokosmen
an der Kiellinie während eines Langzeitexperiments zur Auswirkung von
Hitzewellen auf Küstenökosystem.

Quelle: Christian Pansch/GEOMAR (CC BY 4.0)



Wenn vom Klimawandel die Rede ist, dann konzentriert sich die
Diskussion meist auf die steigenden globalen
Durchschnittstemperaturen. Doch die Veränderungen im Klimasystem haben
noch andere Auswirkungen. Computermodelle prognostizieren, dass auch
kurzeitige Extremereignisse wie Starkniederschläge oder Hitzewellen in
Zukunft häufiger werden. Wissenschaftlerinnen und Wissenschaftler des
GEOMAR Helmholtz-Zentrums für Ozeanforschung Kiel haben daher zusammen
mit Kolleginnen und Kollegen aus Portugal und Bermuda in einem
mehrmonatigen Experiment untersucht, ob kurzfristige Hitzewellen von
wenigen Tagen oder Wochen Länge einen nachhaltigen Einfluss auf
Küstenökosysteme haben können.

"Unsere Ergebnisse deuten tatsächlich darauf hin, dass auch relativ
kurzfristige Ereignisse das Potenzial haben, das bestehende
Gleichgewicht zwischen den Arten eines Lebensraums zu verschieben",
sagt Dr. Christian Pansch vom GEOMAR. Er ist Erstautor der Studie, die
kürzlich in der internationalen Fachzeitschrift Global Change Biology
erschienen ist.

Für das Experiment konnte das Team auf die ausgeklügelte Technik der
Kieler Benthokosmen-Versuchsanlage zurückgreifen. Sie besteht aus
insgesamt 12 Versuchskammern, die auf einem Ponton direkt am Ufer der
Kieler Förde installiert sind. In jede dieser Kammern setzten die
Forschenden im Sommer 2015 vier Monate lang eine Arten-Gemeinschaft
aus Seegras und Blasentang sowie deren assoziierten Tieren wie
Schnecken, Krebsen und Muscheln. "Das sind typische Arten der
Flachwasserbereiche in der Ostsee", erklärt Dr. Pansch.

Das besondere an den Benthokosmen ist, dass die Forschenden
verschiedene Umweltparameter in den einzelnen Versuchsbecken präzise
kontrollieren können, darunter die Wassertemperatur, den Salzgehalt,
den pH-Wert oder auch den Sauerstoffgehalt. "Das Wasser der Becken
stammt direkt aus der Kieler Förde und erlaubt so eine beinahe
natürliche Umgebung in den Versuchsbecken.

Im Verlauf der Studie simulierten die Beteiligten im Sommer 2015 in
den Versuchskammern die Temperaturen des Jahres 2009. "Das war ein
Jahr ohne größere Extremereignisse mit einer beinahe idealtypischen
Temperaturkurve. Deshalb eignete sich dieses Jahr gut als Grundlage
für unser Experiment", erläutert Dr. Pansch.

Darauf aufbauend gab es insgesamt drei Szenarien. Vier Becken
durchliefen einfach die Temperaturentwicklung des Idealjahrs 2009. In
vier weiteren Becken sorgte die Technik der Benthokosmen im August für
eine sommerliche Hitzewelle. In den letzten vier Becken erlebte die
Arten-Gemeinschaft im Juni und Juli schon zwei schwächer ausgeprägte
Hitzewellen, bevor im August die sommerlichen Temperaturmaxima
erreicht wurden.

Ungefähr die Hälfte der Arten in den Becken zeigte deutliche
Reaktionen auf die Extremtemperaturen. "Doch die Reaktionen waren sehr
unterschiedlich. Bei einigen Arten addierten sich die negativen
Effekte der drei Hitzewellen auf, andere Arten konnten nach den zwei
Warmereignissen im Frühjahr besser mit der Sommerhitze umgehen. Wieder
andere Arten profitierten generell von den kurzzeitig hohen
Temperaturen", fasst Dr. Pansch zusamen.

Wenn also in Zukunft die Häufigkeit und die Intensität von Hitzewellen
zunimmt, dann wird es Gewinner und Verlierer in Küstenökosystemen
geben. Das aktuelle Gefüge der Arten wird sich voraussichtlich
verschieben. Noch sind aber nicht alle Faktoren genau untersucht, die
dabei eine Rolle spielen können. Aktuell läuft in den Kieler Indoor
Benthokosmen im Untergeschoss des GEOMAR ein weiterer Langzeitversuch,
der sich mit den Auswirkungen von Hitzewellen beschäftigt. Hier steht
die Auswirkung von zukünftig länger und stärker werdenden Hitzewellen
im Fokus. Und auch im aktuellen Experiment in den Benthokosmen am
Fördeufer spielt die Erwärmung wieder eine Rolle, erweitert um Phasen
der Sauerstoffarmut. "Das ist ein weiteres Phänomen, das wir in den
vergangenen Jahren mehrmals beobachtet haben und das zu einer
Veränderung der Artenzusammensetzung führen könnte", erklärt Prof. Dr.
Martin Wahl, Co-Autor der aktuellen Studie und Leiter der
Forschungseinheit Benthosökologie am GEOMAR.

Originalarbeit:

Pansch, C., M. Scotti, F. R. Barboza, B. Al-Janabi, J. Brakel, E.
Briski, B. Bucholz, M. Franz, M, Ito, F. Paiva, M. Saha, Y. Sawall, F.
Weinberger, M. Wahl (2018): Heat waves and their significance for a
temperate benthic community: A near-natural experimental approach.
Global Change Biology, 1-11, 

https://doi.org/10.1111/gcb.14282




Weitere Informationen finden Sie unter

http://www.geomar.de

Das GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel

http://www.ozean-der-zukunft.de

Der Kieler Exzellenzcluster "Ozean der Zukunft"

Die gesamte Pressemitteilung inkl. Bilder unter:

http://idw-online.de/de/news699051

Kontaktdaten zum Absender der Pressemitteilung unter:

http://idw-online.de/de/institution818

 * 

Quelle:

Informationsdienst Wissenschaft e. V. - idw - Pressemitteilung

GEOMAR Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel - 06.07.2018

WWW: http://idw-online.de

E-Mail: service@idw-online.de
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BILDUNG/3251: Vortragsreihe 150 Jahre maritime Dienste in Deutschland 12.7.-18.11., Ausstellung bis 31.8. (BSH)


Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie - Hamburg, 5. Juni 2018

Vortragsreihe zu 150 Jahre maritime Dienste in Deutschland



Hamburg, 05. Juli 2018 Im Rahmen des diesjährigen Jubiläums "150
Jahre maritime Dienste und Forschungen in Deutschland" veranstalten
das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH) sowie der
Deutsche Wetterdienst (DWD) eine Vortragsreihe zu Themen rund um
Wetter, Klima, Meer und maritime Dienste. BSH und DWD bilden die
Nachfolgeorganisationen der Norddeutschen Seewarte, die Wilhelm von
Freeden zum 1. Januar 1868 in Hamburg eröffnete. Die Vorträge finden
an Veranstaltungsorten statt, die einen historischen Bezug zur
Norddeutschen bzw. Deutschen Seewarte haben. Der Eintritt ist frei und
es bedarf keiner Anmeldung.




[image: Das Bild zeigt das auf einer leichten Erhöhung stehende Gebäude mit einigen Bäumen -Quelle: © BSH/DWD]

Im Seemannshaus eröffnete Wilhelm von Freeden zum 1. Januar 1868 die
Norddeutsche Seewarte.

Quelle: © BSH/DWD




Die Themen und Termine im Einzelnen:

- 1.)
"Kleine Schritte und große Sprünge - die Entwicklung der
Wettervorhersage",

Dipl.-Met. Detlev Majewski (DWD Offenbach)

Donnerstag, 12. Juli 2018, 19.00 Uhr

Hotel Hafen Hamburg, Elbkuppelsaal, Seewartenstraße 9, 20459 Hamburg

Das Seemannshaus, in dem die Norddeutsche Seewarte 1868 startete, ist
heute ein Gebäudeteil des Hotels Hafen Hamburg. Detlev Majewski nimmt
die Gäste mit auf eine Zeitreise - denn wie das Wetter wird,
interessierte die Menschen schon immer.

- 2.)
"Meeresforschung im Wandel - von Flaschenposten, Forschungsschiffen
und Robotern",

Prof. Dr. Martin Visbek (Helmholtz-Zentrum für Ozeanforschung Kiel)


Donnerstag, 30. August 2018, 19.00 Uhr

Segelschiff Rickmer Rickmers, St. Pauli Landungsbrücken, Brücke 1,
20359 Hamburg

Das Segelschiff Rickmer Rickmers ist eines von vielen Schiffen, das
für die Seewarte Wetterbeobachtungen durchführte und das auch
meteorologische Journale zulieferte.

- 3.)
"Beeinflussen die Pflanzen das globale Klima? - Von der Köppenschen
Klimaformel zur modernen Klimamodellierung", 

Prof. Dr. Martin Claußen (Max-Planck-Institut für Meteorologie
Hamburg)

Donnerstag, 27. September 2018, 20.00 Uhr

Stavenhagenhaus, Frustbergstraße 4, 22453 Hamburg

Das Stavenhagenhaus befindet sich im Stadtteil Hamburg-Groß Borstel.
Hier eröffnete Wladimir Köppen, Leiter der meteorologischen Abteilung
der Deutschen Seewarte, 1903 die so genannte Drachenstation. Mithilfe
von Drachen wurden erste Höhensondierungen vorgenommen.

- 4.)
"Sturmfluten in Hamburg", 

Dr. Sylvin Müller-Navarra (BSH Hamburg)

Sonntag, 18. November 2018, 19.00 Uhr

Jugendherberge auf dem Stintfang, Panoramalobby, Alfred-Wegener-Weg 5,
20459 Hamburg

(Vor dem Vortrag besteht die Möglichkeit, die Grundmauern der
Deutschen Seewarte zu besichtigen.)

Die heutige Jugendherberge auf dem Stintfang steht auf den Grundmauern
des Gebäudes der Deutschen Seewarte, das 1881 im Beisein von Kaiser
Wilhelm I eingeweiht und im April 1945 durch einen Bombentreffer
zerstört wurde.

Norddeutsche Seewarte

Am 1. Januar 1868 eröffnete Wilhelm Ihno Adolf von Freeden, der Rektor
der Großherzoglich Oldenburgischen Navigatonsschule in Elsfleth, die
Norddeutsche Seewarte. Ozeanische Reisen sollten sicherer und kürzer
werden. Die Erforschung des Wetters und der Strömungen auf den
Weltmeeren begann. Bald entwickelten sich an der Norddeutschen, später
Deutschen Seewarte Wissenschaften wie die Ozeanographie und
Meteorologie und ein umfangreicher maritimer Dienstleistungsbereich.
Diesen nehmen heute das Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie
(BSH) und der Deutsche Wetterdienst (DWD) wahr.

Bis zum 31. August 2018 ist im Internationalen Maritimen Museum
Hamburg (IMMH) noch die Sonderausstellung "Über Wasser - Unter Wasser"
zu sehen, die gemeinsam von DWD und BSH konzipiert wurde. Mehr
Informationen zum Jubiläum "150 Jahre Norddeutsche Seewarte" finden
Sie unter www.bmvi.de/seewarte.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung, 05.06.2018

Bundesamt für Seeschifffahrt und Hydrographie (BSH)

Presse / Öffentlichkeitsarbeit

Bernhard-Nocht-Straße 78, 20359 Hamburg

Tel.: 040/31 90-10 10, Fax: 040/31 90-50 00

Internet: www.bsh.de
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EUROPA/184: Dämme und Dünger gefährden Europas Gewässer (DNR EU)


Deutscher Naturschutzring (DNR)

Dachverband der deutschen Natur-, Tier- und Umweltschutzorganisationen
e.V. 
 EU-Koordination

EU-News - 03.07.2018 / Wasser & Meere

Dämme und Dünger gefährden Europas Gewässer



Ein neuer Bericht der Europäischen Umweltbehörde (EEA) zum Zustand von
Gewässern zeigt: Wasserkraft hat die schädlichsten Effekte, dicht
gefolgt von Dünger und Pestiziden aus der Agrarindustrie.

Laut Bericht "Europäische Gewässer - Beurteilung des Zustands und der
Belastungen 2018" verbesserte sich die Umweltqualität vieler Seen,
Flüsse, Küstengewässer und des Grundwassers in Europa in den letzten
Jahrzehnten. Dennoch bestehen ernsthafte Bedrohungen für deren
langfristige Gesundheit.


	40 Prozent aller Gewässer seien durch Wasserkraftprojekte (Dämme, Deiche), Landgewinnung und durch die Veränderung des natürlichen Verlaufs stark beeinträchtigt.

	38 Prozent von Flüssen, Seen, Küstengewässern und Grundwasser sind durch Stickstoff, Phosphat sowie von Pestiziden verschmutzt. Schuld trage hauptsächlich die industrielle Landwirtschaft.

	Eine große Mehrheit der europäischen Gewässer erfüllt nach wie vor nicht das in der EU angestrebte Minimalziel des "guten Zustands".



Der am Dienstag veröffentlichte EEA-Bericht ist der zweite seit 2012
und ergänzt einen Bericht der EU-Kommission, in dem bewertet wird,
inwieweit die Mitgliedstaaten die Wasserrahmen-Richtlinie (WRRL)
einhalten.

Die "Living Rivers Coalition" (Koalition Lebendige Flüsse) schließt
aus den Ergebnissen, dass die EU-Mitgliedstaaten die EU-WRRL nicht
umsetzen. Es fehle finanzielle Unterstützung. Und das
Verursacherprinzip finde keine Anwendung. Der BUND kritisierte, dass
Deutschland bei der Gewässerqualität europaweit auf dem drittletzten
Platz liegt. Nur 8,4 Prozent der deutschen Gewässer seien in einem
guten ökologischen Zustand. "Die katastrophalen Zahlen zeigen:
Deutschland muss Gewässerschutz endlich ernst nehmen und die
Wasserrahmenrichtlinie konsequent umsetzen. Es wurde zu lange
weggesehen, wenn Industrie und Landwirtschaft auf Kosten unseres
Wassers gewirtschaftet haben. Das Problem wurde verschleppt. Notwendig
sind mehr Geld, mehr Personal und vor allem der politische Wille,
unser Wasser zu schützen", so Christoph Heinrich, Vorstand Naturschutz
beim WWF Deutschland. Heinrich fordert daher den Erhalt der
Wasserrahmenrichtlinie als wichtigstes Instrument für den Schutz der
Gewässer in Europa. Fristverlängerung oder gar eine Aufweichung
bezeichnete er als "absolut kontraproduktiv und gefährlich".

Zum bevorstehenden Fitness-Check der WRRL im Herbst 2018 veranstaltet
das deutsche WRRL-Verbändeforum einen zweitägigen Workshop. Dieser
findet vom 31. August bis 1. September in Bonn statt. [aw]



EEA-Bericht 

https://www.eea.europa.eu/de/highlights/die-europaeischen-gewaesser-werden-sauberer

WRRL-Verbändeforum

https://www.wrrl-forum.de/

Reaktion des Europäischen Umweltbüros

http://eeb.org/more-action-needed-to-clean-up-rivers-and-lakes-eu-environment-agency-report/

Reaktion BUND

https://www.bund.net/service/presse/pressemitteilungen/detail/news/eu-wasserreport-bestaetigt-deutschlands-gewaesser-sind-in-einem-oekologisch-kritischen-zustand/

Reaktion WWF

https://www.wwf.de/2018/juli/deutschlands-wasserproblem/

 * 

Quelle:

EU-News, 03.07.2018

Deutscher Naturschutzring e.V. (DNR)

EU-Koordination

Marienstraße 19-20, 10117 Berlin

E-Mail: eu-info@dnr.de

Internet: www.eu-koordination.de



veröffentlicht im Schattenblick zum 11. Juli 2018 


Zurück zum Inhaltsverzeichnis





[image: Schattenblick Logo]





INFOPOOL / UMWELT / WASSER





EUROPA/183: Die europäischen Gewässer werden sauberer, aber große Herausforderungen bleiben bestehen (EUA)


Europäische Umweltagentur - 3. Juli 2018

Die
europäischen Gewässer werden sauberer, aber große Herausforderungen
bleiben bestehen



Trotz der Fortschritte in der Verbesserung der Umweltqualität vieler
Seen, Flüsse, Küstengewässer und des Grundwassers in Europa in den
letzten Jahrzehnten bestehen weiterhin ernsthafte Bedrohungen für
deren langfristige Gesundheit. Top Ursachen sind Umweltverschmutzung,
Bauobjekte wie Dämme, und übermäßige Wasserentnahme, so ein Bericht
über die Wasserqualität der Europäischen Umweltagentur (EUA), der
heute veröffentlicht wurde. Eine große Mehrheit der europäischen
Gewässer erfüllt nach wie vor nicht das in der Europäischen Union
angestrebte Minimalziel des 'guten Zustands'.

"Wir müssen die Bemühungen verstärken, damit unsere Gewässer so
 sauber und robust sind, wie sie sein sollten - unser Wohlbefinden
 und die Gesundheit unserer wichtigen Wasser- und Meeresökosysteme
 hängen davon ab. Dies ist für die langfristige Nachhaltigkeit
 unserer Gewässer und für das Erreichen unserer langfristigen Ziele
 einer guten Lebensqualität innerhalb der Grenzen unseres Planeten
 von entscheidender Bedeutung."

 Hans Bruyninckx, Exekutivdirektor der EUA.



Die EU-Mitgliedstaaten haben deutliche Anstrengungen zur Verbesserung
der Wasserqualität unternommen, u.a. durch Verbesserung der
Abwasserbehandlung und Senkung der Einleitung von Schadstoffen aus dem
Ackerland, heißt es im Bericht der Europäischen Umweltagentur
'Europäische Gewässer - Beurteilung des Zustands und der Belastungen
2018'[1]. Es wurden zudem Maßnahmen ergriffen, um Passagen für wandernde
Fische zu schaffen und degradierte aquatische Ökosysteme
wiederherzustellen.

Während die europäischen Grundwasserkörper, wie Grundwasserleiter, in
den meisten Fällen eine gute Qualität aufweisen, erreichen nur 40% der
überwachten Seen, Flüsse, Mündungsgebiete und Küstengewässer die
Mindestanforderungen der EU-Wasser-Rahmenrichtlinie [2] mit einem 'guten'
oder 'sehr guten' ökologischen Zustand im Überwachungszeitraum
2010-2015, so der Bericht. Die letzte Bewertung der Europäischen
Umweltagentur im Jahr 2012 stellte ein ähnliches Maß an Gewässern mit
'gutem' oder 'sehr gutem' ökologischem Zustand fest. Der EUA-Bericht
untersuchte auch den quantitativen Zustand und die übermäßige Entnahme
des Grundwassers in Europa sowie den allgemeinen chemischen Zustand
der Gewässer.

Der EUA-Bericht enthält eine aktualisierte Qualitätsbewertung für über
130.000 Oberflächen- und Grundwasserkörper auf Basis gemeldeter Daten
für den Zeitraum 2010 bis 2015, die im Rahmen von mehr als 160
sogenannten Bewirtschaftungsplänen für die Einzugsgebiete [3] von den
EU-Mitgliedstaaten überwacht werden,.

"Dank der Umsetzung der europäischen Rechtsvorschriften in den
Mitgliedstaaten verbessert sich die Qualität der europäischen
Binnengewässer allmählich, aber es muss noch viel mehr getan werden,
bevor alle Seen, Flüsse, Küstengewässer und Grundwasserkörper sich in
einem guten Zustand befinden. Die Bekämpfung der Verschmutzung aus der
Landwirtschaft, der Industrie und den Haushalten erfordert gemeinsame
Anstrengungen aller Wassernutzer in ganz Europa", sagte Karmenu Vella,
EU-Kommissar für Umwelt, Maritime Angelegenheiten und Fischerei.

"Wir müssen die Bemühungen verstärken, damit unsere Gewässer so sauber
und robust sind, wie sie sein sollten - unser Wohlbefinden und die
Gesundheit unserer wichtigen Wasser- und Meeresökosysteme hängen davon
ab. Dies ist für die langfristige Nachhaltigkeit unserer Gewässer und
für das Erreichen unserer langfristigen Ziele einer guten
Lebensqualität innerhalb der Grenzen unseres Planeten von
entscheidender Bedeutung", sagte Hans Bruyninckx, Exekutivdirektor der
EUA.

Der EUA-Bericht über die Wasserqualität ist der zweite seit 2012. das
Wissen über die europäischen Gewässer ist seither beträchtlich
gewachsen und hat zu einem besseren Verständnis des Zustands und der
Probleme, die zum Nichterreichen eines 'guten Zustands' führen, sowie
der umgesetzten Maßnahmen für eine Verbesserung geführt. Der Bericht
der EUA ergänzt einen bevorstehenden Bericht der Europäischen
Kommission, in dem bewertet wird, inwieweit die Mitgliedstaaten die
Wasserrahmenrichtlinie einhalten. Die Richtlinie stellt einen Rahmen
für die Bewertung, Verwaltung, den Schutz und die Verbesserung der
Wasserqualität in der gesamten EU auf. Sie verpflichtet die
Mitgliedstaaten, Bewirtschaftungspläne für die Einzugsgebiete (RBMP)
sowie ein Programm von Maßnahmen zur Verbesserung der Wasserqualität
auszuarbeiten.

Weitere wichtige Ergebnisse

• Im Vergleich zu Oberflächengewässern weisen Grundwasserquellen
in der Regel den besten Zustand auf. Ein guter chemischer Zustand
wurde für 74% des Grundwassers erreicht, während 89% des Grundwassers
einen guten quantitativen Zustand aufweisen. Die Gründe für das
Nichterreichen der Minimalziele lagen hauptsächlich in der
Verunreinigung des Wassers durch Nitrate aus der Landwirtschaft, dem
Eindringen von Salz und dem Eindringen von gefährlichen Chemikalien
aus verunreinigten Standorten (z. B. Industrie- und Bergbauanlagen
oder Abfalldepots).

• Nordskandinavien, der Norden Großbritanniens (Schottland) und
Estland sowie die Slowakei, Rumänien, und mehrere
Flussgebietseinheiten im Mittelmeerraum weisen einen hohen Anteil von
Oberflächenwasserkörpern in sehr gutem oder gutem ökologischem Zustand
auf. Im Gegensatz dazu ist der Anteil von Wasserkörpern, die einen
guten ökologischen Zustand nicht erreichen, in vielen der
mitteleuropäischen Einzugsgebiete mit höherer Bevölkerungsdichte und
intensiverer Landwirtschaft am höchsten.

• Nur 38% der überwachten Seen, Flüsse und anderen
Oberflächenwasserkörper sind in einem guten chemischen Zustand - mit
Konzentrationen von Schadstoffen, die die Umweltqualitätsstandards der
EU nicht überschreiten.

• In den meisten Mitgliedstaaten sind einige wenige Stoffe für
den schlechten chemischen Zustand verantwortlich, am häufigsten ist
dies Quecksilber. Einst weit verbreitet in Thermometern, Batterien und
Farben, wird Quecksilber weiterhin in Wasserproben nachgewiesen,
gefolgt von Kadmium, das in Phosphat-Düngemitteln und bei der
Metallproduktion zum Einsatz kommt.

• Die Wasserrahmenrichtlinie und die Bewirtschaftungspläne haben zu
einer deutlichen Verbesserung der Wassermanagements in der EU
beigetragen. Zahlreiche Mitgliedstaaten haben in bessere ökologische
und chemische Überwachungsprogramme investiert, wobei sie mehr
Standorte überwachten, mehr Qualitätselemente prüften und eine größere
Zahl von Chemikalien analysierten. Dies führte zu einer höheren
Verfügbarkeit von Informationen und bietet ein viel besseres
Verständnis in Bezug auf Zustand der Wasserkörper und den Belastungen,
denen sie ausgesetzt sind. Die Wasserrahmenrichtlinie hat außerdem
dazu geführt, dass in allen EU-Mitgliedstaaten erhebliche
Anstrengungen unternommen wurden, um die Quellen von
Umweltverschmutzung durch Landwirtschaft, Industrie und Haushalte zu
reduzieren. Zudem trug sie dazu bei, dass die Bemühungen um einen
natürlicheren Lauf der Flüsse sowie zur Beseitigung von Hindernissen
für die Fischwanderung, zur Schaffung eines Nutzens für die Natur und
zum Schutz vor Überschwemmungen verstärkt wurden.

Wasserqualitätsziele der EU

Die Erreichung eines guten Zustands bedeutet die Einhaltung bestimmter
Standards in den Bereichen Umweltschutz, Chemie und Wassermenge. Der
ökologische Zustand ist der beste Gesamtindikator dafür, wie gesund
ein Wasserkörper ist. Er berücksichtigt, wie sich Umweltverschmutzung,
Lebensraumzerstörung, Klimawandel und andere Belastungen, wie die
Anzahl künstlicher Stauseen, auf die Qualität des Wassers auswirken.

Zu den Hauptbelastungen, die die Fortschritte bei der Erfüllung der
EU-Ziele behindern, gehören Hindernisse wie Dämme, Landgewinnung und
Kanalisierung, die den Fluss- oder Bachlauf verändern,
unterschiedliche Verschmutzungen, etwa durch landwirtschaftliche
Betriebe und Verschmutzung aus Punktquellen, wie etwa die Ableitung
von Abwässern aus der Kanalisation. Die hauptsächlichen Auswirkungen
auf die Oberflächenwasserkörper sind Nährstoffanreicherung, chemische
Verschmutzung und veränderte Lebensräume aufgrund von morphologischen
Veränderungen.

Überwachung und Berichterstattung sind die wichtigsten Werkzeuge für
die Klassifizierung der Gesundheit der EU-Gewässer. Die
EU-Mitgliedstaaten definieren den Zustand anhand einer Skala aus den
Bewertungen 'sehr gut', 'gut', 'mäßig', 'unbefriedigend' und
'schlecht' für Oberflächengewässer und zwei Klassen, 'gut' oder
'unbefriedigend', für das Grundwasser. Die Überwachung soll die
Wirksamkeit der eingeleiteten Maßnahmen zur Säuberung der Gewässer
verfolgen und zum Erreichen des EU-Ziels 'guter Zustand' beitragen.

Die EU-Mitgliedstaaten befinden sich derzeit im zweiten Überwachungs-
und Berichtszyklus (2015-2021) gemäß der EU-Wasserrahmenrichtlinie.
Dieser Zyklus umfasst 89.000 Flüsse, 18.000 Seen, 13.000
Grundwasserkörper und 3.600 Küsten- und Mündungsgewässer. Die
Berichterstattung aus Griechenland, Irland, Litauen und Teilen von
Spanien konnte nicht in den Bericht aufgenommen werden.



[1] https://www.eea.europa.eu/publications/state-of-water

[2] http://ec.europa.eu/environment/water/water-framework/index_en.html

[3] http://ec.europa.eu/environment/water/participation/map_mc/map.htm

URL: https://www.eea.europa.eu/de/highlights/die-europaeischen-gewaesser-werden-sauberer
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ERSTAUFLAGE/960: Inhaltliche Zusammenfassung von Nr. 2966 (SB)


Michelle Stern

Sektor X

Perry-Rhodan-Heft Nr. 2966



Kleingalaxis Cetus, Sternenring Tson

Atlan, Klem, Florence Hornigold, Tamareil und Nisg sind mit einem
Beiboot der WOODES ROGERS auf dem Weg zu dem Mond, den die Nodhkaris
als Sperrgebiet ausgewiesen haben. Über diesen Sektor X, wie die Lee
ihn nennen, kennt man nur Gerüchte. Der Pikodh Bough, ein Erforscher
und Erkunder der Nodhkaris, soll sich dort aufhalten.

Nachdem sie unbemerkt auf dem Mond gelandet sind und das Beiboot unter
einem Tarnfeld verborgen haben, machen sich die Fünf mit
Antigrav-Scheiben auf den Weg, die Umgebung zu erkunden und nach dem
Silo zu suchen, das ES hier angelegt hat. Für den Lee Nisg ist es ein
großes Abenteuer, den Mond zu betreten. Er findet einen unterirdischen
Zugang in eine kristalline Ruine, die wie ein riesiger
zusammengefalteter Amboß aussieht. Der ganze Mond scheint von solch
seltsamen Bauten bedeckt zu sein.

Es gibt Lee auf dem Mond, die für die Nodhkaris arbeiten. Sie sind in
Kleinflugzeugen, sogenannten Lassira-Maschinen, unterwegs. Als eine
davon das Versteck der fünf Eindringlinge passiert, übernimmt die
Pedotransfererin Tamareil den Piloten Haurrigh. Aus seinen
Erinnerungen erfährt sie, daß Bough an gut erhaltenen Artefakten der
sogenannten Abgedankten interessiert ist, von denen die Lee nicht
einmal wissen, wer das sein soll. Sie durchsuchen die Gänge und Räume
unter den Kristallgebilden und liefern alles ab, was sie finden
können.

Es gibt zwei kugelartige Wesen, die ständig über der Oberfläche des
Mondes schweben und beobachten, was dort geschieht. Es sind
Restbestände einer Zivilisation, die Cetus vor langer Zeit bereist
hat. Atlans Extrasinn fällt auf, daß die beiden Kugeln kreisförmig um
ein unsichtbares Zentrum, das dicht an einem hölzernen Turm liegt,
schweben. Wenn man sich dem Turm nähert, hat man den Wunsch
umzukehren. Atlan, der mentalstabilisiert ist, kann den Kurs halten.
Dann jedoch droht das Fluggerät abzustürzen, mit dem sie unterwegs
sind. Sie müssen landen und gehen zu Fuß weiter auf das Zentrum zu.
Das Amulett, das bislang den Weg gewiesen hat, zeigt in der Nähe des
Turms nun nichts mehr an.

Ein Schutthaufen aus hölzernem, metallenem und keramischem Gerät weckt
Atlans Interesse. Als Tamareil etwas aufhebt, löst sie einen
Mechanismus aus. Silberne Tentakel schnellen aus der Erde und wickeln
sich um sie. Sie senden bläuliche Energie aus, die sogar die
Schutzschirme der Anzüge zusammenbrechen läßt.

Der Angriff endet, als Klem mit seinem Amulett zufällig eine im Schutt
liegende menschengroße Puppe berührt, die darauf zum Leben erwacht. Es
ist der von ES erschaffene Androide Khon, ein Äquivalent zu Homunk.
Allerdings ist Khon - genauso wie der Proto-Eiris-Silo auf diesem Mond
- unfertig.

Als Atlan Khon die Frage stellt, was es mit den Silos auf sich hat,
verwandelt sich der Androide wieder in einen leblose Puppe. Sofort
greifen die Eitiden, wie Tamareil die Tentakel nennt, wieder an. Klem
versucht verzweifelt, Khon mit dem Amulett wiederzubeleben - aber
erfolglos. Die Eitiden gehen auf Hornigold und Tamareil los, während
sie bei Klem und Atlan innehalten. Plötzlich kommt Khon doch wieder zu
sich und der Angriff endet. Stolz erzählt der Androide, daß er den
hölzernen Turm selbst gebaut habe, weil er Kunst so sehr liebe. Da er
es mit einem Träger eines Amuletts wie auch mit einem Ritter der Tiefe
zu tun hat, ist er bereit, über die Silos Auskunft zu geben. Es gibt
insgesamt vier hinter Diffusorfeldern verborgene Silos in Cetus. Diese
enthalten eine besondere Form von Eiris, die sogenannte Proto-Eiris.
Sie muß für ihren Einsatz aktiviert und programmiert werden, um die
Mächtigkeitsballung wieder zu fluten.

Die Programmierung kann nur Wanderer tätigen und die dann
programmierte Eiris nur von einer Superintelligenz freigesetzt werden.
Nur ES, eine andere dazu bestimmte Superintelligenz oder zwei
Personen, die eine Ritteraura tragen, können die Proto-Eiris
aktivieren. Offensichtlich soll GESHOD diese Superintelligenz sein. ES
hat mit GESHOD einen möglichen Nachfolger erwählt und das in möglichst
großer Entfernung zu seiner Mächtigkeitsballung. Damit ist
gewährleistet, daß, wenn dort etwas Gravierendes geschieht, GESHOD
nicht betroffen sein wird und eingreifen kann. Sie ist allerdings viel
zu jung, denn der Abfluß der Eiris von ES ist zu früh erfolgt. Erst in
fünfzig- bis hunderttausend Jahren würde GESHOD ihre Aufgabe erfüllen
können.

Als Atlan bereits zu der Meinung gelangt, es sei vollkommen zwecklos,
sich um die Silos zu kümmern, da es weit und breit nur einen Träger
der Ritteraura gibt und GESHOD für eine Freisetzung der
Proto-Eiris ohnehin nicht infrage kommt, weist der Extrasinn ihn
darauf hin, daß sich ES sicher etwas dabei gedacht hat, dem Klem-Clan
das Amulett zukommen zu lassen. Möglicherweise handelt es sich dabei
um einen weiteren Notfallplan.

Aber selbst wenn Atlan einen Weg finden sollte, die Proto-Eiris zu
programmieren, wüßte er nicht, auf was genau. Khon meint, ES würde
diese Entscheidung den Menschen überlassen. Sie könnten den Weg gehen,
den sie wählen und wären keine Erfüllungsgehilfen eines wie auch immer
gearteten Willens von ES.

Wenn es gelänge, das Silo zu öffnen und die Proto-Eiris zu
programmieren und freizugeben, könnte ein Sperrvermerk erwirkt werden.
Das heißt die Bereiche der Mächtigkeitsballung, die von der so
programmierten Eiris geflutet werden, wären für den Zugriff einer
Superintelligenz blockiert. Vermutlich sogar für ES.

Die Proto-Eiris reicht aber nicht aus, um die gesamte
Mächtigkeitsballung zu fluten, sondern nur die Milchstraße, Cetus und
Andromeda. ES möchte die Menschheit nicht manipulieren. Es steht ihr
auch frei, sich der Proto-Eiris nicht zu bedienen und die
Mächtigkeitsballung für andere Superintelligenzen freizuhalten, die
durch das Machtvakuum angezogen werden. Dann könnten die Menschen mit
denen in Verhandlung treten.

Während Atlan diese Entscheidungsfreiheit als Last empfindet,
argumentiert der Extrasinn, dies sei eine Chance. Doch Atlan denkt an
den prophezeiten Weltenbrand. Vielleicht hat dieser mit einer anderen
Superintelligenz zu tun. Von Atlans Entscheidung hängt möglicherweise
der Fortbestand des Lebens in einer ganzen Galaxis ab.

Khon verlangt Klems Amulett, das dieser nur widerwillig herausgibt.
Der Androide hält das Tribar in die Höhe, woraufhin aus seinem Arm
blaues Licht strömt, in dem das Tribar zu schweben beginnt. Es
verwandelt sich in ein Penrose-Prisma, etwas, das es im
dreidimensionalen Raum eigentlich nicht geben kann und das einen
Zugang zu einem anderen Ort schafft. Khon, Atlan, Klem und Nisg gehen
hindurch und gelangen so zum Silo. Florence Hornigold und Tamareil
bleiben zurück, um den Zugang zu sichern. Sie sind von Khon darauf
eingeschworen worden, das Tribar auf gar keinen Fall zu berühren,
sonst würden sie entweder sterben oder den Verstand verlieren.
Zwischen den Wänden des Zugangs treiben schwarz-weiße Flocken. Khon
verkündet, die Diabase des Tribars stünde offen und die Querung sei
passierbar.

Die Querung zu begehen ist, wie über einer eisgrauen Ebene zu schweben
und auf tote Städte hinabzusehen, die sich dem Blick entziehen.
Irgendwann erreichen die Vier ihr Ziel, das Silo, bei dem es sich um
ein unfertig wirkendes Gebäude handelt, das gleichsam majestätisch und
bedrohlich wirkt. Atlan spürt eine unglaubliche Vitalität, die von dem
Silo ausgeht. Es ist geballte Energie. Khon schafft einen Eingang,
indem er die Hand auf die Oberfläche des Bauwerks legt.

Atlan möchte eine Probe der Proto-Eiris mitnehmen, um sie dem
Galaktikum als Beweis vorzulegen. Das Parlament soll dann entscheiden,
was damit zu geschehen hat. Khon übergibt ihm eine winzige Probe, die
in seinem Zellaktivator gespeichert wird.

Der Lee Pond, der für den Nodhkari Alverdh arbeitet, weiß, daß Nisg
einen Leemagh bei sich trägt - einen aus der Wirbelsäule eines
verstorbenen Lee gefertigten Stock. Viele Leemaghs haben eine
spezielle Ortungsvorrichtung, über die sie wiedergefunden werden
können, wenn man sie verliert. Die meisten Besitzer wissen gar nicht,
daß diese Ortungsvorrichtung sogar dann genutzt werden dann, wenn sie
inaktiv ist. Auf diese Weise kann Alverdh Nisg aufspüren - und damit
Atlan.

Von innerhalb des Silos sehen Atlan, Klem, Nisg und Khon wie Alverdh
mit seinen Lee-Söldner den Turm zerstört. Sie kehren durch das Tribar
zurück und müssen schleunigst in Deckung gehen. Als sie das direkte
Umfeld des Turms verlassen, sind sie zwar immer noch unsichtbar, aber
ortbar und Alverd verfolgt sie. Klem kann sein Amulett nicht erreichen
und mitnehmen, doch Khon versichert ihm, er werde es wiederbekommen.

Die Eitiden stellen sich den Angreifern entgegen. Als Alverdh
versucht, das schwebende Tribar zu ergreifen, kommt es zu einer
Energieentladung, die den Nodhkari erstarren läßt. Er kann sich nicht
gegen die Eitiden wehren, die ihn unter die Erde zerren und wenig
später leblos wieder ausstoßen. Seine Leiche zerfällt zu Staub. Das
stachelt die Lee-Söldner noch mehr an, anzugreifen. Als es Khon zu
bunt wird, beschließt er, das Ganze zu beenden. Er schließt die Augen
und ruft eine unsichtbare Welle hervor, die den Angreifern
entgegenweht und sie so in Angst versetzt, daß sie fliehen.
Pond, dem bewußt wird, daß er durch Alverdhs Tod alle Privilegien
verlieren wird, schwört, sich an Atlan zu rächen.

Dieser will über Bough an Nadhnar, den Bhal des Sprosses ZOI,
herankommen, um so schnell wie möglich in die Milchstraße
zurückzukehren. Dazu übernimmt Tamareil den Lee-Piloten Haurrigh, der
seiner Vorgesetzten erklärt, ein besonderes Artefakt gefunden zu
haben, das er nur Bough persönlich geben will. Er zeigt ihr einen
abgetrennten Eitidenarm. Nachdem Haurrigh wieder er selbst ist,
erklärt Nisg ihm die Lage, wie sie tatsächlich ist. Sie werden
handelseinig. Für seine Mitarbeit erhält Haurrigh den Eitidenarm, den
er Bough verkaufen kann. Atlan, der dann dem Gespräch mit Bough
unsichtbar beiwohnt, gibt sich zu erkennen und bringt den Pikodh dazu,
ihm ein Holo-Gespräch mit Nadhnar zu ermöglichen.

Doch für diesen stellt Atlan eine Gefahr dar. Die Nodhkaris wollen die
Proto-Eiris für GESHOD sichern. Würde Atlan die Silos leeren, wäre für
die junge Superintelligenz nichts mehr übrig. Da sie eigentlich
potentielle Verbündete sind und der Moralische Kode durch das
Eiris-Vakuum gefährdet sein könnte, lehnt Nadhnar Atlans Ansinnen
nicht ab. Doch dann bekommt er von Pond eine gefälschte Aufnahme
zugespielt, die zeigt, wie Atlan Alverdh erschießt. Ein Mörder habe
nicht die moralische Befähigung, über die Zukunft der
Mächtigkeitsballung zu entscheiden, urteilt Nadhnar. Atlan und seine
Begleiter sollen verhaftet werden. Sie fliehen mit Haurrighs
Lassira-Maschine und werden von Pond verfolgt, der entschlossen ist,
Atlan zu töten.

Der gibt vor, sich zu ergeben. Sie landen in der Nähe eines
kristallinen Gebäudes und verschwinden in dessen Untergrund. Doch Pond
läßt das Gebäude bombardieren. Ein einstürzender Gang trennt Hornigold
und Nisg von Atlan, Klem und Tamareil. Während Hornigold und Nisg
unbehelligt zur WOODES ROGERS zurückkehren, gelingt es den drei
anderen, das Tribar zu aktivieren. Es erhält Kontakt zu einem anderen
Tribar, von dem ein Sog ausgeht, der auch Klems Amulett schließlich
mitreißt, nachdem Atlan, Klem und Tamareil die Querung durchschritten
haben.

10. Juli 2018
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AKTION/1427: Mönchengladbach - Offener Sonntag im TextilTechnikum am 15. Juli 2018


Am 15. Juli: Offener Sonntag im TextilTechnikum



Im TextilTechnikum werden die Zeugnisse der textilen Vergangenheit
Mönchengladbachs wieder lebendig. Eine einzigartige Maschinensammlung
zeigt die Entwicklung der Technik vom Handwebstuhl bis zum modernsten
Luftdüsen-Webautomaten.

Das TextilTechnikum im Monforts Quartier 31 lädt am Sonntag, 15. Juli,
von 13 bis 17 Uhr zur Besichtigung der historischen Ausstellung ein.
Wie an jedem dritten Sonntag im Monat werden ausgewählte Maschinen
vorgeführt. Diesmal stehen die Webstühle der Viersener
Textilmaschinenfirma S. Lentz im Fokus der Führung. Dabei wird der
Tuchwebstuhl Lentz HBS III in Betrieb genommen. Außerdem können die
BesucherInnen sehen wie in früheren Jahrhunderten Flachs versponnen
und Leinen gewebt wurde. Simone Friedrich und Textiltechniker Holger
Hellwig zeigen, wie mechanische Webstühle die Technik revolutionierten
und die Handweberei verdrängten.

Darüber hinaus führt Bekleidungsingenieur Günther Kohtz das Umnähen
der Rohware von Stoffen zu Handtüchern mit den Aufhängern "Gewebt im
Museum Schloss Rheydt" vor. Seine Frau, Textilingenieurin Beate Kohtz,
beherrscht seit den 90er Jahren die Gestaltung von Stoffmustern auf
den frühen Mac PCs. Sie erläutert wie zum Beispiel Schottenkaros oder
karierte Hemdenstoffe in der Frühzeit der Personal-Computer gestaltet
wurden.

Der Eintritt kostet 5 Euro, ermäßigt 2,50 Euro.

Das TextilTechnikum ist montags bis freitags jeweils von 11 bis 15 Uhr
geöffnet.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Montag, 9. Juli 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle

Rathaus Abtei - 41050 Mönchengladbach
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AKTION/1426: Mageburg - Nächtliche Blüten in den Gruson-Gewächshäusern, 13.7. und 2.8.2018


Nächtliche Blüten in den Gruson-Gewächshäusern



Am 13. Juli und 2. August in der Schönebecker Straße

Exotische Pflanzen, die ihre spektakulären Blüten nur nachts öffnen,
stehen am 13. Juli und 2. August in den Gruson-Gewächshäusern im
Mittelpunkt. Darunter sind einige Kakteen und die Victoria-Seerose.
Die Gruson-Gewächshäuser in der Schönebecker Straße haben an den
beiden Tagen jeweils bis 22.30 Uhr geöffnet. Der letzte Einlass ist
22.00 Uhr.

Die südamerikanische Riesenseerose Victoria cruziana ist eine der
bemerkenswertesten Pflanzen in den Gruson-Gewächshäusern. Alljährlich
entwickelt sich innerhalb weniger Monate aus einem Samenkorn eine
riesige Pflanze, die mit ihren Schwimmblättern das 40 Quadratmeter
große Wasserbecken fast vollständig ausfüllt. Im Sommer entwickelt
sich etwa alle drei Tage eine sich nur für zwei Nächte öffnende Blüte.
Mit etwas Glück lässt sich an diesen Abenden dieses Naturwunder
beobachten - eine Garantie dafür gibt es allerdings nicht.

Ein Mitarbeiter der Gruson-Gewächshäuser gibt interessierten Besuchern
Erklärungen zu den nächtlichen Blüten und steht für Fragen zur
Verfügung. Es gelten die regulären Eintrittspreise der
Gruson-Gewächshäuser (3,50 Euro, ermäßigt 2,00 Euro).

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. Juli 2018

Landeshauptstadt Magdeburg, Büro des Oberbürgermeisters

Team Presse- und Öffentlichkeitsarbeit

Alter Markt 6, 39104 Magdeburg

Telefon: (03 91) 5 40 27 69, -2717

Fax: (03 91) 5 40 21 27

E-Mail: presse@magdeburg.de

Internet: www.magdeburg.de
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FESTE/2524: Wertheim - 51. Wertheimer Altstadtfest vom 27. bis 29. Juli


Live-Musik und DJs auf neun Bühnen

51. Wertheimer Altstadtfest vom 27. bis 29. Juli



Wertheim. Das Altstadtfest - ein Höhepunkt im Wertheimer
Veranstaltungskalender - findet von Freitag bis Sonntag, 27. bis 29.
Juli, statt. Bereits zum 51. Mal feiern die Wertheimer gemeinsam mit
Gästen das Fest in den Gassen und auf den Plätzen in der Innenstadt.
Leckereien, Verkaufsstände und vor allem Musik für jeden Geschmack
locken alljährlich Tausende von Besuchern an. Das
Veranstaltungskonzept ist wieder durch das Motto "Festival der
Vielfalt" geprägt. So gehören viel abwechslungsreiche Live-Musik auf
sieben und DJs auf zwei weiteren Bühnen beim Altstadtfest einfach
dazu.

Vielfältig ist auch das Angebot an Speisen und Getränken für den
großen und kleinen Hunger. Biere der verschiedenen regionalen und
überregionalen Brauereien, darunter wieder preisgekrönte, werden neben
verschiedenen alkoholfreien Getränkespezialitäten angeboten.
Kinderfahrgeschäfte in den Mainanlagen und rund 30 Markthändler in den
Gassen der Altstadt bereichern das bunte sommerliche Treiben.

Eröffnet wird das Fest am Freitag, 27. Juli, um 18 Uhr durch
Bürgermeister Wolfgang Stein. Auf der Bühne am Marktplatz leitet die
Nachwuchsband Teenitus ein, bevor die Party & Rock Coverband Crossfire
den Eröffnungsabend abrundet. Für die kleinen und großen Besucherinnen
und Besucher werden am Samstag ab 11 Uhr sowie am Sonntag ab 11 Uhr
Kinderattraktionen mit dem Zauberer Benini im Rathausinnenhof geboten.
Wie in den letzten Jahren öffnet der evangelische Kirchenbezirk in der
Kilianskapelle samstags und sonntags sein Afrika-Café.

Sauberkeit und Ordnung

Besonders groß geschrieben werden wieder Sauberkeit und Hygiene. Beim
Rundgang mit Abnahme der Stände werden Mitarbeiter der Feuerwehr und
des städtischen Ordnungsamtes besonders die Speise- und Getränkestände
genau begutachten und ein Augenmerk auf die Sicherheit und freie
Rettungswege legen.

Damit es keine Not bei der Notdurft für die Festbesucher gibt, werden
neben den öffentlichen Toiletten am Grafschaftsmuseum und in der
Tiefgarage "Main" mobile Toilettenwagen am Wenzelplatz, auf den
Parkplätzen in der Friedleinsgasse und am Busparkplatz "Spitzer Turm"
aufgestellt. Zudem stehen frei zugängliche Urinale/Pissoire in der
Münz- und Kapellengasse zur Verfügung. Wer bei der "Wildpinkelei"
erwischt wird, muss mit Strafen rechnen. Zusätzliche Sicherheitskräfte
und der gemeindliche Vollzugsdienst werden die "Wildpinkler" an Ort
und Stelle zur Kasse bitten.

Aktuelle Informationen und Hinweise auf besondere Programmhöhepunkte
gibt es im Internet unter www.altstadtfest-wertheim.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadtverwaltung Wertheim - Presse und Information

97877 Wertheim

Tel.: 09342/301-300 oder -301, Fax: 09342/301-503

E-Mail: pressestelle@wertheim.de
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KINO/5705: Mönchengladbach - Oscar prämierte Filme im zweiten Halbjahr VHS Programmkino ab 3.9.


Oscar prämierte Filme im zweiten Halbjahr VHS Programmkino



Ab dem 3. September geht das VHS Programmkino ins zweite Halbjahr. Ein
tolles Programm, das sicher viele am ersten Montag im Monat begeistern
wird.

Es läuft! So viel ist beim VHS Programmkino in Zusammenarbeit mit dem
Comet Cine Center in Mönchengladbach schon einmal sicher! Das erste
Halbjahr 2018 war so erfolgreich. Das sogar bald der Sprung in einen
größeren Kinosaal gewagt wird. Dann stehen statt bisher 120 insgesamt
170 Plätze zu Verfügung.

Im ersten Halbjahr waren einige Filme sogar so erfolgreich, dass es
Zusatztermine gab. So konnten dann doch noch Teile der Nachfragen
abgedeckt werden. Und sollte die weiter hoch bleiben, kann sich Markus
Brinkmann vom Comet Cine Center auch durchaus vorstellen, das
Programmkino noch auszubauen: "Erst einmal sind wir froh, dass es so
gut angenommen wird. Und letztlich bestimmen die Gäste darüber, ob wir
das Angebot ausbauen oder nicht. Wenn die Resonanz weiter so gut ist,
werden wir sicherlich in diese Richtung weiter überlegen."

Doch vorher gibt es auf jeden Fall in diesem zweiten Halbjahr 2018
schon mit jedem Film der gezeigt wird immer wieder ein eigenes
Highlight. Zwei Filme sind dabei unter anderem auf Wunsch von Frank
Füser, zuständig für die Öffentlichkeitsarbeit an der Volkshochschule,
mit aufgenommen worden: "Der erste Film dieses Halbjahres am 3.
September ,Das schweigende Klassenzimmer' habe ich mir gewünscht und
natürlich freue ich mich, dass wir den Film ,Score - Eine Geschichte
der Filmmusik' mit im Programm haben. Den werden wir dann
ausnahmsweise an einem Sonntag auch mit der VHS- Bigband im
Vorprogramm musikalisch begleiten. Gespielt wird natürlich Filmmusik."

Ansonsten sind auch jede Menge Oscar prämierte Filme mit dabei:

Anfang November gibt es 'Shape of Water - Das Flüstern des Wassers' zu
sehen. Ein Film, der sicher nicht nur Programmkino-Freunde begeistern
wird. Vor allem die Kostüme sind ein Hingucker im Film ,Der seidene
Faden', der Anfang Dezember auf dem Programm steht. Und ein besonderes
Portrait des Politikers Winston Churchill zeichnet der Film ,Die
dunkelste Stunde'. In präsentiert das VHS Programmkino am 1. Oktober.
Und der Film ,Der Himmel über Berlin' ist zwar ein Klassiker, aber
nicht nur wegen der neuen digitalen Bearbeitung in 4K einfach
sehenswert.

Die Termine für die Filme sind jeweils der erste Montag im Monat um 20
Uhr, mit Ausnahme des Films "Score". Der ist am Sonntag 7. Oktober um
12 Uhr zu sehen. Bereits ab 11 Uhr spiel dann die VHS Bigband Very Hot
Stuff.

Karten gibt es solange der Vorrat reicht für 7 Euro/Parkett und 9
Euro/Loge im Comet Cine Center und online unter
www.comet-cine-center.de . Informationen zu den Filmen gibt es aber
auch auf der Homepage der VHS unter www.vhs-mg.de.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Freitag, 6. Juli 2018

Stadt Mönchengladbach

Pressestelle
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TOUR/7256: Hanau - Führung durch die Innenstadt am 21. Juli 2018


Führung durch die Hanauer Innenstadt

Eine Führung der Tourist-Information Hanau am Samstag, 21. Juli



Von der Altstadt zur Neustadt führt diese 90minütige Tour durch die
Hanauer Innenstadt, die die Tourist-Information Hanau am Samstag, 21.
Juli, anbietet. Die Reise durch die Geschichte der Stadt mit
Stadtführerin Erika Deutsch beginnt im heutigen Schlossgarten und geht
weiter über den Schlossplatz zum Altstädter Markt, vorbei an der
Marien- und Johanneskirche zur ehemaligen Judengasse (heute
Nordstraße). In der Hanauer Neustadt führt die Route über den
Freiheitsplatz zum Neustädter Markt mit historischem Rathaus und dem
Nationaldenkmal der Brüder Grimm bis hin zur
Wallonisch-Niederländischen Kirche mit dem Denkmal des Grafen Philipp
Ludwig, dass dort zu Ehren des Neustadtgründers errichtet wurde.
Unterwegs erhalten die Teilnehmerinnen und Teilnehmer eine Fülle an
Informationen über Gründung und Geschichte der Stadt.

Treffpunkt ist um 14 Uhr vor dem Congress Park Hanau. Die Teilnahme
kostet sieben Euro für Erwachsene und für Kinder die Hälfte. Eine
Voranmeldung ist unbedingt erforderlich, da die Führung bei mangelndem
Interesse abgesagt wird. Anmeldung bei der Tourist-Information im
Hanauer Rathaus unter Telefon 06181-295 739 oder beim Hanau Laden am
Freiheitsplatz, Telefon 06181-427 78 99 oder per E-Mail an
touristinformation@hanau.de. Weitere Informationen über diese und
andere Stadtführungen unter www.hanau.de/tourismus.

 * 

Quelle:

Pressemitteilung von Dienstag, 10. Juli 2018

Stadt Hanau

Pressestelle

Am Markt 14-18, 63450 Hanau

E-Mail: Oeffentlichkeitsarbeit@hanau.de
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